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3

Vorwort

Sehr geehrte Interessentin,
sehr geehrter Interessent,

mit gutem Gefühl nachhaltig Geld anlegen – ökologisch wie wirtschaftlich. Dieses Ziel einer „doppelten  

Rendite“ verfolgen immer mehr Investoren. Eine Investition in Windenergie, insbesondere am Standort 

Deutschland, bietet sich hier geradezu an. Denn kein anderer europäischer Windmarkt ist etablierter, größer 

und älter. Windstrom ist die tragende Säule der Energiewende in Deutschland und auch im Energiemix  

der Zukunft wird die Windenergie eine zentrale Rolle übernehmen. Windkraft ist zudem ein bewährter  

regenerativer Energieträger – erneuerbar und umweltfreundlich mit einer etablierten Technologie.

Investieren wie die Profis

Politisch gewollt und mit Einspeisetarifen gefördert, wird von Jahr zu Jahr mehr Strom aus regenerativen  

Quellen gewonnen. Profi-Investoren haben die Chancen dieser Zukunftsenergien längst erkannt und richten 

ihre Portfolios verstärkt darauf aus. Nachhaltige Geldanlagen interessieren somit selbst kühle Rechner.

Attraktive Auszahlungen

Mit „RE09 Windenergie Deutschland“ haben auch Privatanleger die Möglichkeit, mittelbar von dem  

Wachstumsmarkt Erneuerbare Energien zu profitieren. Die Auszahlungen an die Anleger sind mit 6 Prozent p. a. 

prognostiziert. Die Laufzeit liegt bei geplanten rund sechs Jahren bzw. bis zum 31. Dezember 2023.

Solider Anbieter reconcept: 19 Jahre Windstrom-Erfahrung

Erneuerbare Energien sind unsere Leidenschaft und unsere Kernkompetenz. Seit Firmengründung im Jahr  

1998 hat die reconcept Gruppe 34 Energiebeteiligungen in den Markt gebracht – überwiegend Windenergie-

Investments. Finanziert wurden darüber insgesamt mehr als 200 Windkraftanlagen mit einer installierten 

Leistung von 362 Megawatt. Hieran haben sich Privatanleger mit rund 190 Mio. Euro Eigenkapital beteiligt.

Als Asset Manager verbinden wir grüne Sachwerte mit Investoren. Das heißt: reconcept kümmert sich um die 

Geldanlagen, aber auch um alle Belange rund um die erneuerbaren Energieanlagen – vom Ankauf über das 

laufende Controlling bis hin zum Exit, dem Verkauf der Anlagen.

Wir würden uns freuen, wenn auch Sie uns Ihr Vertrauen entgegenbringen, wir mit weiteren Windenergie

anlagen gemeinsam ein Stück Energiewende realisieren können und zusammen mit Ihnen den 

RE09 Windenergie Deutschland zum Erfolg führen.

reconcept consulting GmbH
Hamburg, im Juli 2017

Karsten Reetz			   Dennis Gaidosch
Geschäftsführer		  Geschäftsführer
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�Wichtige Hinweise �
und Prospektverantwortung

Beteiligungsgesellschaft/Emittentin
reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG

Sitz der Gesellschaft
Hamburg

Geschäftsanschrift der Gesellschaft
ABC-Straße 45, 20354 Hamburg
Telefon	 040 – 325 21 65 0
Telefax	 040 – 325 21 65 69
E-Mail		 info@reconcept.de

Handelsregister
Amtsgericht Hamburg HRA 119297

Anbieterin der Kapitalanlage/ 
Prospektverantwortung 
reconcept consulting GmbH

Sitz der Gesellschaft
Hamburg

Geschäftsanschrift der Gesellschaft
ABC-Straße 45, 20354 Hamburg
Telefon	 040 – 325 21 65 66
Telefax	 040 – 325 21 65 69
E-Mail		 info@reconcept.de

Handelsregister
Amtsgericht Hamburg HRB 123651

Hinweis gemäß § 7 Absatz 2 Vermögensanlagengesetz
Bei fehlerhaftem Verkaufsprospekt können Haftungsansprü-
che nur dann bestehen, wenn die Vermögensanlage während 
der Dauer des öffentlichen Angebotes, spätestens jedoch in-
nerhalb von zwei Jahren nach dem ersten öffentlichen Ange-
bot der Vermögensanlage im Inland, erworben wird.

Erklärung zur Prospektverantwortung
Die Angaben in diesem Prospekt sind das Ergebnis sorgfältiger Be-
rechnungen, Recherchen und Planungen auf der Grundlage der Ver-
träge und der gegenwärtig geltenden gesetzlichen Bestimmungen. 
Für den Inhalt des Prospektes sind nur die bis zum Datum der Auf-
stellung des Verkaufsprospektes bekannten und erkennbaren Sach-
verhalte maßgeblich.

Eine Haftung für den Eintritt der angestrebten Ergebnisse sowie für 
Abweichungen durch künftige wirtschaftliche, steuerliche und/oder 
rechtliche Änderungen wird nicht übernommen, soweit gesetzlich 
zulässig. 

Von diesem Verkaufsprospekt abweichende Angaben sind unbeacht-
lich, es sei denn, sie sind von der reconcept consulting GmbH schrift-
lich bestätigt worden. Ebenso haben mündliche Absprachen keine 
Gültigkeit.

Eine Haftung für Angaben Dritter für von diesem Verkaufsprospekt ab-
weichende Aussagen wird von der reconcept consulting GmbH nicht 
übernommen, soweit der Haftungsausschluss gesetzlich zulässig ist. 
Eine über die gesetzliche Prospekthaftung hinausgehende Haftung 
der reconcept consulting GmbH oder der Vertriebspartner (Anlage-
vermittler oder -berater, Banken oder Makler) ist ausgeschlossen. Die-
ser Haftungsausschluss erstreckt sich auch auf alle anderen Veröffent-
lichungen, insbesondere Werbematerialien oder im Zusammenhang 
mit den einzelnen Projekten vorgenommene Veröffentlichungen.

Der Verkaufsprospekt zu diesem Beteiligungsangebot kann kosten-
frei als Druckversion bei der Emittentin unter der o. g. Anschrift und 
den Geschäftskontaktdaten angefordert werden. Auf der Webpräsenz 
www.reconcept.de steht eine digitale Version zum Download bereit.

Die Prospektverantwortliche reconcept consulting GmbH mit Sitz in 
Hamburg übernimmt die Verantwortung für den Inhalt dieses Pros-
pektes und erklärt hiermit, dass ihres Wissens die Angaben richtig und 
keine wesentlichen Umstände ausgelassen sind.

Die Anbieterin hat bereits einen Verkaufsprospekt vom 15. Dezember 
2015 (Aufstellungsdatum) in der Fassung des Nachtrags Nr. 1 vom 
28.  Juli 2016 für die Vermögensanlage veröffentlicht, welcher nicht 
mehr gültig ist. Ein Verkaufsprospekt ist gemäß § 8a VermAnlG nach 
seiner Billigung zwölf Monate lang gültig, sofern er um die erforder-
lichen Nachträge ergänzt wird. Bei diesem Verkaufsprospekt handelt 
es sich demzufolge um einen Fortführungsprospekt für dieselbe Ver-
mögensanlage.

Prospektaufstellungsdatum: 27. Juli 2017

reconcept consulting GmbH

Karsten Reetz	 Dennis Gaidosch
Geschäftsführer	 Geschäftsführer
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Beteiligungsangebot �
im Überblick (Prognose)
Die Sachwertbeteiligung

Projekt „RE09 Windenergie Deutschland”

Beteiligungsgesellschaft (Emittentin) reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG, operativ tätig

Investitionsgegenstand Windenergieanlagen in Deutschland

Gesamtbetrag der  
angebotenen Vermögensanlage  
(Geplantes Emissionskapital)

Im Rahmen des öffentlichen Angebots, welches ursprünglich mit dem Verkaufprospekt vom 15. Dezember 2015 
(in der Fassung vom Nachtrags Nr. 1 vom 28. Juli 2016) begonnen und mit diesem Verkaufsprospekt fortgeführt 
werden soll,   beläuft sich der Gesamtbetrag der angebotenen Vermögensanlage auf EUR 14.000.000. Davon 
wurden Kommanditbeteiligungen in Höhe von insgesamt EUR 1.937.000 von Anlegern gezeichnet. Somit steht 
noch ein Betrag in Höhe von EUR 12.063.000 offen, der mit diesem Fortführungsverkaufsprospekt eingeworben 
werden soll.

Mögliche Erhöhung des Gesamt
betrages der angebotenen  
Vermögensanlage

Soweit Investitionen entsprechend den Investitionskriterien in weitere Windenergieanlagen möglich sind, kann 
die Komplementärin den Gesamtbetrag der angebotenen Vermögensanlage nach eigenem Ermessen der Ge-
schäftsführung erhöhen.

Zeichnungsfrist Die Zeichnungsfrist beginnt am ersten Werktag nach dem Tag der Veröffentlichung des Verkaufsprospektes und 
endet am 31. Dezember 2017.

Ende der Zeichnungsfrist Die Komplementärin kann durch Erklärung an die übrigen Gesellschafter das Angebot ohne weitere Vorausset-
zungen nach eigenem Ermessen der Geschäftsführung vorzeitig schließen und die Zeichnungsphase entspre-
chend verkürzen.

Geplantes  
Gesamtinvestitionsvolumen EUR 51.813.030

Geplante Eigen-/
Fremdkapitalquote

27,83 Prozent Eigenkapital/
72,17 Prozent Fremdkapital bezogen auf die Summe aus Eigenkapital (ohne Agio) und Fremdkapital.

Mindestzeichnungssumme EUR  10.000, höhere Beteiligungen müssen durch 1.000 ohne Rest teilbar sein, zzgl. 3  Prozent Agio. Gerät ein 
Anleger mit seinen Zahlungen für seine Kapitalanlage in Verzug, so hat die Komplementärin das Recht, seine Be-
teiligung auf den eingezahlten Betrag herabzusetzen. Darüber hinaus besteht keine Möglichkeit, Zeichnungen, 
Anteile oder Beteiligungen zu kürzen.

Geplante Laufzeit
der Vermögensanlage

Die Laufzeit der Vermögensanlage beginnt jeweils individuell mit Annahme der Zeichnung durch die Treuhän-
derin und endet für alle Anleger einheitlich frühestens mit Ablauf des 31. Dezember 2023 (Mindestlaufzeit), 
maximal bis zum 31. Dezember 2025. Die Laufzeit der Vermögensanlage beträgt daher individuell für jeden 
Anleger mehr als 24 Monate (§ 5a VermAnlG).

Veräußerung/Exit Verkauf der Vermögensgegenstände am Ende der geplanten Laufzeit zum 31. Dezember 2023, vorbehaltlich Ver-
längerung oder Weiterbetrieb über zweimal ein Jahr durch die Geschäftsführung bis längstens zum 31. Dezem-
ber 2025; Beteiligung der reconcept Gruppe am Gesamterfolg erst nach Erreichen eines Gesamtmittelrückflusses 
in Höhe von 152,12 Prozent vor Steuern.

Nachschusspflicht Es besteht keine Nachschusspflicht.

Stromvermarktung/Ertragsaussichten

Rechtliche Grundlagen Die in der Bundesrepublik Deutschland bestehende Förderung von Strom aus Erneuerbaren Energien ist im Er-
neuerbare-Energien-Gesetz („EEG2017“) geregelt, welches zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung in der Fassung 
vom 8. Juli 2016 gilt.

Fördersituation für Strom 
aus Windenergieanlagen

Für die geplanten Windenergieanlagen besteht die Verpflichtung zur Direktvermarktung. Die Erlöse setzen sich 
aus dem Vermarktungserlös für den Strom sowie der finanziellen Förderung nach EEG2017 (Marktprämie) zusam-
men. Die Höhe der Marktprämie ergibt sich aus einem im EEG2017 definierten Satz (anzulegender Wert) abzüg-
lich des durchschnittlichen Preises für Windstrom an der Strombörse (Referenzmarktwert Wind). Die Förderung 
nach dem EEG2017 unterliegt einer vom Datum der Inbetriebnahme und den Zubauzahlen von Windenergiean-
lagen an Land abhängenden Degression. Die prognostizierte Vergütung berücksichtigt eine Inbetriebnahme der 
Windenergieanlagen im September 2017 (siehe Seite 35 „Tarifsituation in Deutschland“).

Die Anbieterin geht im Rahmen der Prognoserechnung von einer Gesamtvergütung für den von den Wind-
energieanlagen erzeugten und eingespeisten Strom in Höhe von 7,86 ct/kWh über 20 Jahre aus. Die Vermark-
tungserlöse, die Höhe der Förderung sowie die Dauer der erhöhten Anschlussförderung stehen zum Zeitpunkt 
der Prospektaufstellung noch nicht fest (siehe Seite 18 f., „Wesentliche tatsächliche und rechtliche Risiken der 
Vermögensanlage“).

Geplante Auszahlungen in Prozent des Emissionskapitals (ohne Agio) vor Steuern bei unterstellten Prognoseannahmen

Geplante Auszahlungen Gemäß Planung wird eine laufende Auszahlung von 6 Prozent p. a. ab 2018 sowie zzgl. die Auszahlung des einge-
setzten Eigenkapitals im Jahr 2023 bei Veräußerung/Exit prognostiziert. Darüber hinaus wird für die Zeichnungs-
phase bis zum Zeitpunkt der Vollplatzierung ein Frühzeichnerbonus von 3 Prozent p. a. (zeitanteilig) ausgezahlt.

Geplanter Veräußerungserlös Durch den Verkauf der Windenergieanlagen wird ein Erlös von 85,32 Prozent der Herstellungskosten/Anschaf-
fungskosten erwartet; zum Ende des Prognosezeitraums ergibt sich hieraus eine Auszahlung von 104,27 Prozent 
des Emissionskapitals (ohne Agio).

Geplanter Gesamtmittelrückfluss 140,44 Prozent bei Beitritt zum 1. Dezember 2017 und  über eine Laufzeit der Beteiligungsgesellschaft bis zum 
31. Dezember 2023
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„RE09 Windenergie Deutschland“
Im Rahmen des vorliegenden Beteiligungsangebotes wird Anlegern 
die Möglichkeit geboten, in deutsche Windenergieprojekte zu inves-
tieren. Das Beteiligungsangebot konzentriert sich dabei ausschließ-
lich auf eine Investition im Zielmarkt Deutschland, der sich vor allem 
durch seine attraktiven und stabilen Rahmenbedingungen auszeich-
net. Die Anleger investieren mittelbar über die operativ tätige Beteili-
gungsgesellschaft in Windenergieanlagen. 

Bei der Realisierung von Investitionen in deutsche Windenergiepro-
jekte können Anleger durch die zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung geltende Fördersituation für Strom aus Windenergieanlagen, wie 
sie im EEG2017 geregelt ist, profitieren. Die Beteiligungsgesellschaft 
soll planungsgemäß nur Investitionen tätigen, die den Anforderun-
gen des EEG2017 und den weiteren in diesem Prospekt abgebildeten 
Investitionskriterien entsprechen.

Die Beteiligung der Anleger an der Emittentin erfolgt in der Währung 
Euro (EUR). 

Wirtschaftliches Konzept/
Gegenstand der Vermögensanlage
Das wirtschaftliche Konzept basiert auf der Annahme, dass die Be-
teiligungsgesellschaft in ein oder mehrere Windenergieprojekte in 
Deutschland investiert. Anlageobjekte sind noch zu errichtende oder 
zu erwerbende Windenergieanlagen, um nach der Errichtung bzw. 
dem Erwerb der Windenergieanlagen aus der Produktion von Strom 
Einnahmen zu erzielen. 

Die konkreten Windenergieprojekte bzw. Windenergieanlagen stehen 
zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung noch nicht fest. Es ist vorge-
sehen, dass die Beteiligungsgesellschaft schlüsselfertige Windparks 
erwirbt. Der Erwerb von Projektrechten und die anschließende Errich-
tung von Windparks ist auch zulässig. Die reconcept Gruppe ist zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung bereits mit verschiedenen Projekt-
partnern in intensiven Gesprächen, um mögliche geeignete Projekte 
für die Sachwertbeteiligungen anzubinden.

Das Beteiligungsangebot konzentriert sich ausschließlich auf eine In-
vestition im Zielmarkt Deutschland und soll prognosegemäß aus Wind-
energieanlagen und Komponenten namhafter Hersteller bestehen. Zur 
Sicherung der wirtschaftlichen Rahmenparameter müssen die Investi-
tionen jeweils die im Gesellschaftsvertrag der Beteiligungsgesellschaft 
festgelegten Investitionskriterien erfüllen. Eine genaue Beschreibung 
der zu erfüllenden Investitionskriterien ist in dem Kapitel „Investitions-
kriterien und Investitionsausschuss“, Seite 41 f., wiedergegeben.

Laufzeit der Gesellschaft
Die Laufzeit der Gesellschaft beginnt mit Gründung und endet grund-
sätzlich am 31. Dezember 2023. Die Geschäftsführung ist berechtigt, 
die Laufzeit der Gesellschaft durch schriftliche Erklärung an die Ge-
sellschafter mit Frist von drei Monaten vor dem jeweiligen Laufzeiten-
de zweimal um jeweils ein Jahr zu verlängern, mithin bis höchstens 
zum 31.  Dezember 2025. Das Gesellschaftsverhältnis kann von den 
Kommanditisten mit einer Frist von sechs Monaten jeweils nur zum 
Ende eines Geschäftsjahres ordentlich gekündigt werden, jedoch frü-
hestens zum Ende der Laufzeit gemäß § 1 Absatz 4 des Gesellschafts-
vertrages, das heißt frühestens zum 31. Dezember 2023 vorbehaltlich 
einer etwaigen Verlängerung der Laufzeit durch die Geschäftsfüh-
rung. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt hiervon 
unberührt.
 
Für die Vermögensanlage wurde bereits ein Verkaufsprospekt in der 
Fassung vom 15. Dezember 2015 am 23. Dezember 2015 veröffent-
licht sowie am 4. August 2016 der Nachtrag Nr. 1 vom 28. Juli 2016  
zum ersten Verkaufsprospekt. Auf Grundlage des ersten Verkaufspros-
pektes sind bereits Beitritte von Anlegern zur Beteiligungsgesellschaft 
als Treugeber erfolgt.

Steuerliche Grundlagen
Durch die Erzeugung von elektrischem Strom und dessen Verkauf er-
zielt die Beteiligungsgesellschaft Einkünfte aus Gewerbebetrieb. Den 
Anlegern werden die Einkünfte aus der Beteiligung entsprechend 
ihrer Beteiligungshöhe zugerechnet. Sie sind im Rahmen der Einkom-
mensteuererklärung des Anlegers zu erfassen und unterliegen der 
Einkommensteuer nach den persönlichen Verhältnissen. Die Beteili-
gungsgesellschaft ist Schuldnerin der Gewerbesteuer. Auf der Ebene 
der Beteiligungsgesellschaft gezahlte Gewerbesteuer kann grund-
sätzlich auf die Einkommensteuer der Anleger angerechnet werden.

Eine vollständige Erläuterung bezüglich der steuerlichen Behandlung 
des Beteiligungsangebotes ist im Kapitel „Steuerliche Grundlagen“ zu 
finden. 

Einzahlungen
Die Anleger leisten ihre Einzahlungen wie folgt: 100  Prozent zzgl. 
3  Prozent Agio sind innerhalb von zehn Tagen nach Mitteilung 
über die Annahme der Beitrittserklärung auf das Sonderkonto der 
reconcept Treuhand GmbH bei der Commerzbank AG zu überweisen:

IBAN: 	 DE03 2174 0043 0864 4593 00
BIC: 	 COBADEFFXXX
Verwendungszweck:	 „RE09 Windenergie Deutschland“

(vgl. „Zahlstelle, Zeichnungsstelle und Zeichnungsfrist“ auf Seite 74). 
Dieses Konto wird von der reconcept Treuhand GmbH für die Beteili-
gungsgesellschaft treuhänderisch gehalten.
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Beteiligungsstruktur (siehe oben gezeigte Grafik)
Die Anleger treten der Beteiligungsgesellschaft als Treugeber über die 
reconcept Treuhand GmbH (Treuhandkommanditistin) bei. Persönlich 
haftende Gesellschafterin ist die reconcept Capital 02 GmbH. Anbiete-
rin des Beteiligungsangebotes ist die reconcept consulting GmbH. Sie 
ist zugleich mit der Eigenkapitalvermittlung beauftragt. Alle vorgenann-
ten Gesellschaften sind 100-prozentige Töchter der reconcept GmbH.

Anbieterin/Prospektverantwortliche
Die reconcept consulting GmbH, Hamburg, ist die Anbieterin und 
Prospektverantwortliche des Beteiligungsangebotes „RE09 Windener-
gie Deutschland“. Sie wurde im Jahr 2012 innerhalb der reconcept 
Unternehmensgruppe gegründet.

Unternehmensgruppe der Anbieterin
Die reconcept Gruppe identifiziert am Markt der Erneuerbaren Ener-
gien Investitionschancen und entwickelt hieraus chancenreiche und 
gleichzeitig sicherheitsorientierte Geldanlagen. Mit rund 480 Mio. 
Euro wurden seit Firmengründung im Jahr 1998 vor allem Windkraft-
anlagen in Deutschland und Finnland finanziert. In Summe 362 Me-
gawatt installierte Leistung für eine grüne Stromversorgung. Private 
Anleger beteiligten sich daran mit rund 190 Mio. Euro. Seit 2009 arbei-
tet reconcept eigenständig als bankenunabhängiger Asset Manager 
– das heißt, reconcept kümmert sich um die Geldanlagen, aber auch 
um alle Belange rund um die Investitionsobjekte – vom Ankauf über 
das laufende Controlling bis hin zum Exit, dem Verkauf der Anlagen.

Die Treuhänderin
Treuhänderin ist die reconcept Treuhand GmbH, Hamburg. Die An-
leger beteiligen sich als Treugeber über diese Gesellschaft an der Be-
teiligungsgesellschaft reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH 
& Co. KG.

Investitionsausschuss/Investitionskriterien
Um sicherzustellen, dass die Investitionskriterien eingehalten werden 
und dass das Kommanditkapital zweckgerichtet eingesetzt wird, wur-
de ein Investitionsausschuss eingerichtet. Dieses Gremium besteht 
aus drei Mitgliedern und prüft die Einhaltung der Investitionskriteri-
en. Als Mitglieder wurden die Rechtsanwältin Katharina Hollensteiner, 
Hamburg, der Steuerberater Michael Conrad, Hamburg, und der Do-
zent (B. Sc.) Lucas Oelkers, Hamburg, berufen (siehe Seite 41 f., „Inves-
titionskriterien und Investitionsausschuss“).

Mittelverwendungskontrolle
Mit der MÖHRLE HAPP LUTHER GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft (vormals „MDS Möhrle GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft“) 
mit Sitz in Hamburg wurde ein Vertrag über eine unabhängige Mittel-
verwendungskontrolle abgeschlossen (siehe Seiten 95 ff. und 121 ff., 
„Mittelverwendungskontrollvertrag“) (§ 4 Satz 3 VermVerkProspV). Sie 
wird in der Investitionsphase die Mittelverwendung kontrollieren.

Beteiligungsstruktur

Anleger
Treugeber

reconcept Treuhand GmbH
Treuhandkommanditistin

reconcept consulting GmbH
Prospektverantwortliche und Anbieterin, 

Eigenkapitalbeschaffung

reconcept 09 Windenergie Deutschland
GmbH & Co. KG

Operativ tätige Beteiligungsgesellschaft, 
Emittentin

ADREALIS 
Service Kapitalverwaltungs-GmbH

Portfoliomanagementberatung

Windenergieanlagen/Windparks

MÖHRLE HAPP LUTHER GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Mittelverwendungskontrolleurin

reconcept Capital 02 GmbH 
Komplementärin

reconcept GmbH
Konzeption, Prospekterstellung, 

Strukturierung und 
Fremdkapitalvermittlung
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Anlegerprofil
Das vorliegende Beteiligungsangebot richtet sich an deutsche, im In-
land unbeschränkt steuerpflichtige Anleger, die eine Beteiligung im 
Segment der Erneuerbaren Energien bevorzugen. Das vorliegende 
Beteiligungsangebot ist lediglich zur Beimischung im Rahmen eines 
breit gestreuten Anlageportfolios geeignet. Es handelt sich bei dem 
vorliegenden Angebot um eine unternehmerische Beteiligung, die 
spezifischen Risiken unterliegt (siehe Seite 17 ff., „Wesentliche tatsäch-
liche und rechtliche Risiken der Vermögensanlage“). Das Angebot 
richtet sich daher nur an Anleger mit hohem Risikobewusstsein und 
der Bereitschaft, signifikante Ausfallrisiken zu tragen. Das Beteiligungs-
angebot ist nur für Anleger geeignet, die über einen Anlagehorizont 
bis mindestens zum 31. Dezember 2023, vorbehaltlich einer Laufzeit-

verlängerung, verfügen. Es können nur volljährige natürliche Personen 
der Gesellschaft als Treugeber beitreten. Mit Zustimmung der Komple-
mentärin können auch Personenhandelsgesellschaften, rechtsfähige 
Stiftungen und Körperschaften der Gesellschaft als Anleger beitreten. 
Eine gemeinschaftliche Beteiligung von Ehepaaren, sonstigen Gesell-
schaften und Gemeinschaften ist ausgeschlossen. Darüber hinaus 
kann der Gesellschaft nur beitreten, wer weder (i) Staatsbürger der 
USA oder (ii) Inhaber einer dauerhaften Aufenthalts- und Arbeitser-
laubnis für die USA (Green Card) ist noch (iii) einen Wohnsitz bzw. Sitz 
in den USA oder ihren Hoheitsgebieten hat noch (iv) eine Körperschaft 
oder eine nach dem Recht der USA organisierte sonstige Vermögens-
masse ist, deren Einkommen dem US-Steuerrecht unterliegt.

Darstellung der wesentlichen Grundlagen  
und Bedingungen der Verzinsung und  
Rückzahlung der Vermögensanlage  
(§ 4 Satz 1 Nr. 13 VermVerkProspV) – Prognose
Bei der vorliegenden Vermögensanlage handelt es sich um eine Un-
ternehmensbeteiligung in Form einer Kommanditbeteiligung. Diese 
gewährt eine Beteiligung am Vermögen, an Gewinn und Verlust der 
Gesellschaft sowie am Auseinandersetzungsguthaben entsprechend 
den Regelungen im Gesellschaftsvertrag. Diese Ansprüche entspre-
chen im Wesentlichen den Begriffen „Verzinsung und Rückzahlung“ 
i. S. d. VermAnlG. Die im Rahmen des Beteiligungsangebotes erstellte 
Prognoserechnung (vgl. Seite 49 ff.), die auch einen prognostizierten 
Einzahlungs- und Auszahlungsverlauf aus der Beteiligung darstellt, 
basiert auf der Annahme, dass die operativ tätige Beteiligungsge-
sellschaft schlüsselfertige Windenergieanlagen erwirbt und anschlie-
ßend betreibt. Die Beteiligungsgesellschaft soll plangemäß Inves-
titionen tätigen, die den Anforderungen an Übergangsanlagen des 
EEG2017 und den weiteren in diesem Prospekt abgebildeten Investi-
tionskriterien entsprechen. Danach ist eine Abnahme und Förderung 
der erzeugten Energie für 20 Jahre gesetzlich gesichert. 

Da die konkreten Anlageobjekte zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung noch nicht feststehen, liegen noch keine konkreten Verträge 
zum Ankauf, der Bewirtschaftung und der Versicherung der Anlage-
objekte vor und konnten auch keine Gutachten zu Standort- und 
Objektbewertung eingeholt werden, vgl. nachfolgend „Blind-Pool-
Risiko“ auf Seite 18 und „Kostenrisiko“ auf Seite 18 sowie „Risiken aus 
noch nicht abgeschlossenen Verträgen“ auf Seite 21 und „Allgemei-
nes Prognoserisiko/Zukunftsgerichtete Aussagen” auf Seite 18. Nach 
den im Rahmen der Prognoserechnung angenommenen Parametern 
werden sechs Windenergieanlagen der 3-MW-Klasse erworben und 
anschließend betrieben.

Die Investitionen in die Anlageobjekte sollen planmäßig in Höhe von 
80  Prozent der Anlagenkosten mit langfristigen Darlehen finanziert 
werden. Dafür sollen Darlehen von etablierten Geschäftsbanken auf-
genommen werden. Ziel ist es dabei, die Darlehen durch das zins-
günstige Umweltkreditprogramm der Kreditanstalt für Wiederauf-
bau (KfW) zu unterlegen. Die Besicherung der Fremdmittel erfolgt 
planmäßig durch Sicherungsübereignung der Windenergieanlagen, 
Abtretung der Stromerlöse, Verpfändung des Schuldendienstreser-
vekontos, Abtretung von Ansprüchen aus Versicherungen und sons-
tigen Verträgen sowie ggf. weiteren Mitteln nach Anforderung der 
finanzierenden Banken. Neben einer planmäßigen Umsatzsteuervor-
finanzierung in der Investitionsphase ist eine Aufnahme von weiteren 
Zwischenfinanzierungen planmäßig nicht vorgesehen. Die weiteren 
Investitionskosten sowie die Investitionsnebenkosten werden plan-
mäßig aus dem einzuwerbenden Eigenkapital nebst Agio der Anleger 
bestritten.

Das planmäßige Emissionskapital in Höhe von EUR  14.000.000 zzgl. 
3 Prozent Agio soll in voller Höhe zum Ende der Zeichnungsfrist ein-
geworben und eingezahlt sein.

Auszahlungsprognose/Frühzeichnerbonus
Die Anleger sollen aus liquiden Überschüssen (gemäß § 20 Nr. 4 des 
Gesellschaftsvertrages), die nicht zur Deckung zukünftiger Kosten er-
forderlich sind und nicht für den künftigen Kapitaldienst oder den An-
lagenrückbau zurückgelegt werden müssen, voraussichtlich ab dem 
Jahr 2018 mindestens einmal jährlich nachschüssig für das vorausge-
gangene Jahr eine gewinnunabhängige Auszahlung erhalten. Darüber 
hinaus erhalten Anleger für den Zeitraum bis zum Ablauf der Zeich-
nungsphase einen Frühzeichnerbonus/Vorabgewinn in Höhe von 
3 Prozent p. a., der im jeweiligen Folgejahr ausgezahlt wird. Nach Zu-
weisung des Frühzeichnerbonus wird das verbleibende Ergebnis der 
Geschäftsjahre jeweils unabhängig vom Zeitpunkt des Beitritts oder 
der Erhöhung der Kapitaleinlage im Verhältnis der Kapitalkonten I ver-
teilt. Die tatsächlichen Auszahlungen erfolgen nach Beschluss der Ge-
sellschafterversammlung gemäß § 16 Nr. 2 des Gesellschaftsvertrages.
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Die wesentlichen Grundlagen und Bedingungen 
der Verzinsung und Rückzahlung der Vermögens­
anlage bzw. der beschriebenen Auszahlungs­
prognose sind
a)	� Erwerb oder Errichtung eines oder mehrerer Windparks, deren 

Inbetriebnahme im September 2017 stattfinden soll, bei einer Über-
nahme durch die Beteiligungsgesellschaft zum 1. Dezember 2017.

b)	� Vorliegen aller wesentlichen Voraussetzungen für den planmä-
ßigen Betrieb der Windenergieanlagen, insbesondere Vorliegen 
einer Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz, 
Bestehen der erforderlichen Netzanschlusspunkte und Vorlie-
gen aller notwendigen Pacht-, Nutzungs- oder Kaufverträge an 
Grundstücken und grundbuchliche Sicherung

c)	� Einwerbung des geplanten Emissionskapitals inkl. Agio innerhalb 
der Zeichnungsfrist und fristgerechte Einzahlung. 

d)	� Vereinbarung und Auszahlung von langfristigen Darlehen in 
Höhe von 80 Prozent der Investitionskosten und Investitions
nebenkosten

e)	� Einhaltung der angesetzten Investitionskosten und Investitions
nebenkosten von 0,82 EUR/kWh installierter Leistung

f )	� Mangelfreiheit des Windparks bzw. ordnungsgemäße Erfüllung 
von Gewährleistungsansprüchen im Falle von Mängeln ohne 
Ertragsminderungen

g)	� Einhaltung der geplanten Vergütungen und Nebenkosten  
der Vermögensanlage

h)	� Einhaltung der kalkulierten Betriebskosten
i)	� Abdeckung von Schäden an den Anlagen  

durch Versicherungen und Vollwartungsverträge
j)	� Ausbleiben nachträglicher kostenträchtiger Auflagen  

bspw. aus behördlichen Genehmigungen
k)	� Einhaltung der kalkulierten Zinssätze und Finanzierungskosten  

für das langfristige Fremdkapital und die Umsatzsteuer- sowie 
Eigenkapitalzwischenfinanzierung

l)	� Vorsteuererstattungsanspruch im kalkulierten Umfang und 
Auszahlung durch die Finanzverwaltung innerhalb des geplanten 
Zeitraums

m)	�Erreichen der prognostizierten Stromerträge von rund 1,22 kWh  
je investiertem Euro

n)	� Prognostizierte Einnahmen in Höhe von 7,86 ct/kWh
o)	� Ausbleiben negativer Börsenstrompreise i. S. d. § 51 EEG2017
p)	� Möglichkeit des durchgängigen Anlagenbetriebes und keine 

behördlichen Betriebsbeschränkungen
q)	� Vollständige Einspeisung des erzeugten Stroms in das Stromnetz
r)	� Veräußerung sämtlicher Windenergieanlagen nach planmäßig ca. 

6-jähriger Betriebszeit und Erzielung eines Veräußerungserlöses 
von 85,32 Prozent der Anschaffungs-/Herstellungskosten; dies 
entspricht nach der Prognose TEUR 39.879

s)	� Erreichen der prognostizierten technischen Verfügbarkeit und der 
prognostizierten Nutzungsdauer der Windenergieanlagen von 
mindestens 25 Jahren

t)	� Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen durch bestehende 
und künftige Vertragspartner

u)	� Fortbestand der gegenwärtigen Rechtslage und der steuerrecht-
lichen Rahmenbedingungen

Die vorstehenden Grundlagen und Bedingungen sind wesentlich, da-
mit die Emittentin den Betrieb der Windenergieanlagen aufnehmen 
kann (Buchstabe a) – d)), den für die Errichtung und den Betrieb ge-
planten Kostenrahmen einhält (Buchstabe e) – l)) und die kalkulierten 
Einnahmen erzielt (Buchstabe m) – s)). Darüber hinaus werden Grund-
lagen und Bedingungen angenommen, die generell bei einer Inves-
tition der geplanten Art notwendig sind (Buchstabe t) und u)). Wenn 
die vorstehend genannten Grundlagen und Bedingungen eingehal-
ten werden, ist die Emittentin voraussichtlich in der Lage, die prog-
nostizierte Verzinsung und Rückzahlung an den Anleger zu leisten.

Ausführliche Darstellung der Auswirkungen der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sowie der 
Geschäftsaussichten auf die Fähigkeit der Emitten­
tin, ihren Verpflichtungen zur Zinszahlung und 
zur Rückzahlung für die Vermögensanlage nach­
zukommen (§ 13a VermVerkProspV) – Prognose
Die Emittentin wird planmäßig Windenergieanlagen in Deutschland 
erwerben oder errichten, anschließend betreiben und veräußern. Die 
Geschäftsaussichten der Emittentin sind damit im Wesentlichen von 
den wirtschaftlichen, rechtlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen der Umsetzung der sog. Energiewende am Standort Deutsch-
land beeinflusst. Diese sieht einen weiteren Ausbau der Erneuerbaren 
Energien einschließlich der Windenergie an Land als tragende Säule 
der künftigen Energieversorgung vor. Im Einzelnen wird diesbezüglich 
auf das Kapitel Marktumfeld auf der Seite 28 ff. verwiesen. Das EEG ist 
das zentrale Instrument, um die Ziele für den Ausbau der Erneuerbaren 
Energien zu erreichen. Es ist wesentliche Grundlage der Förderung von 
Strom aus Erneuerbaren Energien in Deutschland und regelt die Abnah-
me und Vermarktung von aus erneuerbaren Energieanlagen erzeug-
tem Strom. Die Grundlagen der Abnahme und Förderung von Strom 
aus Windenergieanlagen an Land sind näher im Kapitel „Tarifsituation 
in Deutschland“, Seite 35 ff., beschrieben. Wesentliche Eckpunkte sind 
eine verpflichtende Direktvermarktung, das Marktprämienmodell und 
das Referenzertragsmodell, welches die Dauer der erhöhten Anfangs-
förderung bestimmt und auch für windschwächere Standorte eine In-
vestition wirtschaftlich macht. Daneben bestehen Programme der KfW, 
die im Rahmen der langfristigen Finanzierung in Anspruch genommen 
werden sollen. 

Geschäftsaussichten (Prognose)
Die Geschäftsaussichten der Gesellschaft sind durch die nachfolgen-
den Eckpunkte geprägt:

–	� Investition in den oder die zur erwerbenden Windparks  
sowie Übernahme durch die Beteiligungsgesellschaft im  
vierten Quartal 2017

–	� Platzierung und Einzahlung des Kommanditkapitals  
zzgl. Agio bis einschließlich Dezember 2017

–	� Fremdfinanzierung in Höhe von 80 Prozent der geplanten  
Investitionskosten, Auszahlung im vierten Quartal 2017

–	� Anschluss der geplanten Windenergieanlagen an das Stromnetz 
und Beginn der Stromeinspeisung im September 2017

–	� Stromvermarktung nach dem EEG2017 
–	� Veräußerung der Windenergieanlagen nach circa sechs  

Betriebsjahren, vorbehaltlich Weiterbetrieb
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Für die Investitionen in Windenergieanlagen einschließlich Neben-
kosten sowie mit der Vermögensanlage verbundene Kosten stehen 
damit planmäßig Eigenmittel in Höhe von TEUR  14.420 zur Verfü-
gung. Einschließlich der vorgesehenen Fremdmittel werden prog-
nosegemäß insgesamt TEUR  46.740 in Windenergieanlagen einschl. 
Nebenkosten investiert. Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung wird 
eine geschätzte jährliche Netto-Stromproduktion von 1,22 kWh je in-
vestiertem Euro angesetzt, das entspricht einer Gesamt-Netto-Strom-
produktion von 57,0 Mio. kWh pro Jahr. Die Beteiligungsgesellschaft 
erhält auf Basis der gesetzlichen Förderung von Strom aus erneuer-
baren Energieanlagen in Form einer Marktprämie und der im Rahmen 
der Direktvermarktung erzielten Stromverkaufserlöse eine Gesamt-
vergütung für den eingespeisten Strom (siehe Kapitel „Tarifsituation 
in Deutschland“, Seite 35 ff.). Diese ist mit 7,86 ct/kWh prognostiziert.

Auswirkungen der Geschäftsaussichten
Treten die geplanten Geschäftsaussichten und damit die im Nachfol-
genden (Seite 12 ff.) dargestellte Prognose der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage ein, ist die Emittentin voraussichtlich in der Lage, die 
prognostizierten Auszahlungen zu leisten.

Emissionsverlauf
Eine Verzögerung bei der Platzierung und Einzahlung des Eigenkapi-
tals könnte den Erwerb oder die Errichtung der Windenergieanlagen 
und deren Inbetriebnahme verzögern. Eine spätere Inbetriebnahme 
würde spätere Einnahmen nach sich ziehen. Sollte die Platzierung 
des Eigenkapitals nicht in der planmäßigen Höhe erfolgen, besteht 
die Möglichkeit, dass die vorhandenen Mittel nicht ausreichen, um 
die Investitionen in die plangemäß sechs Windenergieanlagen durch-
zuführen. In diesem Fall könnte die Emittentin auch weniger Wind-
energieanlagen erwerben und den Geschäftsbetrieb entsprechend 
angepasst aufnehmen. Dies würde die Fähigkeit der Emittentin, ih-
ren Verpflichtungen zur Zinszahlung und Rückzahlung für die Ver-
mögensanlage nachzukommen, dergestalt beeinträchtigen, dass sie 
Zinszahlungen nur noch verringert oder gar nicht mehr leisten könn-
te und auch die Rückzahlung nur noch teilweise erfolgen könnte.

Finanzierung
Verträge über die Fremdfinanzierung der Windenergieanlagen be-
stehen zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung nicht. Sollten Fremd-
finanzierungsmittel erst später als geplant bereitstehen, könnte dies 
den Erwerb oder die Errichtung der Windenergieanlagen und deren 
Inbetriebnahme verzögern. Eine spätere Inbetriebnahme würde spä-
tere Einnahmen nach sich ziehen. Sollte die Aufnahme der Fremdmit-
tel nicht in der planmäßigen Höhe erfolgen, besteht die Möglichkeit, 
dass die vorhandenen Mittel nicht ausreichen, um die Investitionen 
in die Windenergieanlagen durchzuführen. In diesem Fall könnte die 
Emittentin auch weniger Windenergieanlagen erwerben und den Ge-
schäftsbetrieb entsprechend angepasst aufnehmen. Dies würde die 
Fähigkeit der Emittentin, ihren Verpflichtungen zur Zinszahlung und 
Rückzahlung für die Vermögensanlage nachzukommen, dergestalt 
beeinträchtigen, dass sie Zinszahlungen nur noch verringert oder gar 
nicht mehr leisten könnte und auch die Rückzahlung nur noch teil-
weise erfolgen könnte.

Investition
Da die konkreten Anlageobjekte zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung noch nicht feststehen, liegen noch keine konkreten Verträge 
zum Ankauf oder zur Errichtung der Windenergieanlagen vor („Blind 

Pool“). Die Identifizierung oder der Ankauf geeigneter Windenergie-
anlagen könnte sich verzögern oder nur zu höheren Investitionskos-
ten als geplant möglich sein. Eine spätere Inbetriebnahme würde 
spätere Einnahmen nach sich ziehen, ebenso können diese aufgrund 
der Abhängigkeit der Förderung der Stromerzeugung aus Erneuer-
baren Energien vom Zeitpunkt der Genehmigung und Inbetriebnah-
me geringer ausfallen als prognostiziert. Höhere Investitionskosten 
könnten dazu führen, dass weniger Windenergieanlagen als geplant 
erworben werden und der Geschäftsbetrieb entsprechend ange-
passt aufgenommen wird. Dies würde die Fähigkeit der Emittentin, 
ihren Verpflichtungen zur Zinszahlung und Rückzahlung für die Ver-
mögensanlage nachzukommen, dergestalt beeinträchtigen, dass sie 
Zinszahlungen nur noch verringert oder gar nicht mehr leisten könn-
te und auch die Rückzahlung nur noch teilweise erfolgen könnte.

Laufender Geschäftsbetrieb
Die planmäßigen Einnahmen aus der Stromproduktion decken nach 
der Prognose die planmäßigen Bewirtschaftungskosten und Verwal-
tungskosten, ebenso kann der planmäßige Kapitaldienst daraus be-
stritten werden. Sie führen nach der Prognose außerdem zur Erzielung 
weiterer freier finanzieller Mittel, die die planmäßigen Auszahlungen 
an die Anleger ermöglichen. Sofern die Stromproduktion nicht zu Er-
trägen in der geplanten Höhe führt, ist es wahrscheinlich, dass die 
Emittentin ihrer Verpflichtung zur Zins- und Rückzahlung des Fremd-
kapitals sowie zur Verzinsung und Rückzahlung des eingesetzten Ei-
genkapitals der Anleger nicht im geplanten Zeitraum oder nicht in 
voller Höhe nachkommen kann. Die Höhe der Reduzierung oder die 
zeitliche Verzögerung ist vom Umfang und vom Zeitraum der Abwei-
chung abhängig. Gleiches gilt, falls Bewirtschaftungskosten, Verwal-
tungskosten, Finanzierungskosten und ggf. bei der Emittentin anfal-
lende Steuern nicht im Rahmen der getroffenen Annahmen liegen. 
Beispiele von Auswirkungen sind im Rahmen einer Sensitivitätsanaly-
se auf der Seite 15 dargestellt. Eine abschließende Beschreibung der 
möglichen Abweichungen ist aufgrund der Vielzahl von möglichen 
Änderungen der Einnahmen und Ausgaben bzw. Erträge und Auf-
wendungen des laufenden Geschäftsbetriebes nicht möglich.

Exit
Die geplante Laufzeit der Emittentin endet mit Ablauf des 31. De-
zember 2023 (Mindestlaufzeit) durch Gesellschafterbeschluss. Dazu 
sollen zuvor sämtliche Windenergieanlagen zum Ende 2023 veräußert 
werden. Die Prognose unterstellt die Erzielung eines Veräußerungs-
erlöses von 85,32  Prozent der Herstellungskosten/Anschaffungs-
kosten der Windenergieanlagen; dies entspricht nach der Prognose 
EUR 39.879.312. Aus dem planmäßigen Veräußerungserlös können die 
zu diesem Zeitpunkt nach der Prognose bestehenden Fremdfinanzie-
rungsmittel zurückgeführt werden und aus den danach verbleiben-
den Liquiditätsüberschüssen die prognostizierten Schlussauszahlun-
gen an die Anleger geleistet werden. Sollte der Veräußerungserlös 
geringer ausfallen, mindern sich die Schlussauszahlungen an die An-
leger anteilig. Sofern die Veräußerung der Windenergieanlagen zum 
Ende 2023 nicht gelingt, wirtschaftlich nicht sinnvoll erscheint, die 
Anleger den Weiterbetrieb beschließen oder aus sonstigen Gründen 
keine Veräußerung erfolgt, werden die Windenergieanlagen von der 
Emittentin weiter betrieben. Insofern könnte sich die Laufzeit der Ver-
mögensanlage entsprechend verlängern. Die Veräußerung könnte 
dann zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen, wobei sich der zwischen-
zeitliche Weiterbetrieb voraussichtlich auf den Veräußerungserlös aus-
wirkt. Die Emittentin würde in diesem Fall weitere Zinszahlungen an 
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die Anleger leisten. Die Emittentin würde aus dem Verkaufserlös ihrer 
Verpflichtung zur Zinszahlung und Rückzahlung für die Vermögensan-
lage nachkommen.

Eine Refinanzierung der Rückzahlung der Vermögensanlage erfolgt 
nicht über eine Anschlussemission. Vielmehr soll die Rückzahlung der 
Vermögensanlage durch den Verkauf der Windenergieanlagen refi-
nanziert werden. Eine Refinanzierung durch Bankdarlehen ist nicht 
geplant, aber möglich. Dies kommt in Betracht, wenn die Windener-
gieanlagen nicht zum geplanten Zeitpunkt veräußert werden können 
oder wenn die Konditionen für ein Bankdarlehen günstig sind, d.  h. 
wenn die Zahlungen an die Bank geringer sind als die zu erwartenden 
Überschüsse aus dem Weiterbetrieb der Windenergieanlagen.

Recht und Steuern
Die Geschäftsaussichten der Emittentin können durch Änderungen 
der tatsächlichen, rechtlichen, wirtschaftlichen und steuerlichen Rah-
menbedingungen beeinflusst werden. Beispielsweise können Ände-
rungen des Steuerrechts zu nicht geplanten Steuerzahlungen bei der 
Emittentin führen oder Änderungen der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen eine Erhöhung der Betriebs- und/oder Verwaltungskosten 
bewirken. Ebenso ist es möglich, dass die planmäßigen Einnahmen 
durch Änderungen der Rahmenbedingungen geringer ausfallen als 
geplant oder gar der planmäßige Geschäftsbetrieb durch Änderun-
gen der Rahmenbedingungen nicht aufgenommen oder fortgeführt 
werden kann. Der Umfang der Beeinflussung und die Auswirkungen 

auf die Fähigkeit zur Zinszahlung und Rückzahlung der Höhe des 
eingesetzten Eigenkapitals der Anleger hängen von der konkreten 
Änderung der Rahmenbedingungen ab und können im Vorfeld nicht 
kalkuliert werden. Ergänzend zu den vorstehend dargestellten Aus-
wirkungen der Geschäftsaussichten der Emittentin wird auf die Be-
schreibung der wesentlichen Risiken der Vermögensanlage (siehe 
Seite 17 ff., „Wesentliche tatsächliche und rechtliche Risiken der Ver-
mögensanlage“) hingewiesen.

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage  
gemäSS § 13a VermVerkProspV (Prognose)
Die nachfolgende Tabelle zeigt die Prognose der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage bei planmäßigem Geschäftsverlauf. Die Vermögens-
lage wird aus Gründen der Übersichtlichkeit zum Zeitpunkt vor der 
geplanten Veräußerung dargestellt, da eine kumulierte Darstellung 
nicht zielführend ist. Eine Darstellung der Liquiditätsrechnung der 
einzelnen Jahre nebst Erläuterungen findet sich im Kapitel „Wirtschaft-
liches Konzept“, Seite 48 ff. Die Laufzeit endet entsprechend der plan-
mäßigen Veräußerung der Windenergieanlagen und Beendigung der 
Gesellschaft mit Ablauf des 31. Dezember 2023. Die letzte Liquiditäts-
ausschüttung aus dem planmäßigen Veräußerungserlös soll im nach-
folgenden Jahr erfolgen. Daher zeigt die Prognose der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage auch den Zeitraum der Veräußerung bis zur 
planmäßigen Liquiditätsausschüttung unter der Spalte „Verkauf“.

Vermögenslage  
in EUR (Prognose)	 31.12.2017 31.12.2018 31.12.2019 31.12.2020 31.12.2021 31.12.2022

(Zwischen- 
übersicht 

vor Ver
äußerung) 
31.12.2023

(Schluss- 
bilanz  

nach Ver
äußerung) 

31.12.2023

AKTIVA

A	 Anlagevermögen

I.	 Sachanlagen 46.496.563 43.575.313 40.654.063 37.732.813 34.811.563 31.890.313 28.969.063 0

B	 Umlaufvermögen

I.	� Vorsteuererstattungsanspruch 8.880.600 0 0 0 0 0 0

II.	 Bankguthaben 1.719.637 3.021.255 3.138.748 2.688.060 2.256.227 1.842.833 1.447.448 0

C	� Rechnungsabgrenzungsposten 296.643 266.730 236.816 206.902 176.989 147.075 117.162 0

Summe AKTIVA 57.393.443 46.863.297 44.029.626 40.627.775 37.244.779 33.880.220 30.533.673 0

PASSIVA

A	 Eigenkapital

I.	� Kommanditeinlagen zzgl. Agio 14.421.030 14.421.030 14.421.030 14.421.030 14.421.030 14.421.030 14.421.030 14.421.030

II.	 Entnahmen -214.848 -1.054.908 -1.894.968 -2.735.028 -3.575.088 -4.415.148 -5.255.208 -19.842.828

III.	 Ergebniskonten -3.085.340 -3.894.825 -4.133.553 -4.355.502 -4.558.594 -4.743.249 -4.909.893 5.421.798

Summe Eigenkapital 11.120.843 9.471.297 8.392.509 7.330.501 6.287.348 5.262.633 4.255.929 0

B	 Rückstellungen 0 0 0 0 0 0 0 0

C	 Verbindlichkeiten 

kurzfristige Verbindlichkeiten 8.880.600 0 0 0 0 0 0 0

langfristige Verbindlichkeiten 37.392.000 37.392.000 35.637.117 33.297.274 30.957.430 28.617.587 26.277.743 0

Summe PASSIVA 57.393.443 46.863.297 44.029.626 40.627.775 37.244.779 33.880.220 30.533.673 0
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Ertragslage in EUR (Prognose)	
01.01. – 

31.12.2017
01.01. – 

31.12.2018
01.01. – 

31.12.2019
01.01. – 

31.12.2020
01.01. – 

31.12.2021
01.01. – 

31.12.2022
01.01. – 

31.12.2023
Verkauf 

31.12.2023

Stromerträge in kW/h	

1.	 Jährliche Stromerträge gesamt in kW/h 4.613.105 54.893.850 57.000.000 57.000.000 57.000.000 57.000.000 57.000.000 0

Erträge

2.	 Stromerlöse 362.590 4.314.657 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 0

3.	 Veräußerungserlös 39.879.312

Summe Erträge 362.590 4.314.657 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 39.879.312

Aufwendungen

4.	 Vermarktungskosten 9.226 109.788 114.000 114.000 114.000 114.000 114.000 0

5.	� Betriebskosten (Pacht, Wartung,  
Betriebsführung, Versicherung etc.) 71.250 855.000 872.100 889.542 907.333 925.479 943.989 0

6.	�� Vergütungen und Nebenkosten 
der Vermögensanlage  
gemäß Investitionsplan  
(ohne Bankbearbeitungsgebühr) 1.539.615 451.990 29.914 29.914 29.914 29.914 29.914 117.162

7.	� Laufende Verwaltungskosten  
der Gesellschaft 147.500 150.450 153.459 156.528 159.659 162.852 166.109 461.397

8.	 Abschreibungen/Anlagenabgang 243.438 2.921.250 2.921.250 2.921.250 2.921.250 2.921.250 2.921.250 28.969.063

9.	� Zinsaufwendungen und  
sonstige Finanzierungskosten 52.972 635.664 628.206 590.914 551.137 511.360 471.582 0

10.	 Gewerbesteuer 0 0 0 0 0 0 0 0

Summe Aufwendungen	 2.064.001 5.124.142 4.718.928 4.702.148 4.683.292 4.664.855 4.646.844 29.547.621

Jahresüberschuss/ 
Jahresfehlbetrag -1.701.411 -809.486 -238.728 -221.948 -203.092 -184.655 -166.644 10.331.691

Finanzlage in EUR (Prognose)	
01.01. – 

31.12.2017
01.01. – 

31.12.2018
01.01. – 

31.12.2019
01.01. – 

31.12.2020
01.01. – 

31.12.2021
01.01. – 

31.12.2022
01.01. – 

31.12.2023
Verkauf 

31.12.2023

11.	 Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag -1.701.411 -809.486 -238.728 -221.948 -203.092 -184.655 -166.644 10.331.691

12.	� Abschreibungen auf Sachanlagen/
Anlagenabgang 243.438 2.921.250 2.921.250 2.921.250 2.921.250 2.921.250 2.921.250 28.969.063

13.	 Investitionen in Sachanlagen -46.740.000 0 0 0 0 0 0 0

14.	 Einzahlung Eigenkapital 12.424.890 0 0 0 0 0 0 0

15.	 Einzahlung langfristiges Fremdkapital 37.392.000 0 0 0 0 0 0 0

16.	 Tilgung langfristiges Fremdkapital 0 0 -1.754.883 -2.339.844 -2.339.844 -2.339.844 -2.339.844 -26.277.743

17.	� Abgrenzung Bankbearbeitung/Disagio -296.643 29.914 29.914 29.914 29.914 29.914 29.914 117.162

18.	� Aus- und Einzahlungen  
für Umsatzsteuer -8.880.600 8.880.600 0 0 0 0 0 0

19.	� Einzahlung und Tilgung  
Umsatzsteuerzwischenfinanzierung 8.880.600 -8.880.600 0 0 0 0 0 0

Liquiditätsergebnis vor Auszahlungen 1.322.274 2.141.678 957.553 389.372 408.228 426.665 444.676 13.140.172

20.	 Geplante Auszahlungen -182.069 -840.060 -840.060 -840.060 -840.060 -840.060 -840.060 -14.598.723

21.	 Liquiditätsergebnis nach Auszahlungen 1.140.205 1.301.618 117.493 -450.688 -431.832 -413.395 -395.384 -1.458.551

22.	� Kumulierte Liquidität  
nach Auszahlungen 1.719.637 3.021.255 3.138.748 2.688.060 2.256.227 1.842.833 1.447.448 0

23.	 davon Rücklage für Kapitaldienst 0 1.191.544 1.465.379 1.445.490 1.425.602 1.405.713 0 0
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Vermögenslage
In der Prognose der Vermögenslage ist im Anlagevermögen der je-
weilige Buchwert der Windenergieanlagen zum Bilanzstichtag darge-
stellt. Dabei werden die Anschaffungs- und Herstellungskosten von 
EUR 46.740.000 über 16 Jahre linear abgeschrieben. Mit der planmä-
ßigen Veräußerung erfolgt ein vollständiger Anlagenabgang. Kurzfris-
tige Forderungen aus der Erstattung von Vorsteuerbeträgen sowie 
Bankguthaben sind im Umlaufvermögen und abgegrenzte Ausgaben 
vor dem jeweiligen Bilanzstichtag im Rechnungsabgrenzungspos-
ten ausgewiesen. Dem stehen auf der Passivseite das Eigenkapital, 
welches sich aus den Kommanditeinlagen, dem Agio, den Ergebnis
anteilen und den Entnahmen der Gesellschafter zusammensetzt, 
Rückstellungen und Verbindlichkeiten gegenüber. Die kurzfristigen 
Verbindlichkeiten zum 31. Dezember 2017 beinhalten die prognosti-
zierte Umsatzsteuerzwischenfinanzierung. Die langfristigen Verbind-
lichkeiten enthalten die geplante Endfinanzierung der Windener-
gieanlagen. Diese werden planmäßig über eine Gesamtlaufzeit von 
16 Jahren, erstmals im zweiten Quartal 2019, getilgt.

Ertragslage
In der Ertragslage der Gesellschaft spiegeln sich die prognostizier-
ten Erträge und Aufwendungen der Gesellschaft wider. Dabei wur-
de bis zum geplanten Verkauf mit Erlösen aus der Stromeinspeisung 
in Höhe von 7,86  ct/kWh und einer jährlichen Stromeinspeisung 
von 57.000 MWh kalkuliert. Aus der prognostizierten Gesamt-Netto-
Stromproduktion und dem prognostizierten Stromverkaufserlös er-
gibt sich der prognostizierte jährliche Umsatz in der Betriebsphase 
der Beteiligungsgesellschaft in Höhe von EUR 4.314.657 in 2018. Ab 
dem Jahr 2019 betragen die prognostizierten Einnahmen jährlich EUR 
4.480.200. Es wird davon ausgegangen, dass die erhöhte Anfangsver-
gütung über einen Zeitraum von 20 Jahren besteht und sich die Ver-
gütungshöhe in der Laufzeit der Emittentin daher nicht verändert. In 
den ersten Monaten der Betriebsphase der Windenergieanlagen wur-
den zusätzlich Abschaltzeiten und damit verbundene Minderungen 
der erzeugten Strommengen eingeplant. 

Der Beteiligungsgesellschaft entstehen in der Betriebsphase des bzw. 
der Windparks Aufwendungen für den Betrieb der Windenergieanla-
gen, die Vermarktung des erzeugten Stroms, Verwaltungskosten der 
Beteiligungsgesellschaft und Finanzierungskosten aus der Aufnahme 
von Fremdkapital zur Finanzierung der Investitionen in die Windener-
gieanlagen. Darüber hinaus werden die Abschreibungen der Wind-
energieanlagen ab dem Zeitpunkt des Übergangs von Nutzen und 
Lasten, das heißt planmäßig ab Dezember 2017, aufwandswirksam. 
Die laufenden Betriebs-, Vermarktungs- und Finanzierungskosten 
wurden auf der Grundlage von Erfahrungswerten der Anbieterin ge-
schätzt, da zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung hierzu noch keine 
Verträge geschlossen sind. Die Betriebskosten wurden im Rahmen 
der Prognoserechnung ab dem Jahr 2019 jährlich um 2 Prozent ge-
steigert. Die Verwaltungskosten der Beteiligungsgesellschaft sind auf 
der Grundlage bereits bestehender Verträge und auf der Grundlage 
von Erfahrungswerten der Anbieterin angesetzt. Die Prognoserech-
nung unterstellt für die langfristige Finanzierung eine quartalsweise 
Tilgung in gleichen Raten über einen Zeitraum von 16 Jahren sowie 
einen Zinssatz von 1,7 Prozent.

Der bzw. die Windparks der Beteiligungsgesellschaft sollen planmä-
ßig nach einer circa sechsjährigen Betriebsdauer veräußert werden. 
Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung liegen keine Verträge über 

den Verkauf vor. Der prognostizierte Veräußerungspreis wurde von 
der Anbieterin auf der Grundlage einer Gesamtnutzungsdauer von 
25 Jahren zzgl. des Jahres der Inbetriebnahme und der in diesem 
Zeitraum erzielbaren Liquiditätsüberschüsse vor Steuern im Rahmen 
eines Discounted-Cashflow-Verfahrens geschätzt. Dabei wurde für die 
Jahre nach Auslaufen der Förderung nach dem EEG2017 (Dezember 
2037 bis 2042) von einem erzielbaren Erlös in Höhe von anfänglich 
7,82 ct/kWh (mit 2 Prozent p. a. indexiert) ausgegangen. Die Diskon-
tierung erfolgte mit 5 Prozent p. a. Für Zwecke der Klarheit der Dar-
stellung ist eine Auszahlung im Zeitpunkt der Veräußerung unterstellt. 

Aus dem zu erzielenden Veräußerungserlös abzüglich Veräußerungs-
kosten werden planmäßig die zu diesem Zeitpunkt noch bestehen-
den Fremdfinanzierungsmittel zurückgeführt. Der verbleibende Be-
trag wird im Rahmen der Liquidation an die Anleger ausgezahlt.

Finanzlage
In der Finanzlage der Gesellschaft spiegeln sich die prognostizierten 
Einnahmen und Ausgaben der Emittentin wider. Die Finanzlage der In-
vestitionsphase ist im Wesentlichen von der Einzahlung des Eigenka-
pitals und der lang- und kurzfristigen Fremdfinanzierungsmittel sowie 
den Auszahlungen für die Investitionen in die geplanten Windenergie-
anlagen und Vergütungen und Nebenkosten der Vermögensanlage 
geprägt. In der Betriebsphase fließen Einnahmen aus der Stromerzeu-
gung zu und werden laufende Betriebs-, Finanzierungs- und Verwal-
tungskosten gezahlt. Die nicht zahlungswirksamen Aufwendungen 
wie die laufenden Abschreibungen sind in der aus der Ertragslage 
abgeleiteten Darstellung hinzugerechnet. Ein Teilbetrag der verblei-
benden Liquidität wird nach den Planungen als Rücklage für den 
Kapitaldienst und Risiken zurückgelegt und steht nicht für Auszah-
lungen an die Gesellschafter zur Verfügung. Der verbleibende Liquidi-
tätsüberschuss wird für die Auszahlungen an die Anleger verwendet. 
Die Auszahlungen erfolgen aus der freien Liquidität. Dies ist trotz des 
Jahresfehlbetrages möglich, da die Abschreibungen zwar Aufwand 
aber keinen Liquiditätsabfluss darstellen. Die Auszahlungen an die 
Anleger erfolgen hinsichtlich des Frühzeichnerbonus, der laufenden 
Liquiditätsausschüttungen in der Betriebsphase und des Auseinander-
setzungsguthabens aus den vorhandenen freien liquiden Mitteln der 
Emittentin. Dabei werden die Auszahlungen im Jahr der wirtschaftli-
chen Zugehörigkeit gezeigt. Die Auszahlung des Frühzeichnerbonus 
erfolgt gemäß § 20 Absatz 2 des Gesellschaftsvertrages im Folgejahr. 
Die laufenden Liquiditätsauszahlungen an die Anleger erfolgen ge-
mäß § 20 Absatz 4 des Gesellschaftsvertrages ebenfalls nachschüssig.

Auswirkungen der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
Nach der vorstehend dargestellten und erläuterten Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage steht der Emittentin über die Laufzeit der 
Vermögensanlage ausreichend Liquidität zur Verfügung, die Auszah-
lungen an die Anleger gemäß Auszahlungsprognose zu leisten. Auf 
die Fähigkeit, Auszahlungen in Form von Eigenkapitalverzinsung und 
-rückzahlung der Vermögensanlage an die Anleger zu leisten, könn-
ten sich Abweichungen der geplanten Erträge auswirken. Dafür könn-
ten eine geringere Stromproduktion, geringere Stromerlöse oder ein 
geringerer Veräußerungserlös ursächlich sein. Insofern besteht eine 
Abhängigkeit von den Erträgen aus der Bewirtschaftung der Wind-
energieanlagen und deren Veräußerung. Ferner ist die Einhaltung der 
planmäßigen Investitionskosten wesentliche Voraussetzung für den 
Eintritt der Prognose der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Eben-
so der tatsächliche Abschluss von Verträgen über die Bewirtschaftung 
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der Windenergieanlagen und deren Finanzierung zu Konditionen, die 
im Rahmen der beschriebenen Annahmen liegen. Sollte die Emitten-
tin unplanmäßig Kosten, Aufwendungen oder höhere Steuern als die 
geplanten tragen müssen, kann sich das negativ auf die Fähigkeit zu 
Auszahlungen in Form von Eigenkapitalverzinsung und -rückzahlung 
auswirken. Sofern die Investitionen der Emittentin und deren Finan-
zierung planmäßig durchgeführt werden, Einnahmen aus der Strom-
produktion und der Veräußerung der Windenergieanlagen planmäßig 
generiert werden und keine unplanmäßigen Kosten, Aufwendungen 
oder höhere Steuern von der Emittentin getragen werden müssen, ist 
die Emittentin nach der Prognose in der Lage, die Zahlungen an die 
Anleger entsprechend der Auszahlungsprognose zu leisten.

Sensitivitätsanalyse  
(Abweichungen von der Prognose)
Die Geschäftsaussichten der Emittentin können durch Änderungen 
der tatsächlichen rechtlichen und steuerlichen Grundlagen beeinflusst 
werden. Sie können ferner durch eine Änderung der wesentlichen 
wirtschaftlichen Einflussgrößen beeinflusst werden. Im Rahmen der 
Sensitivitätsanalyse wurden jeweils einzelne dieser wirtschaftlichen 
Einflussgrößen verändert und die sich daraus ergebenden Ergebnis-
abweichungen im Vergleich zu den Ergebnissen des beispielhaften 
Verlaufs einer Beteiligung in Höhe von EUR 100.000 bei einem Beitritts-
datum zum 1. Dezember 2017 dargestellt. Hierbei wurde jeweils der 
Windertrag, die Vergütungshöhe und der Veräußerungserlös variiert. 
Eine Änderung der Jahresenergieerträge wirkt sich auf die Höhe der 

Einnahmen und Erträge der Emittentin in der laufenden Betriebsphase 
aus und wird bei nachhaltiger Abweichung voraussichtlich auch den 
geplanten Veräußerungserlös beeinflussen. Die Höhe der Vergütungen 
ist durch die gesetzlichen Rahmenbedingungen der Förderung durch 
das EEG2017 im Wesentlichen durch den Zeitpunkt der Inbetriebnah-
me beeinflusst. Eine Verzögerung bei der Platzierung und Einzahlung 
des Eigenkapitals oder bei der Bereitstellung von Fremdkapital könnte 
den Erwerb oder die Errichtung der Windenergieanlagen und deren 
Inbetriebnahme verzögern. Eine spätere Inbetriebnahme würde spä-
tere Einnahmen und eine Minderung der Einspeiseerlöse aufgrund 
der Absenkung der Förderung nach dem EEG nach sich ziehen. Kon-
ditionen der planmäßigen Veräußerung der Windenergieanlagen zum 
Ende der Laufzeit der Vermögensanlage stehen zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung noch nicht fest. Änderungen des prognostizierten 
Erlöses wirken sich auf die Auszahlungen aus der Veräußerung an die 
Anleger bzw. das Auseinandersetzungsguthaben aus. Darüber hinaus 
können Abweichungen der Betriebskosten von der Prognose oder 
Abweichungen der Konditionen der Fremdfinanzierung, insbesonde-
re Zins und Tilgung, zu einer Änderung der Ergebnisse bzw. Liquidi-
tätsüberschüsse der Emittentin führen. Änderungen dieser Art können 
dazu führen, dass die Emittentin die prognosegemäßen Auszahlungen 
nicht leisten kann und ihre Verpflichtung zur Zinszahlung und Rück-
zahlung der Vermögensanlage nicht plangemäß erfüllen kann. Die 
Sensitivitätsanalyse (Abweichung von der Prognose) ist nachfolgend 
dargestellt. Eine ergänzende Darstellung und Erläuterung von Abwei-
chungen von der Prognose erfolgt im Rahmen der Sensitivitätsanalyse 
im Kapitel „Wirtschaftliches Konzept” auf der Seite 59 f.

Sensitivitätsanalyse (verkürzt) für einen Beispielanleger mit Beitritt 1. Dezember 2017 (Abweichungen von der Prognose)

Auswirkung von Änderungen -20,00 % -10,00 %   Prognose 4 +10,00 % +20,00 %

Jahresenergieertrag (Strommenge in kWh) 1 45.600.000 51.300.000 57.000.000 62.700.000 68.400.000

Gesamtmittelrückfluss vor individuellen Steuern 3 126,50 % 133,47 % 140,44 % 147,39 % 153,87 %

Auswirkung von Änderungen -20,00 % -10,00 % Prognose +10,00 % +20,00 %

Veräußerungserlös (in EUR) 30.145.938 33.914.181 37.682.423 41.450.665 45.218.907

Gesamtmittelrückfluss vor individuellen Steuern 3 84,05 % 112,25 % 140,44 % 165,32 % 187,88 %

Auswirkung von Änderungen
 Neuer 

Wertansatz 
 Neuer 

Wertansatz 
gemäß

Prognose
 Neuer 

Wertansatz 
 Neuer 

Wertansatz 

Vergütungshöhe in Cent/kWh/bei Inbetriebnahme in 2  7,50/Q1 2018  7,68/Q4 2017  7,86/Q3 2017  8,02/Juni 2017  8,28/März 2017 

Gesamtmittelrückfluss vor individuellen Steuern 3 115,43 % 128,10 % 140,44 % 150,68 % 164,50 %
1	 Fließt über die Diskontierung der Liquiditätsüberschüsse auch in den Veräußerungserlös.
3 	� Der Fördertarif wurde gesetzlich im EEG2017 bei Inbetriebnahmen, die in den Zeitraum 1. Januar 2017 bis 30. September 2017 fallen, mit unveränderlichen Tarifhöhen belegt. Dabei verringert 

sich die Tarifhöhe ausgehend von 8,38 Cent/kWh und beginnend mit dem 1. März 2017 in sechs monatlichen Schritten um jeweils 1,05 Prozent  gegenüber der Tarifhöhe des vorangegangenen 
Kalendermonats. Ab dem 1. Oktober 2017 wird die Tarifhöhe in Abhängigkeit zum Brutto-Zubau von Windenergieanlagen an Land (sog. „Atmender Deckel”) quartalsweise angepasst. Die angesetzten 
Prognosewerte 7,68 und 7,50 Cent/kWh (siehe Seite 35 ff., „Tarifsituation in Deutschland“) entsprechen der Vergütung bei maximalen Degression und Inbetriebnahme des Windparks im angegebenen 
Zeitrahmen. 

3	 Für einen Beispielanleger mit Beitritt 1. Dezember 2017
4	� Die Förderung nach dem EEG 2017 unterliegt einer vom Datum der Inbetriebnahme und den Zubauzahlen von Windenergieanlagen an Land abhängenden Degression. Der anzulegenden Wert kann 

bei höheren Zubauzahlen als angenommen zu Inbetriebnahmezeitpunkt im September 2017 auf bis zu 7,86 Cent/kWh sinken (siehe Seite 35 ff., „Tarifsituation in Deutschland“). Die Prognosewerte 
entsprechen der Vergütung bei maximaler Degression und Inbetriebsnahme im September 2017.

Zu den weiteren Einzelheiten verweisen wir auf die wirtschaftlichen Grundlagen, Seite 48 ff., „Wirtschaftliches Konzept“, dieses Prospektes.
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Gesamthöhe von Provisionen,  
insbesondere Vermittlungsprovisionen  
oder vergleichbare Vergütungen (Prognose)
Unter der Voraussetzung einer Laufzeit der Emittentin bis zum 31. De-
zember 2023 und einer planmäßigen Zeichnung des Emissionska-
pitals von EUR  14.000.000 zzgl. 3  Prozent Agio werden Provisionen, 
insbesondere Vermittlungsprovisionen oder vergleichbare Vergütun-
gen, über die Laufzeit in einer Gesamthöhe von EUR 3.780.645 zzgl. 
ggf. anfallender gesetzlicher Umsatzsteuer geleistet. Das entspricht 
rund 27  Prozent in Bezug auf den Gesamtbetrag der angebotenen 
Vermögensanlage in Höhe von EUR  14.000.000. Der genannte Be-
trag umfasst Provisionen für die Vermittlung von Kommandit- und 
Fremdkapital sowie die Vergütungen für die Konzeption, Strukturie-
rung, Treuhandschaft, Portfoliomanagementberatung, Haftung und 
Geschäftsführung gemäß Investititionsplan (Seite  49) in Höhe von 
EUR 2.803.025, laufende Haftungs- und Geschäftsführungsvergütun-
gen, Vertriebshandling sowie Vergütungen für die Anlegerverwaltung 
und Treuhand von EUR 977.620. 

Der Komplementärin steht eine Erfolgsvergütung in Höhe von 20 Pro-
zent des die Zielquote übersteigenden Betrages zzgl. gesetzlicher 
Umsatzsteuer zu. Die Zielquote ist erreicht, wenn die gesamten Aus-
zahlungen an die Anleger vor individuellen Steuern in Deutschland 
152,12 Prozent der Pflichteinlagen auf Ebene der Gesellschaft betra-
gen. Unter Berücksichtigung der in der Prognoserechnung unterstell-
ten Annahmen erhält die Komplementärin keine Erfolgsvergütung 
(siehe Seite 79).

Nachschusspflichten/Haftung/ 
weitere Leistungen
Die Direktkommanditisten haften gemäß § 171 Absatz 1,1. HS i. V. m. 
§ 172 Absatz 1 HGB für Verluste und Verbindlichkeiten der Gesellschaft 
bis zur Höhe ihrer in das Handelsregister eingetragenen Haftsumme, 
die 10 Prozent der gezeichneten Pflichteinlage beträgt. Die Haftung 
entfällt jedoch, sobald die Haftsumme vollständig geleistet ist (§ 171 
Absatz 1 2. HS HGB). Die persönliche Haftung des einzelnen Anlegers 
kann im Außenverhältnis gemäß § 172 Absatz 4 HGB aufgrund von 
Kapitalrückzahlungen bis zur Höhe der im Handelsregister eingetra-
genen Haftsumme wieder aufleben, sofern dadurch der Stand des 
Kapitalkontos des Anlegers unter den Betrag der Haftsumme sinkt 
oder schon zuvor diesen Wert nicht erreicht (§  172 Absatz  4 HGB). 
Der Treugeber haftet der Treuhandkommanditistin und mittelbar den 
Gläubigern der Beteiligungsgesellschaft höchstens bis zur Höhe sei-
ner jeweiligen Haftsumme, also bis zu 10  Prozent seiner jeweiligen 
treuhänderischen Pflichteinlage. Die Haftung ist ausgeschlossen, so-
bald die Haftsumme geleistet und nicht an den Anleger zurückge-
zahlt wurde. Gemäß § 160 HGB haftet der ausscheidende Komman-
ditist bis zur Höhe der ggf. wieder auflebenden Haftung noch für fünf 
Jahre ab Ausscheiden für Verbindlichkeiten der Gesellschaft, soweit 
diese bis zu seinem Ausscheiden entstanden sind.

Eine noch weitergehende Haftung der Anleger nach den §§  30  ff. 
GmbHG analog bis maximal zur Höhe der empfangenen Auszahlun-
gen ist möglich, wenn Auszahlungen unter Verstoß gegen die gesetz-
lichen Eigenkapitalerhaltungsvorschriften der §§ 30 f. GmbHG analog 
erfolgt sind.

Es besteht keine Nachschusspflicht des Anlegers.

Da der Treugeber wirtschaftlich einem Kommanditisten gleichgestellt 
ist, ist er verpflichtet, die Treuhandkommanditistin im Fall einer even-
tuellen Inanspruchnahme durch Gesellschaftsgläubiger freizustellen. 
Zu den mit der Haftung und den Nachschusspflichten verbundenen 
Risiken siehe Seite 25 f., „Wesentliche tatsächliche und rechtliche Ri-
siken der Vermögensanlage“. Darüber hinaus gibt es keine Umstän-
de, unter denen der Erwerber der Vermögensanlage verpflichtet ist, 
weitere Leistungen zu erbringen, insbesondere gibt es keine Umstän-
de, unter welchen er haftet. Es besteht keine Pflicht zur Zahlung von 
Nachschüssen.

Weitere Kosten
Mit dem Erwerb, der Verwaltung und der Veräußerung der Vermö-
gensanlage verbundene weitere Kosten sind das Agio in Höhe von 
3 Prozent der Pflichteinlage, die Kosten der (ggf. vorzeitigen) Beendi-
gung der Vermögensanlage, der Liquidation und/oder der Auseinan-
dersetzung (beispielsweise für ein Schiedsgutachten, des Ausschlus-
ses und der Abfindung), die Kosten für einen Erbnachweis, die Kosten 
in Verbindung mit der Verfügung über die Beteiligung und im Fall 
der Umwandlung der Treugeberstellung in eine Direktbeteiligung, 
die Kosten der Unterschriftsbeglaubigung und der Handelsregister-
eintragung sowie Verwaltungskosten bei der Komplementärin und 
der Treuhandkommanditistin inklusive gesetzlicher Umsatzsteuer in 
Höhe von pauschal jeweils 0,50 Prozent der Pflichteinlage der über-
tragenen Beteiligung, mindestens jedoch jeweils EUR  150, und die 
Kosten, die entstehen, wenn ein Anleger seinen Wohnsitz oder seine 
Bankverbindung nicht in Deutschland hat. Über die vorgenannten 
Kosten hinaus können den Anlegern weitere Kosten für den Erwerb, 
die Verwaltung und die Veräußerung der Vermögensanlage in Form 
von Überweisungskosten, Lastschriftgebühren und Verzugskosten im 
Fall der verspäteten Zahlung in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem 
Basiszinssatz p. a. sowie Kosten der Identifikation, der Kommunikation 
und Beratung, insbesondere der persönlichen Steuerberatung, ent-
stehen. Zusätzliche Leistungen der Treuhandkommanditistin zuguns-
ten eines einzelnen Kommanditisten oder Treugebers werden diesem 
gesondert in Rechnung gestellt. Soweit die Treuhandkommanditistin 
nach Aufforderung durch einen oder mehrere Anleger Mitteilungen 
an die übrigen Anleger weiterleitet, sind die hierfür entstehenden 
Kosten durch den/die Treugeber zu tragen, die dies verlangen. Die 
Höhe und der Anfall der vorgenannten Kosten sind zum Zeitpunkt 
der Prospektaufstellung nicht bezifferbar, da dies von der individuel-
len Situation des Anlegers abhängt. Darüber hinaus entstehen für den 
Anleger keine weiteren Kosten, insbesondere keine Kosten, die mit 
dem Erwerb, der Verwaltung und der Veräußerung der Vermögensan-
lage verbunden sind.
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Wesentliche tatsächliche und �
rechtliche Risiken der Vermögensanlage

Allgemeine Hinweise
Bei dem vorliegenden Beteiligungsangebot an der reconcept 09 
Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG (im Folgenden auch „Be-
teiligungsgesellschaft“ oder „Emittentin“ genannt) handelt es sich um 
eine unternehmerische Beteiligung und langfristige Kapitalanlage, 
die mit verschiedenen Risiken verbunden ist. Insbesondere bestehen 
tatsächliche, rechtliche, wirtschaftliche, steuerliche und personenbe-
zogene Risiken, die einzeln oder kumuliert eintreten können und die 
nachfolgend dargestellt sind.

Dieses Beteiligungsangebot ist nur für solche Anleger geeignet, die  
einen etwaigen Totalverlust finanziell bewältigen können. Die Betei-
ligung eignet sich nicht für Anleger, die auf kurz- oder mittelfristige 
Verfügbarkeit der investierten Gelder angewiesen sind, sondern wen-
det sich an Anleger, die sich langfristig engagieren wollen. Die vor-
liegende Vermögensanlage eignet sich nicht zur Altersvorsorge. Sie 
bietet weder eine garantierte, feste Verzinsung noch eine feststehen-
de Rückzahlung des eingesetzten Kapitals zu einem festen Zeitpunkt 
oder in einer bestimmten Höhe. 

Das Angebot ist für Anleger konzipiert, die die bereit sind unterneh-
merische Risiken zu tragen und bei denen die Beteiligung an der 
Emittentin nur einen Bruchteil ihres Vermögens ausmacht, die also 
über den erforderlichen finanziellen Spielraum verfügen. Es handelt 
sich um ein unternehmerisches Engagement, dessen wirtschaftliches 
Ergebnis von einer Vielzahl nicht vorhersehbarer und auch nicht be-
einflussbarer Faktoren abhängt. Über die Wahrscheinlichkeit des Ein-
tritts der einzelnen nachfolgend beschriebenen Risiken können keine 
Angaben gemacht werden. Ebenso nimmt der Grad der Genauigkeit 
der Prognosen mit zunehmender Laufzeit der Beteiligung ab. Das In-
vestment in die Beteiligungsgesellschaft kann sich anders entwickeln 
als erwartet bzw. prognostiziert.

Der Eintritt eines oder mehrerer Risiken kann erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Betei-
ligungsgesellschaft haben, was sich auch entsprechend nachteilig auf 
die Vermögensanlage des Anlegers auswirken kann.

Die nachfolgende Darstellung umfasst die wesentlichen tatsächlichen 
und rechtlichen Risiken im Zusammenhang mit der angebotenen 
Vermögensanlage. Mögliche, aufgrund individueller Besonderheiten 
bestehende Risiken einzelner Anleger sind nicht berücksichtigt. Aus 
der individuellen Situation des einzelnen Anlegers können sich Be-
sonderheiten ergeben, die das Angebot für ihn als völlig ungeeignet 
erscheinen lassen und die dazu führen können, dass das tatsächliche 
wirtschaftliche Ergebnis beim einzelnen Anleger deutlich von den Er-
wartungen abweicht. Jedem Anleger wird ausdrücklich empfohlen, 
vor Zeichnung einer Beteiligung an der reconcept 09 Windenergie 
Deutschland GmbH & Co. KG selbst alle Risiken eingehend zu prüfen 

und, soweit erforderlich, hierzu einen fachkundigen Berater (z. B. ei-
nen Steuerberater) zu konsultieren. Die Anbieterin weist darauf hin, 
dass sich in der Zukunft liegende rechtliche, steuerliche, wirtschaftli-
che und/oder politische Veränderungen auf das Ergebnis des vorlie-
genden Beteiligungsangebotes auswirken können. Für das prognosti-
zierte Ergebnis wird keine Garantie übernommen. 

Maximalrisiko
Das maximale Risiko des Anlegers besteht aus dem vollständigen 
Verlust seiner Vermögensanlage nebst Agio und damit seines einge-
setzten Kapitals und der darüber hinausgehenden Gefährdung seines 
weiteren Vermögens bis hin zu einer Privatinsolvenz. Zu einer solchen 
Gefährdung des weiteren Vermögens bis hin zur Privatinsolvenz kann 
es im Fall der persönlichen Fremdfinanzierung der Vermögensanlage 
kommen, weil der Anleger unabhängig davon, ob der Anleger Zah-
lungen von der Emittentin erhält, verpflichtet wäre, den Kapitaldienst 
(Zins und Tilgung) für die persönliche Fremdfinanzierung seiner Ver-
mögensanlage zu leisten oder die Finanzierung vorzeitig zurückzu-
führen. Des Weiteren besteht auf Ebene des Anlegers das Risiko des 
Eintretens einer wieder auflebenden Haftung und/oder des Eintretens 
zusätzlicher Zahlungsverpflichtungen aufgrund von Steuerzahlun-
gen. Diese Umstände können Zahlungsverpflichtungen des Anlegers 
aus dessen weiteren Vermögen begründen, was zur Privatinsolvenz 
des Anlegers führen kann.

Risiken einer möglichen Fremdfinanzierung  
des Anteils durch den Anleger
Das vorliegende Beteiligungsangebot eignet sich nicht, auf Ebene des 
Anlegers ganz oder teilweise durch Fremdkapital finanziert zu wer-
den. Es wird ausdrücklich von einer persönlichen Fremdfinanzierung 
der Einlage zzgl. Agio abgeraten. Es besteht das Risiko, dass Auszah-
lungen der Beteiligungsgesellschaft an die Anleger reduziert werden 
oder sogar ausbleiben, insbesondere sowohl laufend während des 
Bestehens der Beteiligungsgesellschaft als auch bei ihrer Liquidation. 
Der Anleger trägt das Risiko einer negativen wirtschaftlichen Entwick-
lung einschließlich des Risikos des Totalverlustes seiner Einlage nebst 
Agio. Er ist im Fall der persönlichen Fremdfinanzierung seines Anteils 
dennoch verpflichtet, den Kapitaldienst (Zinsen und Tilgung) für seine 
persönliche Finanzierung der Einlage zu leisten oder diese vorzeitig 
zurückzuführen. Es besteht das Risiko, dass aus diesen Gründen die 
Anteile der Beteiligungsgesellschaft veräußert werden müssen. Eine 
Verwertung der Anteile der Beteiligungsgesellschaft kann nicht oder 
nur zu einem Betrag möglich sein, der für die Begleichung etwaiger 
persönlicher Verbindlichkeiten nicht ausreicht. In diesen Fällen müss-
te ein zur Finanzierung der Einlage aufgenommenes Darlehen aus 
anderen Mitteln als den Anteilen an der Beteiligungsgesellschaft zu-
rückgeführt werden. Sind derartige Mittel nicht vorhanden bzw. kön-
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nen sie nicht rechtzeitig beschafft werden, besteht das Risiko einer 
Vollstreckung in das weitere Vermögen des Anlegers. Dies alles kann 
bis hin zur Privatinsolvenz des Anlegers führen.

Wirtschaftliche Risiken der Investments

Allgemeines Prognoserisiko/Zukunftsgerichtete Aussagen
Dieser Prospekt enthält an verschiedenen Stellen zukunftsgerichtete 
Aussagen. Diese betreffen zukünftige Tatsachen, Ereignisse sowie sons-
tige Umstände, die keine historischen Tatsachen sind. Sie sind regel-
mäßig durch Worte wie „voraussichtlich“, „möglicherweise“, „erwartet“, 
„prognostiziert“, „geplant“, „vorhergesagt“ und ähnliche Formulierun-
gen gekennzeichnet. Solche zukunftsgerichteten Aussagen beruhen 
auf Erwartungen, Schätzungen, Prognosen und Annahmen. Sie geben 
ausschließlich die Auffassung der Emittentin wieder, unterliegen Un-
sicherheiten und Risiken hinsichtlich ihres tatsächlichen Eintritts und 
sind folglich in ihrer Verwirklichung nicht garantiert. In diesem Pros-
pekt getroffene, zukunftsgerichtete Aussagen betreffen insbesondere:

–	� die Erwartungen der Emittentin in Bezug auf wirtschaftliche, ope-
rative, rechtliche und sonstige Risiken und deren Auswirkungen,

–	� die Erwartungen der Emittentin in Bezug auf ihre zukünftige Ge-
schäftsentwicklung sowie allgemeine wirtschaftliche, rechtliche 
und politische Entwicklungen,

–	� die Durchführung und das Ergebnis der in diesem Prospekt abge-
bildeten Vermögensanlage,

–	� die Verwendung des Emissionserlöses aus dem Angebot dieser 
Vermögensanlage und

–	 das wirtschaftliche Konzept dieser Vermögensanlage.

Weder die Emittentin noch die Anbieterin/Prospektverantwortliche 
oder ihre jeweiligen Geschäftsführer oder sonstigen Organe haften, 
soweit gesetzlich zulässig, für den tatsächlichen Eintritt der in diesem 
Prospekt getroffenen zukunftsgerichteten Aussagen. Sollten sich eine 
oder mehrere Annahmen, die die Emittentin ihren zukunftsgerichte-
ten Aussagen zugrunde gelegt hat, als unrichtig erweisen oder un-
vorhergesehene Veränderungen oder Ereignisse eintreten, ist nicht 
auszuschließen, dass die tatsächlichen künftigen Entwicklungen und 
Ergebnisse wesentlich von dem abweichen, was von der Emittentin 
in diesem Prospekt für die Zukunft angenommen wurde. Die Umset-
zung der Geschäftsstrategie und Planung der Emittentin könnte hier-
durch tatsächlich, rechtlich oder finanziell erschwert oder unmöglich 
sein oder es könnten nicht unerhebliche Verzögerungen auftreten. 
Dies alles kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage der Emittentin auswirken und zu geringeren Auszahlungen an 
die Anleger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Blind-Pool-Risiko
Es ist vorgesehen, dass die Beteiligungsgesellschaft Windenergieanla-
gen in Deutschland errichtet oder erwirbt. Die Windenergieanlagen 
stehen zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung noch nicht fest. Inso-
fern handelt es sich um einen sogenannten „Blind Pool“. Die Anleger 
können sich daher zum Zeitpunkt ihrer Anlageentscheidung kein 
genaues Bild von den konkreten Windenergieanlagen und den sich 
hieraus ergebenden individuellen Risiken machen. Es liegen auch 
keine rechtlich verbindlichen Optionen oder Vorkaufsrechte der Betei-
ligungsgesellschaft vor, sodass nicht abschließend gesichert ist, dass 
zum Zeitpunkt der geplanten Investition genügend Windenergiepro-

jekte zu den konkreten Investitionskriterien vorhanden sind. Es kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass die zukünftig abzuschließenden 
Verträge, insbesondere über den Erwerb der Windenergieanlagen, 
den operativen Betrieb der Windenergieanlagen und/oder ihre an-
schließende Veräußerung, negativ von den Annahmen in den wirt-
schaftlichen Berechnungen abweichen. Dies alles kann sich negativ 
auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin auswirken 
und zu geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin zum Totalver-
lust der Einlage nebst Agio führen.

Politischer und wirtschaftlicher Kontext
Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland, andere Regierungen 
oder die EU können zukünftig eine Politik betreiben, die auf den Wert 
und den wirtschaftlichen Nutzen der Windenergieanlagen nachteili-
ge Auswirkungen hat. Solche Entscheidungen können sowohl poli-
tischer, rechtlicher, förderungsrechtlicher oder steuerlicher Art sein. 
Es können Steuerreformen, umweltrechtliche Beschränkungen, ge-
gebenenfalls eine restriktive Förder- oder Energiepolitik, eine andere 
nachteilige Wirtschafts- und Geldpolitik sowie Änderungen von Ka-
pitalmarktbedingungen die Beteiligungsgesellschaft betreffen. Dies 
alles kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Emittentin auswirken und zu geringeren Auszahlungen an die An-
leger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Kostenrisiko
Der Investitionsplan für die Beteiligungsgesellschaft stellt eine Kal-
kulation der möglichen anfallenden Kosten der Gesamtinvestitions-
maßnahme dar. Die für die Errichtung oder den Erwerb der Wind-
energieanlagen angesetzten Kosten sind geschätzt und beruhen 
auf Erfahrungswerten der Anbieterin. Es wurden zum Teil Dienstleis-
tungsverträge durch die Beteiligungsgesellschaft abgeschlossen. Es 
ist möglich, dass der beauftragte Leistungsumfang nicht ausreicht, 
Leistungen nicht in erforderlichem Umfang erbracht werden oder 
Vertragspartner ausfallen und die beauftragten Leistungen nur zu hö-
heren Honoraren durch neue Vertragspartner erbracht werden kön-
nen. Insofern besteht auch bei vertraglich vereinbarten Leistungen 
ein Kostenüberschreitungsrisiko. Daneben beruhen insbesondere fol-
gende geschätzte Kosten auf Erfahrungswerten der Anbieterin: Finan-
zierungskosten, Prospekterstellungskosten, Due-Diligence-Kosten, 
Kosten für Gutachten, Notar-, Gerichts-, Steuer- und Rechtsberatungs-
kosten sowie Kosten für Sonstiges/Unvorhergesehenes. Bei den ge-
schätzten Positionen besteht das Risiko einer Kostenüberschreitung. 
Es besteht das Risiko, dass die Vorsteuerbeträge nicht vollständig 
geltend gemacht werden können, was ebenfalls zu höheren Kosten 
oder Anschaffungsnebenkosten führen würde. Es können zusätzlich 
in der Bau- und Projektübernahmephase sowie während der gesam-
ten Laufzeit der Beteiligungsgesellschaft unvorhergesehene Aufwen-
dungen anfallen. Eine bei Kostenüberschreitung entstehende Finan-
zierungslücke ist, sofern und soweit wirtschaftlich und tatsächlich 
möglich, durch Aufnahme von Fremdkapital, Reduzierung der Liqui-
ditätsreserve oder durch Auszahlungsreduzierung/-verzicht zu schlie-
ßen. Dies alles kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Emittentin auswirken und zu geringeren Auszahlungen 
an die Anleger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Risiken aus dem Bau der Windenergieanlagen
Plangemäß erwirbt die Beteiligungsgesellschaft schlüsselfertige Wind-
energieanlagen. Gemäß den Investitionskriterien ist ein Erwerb von 
Windenergieanlagen zum Zeitpunkt der Baureife ebenfalls möglich, so-
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dass die Beteiligungsgesellschaft und ihre Anleger ggf. die Risiken der 
anschließenden Errichtung und Inbetriebnahme der Windenergieanla-
gen in vollem Umfang tragen. Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung 
liegen keine verbindlichen Verträge über den Erwerb bzw. die Errichtung 
von Windenergieanlagen vor, sodass u.  a. die Kosten für die Kaufprei-
se und ggf. der Errichtung für die Windenergieanlagen nicht gesichert 
sind. Es besteht ferner im Rahmen einer Errichtung das Risiko, dass ein 
Generalunternehmer/-übernehmer für die Errichtung der Windener-
gieanlagen einschließlich Infrastruktur und sämtlicher Nebenanlagen 
nicht, nicht rechtzeitig oder nicht zu den in diesem Beteiligungsangebot 
prognostizierten Konditionen gefunden werden kann. Darüber hinaus 
besteht das Risiko, dass bestellte Windenergieanlagen nicht oder nicht 
rechtzeitig geliefert werden. Es besteht ferner das Risiko, dass Witterungs-
verhältnisse den Bau und die Inbetriebnahme der Windenergieanlagen 
verzögern. Dies alles kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Emittentin auswirken und zu geringeren Auszahlungen 
an die Anleger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

(Strom-)Ertragsrisiko
Die zu erwartende Stromerzeugung und die Einspeisung in das öf-
fentliche Stromnetz wurden auf Basis von Erfahrungswerten und 
Annahmen geschätzt. Für die zu erwerbenden Windenergieanlagen 
werden Windgutachten erstellt, die helfen sollen, das Windpotenzial 
während der geplanten Betriebsdauer zu ermitteln. Da die Windener-
gieanlagen zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung nicht bekannt 
sind, liegen noch keine Windgutachten vor. Auch bei Vorliegen von 
Windgutachten können die tatsächlichen Windverhältnisse erheb-
lich von den Prognosen abweichen. Globale Klimaänderungen kön-
nen zu Veränderungen gegenüber den historischen Daten führen, 
die Grundlage der Windgutachten sind. Der geschätzte Wert dient 
als Berechnungsgrundlage für die angebotene Vermögensanlage. 
Abweichungen der prognostizierten von der tatsächlichen Einspei-
sungsmenge können zu geringerer Einspeisevergütung führen. Ur-
sachen für Abweichungen können meteorologische Veränderungen, 
Veränderungen der Landschaft in der näheren Umgebung, andere 
Windparks, Leistungsverschlechterung der Anlage, Abnahme des Wir-
kungsgrades der Anlage oder Störungen im technischen Betrieb der 
Anlage sein. Dies gilt umso mehr, wenn sie nicht zeitnah festgestellt 
werden. Ferner können Naturkatastrophen zum zeitweisen Ausfall der 
Windenergieanlagen führen. Weiterhin wurden im Rahmen der Prog-
nose wesentliche technische Parameter der Windenergieanlagen ge-
schätzt, die Einfluss auf den Ertrag haben. Dies alles kann sich negativ 
auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin auswirken 
und zu geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin zum Totalver-
lust der Einlage nebst Agio führen.

Risiken aus der Stromvermarktung und Förderungen 
Konzeptionsgemäß werden die Windenergieanlagen der Beteiligungs-
gesellschaft Ende 2017 in Betrieb genommen und den von ihnen er-
zeugten Strom in das Netz einspeisen. Die Vermarktung des erzeugten 
Stroms erfolgt daher planmäßig auf der Grundlage des EEG2017. Da-
mit besteht grundsätzlich eine Pflicht zur Direktvermarktung. Die Erlö-
se der Beteiligungsgesellschaft setzen sich damit aus dem am Markt im 
Rahmen der Direktvermarktung erzielten Preis und einer Marktprämie 
zusammen. Die Höhe der Marktprämie ergibt sich aus der Differenz 
zwischen dem im EEG2017 festgelegten anzulegenden Wert und dem 
durchschnittlichen monatlichen Marktpreis an der Strombörse. Sofern 
der im Rahmen der Direktvermarktung erzielte Strompreis unter dem 
durchschnittlichen monatlichen Marktpreis an der Strombörse liegt, 

besteht das Risiko, dass die insgesamt erzielte Vergütung geringer aus-
fällt als im Rahmen der Kalkulation angenommen.

Neben dem mit dem Abnehmer des Stroms vereinbarten Preis ist für 
die Höhe der Gesamtvergütung somit der nach dem EEG2017 anzu-
legende Wert maßgebend. Der anzulegende Wert (Anfangswert) ist 
für im Jahr 2016 genehmigte und im Jahr 2017 in Betrieb genomme-
ne Windenergieanlagen abhängig von den Zubauzahlen (atmender 
Deckel) und dem Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Windenergie-
anlagen; das heißt, die Förderung unterliegt einer Degression, deren 
Höhe vom tatsächlichen Ausbau der Windenergie an Land abhängt. 
Die Anbieterin geht anhand ihrer Erwartungen des planmäßigen 
Inbetriebnahmezeitpunkts, der Zubauzahlen und der gesetzlichen 
Regelungen von einer Vergütung in Höhe von 7,86 ct/kWh aus. Der 
erhöhte Anfangswert gilt grundsätzlich für die ersten fünf Jahre. 
Wie lange der erhöhte Anfangswert darüber hinaus gilt, hängt vom 
Windpotenzial des Standorts der Anlage ab (Referenzertragsmodell). 
Die Prognoserechnung geht anhand der Angaben des Herstellers zu 
den geplanten Anlagen und den prognostizierten Erträgen von der 
erhöhten Anfangsförderung über einen Zeitraum von 20 Jahren aus. 
Sollten die Anlagen einen anderen als den von der Emittentin erwar-
teten Ertrag liefern oder der Referenzertrag anders ausfallen, besteht 
das Risiko, dass die erhöhte Anfangsförderung nicht über die Laufzeit 
von 20 Jahren gewährt wird. Der Fördersatz kann dann bis auf den 
sog. Grundwert sinken. Zehn Jahre nach Inbetriebnahme, spätestens 
aber ein Jahr vor dem Ende der verlängerten Frist für die erhöhte 
Anfangsförderung wird der Standortertrag erneut überprüft und die 
Frist für die erhöhte Anfangsförderung ggf. angepasst. Sofern der neu 
ermittelte Referenzertrag wesentlich vom alten abweicht, sind Über-/
Unterzahlungen ggf. verzinslich auszugleichen. 

Die finanzielle Förderung kann sich nach §  51 EEG2017 verringern, 
wenn der Wert der Stundenkontrakte für die Preiszone Deutschland 
am Spotmarkt der Strombörse EPEX Spot SE in Paris an mindestens 
sechs aufeinanderfolgenden Stunden negativ ist. Ausnahmerege-
lungen sind für die geplanten Anlagen nicht einschlägig. Es besteht 
somit das Risiko, dass der erzielbare Preis negativ von den Planungen 
abweicht. 

Die für die Betriebsjahre 21 bis 25, das heißt nach Auslaufen der För-
derung nach dem EEG2017, angesetzten Erlöse sind aus einer Ener-
giepreisstudie abgeleitet. Die tatsächlichen Marktpreise zu dieser Zeit 
können davon abweichen. Somit ist nicht sichergestellt, dass nach 
dem Auslaufen der Förderung ein wirtschaftlicher Betrieb möglich ist.

Die erzielten Vergütungen für den erzeugten und abgenommenen 
Strom können aus den vorgenannten Gründen niedriger ausfallen als 
geschätzt. Dies alles kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der Emittentin auswirken und zu geringeren Auszah-
lungen an die Anleger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio 
führen.

Vergütungsrisiko bei verspäteter Inbetriebnahme
Es besteht zudem das Risiko, dass sich der Projektfortschritt so verzö-
gert, dass die Windenergieanlagen nicht im September 2017 in Be-
trieb genommen werden. In Abhängigkeit von der Verzögerung der 
Inbetriebnahme und der Zubauzahlen, die für den tatsächlichen Inbe-
triebnahmezeitpunkt bestimmend für die Vergütungshöhe sind, wird 
sich die Vergütungshöhe für den erzeugten Strom vermindern. Die 



RE09 Windenergie Deutschland20

erzielten Vergütungen für den erzeugten und abgenommenen Strom 
könnten hierdurch niedriger ausfallen als geschätzt. Sollte die Inbe-
triebnahme bis zum Ablauf des 31. Dezember 2018 nicht erfolgen, 
entfällt die Förderung nach dem EEG2017 für Übergangsanlagen. Die 
Windenergieanlagen müssten an Ausschreibungen zur Erzielung ei-
ner Förderung teilnehmen. Im Rahmen der Ausschreibungen ist nicht 
sichergestellt, wann und ob ein Zuschlag erteilt wird. Dies alles kann 
sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emitten-
tin auswirken und zu geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin 
zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Vergütungsrisiko bei verspäteter Genehmigung
Für Anlagen, die ab dem Jahr 2017 genehmigt werden, erfolgt die 
Ermittlung der Fördersätze in einem wettbewerblichen Ausschrei-
bungsverfahren. Die Emittentin kann nach den Investitionskriterien 
auch in Windenergieanlagen investieren, die noch keinen Zuschlag 
erhalten haben. Es besteht somit das Risiko, dass die Gesellschaft 
Windenergieanlagen erwirbt, die letztlich keinen Zuschlag im Aus-
schreibungsverfahren erhalten. In diesem Fall müsste die Gesellschaft 
die entsprechende Windenergieanlage verkaufen und andere Wind-
energieanlagen mit entsprechender Förderung erwerben oder aber 
die Windenergieanlage nicht verkaufen, sondern den damit erzeugten 
Strom frei am Markt verkaufen. Mit welcher Förderhöhe erfolgreich an 
Ausschreibungen in den Jahren 2017 ff. teilgenommen werden kann, 
kann im Zeitpunkt der Prospektaufstellung nicht abschließend beur-
teilt werden. Die erzielten Vergütungen für den erzeugten und abge-
nommenen Strom können hierdurch niedriger ausfallen als geschätzt. 
Dies alles kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge der Emittentin auswirken und zu geringeren Auszahlungen an die 
Anleger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Netzanschluss- und Unterbrechungsrisiko
Die Windenergieanlagen liefern Strom an den örtlichen Netzbetreiber. 
Sollte es aus technischen Gründen zu Problemen und Verzögerungen 
beim Netzdurchfluss kommen, würde dies zu verminderten Einnah-
men der Beteiligungsgesellschaft und damit zu geringeren Auszah-
lungen an die Anleger führen. Störungen und Ausfälle im Stromversor-
gungsnetz, die nicht in der Verantwortung des Netzbetreibers liegen 
und nicht von einer Versicherung abgedeckt sind, können ebenso zu 
verminderten Einnahmen der Beteiligungsgesellschaft führen. Dies al-
les kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Emittentin auswirken und zu geringeren Auszahlungen an die Anleger 
bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Netzmanagement- und Abschaltrisiko
Es besteht das Risiko, dass die Anlagen durch Einspeisemanage-
ment reduzierte Erträge erwirtschaften bzw. sogar ganz vom Netz 
genommen werden. Es kann zudem nicht ausgeschlossen werden, 
dass der Betrieb von Windenergieanlagen aufgrund des Schutzes 
von bedrohten Tierarten eingeschränkt oder gänzlich untersagt wird. 
Ferner besteht das Risiko, dass die Windenergieanlagen aufgrund von 
Lärmschutzbestimmungen gedrosselt oder zeitweise abgeschaltet 
werden müssen. Darüber hinaus kann es zu Abschaltungen bei Ver-
eisungen kommen. Ferner kann es durch die Beeinträchtigungen be-
nachbarter Windenergieanlagen durch Verschattung zur Notwendig-
keit von Abschaltungen kommen. Dies alles kann sich negativ auf die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin auswirken und zu 
geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin zum Totalverlust der 
Einlage nebst Agio führen.

Betriebsstörungsrisiken
Für den Betrieb der Windenergieanlagen ist der Abschluss langfristi-
ger Wartungsverträge vorgesehen. Es kann aber nicht ausgeschlossen 
werden, dass die Wartungsgesellschaft ausfällt und Ersatz nur unter 
Verzögerungen oder nur zu höheren Kosten beschafft werden kann. 
Ebenfalls können Arbeiten notwendig werden, die durch den War-
tungsvertrag nicht abgedeckt sind oder die länger als geplant dauern. 
Schäden können durch Vandalismus oder Naturgewalten eintreten. 
Die hierfür abgeschlossenen Versicherungen könnten diese Schäden 
nicht abdecken. Des Weiteren besteht das Risiko, dass durch mehr-
fach auftretende Schäden die Versicherungsprämien steigen oder der 
Versicherungsschutz gekündigt wird. Im Ausnahmefall kann es not-
wendig werden, die Anlagen vorzeitig außer Betrieb zu nehmen. Dies 
alles kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Emittentin auswirken und zu geringeren Auszahlungen an die An-
leger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Behördliche Risiken/Genehmigungsrisiken
Eingriffe in den laufenden Geschäftsbetrieb der Anlagen im Sinne von 
behördlich angeordneten Einschränkungen des Betriebes können 
nicht ausgeschlossen werden. Sie würden zu Mindereinnahmen der 
Beteiligungsgesellschaft und damit zu geringeren Auszahlungen an 
die Anleger führen. Es ist ferner möglich, dass sich die Erteilung der 
erforderlichen Genehmigungen für die Beteiligungsgesellschaft in 
Deutschland verzögert oder ganz verweigert bzw. bereits erteilte Ge-
nehmigungen entzogen werden. Dies alles kann sich negativ auf die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin auswirken und zu 
geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin zum Totalverlust der 
Einlage nebst Agio führen.

Rückbaurisiko
Die Prognoserechnung der Beteiligungsgesellschaft berücksichtigt 
bei der Ermittlung des Verkaufspreises zukünftige Rückbaukosten je 
Windenergieanlage in Höhe von rund EUR 49.000 je MW im Rahmen 
des Verkaufs. Es besteht das Risiko, dass der vorgesehene Betrag nicht 
ausreicht, um diesen Umstand im Rahmen der Kaufpreisbemessung 
durch den Erwerber angemessen zu berücksichtigen. Auch können 
sich gesetzliche Rahmenbedingungen ändern, die die Entsorgung 
von Windenergieanlagen und ihrer Bauteile als Sonderentsorgungs-
stoffe qualifizieren und dies nur zu höheren Kosten ermöglichen. 
Sollten die tatsächlichen Kosten höher sein als der kalkulierte Betrag, 
wird sich die Liquidität reduzieren. Dies alles kann sich negativ auf die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin auswirken und zu 
geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin zum Totalverlust der 
Einlage nebst Agio führen.

Veräußerung der Windenergieanlagen
Die Veräußerung der Windenergieanlagen ist vertraglich nicht gesi-
chert. Insoweit besteht das Risiko, dass die Windenergieanlagen nicht 
oder nicht zu den gewünschten Konditionen verkauft werden kön-
nen. In der Kalkulation zur Ermittlung eines Veräußerungserlöses ist 
eine Diskontierung der Erträge über einen Zeitraum geplant, der eine 
Gesamtnutzungsdauer der Anlagen von 25 Jahren unterstellt. Es be-
steht die Gefahr, dass entweder anfänglich kein Pachtvertrag über eine 
solche Nutzungsdauer kontrahiert werden kann bzw. ein ursprünglich 
möglicherweise über einen kürzeren Zeitraum abgeschlossener Ver-
trag nicht verlängert werden kann. Es besteht ferner die Gefahr, dass 
die Windenergieanlagen aus technischen, behördlichen oder sonsti-
gen rechtlichen Gründen nicht über diesen Gesamtzeitraum weiter-
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betrieben werden dürfen. Sollten die Anlagen oder wesentliche Ein-
zelkomponenten diese angestrebte Lebensdauer nicht erreichen und 
nicht wirtschaftlich ersetzt werden können und sollten diese Faktoren 
bereits im Zeitpunkt der Veräußerung absehbar sein, besteht das Ri-
siko, dass sich dies auf den Veräußerungserlös mindernd auswirken 
kann oder gar kein positiver Veräußerungserlös realisiert werden kann. 
Dies alles kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge der Emittentin auswirken und zu geringeren Auszahlungen an die 
Anleger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Versicherungen/Zufälliger Untergang/Höhere Gewalt
Die Beteiligungsgesellschaft wird Risiken im branchenüblichen Um-
fang versichern. Diese Versicherungen sehen regelmäßig bestimmte 
Gründe vor, aufgrund derer die Versicherung die Auszahlung verwei-
gern darf. Es besteht das Risiko, dass einzelne Risiken nicht rechtzeitig 
versichert werden, nicht versicherbar sind, dass der Versicherungs-
schutz versagt wird oder aus anderen Gründen nicht ausreichend ist 
und die Beteiligungsgesellschaft für entstandene Schäden ganz oder 
teilweise selbst aufkommen muss. Dies alles kann sich negativ auf die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin auswirken und zu 
geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin zum Totalverlust der 
Einlage nebst Agio führen.

Altlasten/Verunreinigungen
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass es infolge des Betriebes 
der Windenergieanlagen zu Verunreinigungen des Bodens kommt 
oder Altlasten auf den genutzten Grundstücksflächen auftreten. Es 
besteht das Risiko, dass solche Bodenverunreinigungen und Altlasten 
zu außerplanmäßigen Aufwendungen führen. Dies alles kann sich 
negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin 
auswirken und zu geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin 
zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Risiken durch Verträge, 
Vertragspartner und handelnde Personen

Fehlerhaftigkeit von Verträgen
Zur Durchführung des Beteiligungsangebotes hat die Beteiligungs-
gesellschaft ihren Gesellschaftsvertrag sowie den Konzeptionsvertrag, 
Strukturierungsvertrag, Vertriebsvertrag, Fremdkapitalvermittlungs-
vertrag, Mittelverwendungskontrollvertrag, Treuhandvertrag, Vertrag 
über laufende Steuerberatung, Vertrag über steuerliche Konzeptions-
beratung sowie den Portfoliomanagementvertrag abgeschlossen. Die 
Beteiligungsgesellschaft wird zukünftig weitere Verträge abschließen. 
Es besteht die Möglichkeit, dass Verträge ganz oder teilweise unwirk-
sam, lückenhaft, fehlerhaft oder unvorteilhaft sind oder es zu Streitig-
keiten im Zusammenhang mit der Auslegung von Verträgen kommt. 
Dies gilt auch, wenn zu einem späteren Zeitpunkt Rechtsmängel im 
Zusammenhang mit der Gründung der Beteiligungsgesellschaft fest-
gestellt werden. Dies kann dazu führen, dass die Verträge rückabge-
wickelt werden müssen und die Beteiligungsgesellschaft sich unvor-
hergesehenen Ansprüchen ausgesetzt sieht oder eigene Ansprüche 
nicht durchsetzen kann. Folge hiervon kann sein, dass entweder diese 
unvorhergesehenen Ansprüche mangels ausreichender Liquidität 
ganz oder teilweise nicht erfüllt werden können und die Gläubiger 
daher Zwangsmaßnahmen ergreifen oder aber dass der Beteiligungs-
gesellschaft nicht die vertraglich vereinbarten Mittel zufließen. Mög-
lich ist aber auch, dass diese unvorhergesehenen Ansprüche durch 

die Beteiligungsgesellschaft erfüllt werden, hierdurch jedoch die not-
wendige Liquidität für die Erfüllung sonstiger Verpflichtungen fehlt. 
Dies alles kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge der Emittentin auswirken und zu geringeren Auszahlungen an die 
Anleger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Risiken aus noch nicht abgeschlossenen Verträgen 
Es besteht das Risiko, dass künftige Vertragsabschlüsse von den zu-
grunde gelegten Annahmen abweichen. Dies kann sich negativ auf 
die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin auswirken 
und zu geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin zum Totalver-
lust der Einlage nebst Agio führen.

Gewährleistungsansprüche 
Die zu erwerbenden Windenergieanlagen können nach Errichtung 
und Inbetriebnahme mit Mängeln behaftet sein, die bei der Abnahme 
unbemerkt geblieben sind oder nicht sachgerecht beseitigt wurden. 
Darüber hinaus besteht das Risiko, dass Baumängel erst nach Ablauf 
der jeweiligen Gewährleistungsfristen auftreten und insoweit eventu-
ell keine Gewährleistungsansprüche mehr bestehen. Dies alles kann 
sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emitten-
tin auswirken und zu geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin 
zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen..

Risiko aus Haftungsbeschränkungen 
Einige der von der Beteiligungsgesellschaft abgeschlossenen Verträ-
ge sowie der Gesellschaftsvertrag und der Treuhandvertrag sehen 
Haftungsbeschränkungen und verkürzte Verjährungsfristen vor. Glei-
ches kann für künftig noch abzuschließende Verträge gelten. Insofern 
kann nicht ausgeschlossen werden, dass ein ggf. vorhandener Scha-
denersatzanspruch nicht oder nicht vollständig durchgesetzt werden 
kann. Dies alles kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Emittentin auswirken und zu geringeren Auszahlungen 
an die Anleger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Anspruchsdurchsetzung 
Es ist nicht auszuschließen, dass es zu Streitigkeiten bei der Ausle-
gung bestehender oder zukünftig noch abzuschließender vertrag-
licher Vereinbarungen zwischen der Beteiligungsgesellschaft und 
ihren Vertragspartnern kommt, welche gerichtlich geklärt werden 
müssen. Eine solche gerichtliche Auseinandersetzung kann unter 
Umständen viel Zeit in Anspruch nehmen und ein negativer Ausgang 
eines Rechtsstreits ist möglich. Dies alles kann sich negativ auf die Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin auswirken und zu 
geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin zum Totalverlust der 
Einlage nebst Agio führen.

Platzierungs- und Rückabwicklungsrisiko 
Es besteht das Risiko, dass es der Beteiligungsgesellschaft nicht oder 
langsamer als geplant gelingt, das vorgesehene Kommanditkapital 
einzuwerben. Der Beteiligungsgesellschaft stehen dann geringe-
re finanzielle Mittel als vorgesehen zur Verfügung bzw. die Beteili-
gungsgesellschaft könnte nur langsamer investieren. Plangemäß ist 
die Aufnahme einer Eigenkapitalzwischenfinanzierung vorgesehen. 
Es besteht das Risiko, dass höhere Zinsen als kalkuliert entstehen. 
Dies kann zu geringeren Auszahlungen an die Anleger führen. Der 
Gesellschaftsvertrag der Emittentin in der Fassung vom 30. Septem-
ber 2016 sieht eine Zeichnungsfrist für die Vermögensanlage bis zum 
31. Dezember 2017, längstens jedoch bis zur Gültigkeit des Verkaufs-
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prospektes (je nachdem, welcher Zeitpunkt früher eintritt) vor. Sollte 
es der Beteiligungsgesellschaft nicht gelingen, bis zum Ablauf der 
Zeichnungsphase am 31. Dezember 2017 ausreichend Eigenkapital 
einzuwerben, damit Investitionen getätigt werden können, kann die 
Zeichnungsphase durch Beschluss der Gesellschafterversammlung 
verlängert werden. Eine solche Änderung des Gesellschaftsvertra-
ges bedarf der Mehrheit von 75 Prozent der stimmberechtigten und 
anwesenden bzw. vertretenen Gesellschafter. Es kann nicht ausge-
schlossen werden, dass ein solcher Beschluss nicht zustande kommt. 
Dies kann zu negativen Abweichungen des tatsächlichen wirtschaftli-
chen Verlaufs der Emittentin von der Prognoserechnung führen. Auch 
bei Erlangung eines entsprechenden Beschlusses ist die Gültigkeit 
des Prospektes auf den Zeitraum von zwölf Monaten nach der Billi-
gung durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht be-
grenzt. Ggf. müsste für den weiteren Vertrieb der Vermögensanlage 
ein weiterer Verkaufsprospekt erstellt und gebilligt werden. Dies kann 
zu erhöhten Aufwendungen der Emittentin und Verzögerung der 
Investition führen und sich damit negativ auf das wirtschaftliche Er-
gebnis der Emittentin und damit zu geringeren Auszahlungen an die 
Anleger führen. Sollte es der Beteiligungsgesellschaft nicht gelingen, 
bis zum Ablauf der (ggf. verlängerten) Zeichnungsphase ausreichend 
Eigenkapital einzuwerben, damit Investitionen getätigt werden kön-
nen, kann die Beteiligungsgesellschaft rückabgewickelt werden. Es 
besteht das Risiko, dass die Rückzahlung der Kapitaleinlage inkl. des 
Agios nicht oder nicht vollständig möglich ist, was für den Anleger 
den vollständigen oder teilweisen Verlust der geleisteten Kapitaleinla-
ge nebst Agio bedeuten würde.

Risiken der Bonität und  
Leistungsfähigkeit von Vertragspartnern 
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass Vertragspartner der Be-
teiligungsgesellschaft ihre vertraglichen Pflichten nicht oder nur 
unzureichend erfüllen. Da die Leistungsfähigkeit und Solvenz des 
jeweiligen Vertragspartners häufig davon abhängt, dass wiederum 
dessen Partner und Subunternehmer solvent und leistungsfähig sind, 
kann dies auf Ebene der Beteiligungsgesellschaft nicht abschließend 
beurteilt werden. Diesbezügliche Fehleinschätzungen wie auch der 
unerwartete Eintritt nachteiliger Veränderungen können nicht aus-
geschlossen werden. Kommen Vertragspartner ihren vertraglichen 
Pflichten – gewollt oder ungewollt – nicht oder nicht vollständig 
nach, kann sich die Ertragslage der Beteiligungsgesellschaft hierdurch 
verschlechtern mit der Folge, dass die Auszahlungen an die Anleger 
geringer ausfallen bis hin zum Totalverlust ihrer Einlage nebst Agio. 
Es besteht außerdem das Risiko, dass die Beteiligungsgesellschaft die 
ausbleibenden Leistungen anderweitig vertraglich vereinbaren muss, 
was zu Zeitverzögerungen und zu höheren Kosten führen kann. Dies 
alles kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Emittentin auswirken und zu geringeren Auszahlungen an die An-
leger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Vertragspartnerrisiko 
Es besteht das Risiko, dass bei Ausfall eines Vertragspartners aufgrund 
seiner Insolvenz Garantie- oder Schadenersatzansprüche nicht oder 
nicht vollständig geltend gemacht und durchgesetzt werden können. 
Darüber hinaus besteht das Risiko, dass Verträge, die nicht über die 
gesamte Laufzeit der Beteiligungsgesellschaft vereinbart sind, nach 
Ablauf der Vertragslaufzeit nur zur schlechteren Konditionen oder gar 
nicht verlängert werden können. Dies kann zu höheren Kosten füh-
ren. Dies alles kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage der Emittentin auswirken und zu geringeren Auszahlungen 
an die Anleger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Interessenkonflikte und Verflechtungsrisiken 
Es bestehen wirtschaftliche, kapitalmäßige, personelle Verflechtun-
gen und/oder vertragliche Beziehungen zwischen den Gründungs-
gesellschafterinnen, den Gesellschafterinnen zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung, der Geschäftsführung sowie der Anbieterin 
und wesentlichen Vertragspartnern der Beteiligungsgesellschaft. Es 
besteht grundsätzlich das Risiko von Interessenkonflikten durch die 
handelnden Personen, wenn sie nicht die Interessen der Beteiligungs-
gesellschaft in den Vordergrund stellen, sondern eigene Interessen 
oder Interessen von anderen Beteiligten verfolgen. Dies alles kann 
sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emitten-
tin auswirken und zu geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin 
zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Schlüsselpersonenrisiko 
Der Verlauf dieses Beteiligungsangebotes hängt auch wesentlich von 
den Managementfähigkeiten der Geschäftsführung der Beteiligungs-
gesellschaft ab. Ebenso wichtig sind die Fähigkeiten der externen Part-
ner. Ein Weggang von handelnden Personen aus dem Kreis der Ge-
schäftsführung oder von Schlüsselpersonen bei den externen Partnern 
kann zu einem erheblichen Qualitätsverlust im Management und da-
mit im Betrieb der Windenergieanlagen führen. Es ist nicht auszuschlie-
ßen, dass ein solcher Verlust nicht adäquat zeitnah ersetzt werden 
kann. Dies alles kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Emittentin auswirken und zu geringeren Auszahlungen 
an die Anleger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Finanzrisiken 

Finanzierungsrisiko 
Die Investitionen der Beteiligungsgesellschaft sollen prognosegemäß 
anteilig mit Fremdmitteln in Form von Endfinanzierungsmitteln finan-
ziert werden. Es liegen aber zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung 
keine bindenden Verträge für Finanzierungen vor. Es ist beabsichtigt, 
Darlehensverträge für eine End- und eine Umsatzsteuerzwischen-
finanzierung abzuschließen. Es kann daher nicht garantiert werden, 
dass die benötigten Mittel stets in voller Höhe, zu den in der Inves-
titionsrechnung vorgesehenen Konditionen, zu den vorgesehenen 
Zeitpunkten und für die vorgesehene Dauer zur Verfügung stehen. 
Es besteht das Risiko, dass die erzielbaren Konditionen und Bedingun-
gen während der Laufzeit und bei Verkauf schlechter als prognosti-
ziert sind. Dies kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Emittentin auswirken und zu geringeren Auszahlungen 
an die Anleger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen. 

Des Weiteren besteht das Risiko, dass Darlehen nicht in der prognos-
tizierten Frist oder in der prognostizierten Höhe ausgezahlt werden 
können oder keine finanzierende Bank gefunden wird, wodurch die 
Umsetzung des Erwerbs bzw. der Errichtung der Windenergieanlagen 
verhindert wird. Dies kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der Emittentin auswirken und zu geringeren Auszah-
lungen an die Anleger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio 
führen. 
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Ferner besteht das Risiko, dass Darlehen aufgrund verringerter oder 
ausbleibender Erträge der Windenergieanlagen nicht mehr bedient 
werden können und die Bank ihre bestellten Sicherheiten an den 
Windenergieanlagen verwerten will. Auch eine Verletzung vertrag-
licher Vereinbarungen durch die Beteiligungsgesellschaft kann zu 
einer Kündigung des Darlehens und zu einem Fälligstellen der aus-
bleibenden Darlehenssumme führen. Vergleichbares gilt, wenn die 
Beteiligungsgesellschaft außerplanmäßig eine Eigenkapitalzwischen-
finanzierung oder anderweitig Fremdkapital aufnehmen müsste. Der 
Eintritt aller vorgenannten Ereignisse kann zu Mindererträgen bei der 
Beteiligungsgesellschaft führen. Daneben besteht das Risiko, dass der 
Erlös aus der Veräußerung der Windenergieanlagen nicht ausreicht, 
um bestehende Verbindlichkeiten zu tilgen. Dies alles kann sich ne-
gativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin aus-
wirken und zu geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin zum 
Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Zinsrisiko 
In der Prognoserechnung wird ein Zinssatz von 2,50  Prozent p.  a. 
für die Endfinanzierung und ein Zinssatz in Höhe von 4,50 Prozent 
p.  a. für eine Eigenkapitalzwischenfinanzierung und Umsatzsteu-
erzwischenfinanzierung angenommen. Dabei handelt es sich um 
Schätzwerte. Es besteht das Risiko, dass die Finanzierungen nur 
zu einem höheren Zinssatz abgeschlossen werden können. Darü-
ber hinaus besteht das Risiko, dass anstelle eines schlüsselfertigen 
Windparks Projektentwicklungen erworben und diese dann in der 
Bauzeit bis zur Aufnahme der Endfinanzierung zwischenfinanziert 
werden müssen. Dies alles kann sich negativ auf die Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Emittentin auswirken und zu geringeren 
Auszahlungen an die Anleger bis hin zum Totalverlust der Einlage 
nebst Agio führen.

Liquiditätsrisiko 
Geringere und/oder verspätete Einnahmen sowie höhere und/oder 
vorzeitige Ausgaben können zudem zu Liquiditätsengpässen bis hin 
zur Zahlungsunfähigkeit der Beteiligungsgesellschaft führen, infolge-
dessen die Emittentin ihren Zahlungsverpflichtungen nicht fristge-
recht oder gar nicht nachkommen kann (Liquiditätsrisiko). Es besteht 
das Risiko, dass vertraglich nicht vereinbarte Kosten die Annahmen in 
der Prognose überschreiten. Es kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass vertraglich vereinbarte Kosten höher ausfallen als ursprüng-
lich vereinbart. Darüber hinaus besteht das Risiko, dass die Bildung 
zusätzlicher Liquiditätsreserven erforderlich wird. Ferner können die 
Zeitpunkte der Zahlungsflüsse von den getroffenen Annahmen ab-
weichen. Dies kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Emittentin auswirken und zu geringeren Auszahlungen 
an die Anleger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen..

Risiko aus der weltwirtschaftlichen Entwicklung 
Die weltweite Entwicklung der Wirtschaft ist von einer Vielzahl von 
Faktoren abhängig. Unvorhersehbare Ereignisse in den unterschiedli-
chen Märkten können eine Krise vergleichbar mit der von 1929 oder 
2008 nach sich ziehen. Eine Weltwirtschaftskrise birgt zudem je nach 
Verlauf das Risiko von Deflation oder Inflation sowie Finanzierungs-
schwierigkeiten. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich die 
Weltwirtschaftslage negativ entwickelt. Dies alles kann sich negativ 
auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin auswirken 
und zu geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin zum Totalver-
lust der Einlage nebst Agio führen.

Beteiligungsrisiken

Risiko aus dem Erwerb von Windenergieanlagen/
Due-Diligence-Risiken
Im Rahmen des Erwerbs der Windenergieanlagen bzw. der baureifen 
Projekte werden die Risiken, die vorhanden sein können, durch eine 
sog. Due Diligence geprüft und bei der anschließenden Investitions-
entscheidung, z.  B. beim Kaufpreis, entsprechend berücksichtigt. Es 
besteht das Risiko, dass nicht alle Risiken entdeckt werden. Dies alles 
kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Emittentin auswirken und zu geringeren Auszahlungen an die Anle-
ger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Majorisierung 
Trotz einer Vielzahl von Anlegern kommt es häufig dazu, dass nur 
wenige Anleger an Versammlungen und damit an Abstimmungen 
teilnehmen. Es ist daher möglich, dass im Einzelfall im Rahmen der 
gesellschaftsvertraglichen Regelungen Gesellschafterbeschlüsse von 
einer Minderheit des gesamten Anlegerkapitals gefasst werden. Dies 
kann für den Anleger bedeuten, dass Entscheidungen gegen seinen 
Willen getroffen werden (Majorisierung). Eine Majorisierung kann 
dadurch erfolgen, dass die Zeichnung einer Kapitaleinlage der Höhe 
nach nur durch das angestrebte Gesamtkapital der Beteiligungsge-
sellschaft begrenzt ist. Es besteht daher das Risiko, dass einige Ge-
sellschafter – bedingt durch hohe Zeichnungsbeträge – ein erheb-
liches Gewicht auf der Gesellschafterversammlung erlangen und 
so einzelne Personen oder eine kleine Gruppe von Personen einen 
beherrschenden Einfluss auf die Beteiligungsgesellschaft gewinnen. 
Eine Majorisierung kann auch in Bezug auf Bevollmächtigte der An-
leger eintreten, sofern viele Anleger den gleichen Bevollmächtigten 
beauftragen und ihm keine oder gleichlautende Weisungen erteilen. 
Auf der anderen Seite besteht die Gefahr, dass einzelne Minderheits-
gesellschafter Beschlüsse, die einer qualifizierten Mehrheit bedürfen, 
blockieren. Majorisierung kann für einen Anleger bedeuten, dass Ent-
scheidungen gegen seinen Willen getroffen werden. Dies kann sich 
negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin 
auswirken und zu geringeren Auszahlungen an die Anleger führen.

Eingeschränkte Mitwirkungs- und 
Mitspracherechte/mittelbare Beteiligung 
Die Anleger haben beschränkte Mitwirkungs- und Mitspracherech-
te und es fehlt an einem Weisungsrecht hinsichtlich der laufenden 
Geschäftsführung. Die Wahrnehmung der Rechte der Anleger kann 
auch dadurch erschwert werden, dass regelmäßige Gesellschafter-
versammlungen nicht stattfinden müssen und die Anleger sich nicht 
kennen. Dieser Umstand erschwert die Bildung von Mehrheiten zur 
Durchsetzung von Anlegerinteressen. Darüber hinaus sind die Treu-
geber nur mittelbar beteiligt. Sie haben somit keinen direkten Scha-
denersatzanspruch gegen die Beteiligungsgesellschaft. Sie haben 
einen schuldrechtlichen Vertrag mit der Treuhandkommanditistin. 
Ihre Einflussnahme erfolgt über die Treuhandkommanditistin, sofern 
sie nicht selbst an Gesellschafterversammlungen teilnehmen. Dies 
kann dazu führen, dass der einzelne Anleger seine Interessen nicht 
durchsetzen kann. Ferner haftet die Treuhandkommanditistin gegen-
über den Treugebern, mit Ausnahme der Verletzung wesentlicher Ver-
tragspflichten (Kardinalpflichten) und vertragstypisch vorhersehbarer 
Schäden sowie Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers 
oder der Gesundheit, nur für grob fahrlässige und vorsätzliche Verlet-
zungen der ihr aufgrund dieses Vertrages obliegenden Pflichten. Dies 
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kann dazu führen, dass der Anleger hinsichtlich leicht fahrlässig verur-
sachter Schäden keinen Ersatzanspruch hat. Dies kann zu geringeren 
Auszahlungen an die Anleger führen. 

Zahlungsverzug durch den Anleger 
Gerät ein Anleger mit seinen Zahlungen für seine Kapitalanlage in Ver-
zug, so hat die Treuhandkommanditistin das Recht, eine Verzinsung 
von 5 Prozentpunkten p. a. über dem jeweiligen Basiszinssatz der Bun-
desbank zu verlangen. Das Risiko eines verspäteten Zahlungseingangs 
sowie alle durch eine nicht oder nicht fristgerecht erbrachte Leistung 
verursachten Kosten, wie auch die Verzugszinsen, trägt der Anleger. 
Dies kann zu geringeren Auszahlungen an die Anleger führen.

Steuerliche Risiken 

Allgemeine steuerliche Risiken 
Eine Haftung für den Eintritt der prospektierten bzw. prognostizierten 
steuerlichen Wirkungen wird, soweit gesetzlich zulässig, nicht über-
nommen. Die steuerlichen Grundlagen und die Planzahlen basieren 
auf der zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung geltenden Rechtslage 
in Deutschland, den dazu ergangenen finanzgerichtlichen Rechtspre-
chungen, der Auslegung der Finanzverwaltungen sowie der einschlä-
gigen steuerrechtlichen Literatur und gelten für Anleger, die ihre Be-
teiligung an der Beteiligungsgesellschaft als in Deutschland ansässige 
natürliche Person im Privatvermögen halten. 

Es besteht das Risiko, dass aufgrund der Fortentwicklung bei der Aus-
legung der geltenden Steuergesetze durch die Rechtsprechung und 
Finanzbehörden in Deutschland oder der EU sowie der Änderung von 
Steuergesetzen nachteilige steuerliche Konsequenzen für die Beteili-
gungsgesellschaft und ihre Gesellschafter entstehen. 

Sollte die jeweils zuständige Finanzverwaltung das vorliegende Beteili-
gungsangebot steuerlich anders als die Anbieterin beurteilen, können 
auch steuerlich noch nicht endgültig veranlagte Veranlagungszeiträu-
me rückwirkend geändert werden. Über die Festsetzung der Besteu-
erungsgrundlagen sowie die endgültige Höhe und die Aufteilung der 
steuerlichen Ergebnisse entscheidet die jeweils zuständige Finanzver-
waltung erst im Rahmen der Veranlagung bzw. eines Feststellungsver-
fahrens oder nach einer steuerlichen Außenprüfung (Betriebsprüfung). 
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Finanzverwaltung den 
Umfang der umsatzsteuerpflichtigen Umsätze und Vorsteuerabzugs-
beträge sowie der steuerpflichtigen Einkünfte oder die steuerliche 
Abzugsfähigkeit von Aufwendungen dem Grunde und/oder der Höhe 
nach anders beurteilt und es deshalb zu höheren steuerlichen Belas-
tungen (zzgl. Nachzahlungszinsen oder Strafzahlungen) kommen kann. 
Dadurch können sich die Auszahlungen an die Anleger vermindern. 
Der Anleger trägt das Risiko der Unrichtigkeit der im Kapitel „Steuerli-
che Grundlagen“ dargestellten Einschätzung der steuerlichen Rechtsla-
ge dann, wenn sie nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht. 
Ferner besteht das Risiko von Mehrbelastungen infolge von Rechtsver-
folgungskosten, wenn die Beteiligungsgesellschaft gegen Entschei-
dungen der Finanzbehörden Rechtsmittel einlegt bzw. den Rechtsweg 
beschreitet. Dies kann die Auszahlungen an die Anleger mindern. 

Risiko der Anwendung der Investmentbesteuerung
Die Bestimmungen des Kapitalanlagegesetzbuches (KAGB) sowie 
des Investmentsteuergesetzes (InvStG) in der zum Zeitpunkt der Pro-

spektaufstellung gültigen Fassung sind nicht anwendbar, da die Be-
teiligungsgesellschaft nicht als Investmentvermögen im Sinne dieser 
Vorschriften qualifiziert.

Das Gesetz zur Reform der Investmentbesteuerung (InvStRefG) ist am 
26. Juli 2016 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht und tritt mit Wirkung 
zum 1. Januar 2018 in Kraft. Das InvStRefG sieht eine umfassende Re-
form der Besteuerung von Fonds vor. Der Investmentbesteuerung 
unterliegen nach dem InvStRefG grundsätzlich alle Investmentver-
mögen im Sinne des Kapitalanlagegesetzbuchs. Dies gilt unabhängig 
davon, ob der Fonds offen oder geschlossen ist und welche Rechts-
form er hat. Ausgenommen sind jedoch alle Investmentfonds in der 
Rechtsform der Personengesellschaft (z. B. InvKG), die keine OGAW 
sind. Hier greifen weiterhin die allgemeinen Besteuerungsregeln für 
Personengesellschaften. Für die Beteiligungsgesellschaft, die zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung kein Investmentvermögen im Sin-
ne des Kapitalanlagegesetzbuches ist, sind somit auch nach Inkraft-
treten des InvStRefG die Vorschriften des Investmentsteuergesetzes 
nicht anwendbar.

Es besteht das Risiko, dass Änderungen an dem InvStRefG vorge-
nommen werden, die dazu führen, dass die Beteiligungsgesellschaft 
künftig den Vorschriften des Kapitalanlagegesetzbuches oder des In-
vestmentsteuergesetzes unterliegt. Es besteht ferner das Risiko, dass 
künftig neue Gesetze eingeführt oder bestehende Gesetze geändert 
werden und dies gleiche oder ähnliche negative Folgen für die Emit-
tentin und/oder die Anleger hat. Dies kann sich negativ auf die Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin auswirken und zu 
geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin zum Totalverlust der 
Einlage nebst Agio führen..

Risiko der steuerlichen Behandlung von Verlusten 
Es besteht das Risiko, dass durch die Beteiligung an der Beteiligungs-
gesellschaft erlittene Verluste in Deutschland einer Verlustausgleichs-
beschränkung unterliegen oder nicht abgezogen werden dürfen und 
nicht oder nur eingeschränkt mit anderweitigen Einkünften des Steu-
erpflichtigen verrechnet werden können. In diesen Fällen kann sich die 
Steuerbelastung für den Anleger entsprechend erhöhen und damit zu 
einem schlechteren Ergebnis der Beteiligung nach Steuern führen.

Gewerbesteuer auf Veräußerungsgewinn
Es besteht das Risiko, dass bei Veräußerung der Windenergieanlagen 
Gewerbesteuer entsteht. Zum Gewerbeertrag gehören auch die Ge-
winne aus der Veräußerung einzelner Windenergieanlagen. Nach § 7 
Satz 2 GewStG gehören nur solche Gewinne nicht zum Gewerbeer-
trag, die aus der Veräußerung oder Aufgabe eines Betriebes oder Teil-
betriebes einer Mitunternehmerschaft oder aus der Veräußerung ei-
nes Anteils eines Gesellschafters, der als Mitunternehmer anzusehen 
ist, resultieren, soweit der Gewinn auf eine unmittelbar beteiligte na-
türliche Person entfällt. Eine (begünstigte) Betriebsveräußerung liegt 
vor, wenn in einem einheitlichen Vorgang alle wesentlichen Betriebs-
grundlagen an einen Erwerber veräußert werden. Eine Betriebsauf-
gabe liegt vor, wenn alle wesentlichen Betriebsgrundlagen in einem 
einheitlichen Vorgang innerhalb kurzer Zeit an verschiedene Erwer-
ber veräußert oder ins Privatvermögen überführt werden. Sollte die 
Veräußerung der Windenergieanlagen nicht in einem einheitlichen 
begündtigen Vorgang erfolgen können oder Anleger beteiligt sein, 
die keine natürlichen Personen sind und die keinen Ausgleich ent-
sprechend dem Gesellschaftsvertrages leisten, wird die Gesellschaft 
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bei Veräußerung der Windenergieanlagen mit Gewerbesteuer auf 
den Veräußerungsgewinn belastet. Infolgedessen vermindert sich das 
Ergebnis der Gesellschaft nach Steuern, dies kann die Auszahlungen 
an die Anleger vermindern. Es besteht ferner das Risiko, dass die ent-
stehende Gewerbesteuer nicht vollständig auf die Einkommensteuer 
der Anleger angerechnet werden kann, weil die Anrechnungsmög-
lichkeiten von den persönlichen Verhältnissen der Anleger abhängig 
sind, die ggf. nicht erfüllt werden. Dies kann zu einem schlechteren 
Ergebnis der Beteiligung nach Steuern führen.

Ertragsteuern in Deutschland 
Das vorliegende Beteiligungsangebot zielt nicht auf den Erhalt von 
Steuervorteilen in Deutschland ab. Sollte die Finanzverwaltung hin-
gegen der Auffassung sein, dass der Anleger und/oder die Beteili-
gungsgesellschaft durch das Beteiligungsangebot einen ungerecht-
fertigten Steuervorteil erwirkt haben, besteht das Risiko, dass dieser 
Vorteil aberkannt wird. In diesem Fall kann sich die Steuerbelastung 
der Anleger erhöhen und die Auszahlungen aus der Beteiligungsge-
sellschaft vermindern. Des Weiteren kann anfallende Gewerbesteuer 
in Deutschland nicht bei jedem Gesellschafter gemäß § 35 Einkom-
mensteuergesetz (EStG) auf die Einkommensteuer angerechnet wer-
den, da dies u. a. von der persönlichen Situation des Anlegers abhän-
gig ist. Die Anrechnung kann sogar vollständig scheitern. Dies alles 
kann zu höheren Steuerzahlungen des Anlegers und damit zu einem 
schlechteren Ergebnis der Beteiligung nach Steuern führen.

Sachverhalte, die in der Sphäre des einzelnen Gesellschafters be-
gründet sind, können zu steuerlichen Nachteilen auf Ebene der 
Gesellschaft und hierüber zu steuerlichen Nachteilen der übrigen 
Gesellschafter führen. Dies gilt insbesondere für die Fälle, in denen 
ein Gesellschafter seinen Anteil überträgt, er verstirbt oder aus der 
Gesellschaft aufgrund von Kündigung oder Ausschluss ausscheidet 
und der Gesellschaft hierdurch steuerliche Nachteile wegen des 
Wegfalls eines etwaigen Gewerbeverlustes oder der Realisierung ei-
nes Tatbestands nach § 7 Gewerbesteuergesetz (GewStG) oder einer 
vergleichbaren steuerlichen Regelung entstehen, ohne dass dafür ein 
Ausgleich erfolgt. Diese steuerlichen Nachteile können zu einer höhe-
ren steuerlichen Belastung der Gesellschaft führen, wodurch sich die 
Auszahlungen an die Anleger vermindern können.

Fehlende Gewinnerzielungsabsicht 
Sollte ein Anleger entgegen der Empfehlung der Anbieterin in die-
sem Verkaufsprospekt den Erwerb seiner Beteiligung fremdfinanzie-
ren, besteht das Risiko, dass die Finanzverwaltung eine Gewinnerzie-
lungsabsicht verneint, sofern aufgrund der Fremdfinanzierung die 
(Sonder-)Betriebsausgaben des Anlegers für diese Vermögensanlage 
höher als die Betriebseinnahmen hieraus sind und innerhalb der ange-
nommenen Dauer der Beteiligung kein Gewinn erzielt wird. In diesem 
Fall können weder die Zinsaufwendungen für die Fremdfinanzierung 
noch sonstige Aufwendungen steuerlich geltend gemacht werden, 
da seitens des Anlegers mit der Vermögensanlage lediglich eine nicht 
steuerbare „Liebhaberei“ begründet wird. Das Gleiche gilt, wenn die 
Gewinnerzielungsabsicht aus anderen Gründen fehlt. Auch ist eine 
nachträgliche Aberkennung zunächst anerkannter steuerlicher Ver-
luste möglich. Zudem nimmt möglicherweise auch die Finanzver-
waltung eine Prüfung der Gewinnerzielungsabsicht anhand einer zu 
ermittelnden Totalgewinnprognose vor. Sollte eine solche Prüfung 
dazu führen, dass der Anleger innerhalb des betrachteten Zeitraums 
kein positives Ergebnis erzielen wird, können getragene Verluste un-

ter Umständen nicht mehr abgezogen werden, was zu einer höheren 
Steuerbelastung des Anlegers und damit zu einem schlechteren Er-
gebnis der Beteiligung nach Steuern führen kann. 

Umsatzsteuer 
Im Rahmen der Konzeption dieses Beteiligungsangebotes wird da-
von ausgegangen, dass ein Abzug der Vorsteuerbeträge möglich ist. 
Es besteht das Risiko, dass die Finanzverwaltungen in Deutschland 
dies anders beurteilen und somit Vorsteuererstattungen versagt oder 
erhaltene Vorsteuererstattungen an die Finanzverwaltung zurückge-
zahlt werden müssen, wodurch sich die Rückflüsse an die Anleger 
vermindern können. 

Steuerzahlungsrisiko 
Steuerzahlungen des jeweiligen Anlegers aufgrund sämtlicher Steu-
erarten, die im vorstehenden Abschnitt „Steuerliche Risiken“ (siehe 
Seite 24 f.) beschrieben sind, denen keine Steuererstattungen oder 
sonstige Auszahlungen gegenüberstehen, können zusätzlich das 
weitere Vermögen des Anlegers gefährden und bis zur Privatinsolvenz 
des Anlegers führen. 

Rechtliche und sonstige Risiken 

Haftungsrisiko 
Der einzelne Anleger schuldet gegenüber der Beteiligungsgesell-
schaft bzw. den anderen Gesellschaftern die vollständige Erbringung 
seiner gezeichneten Kapitaleinlage zzgl. Agio. Die persönliche Haf-
tung des einzelnen Anlegers kann im Außenverhältnis gemäß § 172 
Absatz 4 Handelsgesetzbuch (HGB) aufgrund von Eigenkapital- oder 
Agiorückzahlungen bis zur Höhe der im Handelsregister eingetrage-
nen Haftsumme (gemäß Gesellschaftsvertrag der Beteiligungsgesell-
schaft in Höhe von 10  Prozent der Pflichteinlage) wieder aufleben, 
sofern dadurch der Stand des Kapitalkontos des Anlegers unter den 
Betrag der Haftsumme sinkt oder schon zuvor diesen Wert nicht er-
reicht. Wird der einzelne Anleger deswegen durch Gläubiger der 
Beteiligungsgesellschaft persönlich in Anspruch genommen, ist er 
verpflichtet, die Forderungen der Gläubiger entsprechend der nach 
vorstehenden Grundsätzen wieder auflebenden Haftung unmittelbar 
zu begleichen. Dies kann dazu führen, dass der Anleger diese Forde-
rungen aus seinem übrigen Vermögen begleichen muss.

Gemäß § 160 HGB haftet der ausscheidende Kommanditist in Höhe 
der ggf. wieder auflebenden persönlichen Haftung, bis zu der im 
Handelsregister eingetragenen Haftsumme, noch für einen Zeitraum 
von fünf Jahren ab seinem Ausscheiden für Verbindlichkeiten der Ge-
sellschaft, soweit diese bis zu seinem Ausscheiden entstanden sind. 
Insoweit kann er auch nach seinem Ausscheiden aus der Gesellschaft 
von Gläubigern der Gesellschaft persönlich in Anspruch genommen 
werden. Dies kann dazu führen, dass der Anleger auch noch nach sei-
nem Ausscheiden diese Forderungen aus seinem übrigen Vermögen 
begleichen muss.

Eine noch weitergehende Haftung der Anleger nach den §§  30  ff. 
GmbHG analog bis maximal zur Höhe der empfangenen Auszahlun-
gen ist möglich, wenn Auszahlungen unter Verstoß gegen die gesetz-
lichen Eigenkapitalerhaltungsvorschriften der §§ 30 f. GmbHG analog 
erfolgt sind. Dies kann dazu führen, dass der Anleger erhaltene Aus-
zahlungen aus seinem übrigen Vermögen wieder zurückzahlen muss.
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Die Treugeber als mittelbar an der Beteiligungsgesellschaft Beteilig-
te haften gegenüber Gläubigern der Beteiligungsgesellschaft nicht 
unmittelbar. Über die Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages und 
des Treuhandvertrages stehen sie aber im Ergebnis den Direktkom-
manditisten gleich. Sie sind der Treuhandkommanditistin gegenüber 
zum Ersatz von Aufwendungen und zur Befreiung von Verbindlichkei-
ten verpflichtet, die sich aus deren Verpflichtungen gegenüber der 
Beteiligungsgesellschaft und ihrer Haftung gegenüber den Gläubi-
gern ergeben. Ein Treugeber hat die Treuhandkommanditistin ent-
sprechend seinem Anteil von ihren Verpflichtungen gegenüber der 
Beteiligungsgesellschaft und Dritten freizustellen. Dies kann gegen-
über der Beteiligungsgesellschaft zu Zahlungspflichten des Anlegers 
bis zur Höhe des gezeichneten Kapitals führen. Gegenüber Dritten 
haftet die Treuhandkommanditistin entsprechend der nach vorste-
henden Grundsätzen wieder auflebenden Haftungshöhe. Von die-
ser Verpflichtung hat der Treugeber sie freizustellen. Den Treugeber 
trifft damit wirtschaftlich die Haftung der Treuhandkommanditistin, 
was zu geringeren Auszahlungen an die Anleger führen kann. Der 
Wechsel von Anlegern zum Direktkommanditisten erfolgt aufschie-
bend bedingt bis zur Eintragung der Anleger als Kommanditisten ins 
Handelsregister. Bis dahin werden sie als atypisch stille Gesellschafter 
behandelt und im Innenverhältnis zur Gesellschaft so gestellt, als wä-
ren sie bereits wirksam beigetreten. Bisher liegt noch keine relevante 
Rechtsprechung zur persönlichen Haftung eines so beitretenden Ge-
sellschafters vor. Insofern ist es möglich, dass die zunächst als atypisch 
stille Einlage geleistete Zahlung nicht oder nicht in vollem Umfang als 
werthaltige Einlage der Pflichteinlage der Kommanditbeteiligung ge-
wertet wird. Insofern kann nicht ausgeschlossen werden, dass der in 
die Stellung eines Direktkommanditisten wechselnde Gesellschafter 
dennoch bis zu seiner Eintragung im Handelsregister für die Differenz 
persönlich haftet. Sofern und soweit die Gesellschafterversammlung 
erfolgte Vorabauszahlungen nicht genehmigt, sind diese zurück-
zuzahlen. Dies kann dazu führen, dass der Anleger die Rückzahlung 
aus seinem übrigen Vermögen leisten muss. Die in diesem Abschnitt 
„Haftungsrisiken” genannten Risiken können bis zur Privatinsolvenz 
des Anlegers führen.

Fungibilitätsrisiko 
Die vorliegende Vermögensanlage ist eine langfristige Beteiligung 
mit einer Haltedauer bis mindestens Ende 2023. Die Laufzeit der Be-
teiligungsgesellschaft kann verlängert werden. Eine ordentliche Kündi-
gung sieht der Gesellschaftsvertrag frühestens zum Laufzeitende vor. 
Der Anleger sollte sich deshalb darauf einstellen, seine Anteile jedenfalls 
bis zu diesem Zeitpunkt zu halten. Sofern der Anleger eine vorzeitige 
Veräußerung beabsichtigt, ist zu berücksichtigen, dass für den Handel 
von Kommanditanteilen keine gesetzlich vorgeschriebene Handels-
plattform existiert und der Verkauf über den Zweitmarkt schwierig, 
möglicherweise nur zu einem Preis unter der Zeichnungssumme oder 
gar nicht möglich sein wird. Ferner bedarf die Übertragung der Kapital-
anteile der Zustimmung der Komplementärin, die sie aus wichtigem 
Grunde versagen darf (§  6 Gesellschaftsvertrag). Veräußerungen und 
Übertragungen können zudem in Deutschland steuerliche und/oder 
haftungsrechtliche Auswirkungen haben. Es wird daher empfohlen, 
vor Übertragung der Beteiligung an einen Dritten entsprechenden 
fachkundigen Rat einzuholen. Eine Gewähr für die Veräußerbarkeit 
der Anteile wird nicht übernommen. Ferner ist zu beachten, dass nicht 
wertbildende und im Verhältnis zur Beteiligung relativ hohe mit der 
Vermögensanlage verbundene Kosten und sonstige Kosten sowie 
die Kosten aufgrund der Übertragung der Beteiligung zunächst durch 

Wertzuwächse ausgeglichen werden, bevor der Verkehrswert der Be-
teiligung den Nominalwert der Beteiligung übersteigt. Bis dahin stellen 
diese Kosten wertmindernde Faktoren dar, sodass im Fall der Veräuße-
rung der Wert der Beteiligung unter der vom Anleger geleisteten Einla-
ge liegt und er im Fall einer Veräußerung einen Teil seiner Kapitaleinlage 
inkl. Agio im Ergebnis nicht zurückerlangen kann. 

Sozialversicherungsrisiko 
Bezieht der Anleger Sozialversicherungs- und/oder weitere Versor-
gungsrenten vor Vollendung des sozialversicherungsrechtlichen 
regelmäßigen Renteneintrittsalters, dürfen bestimmte Hinzuver-
dienstgrenzen nicht überschritten werden. Auch das steuerpflichtige 
Einkommen aus der Beteiligung an einer Beteiligungsgesellschaft gilt 
als Hinzuverdienst. Im Einzelfall kann das steuerpflichtige Einkommen 
aus dieser (und ggf. weiteren) Beteiligungsgesellschaft(en) die Hinzu-
verdienstgrenzen eines Anlegers überschreiten. Ist dies der Fall, kann 
es zu einer Kürzung der sozialversicherungsrechtlichen und/oder wei-
teren Versorgungsrentenzahlungen kommen. Ähnliches kann auch im 
Fall anderer Sozialleistungsbezüge gelten. Dies könnte zu geringeren 
Zahlungen von Sozialversicherungsträgern an den Anleger führen.

Fernabsatz
Aufgrund gesetzlicher Vorschriften sind potenziellen Gesellschaftern 
im Fall eines Fernabsatzvertrages bestimmte Informationen mitzu-
teilen. Ferner steht ihnen ein 14-tägiges Widerrufsrecht zu. Dies gilt 
für Fälle, in denen die Zeichnung und der Beitritt zu der Beteiligungs-
gesellschaft ausschließlich über Fernkommunikationsmittel zustan-
de gekommen sind (Briefe, Kataloge, Telefonanrufe, Telekopien und 
E-Mails). Fehlerhafte oder nicht ausreichende Informationen führen 
nach dem Gesetzeswortlaut dazu, dass die Widerrufsfrist nicht zu lau-
fen beginnt, und bewirken ein unbefristetes Widerrufsrecht des Ge-
sellschafters. Die vorgeschriebenen Informationen zum Fernabsatz, 
einschließlich der Belehrung über das Widerrufsrecht, finden sich in 
den Beitrittsunterlagen und sind vom Anleger zusätzlich zu unter-
zeichnen. Die Anbieterin geht davon aus, dass die gesetzlichen Anfor-
derungen erfüllt sind. Sollte es dennoch zu einer größeren Anzahl von 
wirksamen Widerrufen kommen, kann hierdurch die Liquidität der Be-
teiligungsgesellschaft gefährdet werden, da in diesem Fall die bereits 
eingezahlten Einlagen nebst Agio zurückerstattet werden. Dies kann 
sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emitten-
tin auswirken und zu geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin 
zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Angaben von Dritten 
Im vorliegenden Prospekt und damit im Angebot zur Vermögens-
anlage befinden sich auch Angaben und Aussagen von Dritten. Die 
Richtigkeit dieser Angaben wurde von der Anbieterin plausibilisiert, 
aber nicht von ihr abschließend überprüft. Es besteht daher das Risiko 
von falschen Angaben oder Aussagen Dritter, die in diesem Prospekt 
verwendet wurden und die zu einem falschen Gesamteindruck der 
Vermögensanlage und somit zu einer falschen/anderen Schlussfolge-
rung und Entscheidung durch den Anleger führen. Es kann der Fall 
eintreten, dass sich dadurch die Auszahlungen an die Anleger gegen-
über der Prognose verringern. 

Sonstige individuell verursachte Kosten, Steuern und Nachteile 
Sonstige Kosten, Steuern und Nachteile, die im Verhalten oder in der 
Person des Anlegers begründet sind, werden nicht durch die Betei-
ligungsgesellschaft getragen. Sie können den betreffenden Gesell-



27Wesentliche tatsächliche und rechtliche Risiken der Vermögensanlage

schafter oder dessen Rechtsnachfolger finanziell belasten. Sofern 
diese Kosten zunächst die Beteiligungsgesellschaft treffen und vom 
Gesellschafter oder dessen Rechtsnachfolger nicht eingefordert wer-
den können, sind sie von der Beteiligungsgesellschaft zu tragen, was 
zu einer Verschlechterung der wirtschaftlichen Ergebnisse und damit 
zu geringeren Auszahlungen an die Anleger führt. 

Risiko der Änderung der Vertrags- oder  
Anlagebedingungen oder der Tätigkeit der Emittentin
Es besteht das Risiko, dass die Vertrags- oder Anlagebedingungen, 
insbesondere der Gesellschaftsvertrag der Emittentin und/oder die In-
vestitionskriterien, so geändert werden oder sich die Tätigkeit der Emit-
tentin so verändert, dass sie ein Investmentvermögen im Sinne des 
Kapitalanlagegesetzbuches darstellt, sodass die Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) Maßnahmen nach § 15 des Kapital-
anlagegesetzbuches ergreifen und insbesondere die Rückabwicklung 
der Geschäfte der Emittentin der Vermögensanlage anordnen kann. 

Es ist folglich möglich, dass die Emittentin von dem Anwendungsbe-
reich des Kapitalanlagegesetzbuches (KAGB) erfasst sein wird. Sofern 
der Anwendungsbereich des KAGB eröffnet ist, muss die Emittentin 
dessen Anforderungen erfüllen. Insbesondere muss die Verwaltung 
der Emittentin von einer zugelassenen Kapitalverwaltungsgesellschaft 
erfolgen bzw. die Emittentin selbst als Kapitalverwaltungsgesellschaft 
zugelassen werden. Dies würde zusätzliche Kosten verursachen. Es 
besteht zudem das Risiko, dass keine Kapitalverwaltungsgesellschaft 
gefunden wird, die die Verwaltung der Emittentin übernimmt, und 
dass die Emittentin selbst keine entsprechende Zulassung erhält. 
Weiterhin müsste für die Emittentin eine Verwahrstelle beauftragt 
werden, was ebenfalls zusätzliche Kosten verursachen würde. Die Ver-
wahrstellentätigkeit im Sinne des KAGB wird außerdem nur von einer 
beschränkten Zahl von Anbietern angeboten, sodass möglicherweise 
keine Verwahrstelle für die Emittentin gefunden werden kann. Es kann 
aus diesen Gründen nicht ausgeschlossen werden, dass die Emitten-
tin letztlich zur Geschäftsaufgabe und Abwicklung gezwungen sein 
kann. Das KAGB enthält außerdem auch Regelungen zur inhaltlichen 
Ausgestaltung und zum Vertrieb von Investmentvermögen. Insoweit 
besteht das Risiko, dass das Geschäftskonzept der Emittentin geändert 
werden muss oder andere strukturelle Anpassungen der rechtlichen 
oder tatsächlichen Verhältnisse um die Emittentin, die Vermögensan-
lage oder diesen Verkaufsprospekt erfolgen müssen, um den Vorga-
ben des KAGB zu entsprechen. So dürfte die Emittentin unter ande-
rem gemäß § 262 KAGB nur nach dem Grundsatz der Risikomischung 
investieren. Es ist möglich, dass die geplanten Investitionen der Emit-
tentin nicht als dem Grundsatz der Risikomischung folgend angese-
hen würden. Ferner kann die maximale Fremdkapitalaufnahme nach 
KAGB von 60 Prozent der Vermögenswerte nicht eingehalten sein. Es 
besteht das Risiko, dass eine Anpassung des Geschäftskonzepts an die 
Vorgaben des KAGB nicht oder nicht rechtzeitig möglich ist, dies mit 
erheblichen Kosten verbunden ist und die Emittentin letztlich zur Ge-
schäftsaufgabe und Abwicklung gezwungen ist.

Dies kann sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Emittentin auswirken und zu geringeren Auszahlungen an die An-
leger bis hin zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Erlaubnispflichtige Geschäfte 
Es besteht das Risiko, dass Geschäfte der Beteiligungsgesellschaft 
nach Auffassung von Behörden und Verwaltungsgerichten Tätigkei-
ten darstellen, die unter einem gesetzlichen Erlaubnisvorbehalt wie 
der Erlaubnis nach den deutschen §  32 Kreditwesengesetz (KWG) 
oder §  34f Gewerbeordnung (GewO) oder vergleichbaren gesetzli-
chen Vorschriften stehen. Es ist möglich, dass die zuständigen Behör-
den eine Erlaubnispflicht bejahen und Verwaltungsmaßnahmen tref-
fen, die die Geschäftstätigkeit der Beteiligungsgesellschaft zeitweise 
oder dauerhaft erschweren oder unmöglich machen. Dies kann sich 
negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin 
auswirken und zu geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin 
zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Gesetzgebungs-, Rechtsprechungs-  
sowie Steuerrechtsänderungsrisiko 
Zukünftige Änderungen der Gesetze oder ihrer Auslegung durch die 
Rechtsprechung oder die Behörden können sowohl auf Ebene der 
Anleger als auch auf Ebene der Beteiligungsgesellschaft negative Aus-
wirkungen durch erhöhte Zahlungspflichten und dadurch geringere 
Auszahlungen haben. Dies kann zu veränderten oder ausfallenden 
Auszahlungen an die Anleger und damit letztlich zum Totalverlust der 
Einlage nebst Agio führen. Es besteht das Risiko, dass regulatorische 
oder administrative Anforderungen und das Erfordernis einer etwai-
gen weitergehenden vertraglichen oder gesellschaftlichen Umstruk-
turierung zusätzliche Kosten verursachen und das wirtschaftliche Er-
gebnis der Beteiligungsgesellschaft negativ beeinflussen. Es besteht 
zudem das Risiko, dass eine frühzeitige Auflösung der Beteiligungs-
gesellschaft erforderlich wird, wenn die Beteiligungsgesellschaft re-
gulatorische oder administrative Anforderungen nicht einhalten kann 
oder eine Einhaltung nicht wirtschaftlich erscheint. Dies kann sich 
negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin 
auswirken und zu geringeren Auszahlungen an die Anleger bis hin 
zum Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Kumulation von Risiken 
Die vorstehenden Erläuterungen beschreiben die mit der Vermögens-
anlage einhergehenden wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen 
Risiken. Die beschriebenen Risiken können nicht nur einzeln, sondern 
auch kumuliert auftreten. Dadurch können sich die beschriebenen 
Auswirkungen auch über die Summe der einzelnen Auswirkungen 
hinaus verstärken, woraus sich besonders nachteilige Effekte ergeben 
würden. Die kann dazu führen, dass diese Kumulation von Risiken zu 
einer Insolvenz der Gesellschaft führt. Dies kann für den Anleger zu 
einem Totalverlust der Einlage nebst Agio führen.

Weitere wesentliche tatsächliche und rechtliche Risiken im Zusam-
menhang mit der Vermögensanlage existieren nach Kenntnis der An-
bieterin zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung nicht. 
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Marktumfeld 

Energie ist der Motor jeder Volkswirtschaft, denn eine stabile, verläss-
liche Energieversorgung trägt entscheidend zum Wohlstand und Er-
folg eines Landes bei. Die Herausforderungen der Energiepolitik sind 
insbesondere die Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und um-
weltfreundliche Energiegewinnung.

Angesichts des Klimawandels, der mit den fossilen und nuklearen 
Energieträgern verbundenen Risiken sowie immer knapper werden-
der Ressourcen gewinnen die erneuerbaren Energieträger wie Sonne, 
Wind und Wasser zunehmend an Bedeutung. Anders als konventio-
nelle Energiequellen wie Erdöl, Erdgas oder Kohle, bei denen zukünf-
tig eine Verknappung zu befürchten ist, stehen regenerative Energien 
nahezu unerschöpflich in der Natur zur Verfügung.

Klimaschutz – Treiber der Erneuerbaren Energien
Neben der Verknappung fossiler Ressourcen und der bewussten 
Abkehr von der Nuklearindustrie vieler Staaten nach dem Atomun-
fall im japanischen Fukushima ist auch der weltweite Klimawandel 
ursächlich für das Umdenken hin zu Erneuerbaren Energien. Durch 
unsere Lebensweise und die Verbrennung fossiler Brennstoffe wie Öl, 
Kohle und Gas erzeugen wir gewaltige Mengen an CO2-Emissionen, 
die die Durchschnittstemperatur unserer Erde ansteigen lassen. Die 
Jahresmittel-Temperatur auf der Erde ist in den letzten 100 Jahren 
um 0,8 Grad angestiegen. Dabei nahm auch die Geschwindigkeit der 
Erwärmung ständig zu. 2016 war durch die globale Erwärmung und 
die Auswirkungen des El Niño das mit deutlichem Abstand wärmste 
Jahr seit Beginn der Wetteraufzeichnungen. Das Jahr 2016 war damit 
das dritte Jahr in Folge, das einen neuen Wärmerekord aufgestellt hat.

Der Weltklimarat IPCC diagnostizierte in seinen letzten Sachstandsbe-
richten eine hohe Wahrscheinlichkeit für schwerwiegende, tiefgrei-
fende und irreversible Folgen für Menschen, Arten und Ökosysteme. 
Anhaltend hohe Emissionen würden zu meist negativen Folgen für 
die Biodiversität, Ökosystemdienstleistungen sowie die wirtschaft-
liche Entwicklung führen und die Risiken für Lebensgrundlagen, Er-
nährungssicherung und menschliche Sicherheit erhöhen.

Die Besorgnis in Bezug auf den weltweiten CO2-Ausstoß lässt viele 
Staaten umdenken. Vereinbarungen zur Verringerung der Emissio-
nen werden sowohl auf nationaler als auch auf internationaler Ebene 
immer konkreter. Ein Großteil der Staaten hat den Handlungsbedarf 
erkannt und sich die Förderung Erneuerbarer Energien zum langfris-
tigen Ziel gesetzt.

Pariser Klimagipfel – Signal für den Umbau der Weltwirtschaft
Im Dezember 2015 hat sich die Weltklimakonferenz in Paris erstmals 
auf ein globales Klimaschutzabkommen geeinigt, das alle Länder in die 
Pflicht nimmt. Mit dem Abkommen bekennt sich die Weltgemeinschaft 
völkerrechtlich verbindlich zum Ziel, die Erderwärmung auf unter zwei 
Grad zu begrenzen. Es legt auch fest, dass die Welt in der zweiten Hälf-
te des Jahrhunderts treibhausgasneutral werden muss. Damit steckt 
im Pariser Abkommen ein entscheidendes Signal für den Umbau der 
Wirtschaft: Weg von Kohle, Öl und Gas, hin zu sauberer Energie – und 
das nicht nur in den reichen Staaten. Auch die Folgekonferenz im No-
vember 2016 in Marrakesch gilt als Meilenstein im Kampf gegen die 
Erderwärmung: Gemeinsam festgelegt wurde ein Fahrplan zur Umset-
zung des Pariser Klimapakts, wobei sich reiche Länder wie Deutschland 
verpflichteten, armen Staaten zu helfen, diese Pläne auszuarbeiten, u. a. 
Klimadaten zu messen und Gesetzestexte zu formulieren. 

Die Internationale Energieagentur (IEA) geht im Rahmen ihres aktu-
ellen World Energy Outlook davon aus, dass Erneuerbare Energien ab 
den 2030er-Jahren konventionelle Kohlekraftwerke als Hauptquelle 
zur weltweiten Stromerzeugung abgelöst haben werden – und dies 
bei weiter steigendem Energiebedarf von rund 1 Prozent jährlich. 
Das IEA-Szenario erwartet, dass Europa im Jahr 2040 zu 60 Prozent 
seinen Energiebedarf aus Erneuerbaren Energien stillen wird. China 
und Japan werden ihren Strombedarf zu rund 30 Prozent, die USA 
und Indien zu 25 Prozent aus der Kraft von Sonne, Wind und Wasser 
produzieren.

Megatrend Erneuerbare Energien

Der Ausbau der Erneuerbaren Energien ist heute globales Ziel der gesamten Weltbevölkerung. 
Dieser Megatrend bewegt auch die Finanzmärkte: Profi-Investoren steuern bereits bewusst um, 
weg von Kohle, Öl und Gas, hin zu sauberer Energie – auch um höhere Renditen zu erwirtschaften.
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Erneuerbare Energien weltweit etabliert
Bereits Ende 2009 hatten 85 Staaten Klimaziele festgesetzt, 75 hatten 
geförderte Vergütungssysteme und 56 eine Quotenregelung für Er-
neuerbare Energien eingeführt. Ende 2015 verfolgten weltweit 173 
Länder Energiewende-Ziele und 146 Länder hatten Fördersysteme 
für Erneuerbare Energien entwickelt. Mit Stand Mai 2017 sind bereits 
150 Staaten sowie die Europäische Union als Mitglieder der Interna-
tionalen Organisation für Erneuerbare Energien (IRENA) beigetreten. 
Weitere 30 Staaten haben die Mitgliedschaft beantragt. Zukunftsener-
gien etablieren sich somit zunehmend und werden selbst zu einem 
Megatrend.

Dies bestätigt der „Renewables 2016 Global Status Report”, nach wel-
chem der Trend zum Ausbau der Erneuerbaren Energien zu einem 
globalen Ziel der gesamten Weltbevölkerung geworden ist. Insbe-
sondere das Jahr 2015 war ein Rekordjahr für Erneuerbare Energien: 
Nationale Ziele und andere politische Unterstützungsmechanismen 
ließen Solar-, Wind- und andere Erneuerbare Energien um 147 Giga-
watt (GW) anwachsen. Damit stieg die Gesamtmenge der regenera-
tiven Kraftwerke innerhalb eines Jahres um 9 Prozent auf 1.849 GW. 
Ende 2015 betrug der Anteil Erneuerbarer Energien an der weltweiten 
Kraftwerksleistung 23,7 Prozent.

Den größten Anteil der Erneuerbaren Energien hat nach wie vor die 
Wasserkraft, aber auch die Wachstumsraten der anderen Energieträ-
ger, vor allem der Wind- und Solarenergie, sind beachtlich. So ist die 
installierte Photovoltaik-Leistung seit 2005 von 5,1 GW auf 227 GW im 
Jahr 2015 gestiegen. Auch die Windenergie hat stark zugelegt und 
verzeichnete eine Steigerung von 59 GW im Jahr 2005 um mehr als 
das 7-Fache in den letzten zehn Jahren auf 433 GW im Jahr 2015.

Der Ausbau der Erneuerbaren Energien ist allerdings noch längst nicht 
abgeschlossen, sondern wird weltweit auch in Zukunft weitergehen.

Global führende Nationen

USA
74 GW

China
145 GW Deutschland

45 GW

entspricht der Leistung von
33 Atomkraftwerken2 1 3

Deutschland
40 GW

China
44 GW Japan

34 GW

entspricht der Leistung von
30 Atomkraftwerken 2 1 3

Windkraftanlagen
Installierte Leistung Ende 2015

Solarenergieanlagen
Installierte Leistung Ende 2015

Daten: Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung, 25. September 2016

Anteil Erneuerbarer Energien an der weltweiten Energie-Produktion

Weltweite 
Energie-Produktion

3,7 % Windenergie

16,6 % Wasserkraft

1,2 % Photovoltaik

2,0 % Biomasse23,7 %
Erneuerbare

Energien

76,3 %
Konventionelle

Energien und
Atomkraft

23,7 %
Erneuerbare
Energien

0,4 % Geothermie,
            Solarthermie (CSP),
            Wellenkraft

Daten: REN21 Renewable Energy Policy Network for the 21st Century – Renewables 2016 Global Status Report
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Steigende Investitionen �
in Erneuerbare Energien 

„Saubere Kapitalanlage” – Profi-Investoren steuern um 
Immer mehr Großinvestoren wie Stiftungen, Pensionskassen und 
Versicherungen richten ihre Portfolios verstärkt auf Zukunftsenergien 
aus und verabschieden sich von konventionellen, klimaschädigen-
den Branchen – auch um bessere Ergebnisse im Niedrigzinsumfeld 
zu erzielen. Divestment – die Trennung von Aktien, Anleihen oder In-
vestments, die unökologisch oder unter ethischen Gesichtspunkten 
fragwürdig sind – ist längst nicht mehr nur eine Forderung von Non-
Profit-Organisationen.

Im Rahmen der Pariser Klimakonferenz Ende 2015 kündigte beispiels-
weise die Allianz, weltgrößter Versicherer und einer der fünf größten 
Finanzinvestoren, überraschend an, dass sie ihre Investitionen aus 
Bergbau- und Energieunternehmen abziehen wird, die mehr als 30 
Prozent ihres Umsatzes beziehungsweise ihrer Energieerzeugung aus 
Kohle generieren. Stattdessen setzt die Allianz nun auf Windkraft.

Auf Widerhall stieß dieser Trend auch in Norwegen: Nach Informati-
onen der norwegischen Zentralbank hat sich der globale Pensions-
fonds der norwegischen Regierung 2014 von Anteilen an 22 Unter-
nehmen getrennt. Darunter waren Firmen, die Kohle und Ölsand 
abbauen, und ein Energiekonzern. Weiteres prominentes Beispiel ist 
die Rockefeller-Dynastie in den USA: 144 Jahre nach der Gründung 
von Standard Oil kündigte die Stiftung der Familie bereits 2014 an, ihr 
Geld aus der Förderung fossiler Energieträger abzuziehen und statt-
dessen in Zukunftsenergien zu investieren.

In den USA setzten Anfang 2017 mehrere weltbekannte Milliardäre 
ein Zeichen für Zukunftsenergien: Zusammen mit Jeff Bezos (Ama-
zon), Jack Ma (Alibaba) und anderen Industriegrößen legte Bill Gates 
(Microsoft) einen Fonds auf, der in grüne Energien investiert. Das 
Einstiegsinvestment allein von Bill Gates lag laut Presseberichten bei 
1 Mrd. US-Dollar.

Weltweit 2,6 Billionen US-Dollar im Management 
Der Trend, Investitionen in fossile Energieträger abzustoßen und in Er-
neuerbare Energien sowie klimafreundliche Lösungen zu investieren, 
hat laut einer Analyse von Arabella Advisors aus dem Jahre 2015 ex-
plosionsartig zugenommen: Innerhalb nur eines Jahres um das 50-Fa-
che auf 2,6 Billionen US-Dollar. 

Demzufolge haben sich über 400 Institutionen und 2.000 Privatper-
sonen verpflichtet, sich von fossilen Brennstoffen loszusagen. Dazu 
zählen Regierungen und Anleger aus 43 Ländern und zahlreichen 
Sektoren, darunter Pensionsfonds, Gesundheits- und Bildungsorgani-
sationen, gemeinnützige Organisationen, Glaubensgemeinschaften, 
Unterhaltungskonzerne, Klima-Institutionen und Kommunen.

Aktuelle Finanzanalysen von HSBC, Citigroup, Mercer, der Bank of 
England und der Internationalen Energieagentur zeigen laut Arabella 
Advisors zudem, dass Portfolios mit Vermögenswerten, die von fos-
silen Energieträgern abhängen, ein erhebliches bezifferbares Risiko 
aufweisen.

Rekordinvestitionen in Sonne, Wind und Wasserkraft
Laut einer Studie des Finanzinformationsdienstes Bloomberg wurden 
2016 weltweit 287 Mrd. US-Dollar in erneuerbare Energieprojekte ge-
steckt – das war mehr als in alle neuen konventionellen Kraftwerke 
zusammen. Bemerkenswert dabei ist, dass damit im Vorjahresvergleich 
zwar rund 18 Prozent weniger investiert wurde, gleichzeitig jedoch die 
Anzahl der neu realisierten Clean-Tech-Anlagen gegenüber 2015 ge-
stiegen ist. Hintergrund hierfür sind sinkende Gestehungskosten vor 
allem in den Bereichen Wind- und Solarenergie. 

Seit Erhebung der Daten durch Bloomberg im Jahr 2004, also in den 
vergangenen 13 Jahren, haben sich die Investitionen rund versechs-
facht. Neben dem Bau von Wind- oder Solarkraftanlagen wird zukünftig 
vor allem die Umrüstung der Stromnetze weltweit für mehr Investitio-
nen sorgen, so die Einschätzung von Bloomberg.

Neuinvestitionen in saubere Energien weltweit
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Wind – Energiequelle mit Zukunft

Je stärker die Staaten in ökonomischer, finanzieller sowie in umwelt- 
und energiepolitischer Hinsicht umdenken, desto günstiger wird das 
Umfeld für Erneuerbare Energien. Die Energiegewinnung aus Wind 
nimmt dabei eine besondere Stellung ein. 

Fünfmal mehr Windkraft bis 2030 möglich
20 Prozent des weltweiten Strombedarfs könnten 2030 durch Wind-
energie gedeckt werden. Das prognostiziert der im Oktober 2016 
bekannt gegebene Global Wind Energy Outlook des internationalen 
Windenergierates Global Wind Energy Council (GWEC). Demnach 
könnte die weltweit installierte Windkraftkapazität von 433.000 Mega
watt (MW) Ende 2015 in den kommenden 15 Jahren auf mehr als 2,1 
Mio. MW steigen und sich damit fast verfünffachen. Nach Experten-
einschätzung wird die Windkraft zur führenden Energiequelle und bis 
2050 mehr als ein Drittel (36 Prozent) des weltweiten Strombedarfs 
decken.

Diese Entwicklung ist laut Weltwindenergieverband WWEA vor allem 
in der Wirtschaftlichkeit von Windkraftanlagen begründet. Windener-
gie an Land ist unter den Erneuerbaren Energien heute die kosten-
günstigste. Windenergie wird somit immer wettbewerbsfähiger. Die 
weltweit effizientesten Windparks produzieren bereits seit 2011 güns-
tiger Strom als fossile Kraftwerke.

Denn der Wind als Rohstoff für die Energieerzeugung muss nicht 
erst kostenintensiv ausfindig gemacht, geborgen, transportiert und 
anschließend zu Energie bzw. Strom verarbeitet werden. Windener-
gieanlagen wandeln den Wind direkt am Standort in Strom um. In 
Verbindung mit der energetischen Effizienz der Anlagen und dem 
fortschreitenden Ausbaupotenzial bietet die Windenergie eine geeig-
nete Investitionsmöglichkeit. Dies alles spricht für das Potenzial der 
Windenergie als Energiequelle der Zukunft.

Windkraft: Kostengünstig durch Technologiesprung
Die Windenergie hat sich in den letzten zwei Jahrzehnten aus der Ni-
sche heraus zur heute führenden Erneuerbare-Energien-Technologie 
entwickelt. Die Windenergie ist heute nicht nur treibende Kraft der 
Energiewende, dank technischen Fortschritts gilt sie auch als eine 
hocheffiziente Assetklasse.

Neben der Anzahl der Windräder ist vor allem auch die Leistungs
fähigkeit der einzelnen Anlage in den vergangenen beiden Dekaden 
massiv gestiegen. Waren in den neunziger Jahren Anlagen mit einer 
Leistung von 600 Kilowatt (kW) Standard, bieten die Spitzenanlagen 
von heute mit 7,5 MW mehr als die zehnfache Leistung. Hinzu kommt 
eine Steigerung der Volllaststunden und damit eine erhöhte Pro-
duktion von Windstrom je Anlage. Windenergie zeichnet sich somit 
durch eine leistungsfähige Technologie sowie eine klimaneutrale und 
kostengünstige Energieerzeugung aus. 

Vor allem die Windenergie an Land (Onshore-Wind) ist eine der wett-
bewerbsfähigsten Formen der Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energiequellen in Europa. Global sind die Erzeugungskosten bei neu-
en Anlagen zwischen 2010 und 2014 um ein Drittel gesunken. Nur 
Wasserkraft ist in dieser Betrachtung günstiger. Strom aus Offshore-
Wind kostet hingegen deutlich mehr, vor allem wegen der höheren 
Installationskosten.

Stromgestehungskosten

150

100

50

Offshore-
Wind

BiomasseSolar-
energie

AtomkraftKohleWind
an Land

Wasser-
kraft

in USD je MWh

0

Daten: Energy Intelligence, 2014



RE09 Windenergie Deutschland32

Windenergie in Deutschland

Zielmarkt Deutschland
Mit bundesweit mehr als 28.000 Windenergieanlagen und rund 
50.000 MW installierter Leistung an Land und auf See ist die Wind-
energie für die Energiewirtschaft in Deutschland ein zentrales und 
prägendes Element – und vor allem die treibende Kraft der Energie-
wende. In Europa hat Deutschland die meiste Windenergie-Leistung 
installiert. Im weltweiten Vergleich liegt Deutschland auf Platz 3 hinter 
China und den USA.

Windstromversorgung in Deutschland

22,8 Mio. *28.217 80 Mrd. kWh/a

* 3-Personen-Haushalte, rechnerisch

Daten: AGEB e.V./strom-report.de, Stand Dezember 2016

2016 wurden mit 79,8 Terawattstunden rechnerisch rund 23 Mio. Haus-
halte versorgt. Mit einem Strommixanteil von über 12 Prozent macht 
die Windenergie schon heute fast die Hälfte des gesamten erneuerba-
ren Stroms in Deutschland aus. 

Motor des deutschen Windenergieausbaus ist das Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz (EEG), das mit Blick auf die politisch gewollte Energie-
wende Investments in Windenergie mit langjährigen Einspeisetarifen 
fördert und vom Gesetzgeber in der Vergangenheit wiederholt an die 
jeweilige Marktsituation angepasst wurde (siehe Seite 35 ff.).

Investitionen in Windkraftanlagen
Mit Investitionen von 9,2 Mrd. Euro war die Windenergie auch 2016 
die investitionsstärkste Sparte innerhalb der Erneuerbaren Energien 
(EE). Die Investments in Onshore- und Offshore-Anlagen erreichten 
einen Anteil von 64,8 Prozent am gesamten Erneuerbare-Energien-
Investitionsvolumen von 14,2 Mrd. Euro. In der Onshore-Windenergie 
wurden 6,6 Mrd. Euro investiert, Offshore betrug das Investitionsvolu-
men 2,6 Mrd. Euro.

Ausbau der Windenergie
Mit einem Zubau von 1.624 neuen Windenergieanlagen an Land 
wuchs der deutsche Markt 2016 um 4.625 MW. Wie die Analyse der  
Deutschen WindGuard bestätigt, entspricht das einem Wachstum 
gegenüber dem Vorjahr von knapp einem Viertel. Auch für die Über-
gangsjahre 2017 und 2018 zum neuen Ausschreibungssystem wird 
mit einem weiterhin starken Zubau gerechnet. Dieser ist potenziell 
erforderlich, um auch den Wärme- und den Verkehrssektor mit Strom 
aus Erneuerbaren Energien zu versorgen, so wie von der Politik ange-
strebt.

Rund 35 Prozent aller in Deutschland an Land installierten Windkraft-
anlagen stehen in Windparks in den beiden entwicklungsstärksten 
Ländern Niedersachsen (9.324 MW) und Schleswig-Holstein (6.449 
MW). Mit 19,5 Prozent führt erstmals Niedersachsen den Bundeslän-
dervergleich hinsichtlich des Brutto-Zubaus an vor Schleswig-Holstein 
(14,1 Prozent) und Nordrhein-Westfalen (12,2 Prozent).

Stromerzeugung in Deutschland

Stromerzeugung
Deutschland
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11 % Wasserkraft
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27 % Biomasse191 Mrd. kWh
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Atomkraft

30 %
Erneuerbare
Energien

648 Mrd. kWh

Daten: www.strom-report.de sowie Bundesverband WindEnergie e. V., Stand Ende 2016
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Die Branche gibt Arbeit

355.000
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Jobwunder Erneuerbare Energien
Schätzungsweise 8,1 Mio. Menschen sind weltweit direkt oder indirekt 
im Bereich der Erneuerbaren Energien beschäftigt. Zu diesem Ergeb-
nis kam eine Anfang 2016 veröffentlichte Studie der Internationalen 
Organisation für Erneuerbare Energien IRENA. In Deutschland haben 
Erneuerbare Energien Arbeitsplätze für rund 355.000 Menschen ge-
schaffen, heißt es in dem im März 2016 veröffentlichten Energiewen-
de-Index der Bundesregierung. Vor allem im Bereich der Windenergie 
entstanden neue Arbeitsplätze. Die Onshore- und Offshore-Windin-
dustrie in Deutschland zählte 2015 insgesamt 143.000 direkte und 
indirekte Arbeitsplätze und erwirtschaftete etwa 13 Mrd. Euro Umsatz.

Akzeptanz von Energieanlagen in der Nachbarschaft
Die Zustimmung der deutschen Bevölkerung gegenüber Erneuerba-
ren Energien ist nach wie vor sehr hoch: 93 Prozent halten den ver-
stärkten Ausbau der Erneuerbaren Energien für „wichtig“ bis „außeror-
dentlich wichtig“. Das geht aus einer repräsentativen Umfrage hervor, 
die das Meinungsforschungsinstitut TNS Emnid im Auftrag der Agen-
tur für Erneuerbare Energien (AEE) im September 2016 durchgeführt 
hat. Dieser hohe Wert, unter mehr als 1.000 Befragten bundesweit 
ermittelt, entspricht vergleichbaren Umfragen der Vorjahre. 

Laut der Umfrage steht die Mehrheit der Deutschen regenerativen Er-
zeugungsanlagen auch im eigenen Wohnumfeld positiv gegenüber. 
Mehr als zwei Drittel der Befragten finden Solar- und Windkraftanla-
gen in ihrer Nachbarschaft gut oder sehr gut. Haben die Befragten 
bereits Vorerfahrungen mit entsprechenden Anlagen in ihrer Nach-
barschaft gemacht, steigt die Akzeptanz laut AEE. Bei den Solarparks 
erhöht sich die Zustimmung von 73 auf 90 Prozent, bei Windkraft von 
52 auf 69 Prozent und bei Biogas von 39 auf 56 Prozent.

Vergütungsregelung in Deutschland 
Die Erneuerbaren Energien haben ihren heutigen Stellenwert in 
Deutschland dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) zu verdanken. 
Mit dem im April 2000 in Kraft getretenen EEG wurde die Grundlage 
für den Ausbau Erneuerbarer Energien in Deutschland geschaffen. 
Ziel des Gesetzes ist es, im Interesse des Klima- und Umweltschut-
zes eine nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung zu ermög-
lichen, die volkswirtschaftlichen Kosten der Energieversorgung auch 
durch die Einbeziehung langfristiger externer Effekte zu verringern, 
fossile Energieressourcen zu schonen und die Weiterentwicklung von 
Technologien zur Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren Energien 
zu fördern.

Das Prinzip des EEG ist einfach: Es gewährleistet Betreibern über 20 
Jahre plus dem Jahr der Inbetriebnahme einer Anlage feste Abnah-
mepreise für den erzeugten Strom. Seit der Einführung wurde das 
Gesetz sowohl an die Fortschritte als auch an die Herausforderungen 
der dynamischen Entwicklung der Erneuerbaren Energien angepasst.
(mehr dazu im Kapitel „Tarifsituation”, Seite 35 ff.).

Akzeptanz von Energieanlagen im eigenen Wohnumfeld in Deutschland

19 %   Gaskraftwerk

38 %   Biogasanlage

73 %   Solarpark

52 %   Windanlage

  5 %   Atomkraftwerk

  6 %   Kohlekraftwerk

Daten: AEE, TNS Emnid, September 2016
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Chancen der Beteiligung

Technologischer Fortschritt 
Ob Speichertechnologien oder effizientere Technik bei Generatoren, 
Getrieben oder Rotorblättern: In der heutigen, technologisch sehr 
schnelllebigen Zeit ist es vorstellbar, dass einzelne Komponenten, die 
im Laufe der Betriebszeit verbessert oder ausgetauscht werden kön-
nen, durch technologisch weiter entwickelte und effektivere Kompo-
nenten ersetzt werden und somit die Performance der Windenergie-
anlagen entscheidend verbessern. Auch bei einem späteren Ersatz der 
Windenergieanlagen durch neue Anlagen, die noch leistungsfähiger 
und effizienter sind (Repowering), könnten in der Zukunft gegenüber 
der Prognoserechnung höhere Renditen erzielt werden. 

Regulierter Markt 
Der Handel mit CO2-Zertifikaten ist noch nicht weltweit reguliert. Die-
se Emissionszertifikate sind ein Instrument der Umweltpolitik mit dem 
Ziel, Schadstoffemissionen mit möglichst geringen volkswirtschaftli-
chen Kosten zu verringern. Sie werden innerhalb eines konkreten 
Gebiets (regional, national, international) ausgegeben und berech-
tigen zur Emission einer bestimmten Menge CO2. Sollte eine solche 
Regulierung während der Laufzeit der Beteiligungsgesellschaft verab-
schiedet oder absehbar werden, bestünde die Möglichkeit, durch die 
eingesetzte regenerative Energietechnik Emissionsrechte zu erhalten 
und diese dann zu verkaufen. Es besteht somit die Chance auf Mehr-
erträge. 

Finanzierung/Zinsen 
Niedrigere Zinsaufwendungen als die prognostizierten Werte verbes-
sern die Ertragslage der Gesellschaft und können zu einer höheren 
Rendite als prognostiziert führen. 

Früherer Erwerb 
Es ist möglich, dass ein Windpark früher erworben werden kann als 
prognostiziert. Es besteht somit die Chance, dass zu einem früheren 
Zeitpunkt Erträge für die Gesellschaft generiert werden können. 

Steigende Energiepreise 
Es ist nicht ausgeschlossen, dass der Verkauf des produzierten Stroms 
zu höheren als den in §  46 EEG2017 festgelegten Werten möglich 
wäre und dadurch Mehrerträge erzielt werden können. 

Anlagekosten
Niedrigere Kosten als die prognostizierten Werte für den Kauf von 
schlüsselfertigen Windenergieanlagen verbessern die Liquidität der 
Gesellschaft und können zu einer höheren Rendite führen.

Betriebskosten
Niedrigere Betriebskosten als die prognostizierten Werte verbessern 
die Ertragslage der Gesellschaft und können zu einer höheren Rendite 
führen.

VeräuSSerungserlös
Es ist möglich, dass ein höherer Veräußerungserlös am Ende der Lauf-
zeit der Beteiligungsgesellschaft erzielt wird als prognostiziert. Dies 
erhöht die Schlussauszahlung und führt zu einer höheren Rendite für 
die Anleger als prognostiziert. 
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Tarifsituation in Deutschland

Allgemein 

Die in der Bundesrepublik Deutschland gültige Förderung von Strom 
aus Erneuerbaren Energien ist im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
geregelt. Durch dieses Gesetz wurde die Grundlage für den Ausbau 
Erneuerbarer Energien in Deutschland geschaffen. Das EEG wurde in 
der Vergangenheit mehrfach angepasst. Für die von der Beteiligungs-
gesellschaft planmäßig zu erwerbenden bzw. zu errichtenden und zu 
betreibenden Windenergieanlagen ist das EEG in der Fassung vom 
8. Juli 2016 („Gesetz zur Einführung von Ausschreibungen für Strom 
aus erneuerbaren Energien und zu weiteren Änderungen des Rechts 
der erneuerbaren Energien“, nachfolgend „EEG2017“) einschlägig. Das 
konkrete Fördermodell ist abhängig davon, ob die zu erwerbenden 
bzw. zu errichtenden Windenergieanlagen über eine Genehmigung 
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (nachfolgend „BImSchG“) 
verfügen, die bis zum 31. Dezember 2016 erteilt wurde oder zu einem 
späteren Zeitpunkt.

Förderungsregelung für neue Windenergie-
anlagen bei Genehmigung bis Ende 2016

Direktvermarktung und Förderung 
Die von der Beteiligungsgesellschaft zu betreibenden Windenergie-
anlagen sollen planmäßig im Jahr 2016 eine BImSchG-Genehmigung 
erhalten haben, die vor dem 1. Februar 2017 registriert ist, und im 
September 2017 in Betrieb genommen werden. Für diese Anlagen 
besteht die Verpflichtung zur Direktvermarktung, die jedoch im Rah-
men des EEG2017 gefördert wird. Die Windenergieanlagen fallen in 
die Förderung nach §§ 19, 22 Absatz 6, 46, 46a EEG2017, eine Pflicht 
zur Teilnahme an Ausschreibungen besteht nicht. Die freiwillige Teil-
nahme an der Ausschreibung ist nicht geplant. Der Anlagenbetreiber 
erhält somit insgesamt zwei Zahlungen für den eingespeisten Strom: 
zum einen seine Direktvermarktungserlöse, regelmäßig vom Direkt-
vermarkter, und die Marktprämienzahlung vom Netzbetreiber. Die 
Marktprämie wird für eine Zeitspanne von 20 Jahren bis zum Ablauf 
des 31. Dezember des zwanzigsten Jahres gezahlt. 

Bei der Förderung im Wege der Marktprämie erhält der Anlagenbe-
treiber zuzüglich zu seinen Direktvermarktungserlösen eine Zahlung 
vom Netzbetreiber. Dieser Betrag ergibt sich aus der Differenz zwi-
schen dem Monatsmittelwert des Marktwertes von Strom aus Wind-
energieanlagen an Land am Spotmarkt der Strombörse EPEX Spot SE 
in Paris für die Preiszone für Deutschland in ct/kWh und dem soge-
nannten anzulegenden Wert gemäß EEG2017. 

Die Beteiligungsgesellschaft wird über einen Dienstleistungsvertrag 
mit einem externen Direktvermarkter zusammenarbeiten. Dieser 
kann je nach Projekt bereits vorher durch den Projektentwickler/Ver-
käufer ausgewählt worden sein oder er wird im Laufe des Einkaufspro-
zesses von der Beteiligungsgesellschaft ausgewählt.

Der anzulegende Wert nach § 46 Absatz 2 EEG2017 beträgt für die 
ersten fünf Jahre nach Inbetriebnahme (erhöhte Anfangsförderung) 
8,38 ct/kWh (Ausgangswert bis Februar 2017). Im Anschluss an die 
Anfangsförderung erhält der Betreiber einen Grundwert in Höhe von 
4,66 ct/kWh (Ausgangswert bis Februar 2017) bis zum Ablauf der 20 
Jahre. Die Dauer der erhöhten Anfangsvergütung kann sich jedoch in 
Abhängigkeit von den tatsächlich erzielten Erträgen verlängern (siehe 
Abschnitt „Dauer der erhöhten Anfangsförderung (Referenzertrags-
modell)“). Grundsätzlich erfolgt nach dem EEG2017 ab dem 1. März 
2017 eine sukzessive Absenkung der Fördersätze.

Da die Windenergieanlagen, in die die Beteiligungsgesellschaft plan-
mäßig investieren wird, zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung noch 
nicht feststehen, besteht auch die Möglichkeit, dass in Anlagen in-
vestiert wird, für die im Jahr 2016 keine Genehmigungen nach dem 
BImSchG vorliegen. Sofern Anlagen nicht vor dem 1. Januar 2017 
genehmigt werden, müssen sie an den künftigen Ausschreibungen 
(siehe Abschnitt „EEG2017”) teilnehmen.
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Absenkung der Förderung für Strom  
aus Windenergieanlagen an Land 
Der anzulegende Wert, das heißt die erhöhte Anfangsförderung und 
die Grundförderung, ist abhängig vom Zeitpunkt der Inbetriebnah-
me der Windenergieanlagen. Die Absenkung erfolgt entsprechend 
§  46a EEG2017 in den Monaten März bis August 2017 jeweils zum 
Monatsersten um 1,05 Prozent gegenüber dem Wert für den jeweils 
vorangegangenen Monat. Danach verringern sich die anzulegenden 
Werte jeweils quartalsweise beginnend am 1. Oktober 2017 bis zum 
1. Oktober 2018 in Abhängigkeit vom Brutto-Zubau. Basiswert ist eine 
Absenkung um jeweils 0,4 Prozent gegenüber dem im jeweils voran-
gegangenen Quartal anzulegenden Wert. Sofern der Brutto-Zubau im 
Bezugszeitraum (Zeitraum von zwölf Monaten, die fünf Monate vor 
dem maßgebenden Zeitpunkt enden) 2.500 MW überschreitet, er-
höht sich die quartalsweise Absenkung auf bis zu 2,4 Prozent bei einer 
Überschreitung von mehr als 1.000 MW. Sofern der Brutto-Zubau im 
Bezugszeitraum 2.400 MW unterschreitet, mindert sich die Absenkung 
auf bis zu 0,0 Prozent bei einer Unterschreitung um mehr als 400 MW.

In der Prognoserechnung wird für die Windenergieanlagen der Be-
treibergesellschaft eine Anfangsförderung in Höhe von 7,86 ct/kWh 
unterstellt. Dies berücksichtigt eine Inbetriebnahme der Windener-
gieanlagen im September 2017.

Dauer der erhöhten Anfangsförderung  
(Referenzertragsmodell) 
Wie lange der erhöhte Anfangswert gilt, hängt vom Windpotenzial 
des Standortes der Windenergieanlage ab. In die Ermittlung fließen 
der Referenzertrag der Anlagen und die in den ersten fünf Jahren 
eingespeisten Strommengen ein. An windreichen Standorten mit 
einem Referenzertrag über 130  Prozent wird die Anfangsförderung 
nur in den ersten fünf Jahren ab Inbetriebnahme ausgezahlt. Der 
Zeitraum verlängert sich um einen Monat pro 0,36 Prozent des Refe-
renzertrags, um den der Ertrag der Anlage 130 Prozent des Referen-
zertrags unterschreitet. Zusätzlich verlängert sich die Frist um einen 
Monat pro 0,48 Prozent des Referenzertrags, um den der Ertrag der 
Anlage 100 Prozent unterschreitet. Insgesamt kann sich der Zeitraum 
der Anfangsförderung je nach Windaufkommen am Anlagenstandort 
auf bis zu 20 Jahre ausdehnen. Bei dem in den Planungsrechnungen 
unterstellten 80-Prozent-Standort wird die erhöhte Anfangsförderung 
auf einen Zeitraum von 20 Jahren verlängert. 

Zehn Jahre nach Inbetriebnahme, spätestens aber ein Jahr vor dem 
Ende der verlängerten Frist für die erhöhte Anfangsförderung, wird 
der Standortertrag erneut überprüft und die Frist für die erhöhte An-
fangsförderung ggf. angepasst. Sofern der neu ermittelte Referenzer-
trag wesentlich vom alten abweicht, sind Über-/Unterzahlungen ggf. 
verzinslich auszugleichen. 

Einstufiges Referenzertragsmodell
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EEG2017

Sollten die für die Beteiligungsgesellschaft angeschafften oder errich-
teten Windenergieanlagen abweichend von der Prognose nicht über 
eine BImschG-Genehmigung bis zum 31. Dezember 2016 verfügen, 
nicht bis Ende 2018 in Betrieb genommen werden oder freiwillig an 
den Ausschreibungen teilnehmen, gelten die zuvor beschriebenen 
Übergangsregelungen nicht. Auch für die durch diese Windenergie-
anlagen erzeugten Strommengen erfolgt im Regelfall die Vermark-
tung in Form der sog. Direktvermarktung. Das heißt, der erzeugte 
Strom wird von einem Direktvermarkter abgenommen und vergütet. 
Darüber hinaus besteht der Anspruch auf eine Marktprämie nach § 20 
EEG2017. Die Höhe der Marktprämie wird wettbewerblich ermittelt 
und es bedarf eines entsprechenden Zuschlags.

Ausschreibungen
Ab dem Jahr 2017 werden die Fördersätze für Erneuerbare-Energien-
Anlagen in einem wettbewerblichen Ausschreibungsverfahren zwi-
schen den Anlagenbetreibern ermittelt. Hierbei werden die Mengen 
von Erneuerbare-Energien-Kapazitäten, die jährlich zugebaut werden 
sollen, festgelegt und über Auktionen der Bundesnetzagentur verstei-
gert. Somit sind ab 2017 nur noch Marktteilnehmer, welche per Aus-
schreibung den Zuschlag erhalten, zur Errichtung von Erneuerbare-
Energien-Anlagen berechtigt. Das Ausschreibungsvolumen im Jahr 
2017 beträgt 800 MW zum Gebotstermin 1. Mai 2017 sowie jeweils 
1.000 MW zu den Gebotsterminen 1. August und 1. November 2017. 
Für die Windenergie an Land sieht das EEG2017 die Durchführung 
von Ausschreibungen für Projekte vor, die bereits über eine Geneh-
migung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz verfügen („späte 
Ausschreibung“). Darüber hinaus wird eine finanzielle Sicherheit in 
Höhe von 30 EUR/kW installierter Leistung verlangt. Anlagen, die ei-
nen Zuschlag erhalten, sollen innerhalb von zwei Jahren erbaut wer-
den. Danach ist stufenweise eine Vertragsstrafe (Pönale) zu entrichten. 
Sollte die Anlage nach insgesamt drei Jahren nicht errichtet werden, 
so verfällt der Zuschlag. 

Vergütungshöhe
Die Vergütung wird nach dem sogenannten „Pay as bid“-Verfahren 
ermittelt, das heißt, der Bieter erhält auf 20 Jahre den Fördersatz, mit 
dem er erfolgreich an der Ausschreibung teilgenommen hat. Pro Aus-
schreibungsrunde können sich Betreiber mit einer oder mehreren 
neuen Anlagen bewerben. Dabei müssen sie angeben, welche För-
derhöhe sie pro Kilowattstunde verlangen. Geboten wird dabei auf 
den „anzulegenden Wert“, also den Wert, den der Anlagenbetreiber 
später in Form der Marktprämie erhält. Derjenige, der den niedrigsten 
Gebotswert angegeben hat, bekommt zuerst den Zuschlag. Die wei-
tere Zuschlagserteilung erfolgt nach Höhe der Gebotswerte aufstei-
gend, bis die ausgeschriebene Menge erreicht wurde.

Da aber alle Gebote standortunabhängig in einem Auktionsverfahren 
bewertet werden, wurde ein Mechanismus eingeführt, der die gebo-
tenen Preise für unterschiedliche Standorte vergleichbar macht. Das 
Referenzertragsmodell definiert zu diesem Zweck Umrechnungsfak-
toren, nach denen der gebotene Preis entsprechend der individuellen 
Standortqualität angepasst wird. Bei der Ausschreibung wird der Ge-
botswert auf einen Referenzstandort (100-Prozent-Standort) abgege-
ben, welcher mit einer Windgeschwindigkeit von 6,45 m pro Sekunde 
auf einer Höhe von 100 m definiert wird. Anhand dieser Gebotspreise 
(ct/kWh) erfolgt die Auswahl der günstigsten Bieter. Zur Bestimmung 
der tatsächlichen Vergütungshöhe für die einzelnen Gebote werden 
diese mit einem standortabhängigen Korrekturfaktor multipliziert. 
Liegt die Standortqualität unter 100 Prozent (der Wind weht schwä-
cher), wird der Gebotswert angehoben, liegt sie über 100  Prozent, 
wird der Gebotswert gesenkt.

Ab einer Standortgüte von unter 70 Prozent wird der Korrekturfaktor 
nicht weiter erhöht, sondern es liegt die maximale Vergütung vor. 
Liegt die Standortgüte über 150  Prozent, wird die Vergütung nicht 
weiter abgesenkt. Die Anfangseinstufung erfolgt dabei anhand von 
Ertragsgutachten. Jeweils 5, 10 und 15 Jahre nach Inbetriebnahme 
der Anlagen wird die tatsächliche Standortgüte und damit der Ver-
gütungssatz überprüft und gegebenenfalls entsprechend angepasst. 
Sollte der hierbei ermittelte und ggf. korrigierte Faktor von dem zu-
letzt errechneten Wert um mehr als 2  Prozent abweichen, ist eine 
Rückerstattung oder Nachzahlung (verzinst) vorgesehen.

Der Höchstwert beträgt für Strom aus Windenergieanlagen an Land 
in 2017 7  ct/kWh. Dieser Höchstwert wird ebenfalls entsprechend 
dem o. g. Referenzertragsmodell angepasst. Ab 2018 ergibt sich der 
Höchstwert aus dem um 8  Prozent erhöhten Durchschnitt aus den 
Gebotswerten des jeweils noch bezuschlagten Gebots der letzten 
drei Gebotstermine.

Hinweis auf „Risiken aus der Stromvermarktung und Förderungen“ auf 
Seite 19 sowie „Direktvermarktung und Förderung” auf Seite 35 ff.
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Energie, also Strom, um, vergleichbar mit einem Fahrraddynamo. Die 
Stromproduktion ist umso ergiebiger, je stärker und konstanter der 
Wind die Rotorblätter in Bewegung hält. 

Durch die Möglichkeit, sowohl die Gondel als auch die Rotorblätter 
optimal an der Windrichtung wie auch an der Windgeschwindigkeit 
auszurichten, können moderne Windenergieanlagen den überwie-
genden Teil des Jahres Strom produzieren. 

Bauformen
Grundsätzlich lassen sich Windenergieanlagen nach ihrer Achsaus-
richtung optisch sehr einfach unterscheiden: vertikal oder hori-
zontal. Heutige Windenergieanlagen besitzen überwiegend eine 
horizontale Ausrichtung der Achsen. Im Vergleich zu den Wind-
energieanlagen mit horizontalen Achsen werden Vertikalachser bei 
der kommerziellen Energieerzeugung wegen ihrer geringeren Leis-
tung kaum verwendet. Ein weiteres optisches Unterscheidungs-
merkmal ist die Anzahl der Rotorblätter. Bei modernen Windener-
gieanlagen haben sich Drei-Blatt-Rotoren durchgesetzt. Daneben 
gibt es Zwei-Blatt-Rotoren, Ein-Blatt-Rotoren und vielblättrige Ro-
toren, die bei der heutigen Energieproduktion aber keine wesent-
liche Rolle spielen. 

Leistungsgrenzen
In Abhängigkeit von Windgeschwindigkeiten werden Windenergie-
anlagen gemäß ihren Leistungsgrenzen gesteuert.

Anlaufgeschwindigkeit/Abschaltgeschwindigkeit
Viele Windenergieanlagen werden schon bei einer Windgeschwin-
digkeit ab ca. 2,5 – 3,5 m/s (9 – 12,6 km/h) eingeschaltet, da sie dann 
bereits Strom produzieren. Bei Windgeschwindigkeiten über 25 m/s 
(90 km/h) werden Windenergieanlagen meist aus Sicherheitsgründen 
automatisch abgeschaltet. Windenergieanlagen der neuesten Gene-
ration können sogar bei Sturm durch eine spezielle Sturmregulierung 
eingeschaltet bleiben.

Überlebensgeschwindigkeit
Die Überlebensgeschwindigkeit wird individuell vom Hersteller der 
Windenergieanlagen bestimmt und in Belastungstests nachgewie-
sen. Dabei handelt es sich um die Windstärke, der die Windenergie-
anlagen standhalten können. Moderne Windenergieanlagen werden 
so konstruiert, dass sie Windgeschwindigkeiten von rund 50 – 70 m/s 
(180 – 252 km/h) überstehen.

Technologie

Windenergie – Historie
Seit Jahrtausenden nutzt der Mensch die Kraft des Windes für die Fort-
bewegung mit Segelschiffen. Seit Jahrhunderten wird das Prinzip der 
Windmühle für die Umwandlung des Windes in mechanische Kraft 
genutzt. Windmühlen wurden ursprünglich als Mahlwerke und zur 
Verrichtung verschiedener anderer schwerer Arbeiten verwendet. 

Vor mehr als 100 Jahren wurden die ersten Windmühlen zur Erzeu-
gung von Elektrizität eingesetzt. Sowohl die Technologie als auch die 
verwendeten Materialien der Windmühlen bzw. Windenergieanla-
gen wurden im Lauf der Jahrzehnte sukzessive weiterentwickelt und 
verbessert, dennoch ist das Grundprinzip immer gleich geblieben. 
Vereinfacht dargestellt, wird die kinetische Energie des Windes in me-
chanische Energie umgewandelt; der Wind versetzt also den Rotor in 
Bewegung und der Rotor leitet die Kraft der Bewegung mechanisch 
weiter, die dann zur Verrichtung verschiedener Aufgaben – je nach Art 
der Windmühle – eingesetzt wird. 

Im Fall der modernen Windenergieanlagen wird die mechanische 
Kraft unter Zuhilfenahme eines Generators in elektrische Energie um-
gewandelt. So wird aus Wind Strom. 

Windenergieanlagen – heute 
Windenergieanlagen der heutigen Generation bestehen in der Regel 
aus drei Hauptkomponenten: dem Turm mit einem Fundament, den 
Rotoren mit der Nabe sowie der Maschinengondel, an der die Rotor-
blätter befestigt werden und die die wesentliche Technik (Generator, 
Getriebe, Anemometer/Windmesser etc.) beinhaltet. 

Im Einsatz befinden sich Türme mit Höhen von mehr als 140 m, wobei 
die Gesamthöhe der Windenergieanlagen gut 200 m erreichen kann. 
Bei diesen Anlagen erreichen die Rotoren einen Durchmesser von 
über 130 m. 

Der Turm einer Windenergieanlage besteht aus Stahl oder Beton und 
ist in Segmente unterteilt. Die Gondel ist beweglich und kann sich 
um ihre eigene Achse (360 Grad) drehen. Sie wird durch ein Messin-
strument (Anemometer) und kleinere Stellmotoren in Windrichtung 
gestellt, um den Wind optimal auszunutzen. Die Rotoren werden u. a. 
aus glasfaserverstärktem Kunststoff oder Kohlenstofffasern herge-
stellt. Sie können bei modernen Windenergieanlagen ebenfalls ein-
zeln in die optimale Richtung gestellt werden, um einen möglichst 
hohen Wirkungsgrad zu erreichen.

Der Wind versetzt also die Rotorblätter in Bewegung. Die Drehbe-
wegung bzw. Rotationsenergie wird entweder direkt oder über ein 
Getriebe auf eine Achse übertragen, die wiederum einen Generator 
antreibt. Der Generator wandelt die Bewegungsenergie in elektrische 
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Türme
Der Turm ist ein wesentlicher Bestandteil einer Windenergieanlage, 
der enormen Belastungen standhalten muss. Zum einen muss er sein 
Eigengewicht, das mehrere hundert Tonnen betragen kann, zum an-
deren das Gewicht der Gondel einschließlich der eingebauten techni-
schen Systeme und der Rotoren tragen. Des Weiteren muss die Kons-
truktion des Turmes den auftretenden und wechselnden Winden und 
den dadurch entstehenden Schwingungen widerstehen. Der Turm 
wird mit einem Fundament im Boden verankert und besteht aus Stahl 
oder Beton. 

Grundsätzlich lassen sich drei Turmarten unterscheiden: Gitter-, Be-
ton- und Stahlrohrtürme. Bei modernen Windenergieanlagen wird 
überwiegend die Stahlrohrbauart verwendet. Dabei wird der Turm 
i.  d.  R. aus mehreren kegelförmigen Stahlrohrsegmenten gefertigt, 
zum Standort transportiert und vor Ort zusammengefügt. 

Die Höhe der Türme kann mehr als 140 m erreichen und wird wesent-
lich vom Standort (Topografie und Windgeschwindigkeiten) sowie 
der gewünschten Leistung der Windenergieanlage, aber auch von 
Bau- oder anderen Sicherheitsvorschriften bestimmt. In der Regel wer-
den im Binnenland hohe Türme benötigt, da u. a. durch die Beschaf-
fenheit der Umgebung wie z. B. Bebauung, Hügel, Täler, Wälder usw. 
Turbulenzen entstehen, die den Ertrag von Windenergieanlagen be-
einträchtigen. Mit einem höheren Turm sollen die Auswirkungen der 
Turbulenzen verringert werden und man kann auf höhere Luft- bzw. 
Windströme mit gleichmäßigerem und stärkerem Wind zugreifen. 

An Standorten wie den Küstenregionen mit hohen Windgeschwin-
digkeiten, flachen Ebenen, wenig Bebauung und wenigen natürli-
chen Hindernissen werden eher kleinere Türme verbaut, da in gerin-
ger Höhe ausreichend starker und gleichmäßiger Wind zur Verfügung 
steht. Bei der Höhe der Türme spielen auch die Kosten eine Rolle, die 
sich für einen Turm durchaus auf ein Viertel der Gesamtkosten einer 
Windenergieanlage belaufen können. 

Gondel 
Die Gondel, auch als Maschinenhaus bezeichnet, besteht aus drei 
Hauptkomponenten: der eigentlichen Kabine bzw. Einhausung, dem 
Maschinenträger und dem Turmdrehkranz als Verbindung zum Turm. 
Die Kabine wird vorzugsweise aus glasfaserverstärktem Kunststoff 
(GFK) oder Aluminium gefertigt. Sie sollte relativ leicht sein und als Ver-
kleidung zum Schutz vor Witterung dienen. In und an der Gondel bzw. 
Kabine finden außerdem weitere technische und elektronische Sys-
teme wie z. B. Steuerungs-, Hydraulik-, Mess- und Kühlsysteme Platz. 

Windmesser/Anemometer
Anemometer sind Messinstrumente zur Windmessung, die zur Auf-
nahme von Daten über Windgeschwindigkeit und Windrichtung 
genutzt werden. Diese sogenannten Windmesser sind bei Windener-
gieanlagen unverzichtbar, da aufgrund der von ihnen gelieferten 
Informationen eine optimale Ausrichtung der Gondeln und der Ro-
torblätter erst möglich wird. Des Weiteren dienen die Daten der Wind-
messer zum Schutz der Windenergieanlagen, um sie ggf. bei Sturm 
oder anhaltenden Böen aus dem Wind zu drehen und dadurch Schä-
den zu vermeiden. 

Rotorblätter 
Die Rotorblätter nehmen die kinetische Energie des Windes auf. Der 
Rotor setzt sich in Bewegung und die Bewegungsenergie wird über 
die Nabe weiter zum Generator geleitet. An den Rotorblättern ent-
stehen große Belastungen durch den auftreffenden Wind, weshalb 
äußerst belastbare Materialien verwendet werden müssen. Gleichzei-
tig sollen die Materialien möglichst leicht und flexibel sein. Deshalb 
werden bei der Fertigung der Rotorblätter vorwiegend glasfaserver-
stärkter Kunststoff und kohlenstofffaserverstärkter Kunststoff (CFK) 
verwendet. 

Die Rotorblattform erinnert bei näherer Betrachtung an die Tragflä-
chen eines Flugzeuges und tatsächlich nutzen sie das gleiche Prin-
zip, den Auftrieb. Durch die Form der Tragfläche strömt Luft an der 
Tragflächenunterseite eines Flugzeugflügels langsamer als auf der 
Oberseite. An der Unterseite entsteht dadurch ein Überdruck und an 
der Oberseite ein Sog (Unterdruck). Dadurch erhalten Flugzeugtrag-
flächen Auftrieb und der Rotor einer Windenergieanlage seine Dreh-
bewegung. 

Diesen Zusammenhang, das Bernoulli-Gesetz, entdeckte der Schwei-
zer Mathematiker und Physiker Daniel Bernoulli bereits im 18. Jahr-
hundert. Es besagt vereinfacht ausgedrückt, dass der Druck in der 
Luft abnimmt, wenn die Strömungsgeschwindigkeit zunimmt. Genau 
diesem Prinzip folgt die Bauweise von Flugzeugtragflächen und der 
Rotorblätter bei Windenergieanlagen, um sie abheben zu lassen oder 
in Bewegung zu versetzen. 

Moderne Windenergieanlagen besitzen die Fähigkeit, den Winkel 
ihrer Rotorblätter einzeln auf die Windverhältnisse einzustellen. Da-
mit richten sich die Rotorblätter optimal aus und können den Wind 
effizienter nutzen. Des Weiteren kann die Vorrichtung zum Bremsen 
genutzt werden, um Überlastungen zu verhindern. 
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Rotornabe
Die Rotornabe dient der Aufnahme der Rotorblätter und leitet die 
Drehbewegung über eine sich relativ langsam drehende Antriebswel-
le zum Getriebe, dann über eine sich schnell drehende Antriebswelle 
zum Generator weiter. Bei getriebelosen Windenergieanlagen wird 
die Drehbewegung direkt an den Generator weitergegeben. 

Getriebe 
Überwiegend werden größere Windenergieanlagen mit einem Ge-
triebe ausgestattet. Das Getriebe hat die Funktion, die langsame Um-
drehung der Antriebswelle erheblich zu steigern, um die Generator-
drehzahl und damit die Leistung der Windenergieanlage zu erhöhen. 
Das Übersetzungsverhältnis kann durchaus rund 1:100 betragen. Bei 
getriebelosen Windenergieanlagen kann u. a. auf andere Bauteile wie 
Kupplungen, Antriebswellen oder Lager verzichtet werden. 

Die sich schnell drehende Antriebswelle ist zusätzlich mit einer me-
chanischen Bremse für Notbremsungen oder für Wartungs- und Re-
paraturarbeiten ausgestattet. Sie wird zusätzlich zu der aerodynami-
schen Bremse verwendet. Der aerodynamische Bremsvorgang kann 
i. d. R. durch Verdrehen der Rotorblattspitze oder des gesamten Rotor-
blattes vollzogen werden. 

Generator 
Sehr vereinfacht gesagt, wandeln Generatoren Bewegungsenergie 
bzw. mechanische Energie in elektrische Energie um. Die im Genera-
tor erzeugte Spannung kann anschließend mit einem Transformator 
in die jeweils benötigte höhere Netzspannung umgewandelt werden. 
Der Transformator kann in der Windenergieanlage selbst oder in nahe 
gelegenen Gebäuden aufgestellt werden. 

Sonstige Bestandteile und Systeme 
In einer modernen Windenergieanlage gibt es eine Vielzahl von 
elektronischen, hydraulischen und mechanischen Bauteilen bzw. 
Systemen, auf die hier im Einzelnen nicht weiter eingegangen wird. 
Beispielsweise können dies Kühlsysteme für Getriebe und Generator, 
Windnachführung der Gondel oder Steuerung der Rotorblätter sein. 

Neben den bereits beschriebenen Bauteilen und Systemen werden 
Systeme benötigt, die die gesamte Windenergieanlage überwachen, 
steuern und kontrollieren, bei Problemen den Betreiber informieren, 
die aktuelle Stromproduktion erfassen, Messungen vornehmen etc. 

Netzeinspeisung 
Für die Einspeisung des erzeugten Stroms in das Stromnetz müssen 
die Netzfrequenz und die Spannung angepasst werden. Der aus der 
Umwandlung von mechanischer zu elektrischer Energie erzeugte 
Strom kann erst in das Stromnetz eingespeist werden, wenn er an die 
Netzfrequenz angepasst ist. 

Die Netzeinspeisung der Windenergie kann direkt oder indirekt erfol-
gen. Bei der direkten Netzeinspeisung wird der erzeugte Strom direkt 
als Wechselstrom und bei einer vorgegebenen Frequenz von 50 Hz 
(in Europa) in das lokale Stromnetz eingespeist. Dies bedeutet jedoch, 
dass die Windenergieanlage bei einer bestimmten Drehzahl arbeiten 
muss, also nur bei einer bestimmten Windgeschwindigkeit die opti-
male Leistung erzielen kann. 

Um Anpassungen an die Windverhältnisse zu ermöglichen und den 
optimalen Wirkungsgrad zu erreichen, wird die erzeugte Energie üb-
licherweise indirekt eingespeist. Windenergieanlagen, bei denen sich 
der Rotor mit unterschiedlichen Drehzahlen dreht, erzeugen Strom 
mit unterschiedlichen Frequenzen. Diese müssen vor einer Einspei-
sung in das Stromnetz an die geforderte Frequenz (50 Hz) angegli-
chen werden. Diese Anpassung wird durch einen Umrichter realisiert, 
der sowohl die Spannung als auch die Frequenz an die jeweils erfor-
derlichen Vorgaben anpasst.

Entwicklung der Windräder
Die Windtechnologie hat sich in den vergangenen Jahren stark weiter
entwickelt. Der Trend zu größeren und leistungsstärkeren Windrädern 
setzt sich ungebrochen fort. Seit der Jahrtausendwende dominiert 
die 2-bis-3-Megawatt-Klasse den Markt, doch die Bedeutung der 
3-bis-5-Megawatt-Klasse nimmt deutlich zu.

Im Jahr 2015 betrug die Leistung einer an Land neu installierten Wind-
energieanlage im Durchschnitt 2.727 kW. Das sind 144 Prozent mehr 
als noch im Jahr 2000 (1.115 kW). Der durchschnittliche Rotordurch-
messer eines Windrades liegt heute mit 105 m 81 Prozent über dem 
Wert von 2000 (58 m) und auch die durchschnittliche Nabenhöhe ist 
auf 123 m um gut 73 Prozent (71 m) gewachsen. Auf See betrug die 
durchschnittliche Leistung einer neuinstallierten Anlage 4.145 kW. 
Der Rotordurchmesser offshore liegt bei knapp 120 m und die Na-
benhöhe bei 89 m.
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Investitionsentscheidung
Grundlage für eine Investition in den Zielmarkt der Windenergie in 
Deutschland ist die Erfüllung der technischen, rechtlichen und wirt-
schaftlichen Investitionskriterien dieser Beteiligungsgesellschaft für 
die zu erwerbenden Windenergieprojekte. Dieser Entscheidung über 
eine Investition in ein einzelnes Windenergieprojekt gehen umfang-
reiche Prüfungshandlungen voraus. 

Für den noch ausstehenden technischen und rechtlichen Teil der Pro-
jektprüfungen bedient sich die Beteiligungsgesellschaft der Exper-
tise unabhängiger Dritter. So übernimmt die rechtliche Prüfung der 
Verträge und Genehmigungen eine auf den Bereich der Windener-
gie spezialisierte Rechtsanwaltskanzlei. Technische Fragestellungen 
bzw. Standortqualität und Auswertung des Windangebotes werden 
mit technisch erfahrenen Gutachtern besprochen und ausgewertet. 
Die wirtschaftlichen Eckwerte ermittelt die Unternehmensgruppe der 
Anbieterin anhand ihrer Erfahrungen im Bereich der Konzeption und 
Finanzierung von Windenergiebeteiligungen und bedient sich dabei 
Berechnungsprogrammen zur Bestimmung der Wirtschaftlichkeit von 
regenerativen Energieprojekten. 

Investitionsausschuss
Um sicherzustellen, dass die Investitionskriterien eingehalten wer-
den und das Kapital der Beteiligungsgesellschaft zweckgerichtet 
eingesetzt wird, wurde ein Investitionsausschuss eingerichtet. Die-
ses Gremium prüft die Einhaltung der technischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Investitionskriterien. Das Gremium besteht aus drei 
Mitgliedern und trifft seine Investitionsempfehlungen jeweils mit ein-
facher Mehrheit. Als Mitglieder wurden die Rechtsanwältin Katharina 
Hollensteiner, Hamburg, der Steuerberater Michael Conrad, Hamburg, 
und der Dozent (B. Sc.) Lucas Oelkers, Hamburg, berufen. Es sind kei-
ne regelmäßigen Ausschusssitzungen vorgesehen. Vielmehr tagt der 
Ausschuss immer dann, wenn die Geschäftsführung der Beteiligungs-
gesellschaft zwecks Überprüfung eines Investitionsvorhabens zu ei-
ner Sitzung einlädt. 

Der Investitionsausschuss muss seine Empfehlung innerhalb einer 
Frist von maximal drei Wochen aussprechen. Sollte der Investitions-
ausschuss aufgrund einer Verhinderung der Mitglieder nicht in der 
Lage sein, in der geforderten Zeit Beschlüsse zu fassen, oder sollten 
Mitglieder des Investitionsausschusses nicht mehr zur Verfügung ste-
hen, kann die Komplementärin neue Mitglieder in den Investitions-
ausschuss berufen.

Michael Conrad 
Dipl.-Kaufmann, Jahrgang 1953, ist seit 1986 Steuerberater. Zunächst 
war er 13 Jahre als Partner in einer mittelständischen Steuerbera-
tungskanzlei, später über einen Zeitraum von fünf Jahren als Partner 
in einer mittelständischen Wirtschaftsprüfungsgesellschaft tätig. Seit 
2003 ist er Namensgeber der Conrad & Partner Steuerberatungsge-
sellschaft mit Sitz in Hamburg. Als Referent und Fachautor bezieht er 
in Vorträgen und Veröffentlichungen immer wieder Stellung zu aktu-
ellen Themen des Steuerrechts. Er ist seit 1991 im Vorstand der Steuer-
beraterkammer Hamburg und seit 2011 deren Präsident. 

Katharina Hollensteiner 
Die Volljuristin Katharina Hollensteiner wurde 2001 als Rechtsanwäl-
tin zugelassen. Sie ist seit Mitte 2012 bei der ECE Projektmanagement 
GmbH &. Co. KG als Compliance Officer tätig. Davor war sie vier Jahre 
bei der deutschlandweit tätigen Rechtsanwaltskanzlei GSK Stock-
mann & Kollegen tätig und auf die Rechtsberatung im Gesellschafts- 
und Energierecht spezialisiert. Vor ihrem Wechsel in die Anwaltschaft 
hatte Frau Hollensteiner acht Jahre die Position des General Counsel 
und Chief Compliance Officers eines börsennotierten Unternehmens 
inne, welches im Bereich der Solar- und Windenergie aktiv ist. Frau 
Hollensteiner hat mehrere Publikationen im Bereich der regenerati-
ven Energien verfasst. Durch ihre Spezialisierung und langjährige Tä-
tigkeit im Bereich der regenerativen Energien und der Projektentwick-
lung verfügt sie über große Erfahrung sowie über ein gutes Netzwerk 
in diesem Marktumfeld. 

Lucas Oelkers 
Lucas Oelkers, Jahrgang 1982, ist studierter Bachelor of Science und 
derzeit als Dozent an der Hamburger Gewerbeschule „G9“ tätig. Sei-
ne Erfahrungen, nicht nur aus der jetzigen Lehrtätigkeit, sondern 
auch den vorherigen Stationen in der freien Wirtschaft (u. a. bei Air-
bus Deutschland in der technischen Problemlösung des A380 Pro-
gramms) und seiner Ausbildung, prädestinieren ihn dazu, den Investi-
tionsausschuss im technischen Bereich zu komplettieren. Durch seine 
Spezialisierung auf Übertragungssysteme und Antriebsmaschinen 
gilt er als Fachmann mit einer hervorragenden technischen Expertise, 
der seine Grundlagen in der Mechanik und Elektrik hat. 
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INVESTITIONSKRITERIEN

Technische Investitionskriterien

Bestehende Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Baureife Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Nutzung eines Windenergieanlagen-Prototyps Ausgeschlossen Ausgeschlossen

Windenergieanlagenhersteller Nur namhafte Windenergieanlagenhersteller wie 
Nordex, Vestas, Senvion, Enercon, GE, Siemens 
oder Gamesa, die von einer deutschen Großbank 
als „bankable“ akzeptiert sein müssen.

Nur namhafte Windenergieanlagenhersteller wie 
Nordex, Vestas, Senvion, Enercon, GE, Siemens 
oder Gamesa, die von einer deutschen Großbank 
als „bankable“ akzeptiert sein müssen.

Technische Mindestverfügbarkeit der
Windenergieanlagen gemäß Herstellergarantie Mindestens 95 Prozent Mindestens 95 Prozent

Alter der Windenergieanlagen Windenergieanlagen müssen den Anforderun-
gen einer staatlichen Förderung entsprechen.

Windenergieanlagen müssen den Anforderun-
gen einer staatlichen Förderung entsprechen.

Laufzeit Windparks Die Restlaufzeit bestehender Windparks muss 
mindestens der prognostizierten Laufzeit der Be-
teiligungsgesellschaft sowie der Restlaufzeit der 
genehmigten Vergütung und der Pachtverträge 
entsprechen.

Entfällt

Wartungskonzept („Full Service“) Mindestens für die Laufzeit der Beteiligung erfor-
derlich

Mindestens für die Laufzeit der Beteiligung erfor-
derlich

Rechtliche Investitionskriterien

Bestehende Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Baureife Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Positive rechtliche Prüfung durch eine unab-
hängige Rechtsanwaltskanzlei mit folgenden 
Prüfungsinhalten

Beanstandungsfreie Due Diligence Beanstandungsfreie Due Diligence; daraus muss 
die Aussage zu entnehmen sein, dass keine Fest-
stellungen getroffen wurden, die einer Realisie-
rung des Windenergieprojektes entgegenstehen.

Investitionsstandort Deutschland Deutschland

Wirtschaftliche Investitionskriterien

Bestehende Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Baureife Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Zwei unabhängige Windgutachten Erforderlich Erforderlich

Jahresabschluss/Zwischenabschluss  
des Verkäufers der Windenergieanlagen oder  
des Windenergieanlagenprojektes Erforderlich Erforderlich
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reconcept entwickelt und managt Kapitalanlagen mit Fokus 
auf regenerative Energien – Investments in Windenergieanla-
gen, Photovoltaik sowie Wasserkraft. Die reconcept Gruppe 
kann sich dabei auf eine langjährige Erfahrung in der Konzep-
tion und Realisierung von Kapitalanlagen stützen. Seit Firmen-
gründung im Jahr 1998 hat reconcept zahlreiche Investments 
in Erneuerbaren Energien in den Markt gebracht und als Asset 
Manager kontinuierlich betreut.

Mit einem prognostizierten Investitionsvolumen von rund 480 Mio. 
Euro wurden seit Firmengründung bis Ende 2015 über 200 erneu-
erbare Energieanlagen finanziert – vor allem Windkraftanlagen in 
Deutschland und Finnland sowie Photovoltaikparks in Deutschland 
und Spanien. Bis 2008 war die reconcept GmbH zunächst als Toch-
ter der Husumer WKN Windkraft Nord AG für die Konzeption und den 
Vertrieb der Sachwertinvestments verantwortlich. Seit 2009 agiert 
reconcept eigenständig als bankenunabhängiger Asset Manager am 
Standort Hamburg.

Neben der Auflage neuer Geldanlageangebote und deren Vertrieb 
übernimmt reconcept seither auch die kontinuierliche Steuerung 
des technischen wie kaufmännischen Objekt- und Portfoliomanage-
ments – von der Investmentstrategie und der Strukturierung neuer 
Geldanlagen über die Projektentwicklung und den Ankauf neuer 
Energieanlagen, das laufende Controlling der Assets bis hin zum Exit 
– dem Verkauf der Anlagen.

Im Asset Management hält reconcept seit 2009 sechs Beteiligungen, 
zwei Anleihen und ein Genussrecht mit einem prognostizierten In-
vestitionsvolumen von insgesamt 214 Mio. Euro; mehr als 2.300 pri-
vate Anleger beteiligten sich hieran mit insgesamt rund 86 Mio. Euro 
Eigenkapital (Stichtagsbetrachtung zum 31. Dezember 2015 laut Per-
formancebericht 2015). In allen Kapitalanlagen der reconcept Grup-
pe arbeitet das eingesetzte Kapital ausnahmslos für den Umbau der 
Energieversorgung auf Erneuerbare Energien.

Gesellschafter der reconcept GmbH
Gründungsgesellschafter ist Volker Friedrichsen. Der ehemalige Ge-
schäftsführer der Vestas Deutschland GmbH und Gründer einer der 
führenden Entwickler für Windparkprojekte weltweit gilt mit seiner 
mehr als 25-jährigen Erfahrung in der Branche als Pionier im Bereich 
Windenergie. Anfang Oktober 2015 trat Karsten Reetz als Gesell-
schafter hinzu.

Anbieterin und Prospektverantwortliche 
Die reconcept consulting GmbH ist die Anbieterin und Prospekt-
verantwortliche des Beteiligungsangebotes „RE09 Windenergie 
Deutschland“. Gegenstand dieses Unternehmens sind der Erwerb, die 
Betreuung, die Fortführung und die Veräußerung von Unternehmen 
oder Beteiligungen an Unternehmen, die Verwaltung von Unterneh-
men oder Beteiligungen an Unternehmen sowie die Verwaltung 
und Verwertung sonstigen Vermögens der Gesellschaft und damit 
zusammenhängende Beratungsdienstleistungen sowie alle damit 
im Zusammenhang stehenden Tätigkeiten aller Art, ausgenommen 
erlaubnispflichtige Tätigkeiten aller Art sowie der Vertrieb oder die 
Vertriebskoordination von Kapitalanlagen, die Erstellung von Finan-
zierungskonzepten und die vertriebs- und marketingtechnische Be-
ratung von kapitalsuchenden Unternehmen sowie alle damit im Zu-
sammenhang stehenden Tätigkeiten aller Art. Die Anbieterin ist ein 
100-prozentiges Tochterunternehmen der reconcept GmbH. 

Geschäftsführung
Karsten Reetz, Jahrgang 1968, führt die Geschäfte der reconcept 
GmbH, der reconcept consulting GmbH, der reconcept Capital 
GmbH, der reconcept Capital 02 GmbH, der reconcept Capital 03 
GmbH sowie der reconcept Treuhand GmbH. Der gelernte Bankkauf-
mann leitet das Management der reconcept Gruppe in geschäfts-
führender Position seit 2006. Er baute die Unternehmensgruppe auf, 
etablierte ihre Emissionshaustätigkeit und stellte die entscheidenden 
strategischen Weichen für den Start der reconcept Gruppe als ban-
kenunabhängiger Asset Manager im Jahr 2009. Unter seiner Führung 
öffnete sich das ursprünglich auf Windenergie in Deutschland fokus-
sierte Unternehmen weiteren windreichen Regionen Europas sowie 
neuen Produktsparten wie der Wasserkraft und Windenergie in Kana-
da sowie der Photovoltaik in Spanien.
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Dennis Gaidosch, Jahrgang 1981, verantwortet als Geschäftsführer 
der Tochtergesellschaft reconcept consulting den Vertrieb der Unter-
nehmensgruppe. In seiner Verantwortung liegen dabei die Eigenkapi-
talplatzierung, die Zusammenarbeit mit dem Asset Management und 
das Vertriebs-Controlling. Der gelernte Bankkaufmann verfügt über 
eine langjährige Berufserfahrung in der Finanzbranche. Er arbeitete 
u.  a. für eine deutsche Landesbank, einen großen deutschen Initia-
tor für Beteiligungen und war anschließend verantwortlich für den 
Standortaufbau „Norddeutschland“ einer deutschen Vertriebsgesell-
schaft. Zudem ist Dennis Gaidosch als „Certified Wind Energy Expert“ 
ein gefragter Teilnehmer bei Fachtagungen und Podiumsdiskussio-
nen. Sein beruflicher Schwerpunkt lag in den vergangenen Jahren auf 
den Assetklassen Immobilien, Schiffe und Erneuerbare Energien.

Ein Überblick über die Gesellschafterstruktur der Anbieterin und Emit-
tentin sowie über die wesentlichen Verträge und Vertragspartner fin-
det sich auf der Seite 8 bzw. auf der Seite 93 ff.

Leistungsüberblick der reconcept Gruppe

GDZ – GENUSSRECHT DER ZUKUNFTSENERGIEN
Das GDZ – Genussrecht der Zukunftsenergien, konzipiert 2010 von 
der reconcept GmbH, investierte mittelbar über die Volker Friedrich-
sen Beteiligungs-GmbH in die Finanzierung von Unternehmen und 
Projekten im Bereich der Erneuerbaren Energien. Die Laufzeit endete 
zum 31. Dezember 2015 und das Genussrechtskapital ist am 31. März 
2016 zurückgezahlt worden. Investoren profitierten von jährlichen 
Zinsen in Höhe von 8 Prozent.

RE01 SOLARPARK LA CARRASCA
Die Beteiligung „RE01 Solarpark La Carrasca“ wurde im September 2011 
aufgelegt und im November 2012 für weitere Investoren geschlossen. 
Rund 50 Anleger investierten mittelbar in eine Photovoltaikanlage, die 
sich im Südosten Spaniens in der Gemeinde Fuente Álamo, Region 
Murcia, befindet. Installiert sind zwei Teilanlagen mit insgesamt rund 
8.800 Modulen des Typs Siliken SLK60PL und einer Leistung von 2 Me-
gawatt (MW). Der Solarpark La Carrasca generiert über die 25-jährige 
Laufzeit der Beteiligung gesetzlich geregelte Einnahmen aus der Strom-
produktion.

Die Gesellschafter der Beteiligungsgesellschaft reconcept Solarpark 
La Carrasca GmbH & Co. KG haben sich inzwischen mehrheitlich dafür 
ausgesprochen, den Solarpark La Carrasca zu verkaufen. Dieser wird 
seit Februar 2017 von einem institutionellen Investor gehalten. 

RE02 WINDENERGIE DEUTSCHLAND
Die Beteiligung „RE02 Windenergie Deutschland“ wurde im April 
2012 aufgelegt und im Juni 2013 für weitere Investoren geschlossen. 
Anleger beteiligten sich mittelbar an einem Portfolio von Windener-
gieanlagen in Deutschland. Seit Februar 2013 ist RE02 Windenergie 
Deutschland mit dem Windpark Niederlehme und dem Windpark 
Teutleben voll investiert.

Der südlich von Berlin gelegene Windpark Niederlehme verfügt über 
zwei Windenergieanlagen vom Typ Vestas V90 mit einer installierten 
Leistung von je 2 MW und ist seit Ende 2012 in Betrieb. 2016 speisten 
die Anlagen insgesamt rund 5,9 Mio. Kilowattstunden (kWh) Strom 
ein. Die im Vollwartungsvertrag garantierte Mindestverfügbarkeit wur-
de mit 99,8 Prozent um rund 3 Prozent erneut übertroffen (Vorjahr: 
98,6 Prozent).

Der Windpark Teutleben speiste 2016 insgesamt rund 27,6 Mio. kWh 
ein. Der in Thüringen bei Eisenach gelegene Windpark Teutleben ist 
seit August 2013 in Betrieb und besteht aus fünf Windenergieanlagen 
vom Typ Vestas V112, die jeweils über eine Nennleistung von 3 MW 
verfügen. Der Windpark hatte im Jahr 2016 eine überdurchschnittlich 
hohe technische Verfügbarkeit von 99,4 Prozent, der Anlagenherstel-
ler garantiert 97 Prozent. Anleger erhielten bis Ende 2016 Auszahlun-
gen von 12,5 Prozent. Der Gesellschafterbeschluss für die Auszahlun-
gen für 2016 steht noch aus.

Die ökologische Bilanz: Mit jährlich rund 33,5 Mio. eingespeisten kWh 
ersparen die Windenergieanlagen der RE02-Beteiligung der Umwelt 
die Emission von ca. 25.220 Tonnen CO2. Gemeinsam versorgten sie 
rund 11.600 3-Personen-Haushalte mit sauberem Strom.
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RE03 WINDENERGIE FINNLAND
Die Beteiligung „RE03 Windenergie Finnland“ wurde im Juni 2013 
aufgelegt und im Juni 2014 für weitere Investoren geschlossen. An-
leger beteiligten sich über den Erwerb der Betreibergesellschaft RE03 
Windfarm Ylivieska Pajukoski Ky mittelbar an zwei Windenergieanla-
gen vom Typ Vestas V126 mit jeweils 3,3 MW in Finnland. Die Inves-
tition wurde Ende August 2015 abgeschlossen und die Anlagen im 
September 2015 in Betrieb genommen. 

Das erste Geschäftsjahr war insofern für den Windpark Pajukoski 
ein Rumpfjahr. 2016 wurden insgesamt 19,0 Mio. kWh Strom ein-
gespeist, bei einer für den finnischen Standort durchschnittlichen 
Windgeschwindigkeit von 6,6 m/s. Anleger erhielten bis dato einen 
Frühzeichnerbonus von 5 Prozent (zeitanteilig) für die Jahre 2013 
und 2014. Für das Jahr 2015 wurden keine Auszahlungen vorge-
nommen. Die Beträge flossen in die Stärkung der Liquiditätsrückla-
ge. Der  Gesellschafterbeschluss über die Auszahlungen für das Jahr 
2016 steht noch aus. 

Die ökologische Bilanz: Mit rund 19 Mio. eingespeisten kWh erspar-
ten die Windenergieanlagen der RE03-Beteiligung 2016 der Umwelt 
die Emission von ca. 14.300 Tonnen CO2. Gemeinsam versorgten sie 
rund 4.900 3-Personen-Haushalte mit sauberem Strom.

RE04 WASSERKRAFT KANADA
Der alternative Investmentfonds (AIF) „RE04 Wasserkraft Kanada“ wur-
de im September 2014 aufgelegt. Im Investitionsfokus des Fonds la-
gen Beteiligungen an Wasserkraftwerken in der kanadischen Provinz 
British Columbia. Ende Januar 2017 haben die Anleger einen Kauf- 
und Übertragungsvertrag über ihre Anteile an der Fondsgesellschaft 
mit reconcept geschlossen. Die reconcept Canada investment GmbH 
& Co. KG ist seither alleinige Gesellschafterin des Fonds RE04 Wasser-
kraft Kanada. Der Kaufpreis ist im März 2017 vollständig an die Anleger 
geflossen.

Hintergrund hierfür war vor allem eine Änderung der gesetzlichen 
Regelungen für unabhängige Stromproduzenten in British Columbia 
(SOP Standing Offer Program) im Herbst 2016. Infolgedessen musste 
von einer gegenüber der Prognose erheblichen Senkung der gesetz-
lichen Einspeisevergütungen für die akquirierten Projekte ausgegan-
gen werden. Es zeichnete sich somit ab, dass die prognostizierten 
Ergebnisse für die Anleger sehr wahrscheinlich nicht mehr vollständig 
erreicht werden konnten. Sämtliche Anleger ergriffen daraufhin die 
Möglichkeit, ihren Anteil an die reconcept zurückzugeben. Um den 
Verlust bei ihren Kunden in Grenzen zu halten, hat die reconcept 
Gruppe deutlich mehr zurückgezahlt als sie zuvor durch Gebühren 
vereinnahmt hatte.

Die reconcept Canada Investment GmbH & Co. KG plant derzeit, den 
RE04 Wasserkraft Kanada nach Erfüllung der hierfür erforderlichen 
Voraussetzungen aufzulösen und abzuwickeln.

RE05 WINDENERGIE FINNLAND
Das Private Placement „RE05 Windenergie Finnland“ wurde an eine 
Gesellschaft der finnischen Taaleritehdas Gruppe verkauft, die über ih-
ren Fonds „Taaleritehtiaan Tuulitehdas II Ky“ in diesen Windpark inves-
tiert. Der Windpark besteht aus sieben Anlagen des Turbinentyps Ves-
tas V126 und ist seit September 2015 in Betrieb. Er ist Teil eines neun 
Anlagen großen Windparks, von denen sieben Windenergieanlagen 
über das Private Placement und zwei Anlagen über das reconcept 
Beteiligungsangebot RE03 Windenergie Finnland finanziert wurden.

RE06 WINDENERGIE FINNLAND
Die Beteiligung „RE06 Windenergie Finnland“ wurde im Septem-
ber 2014 aufgelegt und im Februar 2016 für weitere Investoren ge-
schlossen. Die operativ tätige Beteiligungsgesellschaft beabsichtigt, 
durch den direkten Erwerb von Windenergieprojekten unmittelbar in 
Windenergieanlagen in Finnland zu investieren und diese nach deren 
Errichtung selbst zu betreiben. Das eingeworbene Eigenkapital er-
möglicht den Erwerb von bis zu vier Windenergieanlagen in Finnland. 
Anleger erhielten bis dato planmäßig einen Frühzeichnerbonus von 
3 Prozent (zeitanteilig) für das Jahr 2015. Der Gesellschafterbeschluss 
über die Auszahlungen für das Jahr 2016 steht noch aus.

RE07 ANLEIHE DER ZUKUNFTSENERGIEN 
Die „RE07 Anleihe der Zukunftsenergien“ wurde im Juli 2015 emittiert 
und im Oktober 2016 für weitere Investoren geschlossen. Die Anleihe 
ist im Freiverkehr der Frankfurter Börse handelbar. 

Anleger sind über die Anleihe mittelbar in zwei Windenergieanlagen 
investiert. Bereits seit Februar 2014 produziert die Windkraftanlage 
„Mihla“ vom Typ Vensys 100 kontinuierlich Strom. Der Anlagenher-
steller Vensys garantiert im Rahmen eines Vollwartungsvertrages 
eine technische Verfügbarkeit der Anlage von 97 Prozent. Die Anlage 
„Pfaffengrün“ im sächsischen Vogtland ist seit August 2016 am Netz. 
reconcept hat die Anlage vom Typ N117/2400 des Windturbinenher-
stellers Nordex schlüsselfertig übernommen. 

Die Anleihe ist mit 5 Prozent p. a. fest verzinst bei einer Laufzeit von 
fünf Jahren. Die erste Zinszahlung ist plangemäß im Dezember 2016 
erfolgt. 

Die ökologische Bilanz: Mit rund 5,5 Mio. eingespeisten kWh ersparten 
die Windenergieanlagen der RE07-Anleihe im Jahr 2016 der Umwelt 
die Emission von ca. 4.200 Tonnen CO2. Rechnerisch versorgten sie 
damit gemeinsam rund 1.900 3-Personen-Haushalte mit sauberem 
Strom.
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RE08 ANLEIHE DER ZUKUNFTSENERGIEN
Die „RE08 Anleihe der Zukunftsenergien – Multi Asset-Portfolio“ bietet 
Anlegern die Möglichkeit, festverzinst in erneuerbare Energieprojek-
te in Europa zu investieren. Ein erstes Investment in eine sächsische 
Windenergieanlage ist bereits erfolgt. Die Anlage profitiert von der 
langjährigen Stromeinspeisevergütung noch nach altem EEG 2014. 
Die Verzinsung der Anleihe steigt über die fünfjährige Laufzeit stufen-
weise von 4 Prozent im ersten Jahr über 5 Prozent im zweiten bis vier-
ten Jahr auf 6 Prozent im fünften Jahr.

RE10 Genussrecht der Zukunftsenergien 
Das „RE10 Genussrecht der Zukunftsenergien“ wird mit 6,5 Prozent 
p.a. fest verzinst mit quartalsweise nachschüssigen Auszahlungen. 
Die Laufzeit endet zum 31. Dezember 2020. Das Genussrechtskapi-
tal dient der reconcept Gruppe zum weiteren Auf- und Ausbau von 
Beteiligungen an Projekten und Unternehmen im Bereich der Erneu-
erbaren Energien. Das Angebot wurde im Januar 2017 für weitere In-
vestoren mit einem Volumen von rund EUR 7,6 Mio. geschlossen. Die 
vierteljährlichen Zinszahlungen erfolgten planmäßig in Höhe von 6,5 
Prozent p.a. seit November 2016.

ADZ – ANLEIHEn DER ZUKUNFTSENERGIEN
Das Kapital dieser Anleihen-Serie wird von reconcept genutzt, um zu 
einem frühen Zeitpunkt in den Akquisitions- und Ankaufsprozess von 
erneuerbaren Enrgieprojekten einzusteigen. Dies sichert günstige 
Preise. Die Projekte werden nach deren Sicherung für die reconcept 
Gruppe weiter bis zur Baureife vorangetrieben. Danach können diese 
Projekte an institutionelle Investoren gewinnbringend veräußert wer-
den oder in den reconcept-Gesellschaften bzw. -Beteiligungsangebo-
ten die Basis für ein attraktives Kapitalmarktprodukt darstellen. 

Bis dato wurden drei Anleihen aufgelegt: ADZ wurde im Dezember 
2015 und ADZ02 im März 2016 geschlossen; ADZ03 im November 
2016 aufgelegt. Die Zinszahlungen erfolgten plangemäß.

Detaillierte Informationen zu den aufgeführten reconcept-
Produkten können Sie unserem aktuellen Performance
bericht entnehmen. Eine kostenfreie Druckversion des Perfor
manceberichtes kann bei der Anbieterin unter der in diesem 
Verkaufsprospekt angegebenen Geschäftsanschrift angefor-
dert werden. Auf der Webpräsenz www.reconcept.de steht 
eine digitale Version kostenfrei zum Download bereit.
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Wirtschaftliches Konzept (Prognose)

Prämissen
Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung steht noch nicht fest, welche 
Windenergieanlagen erworben werden, daher handelt es sich um 
einen sogenannten „Blind Pool”. Die wesentlichen Grundlagen der 
Geschäftstätigkeit und die Prognose der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft sind im Kapitel „Beteiligungsangebot im 
Überblick“, Seite 6 ff., dargestellt. In diesem Kapitel wird eine beispiel-
hafte Investition in Form einer Prognoserechnung dargestellt. Die 
im Rahmen der Prognoserechnung unterstellten Annahmen stehen 
grundsätzlich im Einklang mit Projekten, zu denen die reconcept 
Gruppe zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung Zugang hat. Die 
reconcept Gruppe ist zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung bereits 
aktiv, um konkrete Windenergieprojekte zum Erwerb durch die Betei-
ligungsgesellschaft zu identifizieren. 

Der abgebildete Investitions- und Finanzierungsplan weist die unter-
stellten Kosten für Erwerb und Inbetriebnahme geplanter Windener-
gieanlagen einschließlich Nebenanlagen und Nebenkosten sowie die 
Nebenkosten der Vermögensanlage aus. Es handelt sich um eine rein 
wirtschaftliche Betrachtung der Vermögensanlage, um die Verständ-
lichkeit, Nachvollziehbarkeit und Vergleichbarkeit zu verbessern. Bei 
den zugrunde gelegten Prämissen handelt es sich maßgeblich um 
Schätz- und Erfahrungswerte der Anbieterin sowie ihrer Projektpartner. 

Es wurde unterstellt, dass ggf. auf die unterstellten Ausgaben anfallen-
de Umsatzsteuer erstattungsfähig ist. Es wurden insofern in der Pro-
gnoserechnung ausschließlich die Nettowerte der Einzelpositionen 
ausgewiesen. 

Die Berechnungen sind auf volle Euro-Beträge und Prozentbeträge 
auf zwei Nachkommastellen auf- bzw. abgerundet. Insofern können 
sich Rundungsdifferenzen ergeben. 

Das wirtschaftliche Konzept
Die Anleger beteiligen sich indirekt über die Treuhandkommanditis-
tin an der Beteiligungsgesellschaft. Die operativ tätige Beteiligungs-
gesellschaft beabsichtigt wiederum durch den direkten Erwerb von 
Windenergieprojekten, unmittelbar in Windenergieanlagen zu inves-
tieren und diese selbst zu betreiben. 

Die Übernahme der Projekte durch die Beteiligungsgesellschaft soll 
dabei planmäßig im Rahmen eines Asset Deals (Erwerb der einzelnen 
Wirtschaftsgüter und Rechte) zu dem Zeitpunkt erfolgen, an dem der 
Windpark schlüsselfertig errichtet ist (siehe hierzu auch Kapitel „We-
sentliche tatsächliche und rechtliche Risiken der Vermögensanlage“, 
Seite 18). 

Die in den folgenden Abschnitten abgebildeten Berechnungen basie-
ren auf einem beispielhaften Projekt. Die Übernahme der Windener-
gieanlagen soll prognosegemäß zum 1. Dezember 2017 erfolgen; 
zum gleichen Zeitpunkt soll die Stromeinspeisung sichergestellt sein. 

Die Prognoserechnung beruht auf der Annahme, dass das Emissi-
onskapital der Beteiligungsgesellschaft bis zum 31. Dezember 2017 
eingeworben werden kann. Nach dem Gesellschaftsvertrag ist die 
Komplementärin berechtigt, das Emissionsvolumen nach eigenem 
Ermessen zu erhöhen. Diese Investitionen müssen den Investitions-
kriterien entsprechen (siehe Kapitel „Investitionskriterien und Investiti-
onsausschuss“, Seite 41 f.). 
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�Investitions- und Finanzierungsplan der Emittentin 
reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG (Prognose)

Investitionsplan in EUR
gesamt  

in EUR
in % der  

Gesamtinvestition
in % des Eigen- 

kapitals exkl. Agio 

1	� Aufwand für die Anschaffung/Herstellung  
der Windenergieanlagen einschließlich Nebenkosten

1.1	 Anlagekosten 46.290.000

1.2	 Anschaffungsnebenkosten

	 Due Diligence Prüfungen1 200.000

	 Transaktionskosten 250.000

Summe Windenergieanlagen einschl. Anschaffungsnebenkosten 46.740.000 90,21 333,83

2	 Mit der Vermögensanlage verbundene Kosten

2.1	 Vergütungen

	 2.1.1	 Eigenkapitalvermittlung, Werbung, Marketing 1.540.000

	 2.1.2	 Konzeption 700.000

	 2.1.3	 Finanzierungsvermittlung 186.960

	 2.1.4	 Strukturierung 259.065

	 2.1.5	 Einrichtung der Treuhandschaft 21.000

	 2.1.6	 Portfoliomanagement 91.000

	 2.1.7	 Haftungs- und Geschäftsführungsvergütung 5.000

	 Summe 2.803.025 5,41 20,02

2.2	 Nebenkosten der Vermögensanlage

	 2.2.1	 Prospekt-, Vertriebs- und Marketingunterlagen 150.000

	 2.2.2	� Rechts- und Steuerberatung, Gutachten,  
Mittelverwendungskontrolle 140.000

	 2.2.3	� Gründungskosten, Handelsregister,  
Investitionsausschuss 15.000

	 2.2.4	 Bankbearbeitungsgebühr 299.136

	 2.2.5	 Umsatzsteuerzwischenfinanzierungszinsen 133.209

	 Summe 737.345 1,42 5,27

Summe mit der Vermögensanlage verbundener Kosten 3.540.370 6,83 25,29

3	 Sonstiges 70.000 0,14 0,50

4	 Liquiditätsreserve 1.462.660 2,82 10,45

Gesamtinvestition 51.813.030 100,00 370,07

Finanzierungsplan in EUR
gesamt  

in EUR
in % der  

Gesamtinvestition
in % des Eigen- 

kapitals exkl. Agio 

5	 Eigenkapital

5.1	 Gesamtbetrag der angebotenen Vermögensanlage 14.000.000

5.2	 reconcept Treuhand GmbH 1.000

Summe 14.001.000 27,02 100,00

6	 Agio 420.030 0,81 3,00

7	 Fremdkapital 37.392.000 72,17 267,07

Gesamtfinanzierung 51.813.030 100,00 370,07

1	� Der Betrag enthält Due-Diligence-Kosten in Höhe von EUR 200.000 (Prognose). Diese sind nicht in den Herstellungskosten aktivierungsfähig, jedoch handelt es sich um zeitraumbezogene  
Vorleistungen, die bei betriebswirtschaftlicher Betrachtung über die Laufzeit der Anlagen, vergleichbar mit Abschreibungen außerhalb der Anschaffungskosten der Anlagen, amortisiert werden.
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Erläuterungen zum Investitions- und Finanzierungsplan der Emittentin
reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG

2.1.2	 Konzeption
Die reconcept GmbH erhält für die Erstellung und Konzeption des 
vorliegenden Beteiligungsangebotes eine Vergütung von 5  Prozent 
des Emissionskapitals, mindestens jedoch EUR 650.000. 

2.1.3	 Finanzierungsvermittlung
Die reconcept GmbH hat mit der Beteiligungsgesellschaft einen Ver-
trag über die Vermittlung der Endfinanzierung der zu errichtenden 
Windenergieanlagen abgeschlossen. Hierfür erhält die reconcept 
GmbH eine Vergütung in Höhe von 0,5 Prozent der vermittelten End-
finanzierung. 

2.1.4	 Strukturierung
Die reconcept GmbH hat mit der Beteiligungsgesellschaft einen Ver-
trag über die Strukturierung eines Business-Modells abgeschlossen. In 
diesem Rahmen berät die reconcept GmbH u. a. beim Aufbau eines 
Geschäftsplans, erstellt ein Berechnungsmodell, verhandelt die tech-
nischen und rechtlichen Rahmenparameter und setzt sie um. Hierfür 
erhält die reconcept GmbH eine Vergütung von 0,5 Prozent der Ge-
samtinvestitionskosten. 

2.1.5	 Einrichtung der Treuhandschaft
Für die Einrichtung der Treuhandschaft und die Durchführung des 
Annahmeverfahrens erhält die reconcept Treuhand GmbH von der 
Beteiligungsgesellschaft eine einmalige Vergütung von 0,15 Prozent 
des Emissionskapitals, mindestens jedoch EUR 20.000. 

2.1.6	 Portfoliomanagementberatung
Für die Portfoliomanagementberatung erhält die ADREALIS Service 
Kapitalverwaltungs-GmbH eine Vergütung von 0,65 Prozent des Emis-
sionskapitals, mindestens jedoch EUR 75.000. 

2.1.7	 Haftungs- und Geschäftsführungsvergütung 
Die Komplementärin, reconcept Capital 02 GmbH, erhält für ihre Tätig-
keit in der Investitionsphase eine Vergütung in Höhe von EUR 5.000. 

2.2	 Nebenkosten der Vermögensanlage
2.2.1	 Prospekt, Vertriebs- und Marketingunterlagen
Die Kosten der Erstellung des Verkaufsprospektes und ggf. anfallen-
der Nachträge bestehen u. a. aus geschätzten Aufwendungen für die 
grafische Gestaltung, Bildrechte, Marktrecherchen und Druckkosten. 
Weiterhin enthält diese Position Schätzbeträge für die Erstellung wei-
tergehender Marketingunterlagen und Gutachten. 

2.2.2	� Rechts- und Steuerberatung, Gutachten, Mittelverwen-
dungskontrolle

Für die rechtliche und steuerliche Beratung im Zusammenhang mit 
der Strukturierung und Erstellung des Verkaufsprospektes sowie für 
die Mittelverwendungskontrolle wurden vertraglich vereinbarte Kos-
ten in die Prognoserechnung aufgenommen. Zudem sind geschätzte 
Kosten für die Erstellung von Gutachten eingeflossen.

2.2.3	 Gründungskosten, Handelsregister, Investitionsausschuss
Für die Gründung der Beteiligungsgesellschaft und die Handelsregis-
tereintragungen wurden geschätzte Beträge in den Investitions- und 

1	�A ufwand für die Anschaffung/Herstellung 
der Windenergieanlagen einschlieSSlich  
Nebenkosten

1.1	 Anlagekosten
Die dargestellten Positionen zeigen die prognostizierten direkten An-
schaffungs-/Herstellungskosten eines beispielhaften Windparks. Die 
Anschaffungs-/Herstellungskosten wurden anhand einer geschätz-
ten jährlichen Netto-Stromproduktion von Beispielstandorten sowie 
auf Basis weiterer Schätz- und Erfahrungswerte der Anbieterin aus 
vorangegangenen und aktuell angebotenen Projekten ermittelt. Der 
reconcept Gruppe wurden im Rahmen ihrer Tätigkeiten in der Vergan-
genheit bereits mehrere Investments angeboten, aus denen die Bei-
spielkalkulation abgeleitet worden ist.

Die beispielhaft dargestellte Investition geht von dem schlüsselferti-
gen Erwerb von sechs Windenergieanlagen der 3-MW-Klasse, das heißt 
mit einer installierten Leistung von insgesamt 18 MW, aus. Die jähr-
liche Stromproduktion beträgt prognosegemäß 57.000.000 kWh. Die 
Gesamtkosten für den Erwerb der Windenergieanlagen einschließlich 
der Parkinfrastruktur und sämtlicher Erwerbsnebenkosten, siehe nach-
folgende unter 1.2 „Anschaffungsnebenkosten”, wird mit TEUR  2.597 
je MW installierter Leistung angenommen. Dem liegt die Annahme 
von Erwerbskosten in Höhe von EUR 0,82/kWh Jahresertrag zugrunde. 
Daraus ergibt sich die dargestellte Summe Windenergieanlagen ein-
schließlich Anschaffungsnebenkosten in Höhe von TEUR 46.740.

1.2	 Anschaffungsnebenkosten
Neben dem Kaufpreis für den Windpark können verschiedene Neben-
kosten für den Erwerb anfallen. Dies sind unter Anderem Kosten der Due-
Diligence Prüfungen und Windgutachten sowie Transaktionskosten. Für 
die rechtlichen, technischen sowie steuerlichen Beratungsleistungen 
sowie die Erstellung von Stellungnahmen und Gutachten z.B. zum 
Windertrag (Due-Diligence-Prüfung) werden Kosten in der angege-
benen Höhe angenommen. Kosten für die Umschreibung oder Wech-
selanzeigen des Eigentumserwerbs durch die Emittentin fallen unter 
Anschaffungsnebenkosten, ebenso die rechtliche und steuerliche Be-
ratung für abzuschließende Verträge oder die Kommunikation mit Be-
hörden. Zudem entstehen bei Erwerb eines bestehenden Windparks 
Kosten in Bezug auf die zu übernehmende Fremdfinanzierung, die der 
Kreditgeber bei Umschreibung des Kreditvertrages auf einen neuen 
Darlehensnehmer erheben kann. Diese Kosten wurden auf Basis von 
Erfahrungswerten bereits realisierter Projekte geschätzt.

2	�Mi t der Vermögensanlage verbundene Kosten

2.1	 Vergütungen
2.1.1	 Eigenkapitalvermittlung, Werbung, Marketing
Die reconcept consulting GmbH erhält für die Vermittlung des zu 
platzierenden Emissionskapitals von der Beteiligungsgesellschaft eine 
Vergütung von 8 Prozent sowie das Agio von 3 Prozent, jeweils bezo-
gen auf das Emissionskapital. 
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Finanzierungsplan aufgenommen. Weiterhin sind in dieser Position 
die geschätzten Kosten für den Investitionsausschuss enthalten. 

2.2.4	 Bankbearbeitungsgebühr
Im Rahmen der geplanten Finanzierung werden regelmäßig Bankbe-
arbeitungsgebühren erhoben. Es wurde in der vorliegenden Progno-
serechnung eine Bearbeitungsgebühr in Höhe von 0,8  Prozent der 
Darlehenssumme der Endfinanzierung berücksichtigt.

2.2.5	 Umsatzsteuerzwischenfinanzierungszinsen
Die Prognoserechnung geht von einem kurzfristigen Eigenkapitalzwi-
schenfinanzierungsbedarf der auf die im Investitions- und Finanzie-
rungsplan enthaltenen Investitionskosten und die mit der Vermö-
gensanlage verbundenen Kosten anfallenden Umsatzsteuerzahlung 
bis zur Erstattung der abzugsfähigen Vorsteuer aus. Bei der Prognose 
des Umsatzsteuerzwischenfinanzierungsaufwands wurden Zinsen in 
Höhe von 4,5 Prozent p. a. und ein Zeitraum von vier Monaten bis zur 
Erstattung der Vorsteuer geschätzt. 

3	 Sonstiges
In dieser Position sind weitere Beträge, die keiner anderen Position 
zugeordnet werden können, sowie sonstige zum Zeitpunkt der Pro-
spektaufstellung unbekannte beziehungsweise nicht vorhersehbare 
Kosten in der Investitionsphase ausgewiesen. Es handelt sich um ei-
nen Schätzwert, der auf Erfahrungswerten der Anbieterin beruht. 

4	Li quiditätsreserve
Die Position gibt die bei planmäßigem Investitionsverlauf am Ende der 
Investitionsphase verfügbaren liquiden Mittel wieder. Abweichungen 
in den vorstehend erläuterten Positionen des Investitionsplans erhö-
hen oder vermindern die Liquiditätsreserve. Der Frühzeichnerbonus 
soll planmäßig aus der Liquiditätsreserve gezahlt werden. 

5	Ei genkapital
Für die Durchführung der Investition benötigt die Beteiligungs-
gesellschaft voraussichtlich den Gesamtbetrag der angebotenen 
Vermögensanlage von EUR  14.000.000. Darüber hinaus ist die Treu-
handkommanditistin reconcept Treuhand GmbH mit einem Kapital-
anteil von EUR 1.000 beteiligt, den diese im eigenen Namen und auf 
eigene Rechnung hält. Das gesamte Kommanditkapital beträgt somit 
EUR 14.001.000. Nach § 4 des Gesellschaftsvertrages ist die Komple-
mentärin berechtigt, das Emissionsvolumen nach eigenem Ermes-
sen zu erhöhen bzw. zu verringern. Die Kommanditeinlagen sind 
mit Ausnahme der Einlage der Treuhandkommanditistin noch nicht 
verbindlich zugesagt. Sie stehen der Emittentin unbegrenzt zur Verfü-
gung. Durch das Eingehen der Beteiligung als Treugeber bzw. Direkt-
kommanditist und die Einzahlung der Kommanditeinlage nebst Agio 
erhalten die Anleger einen Anspruch auf Beteiligung am Vermögen, 
am Gewinn und Verlust sowie am Auseinandersetzungsguthaben 
entsprechend den Regelungen des Gesellschaftsvertrages.

6	A gio
Auf den Gesamtbetrag der angebotenen Vermögensanlage entfällt 
ein Agio von 3 Prozent. 

7	F remdkapital
Für die Finanzierung des Windparks ist eine langfristige Fremd
finanzierung mittels KfW-Darlehen über eine bzw. möglicherweise 
mehrere etablierte Geschäftsbank(en) mit Projektfinanzierungs-
erfahrung bzw. die Aufnahme von Bankdarlehen vorgesehen. Die 
Fremdfinanzierungsquote wird mit 80  Prozent der Anschaffungs- 
und Herstellungskosten des Windparks einschl. Nebenkosten und 
Einmalzahlungen angenommen. Dies entspricht einem geplanten 
Gesamtdarlehensvolumen von TEUR 37.392. Daraus ergibt sich in der 
Darstellung des Investitions- und Finanzierungsplans eine Fremdkapi-
talquote von 72,17 Prozent (gerundet) bezogen auf die Summe aus Ei-
genkapital (inkl. Agio) und Fremdkapital bzw. eine Fremdkapitalquote 
von 72,76 Prozent (gerundet) bezogen auf die Summe aus Eigenkapi-
tal (ohne Agio) und Fremdkapital. 

Es ist geplant, dass die Beteiligungsgesellschaft einen Vertrag über 
eine langfristige Fremdfinanzierung abschließt. Die Laufzeit soll 17 
Jahre betragen. Die erste Tilgung erfolgt voraussichtlich im Juni 2019 
und soll für die Dauer des Darlehens mit gleichbleibenden Tilgungsra-
ten jeweils quartalsweise nachschüssig erfolgen. Der Zinssatz wurde 
mit 1,7 Prozent p. a. bei einer Verzinsung nach der Eurozinsmethode 
(act/360) über den Prognosezeitraum geschätzt. Maßgeblich ist je-
doch der im Zeitpunkt der Zusage durch die KfW geltende Zinssatz. Es 
ist eine quartalsweise nachschüssige Zinszahlung vorgesehen, sodass 
aufgrund der abnehmenden Zinslast bzw. der Verringerung der Rest-
schuld sinkende Leistungsraten entstehen. Es wird voraussichtlich 
eine Schuldendienstreserve von jeweils Zins und Tilgung der folgen-
den sechs Monate erforderlich sein. Vor der vollständigen Ansparung 
der Reserve dürfen keine Auszahlungen an die Anleger erfolgen. 

Für die kurzfristige Zwischenfinanzierung der Umsatzsteuerzahlun-
gen bis zum Zeitpunkt der Erstattung der abzugsfähigen Vorsteuer 
ist die Aufnahme kurzfristiger Bankdarlehen zur Umsatzsteuerzwi-
schenfinanzierung geplant. Für den Zwischenfinanzierungsbedarf 
wurde ein Zinssatz von 4,5 Prozent p. a. angenommen. Die Anbieterin 
geht auf der Grundlage von Erfahrungswerten von einer Vorsteuerer-
stattung innerhalb eines Zeitraums von vier Monaten nach Zahlung 
der entsprechenden Umsatzsteuer aus. Die in Anspruch genomme-
ne Umsatzeusteuerzwischenfinanzierung soll planmäßig aus der 
Vorsteuererstattung zurückgeführt werden. Bei Verlauf der Investi-
tions- und Finanzierungphase entsprechend den in der Prognose-
rechnung unterstellten Annahmen beträgt der maximale kurzfristige 
Finanzierungsbedarf TEUR 8.881. Er resultiert im Wesentlichen aus der 
planmäßig Ende 2017 erfolgenden Anschaffung der Windenergie-
anlagen einschl. Nebenkosten. Die Gesellschaft wird versuchen, den 
Zwischenfinanzierungsbedarf durch Abtretung von Vorsteuererstat-
tungsansprüchen so gering wie möglich zu halten. 

Weitere Beträge werden ggf. von den Unternehmen der reconcept 
Gruppe bis zur Einwerbung des Eigenkapitals gestundet.

Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung hat die Beteiligungsgesellschaft 
kein Fremdkapital in Form von Zwischenfinanzierungs- oder Endfi-
nanzierungsmitteln aufgenommen. Diese sind auch nicht verbindlich 
zugesagt. Die Besicherung der Fremdmittel erfolgt planmäßig durch Si-
cherungsübereignung der Windenergieanlagen, Abtretung der Strom
erlöse, Verpfändung des Schuldendienstreservekontos, Abtretung von 
Ansprüchen aus Versicherungen und sonstigen Verträgen sowie ggf. 
weiteren Mitteln nach Anforderung der finanzierenden Banken.
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�Liquiditätsrechnung der Emittentin 
reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG (Prognose)

in EUR
01.01.– 

31.12.2017
01.01.– 

31.12.2018
01.01.– 

31.12.2019
01.01.– 

31.12.2020
01.01.– 

31.12.2021
01.01.– 

31.12.2022
01.01.– 

31.12.2023 Verkauf Gesamt 4
in % des 

Eigenkapitals

1	 Einnahmen

1.1	 Stromerträge 362.590 4.314.657 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 0 27.078.247

1.2	 Veräußerungserlös 0 0 0 0 0 0 0 39.879.312 39.879.312

Summe 362.590 4.314.657 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 39.879.312 66.957.559

2	 Ausgaben

2.1	� Betriebsführungs-, Betriebs-, Instandhaltungs-, Pacht- und Versicherungskosten 71.250 855.000 872.100 889.542 907.333 925.479 943.989 0 5.464.693

2.2	 Vermarktungskosten 9.226 109.788 114.000 114.000 114.000 114.000 114.000 0 689.014

2.3	 Haftungsvergütung, Beirat, Porto und sonstige Kosten 22.000 22.440 22.889 23.347 23.814 24.290 24.776 19.528 183.082

2.4	 Vergütungen der Treuhänderin/Betreuung 98.000 99.960 101.959 103.998 106.078 108.200 110.364 199.397 927.956

2.5	 Buchhaltung, Jahresabschlüsse, Steuerberatung 27.500 28.050 28.611 29.183 29.767 30.362 30.969 43.076 247.519

2.6	 Veräußerungskosten 0 0 0 0 0 0 0 199.397 199.397

2.7	 Gewerbesteuer 0 0 0 0 0 0 0 0 0

2.8	 Zinsaufwendungen 52.972 635.664 628.206 590.914 551.137 511.360 471.582 0 3.441.836

2.9	 Tilgungen 0 0 1.754.883 2.339.844 2.339.844 2.339.844 2.339.844 26.277.743 37.392.000

Summe 280.948 1.750.902 3.522.647 4.090.828 4.071.972 4.053.535 4.035.524 26.739.140 48.545.497

3	� Liquidität der Gesellschaft

3.1	 Liquiditätsreserve 01.01. 579.432 1.719.637 3.021.255 3.138.748 2.688.060 2.256.227 1.842.833 1.447.448 0

3.2	 Ein- und Auszahlungen gemäß Investitions- und Finanzierungsplan

	 Auszahlungen für Investitionen 46.740.000 0 0 0 0 0 0 0 46.740.000

	 Auszahlungen für mit der Vermögensanlage verbundene Kosten 1.836.258 422.077 0 0 0 0 0 0 2.258.335

	 Ein-/Auszahlungen Zwischenfinanzierung 8.880.600 -8.880.600 0 0 0 0 0 0 0

	 Finanzierung (Eigen- und Fremdkapital, langfristig) 49.816.890 0 0 0 0 0 0 0 49.816.890

	 Umsatzsteuerzahlungen/Vorsteuererstattungen -8.880.600 8.880.600 0 0 0 0 0 0 0

3.3	 Ein- und Auszahlungen aus laufender Geschäftstätigkeit

	 Gesamteinnahmen 362.590 4.314.657 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 39.879.312 66.957.559

	 Gesamtausgaben 280.948 1.750.902 3.522.647 4.090.828 4.071.972 4.053.535 4.035.524 26.739.140 48.545.497

3.4	 Planauszahlungen an Gesellschafter2 182.069 840.060 840.060 840.060 840.060 840.060 840.060 14.598.723 19.810.049 141,49 %

	 Frühzeichnerbonus in % des Kommanditkapitals3 3,00 % 0,00 % 3,00 %1

	 Planauszahlungen in % des Kommanditkapitals 6,00 % 6,00 % 6,00 % 6,00 % 6,00 % 6,00 % 104,19 % 140,19 %

3.5	 Liquiditätsreserve 31.12. 1.719.637 3.032.358 3.149.851 2.699.162 2.267.330 1.853.935 1.458.551 0 0

	 Davon Liquiditätsreserve für Kapitaldienst 0 1.191.544 1.465.379 1.445.490 1.425.602 1.405.713 0 0 0
1	 Ausgewiesen sind die absoluten Auszahlungsbeträge in Prozent der Kommanditeinlagen.
2	 Die Planauszahlungen enthalten den Frühzeichnerbonus, wie er sich unter Berücksichtigung des unterstellten Platzierungsverlaufs ergibt.
3	 Der Frühzeichnerbonus von 3,0 Prozent wird zeitanteilig entsprechend § 20 Absatz 2 des Gesellschaftsvertrages ausgezahlt.
4	 In der Spalte Gesamt ist die Summe der Werte und Beträge ab 2017 bis Verkauf dargestellt.
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�Liquiditätsrechnung der Emittentin 
reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG (Prognose)

in EUR
01.01.– 

31.12.2017
01.01.– 

31.12.2018
01.01.– 

31.12.2019
01.01.– 

31.12.2020
01.01.– 

31.12.2021
01.01.– 

31.12.2022
01.01.– 

31.12.2023 Verkauf Gesamt 4
in % des 

Eigenkapitals

1	 Einnahmen

1.1	 Stromerträge 362.590 4.314.657 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 0 27.078.247

1.2	 Veräußerungserlös 0 0 0 0 0 0 0 39.879.312 39.879.312

Summe 362.590 4.314.657 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 39.879.312 66.957.559

2	 Ausgaben

2.1	� Betriebsführungs-, Betriebs-, Instandhaltungs-, Pacht- und Versicherungskosten 71.250 855.000 872.100 889.542 907.333 925.479 943.989 0 5.464.693

2.2	 Vermarktungskosten 9.226 109.788 114.000 114.000 114.000 114.000 114.000 0 689.014

2.3	 Haftungsvergütung, Beirat, Porto und sonstige Kosten 22.000 22.440 22.889 23.347 23.814 24.290 24.776 19.528 183.082

2.4	 Vergütungen der Treuhänderin/Betreuung 98.000 99.960 101.959 103.998 106.078 108.200 110.364 199.397 927.956

2.5	 Buchhaltung, Jahresabschlüsse, Steuerberatung 27.500 28.050 28.611 29.183 29.767 30.362 30.969 43.076 247.519

2.6	 Veräußerungskosten 0 0 0 0 0 0 0 199.397 199.397

2.7	 Gewerbesteuer 0 0 0 0 0 0 0 0 0

2.8	 Zinsaufwendungen 52.972 635.664 628.206 590.914 551.137 511.360 471.582 0 3.441.836

2.9	 Tilgungen 0 0 1.754.883 2.339.844 2.339.844 2.339.844 2.339.844 26.277.743 37.392.000

Summe 280.948 1.750.902 3.522.647 4.090.828 4.071.972 4.053.535 4.035.524 26.739.140 48.545.497

3	� Liquidität der Gesellschaft

3.1	 Liquiditätsreserve 01.01. 579.432 1.719.637 3.021.255 3.138.748 2.688.060 2.256.227 1.842.833 1.447.448 0

3.2	 Ein- und Auszahlungen gemäß Investitions- und Finanzierungsplan

	 Auszahlungen für Investitionen 46.740.000 0 0 0 0 0 0 0 46.740.000

	 Auszahlungen für mit der Vermögensanlage verbundene Kosten 1.836.258 422.077 0 0 0 0 0 0 2.258.335

	 Ein-/Auszahlungen Zwischenfinanzierung 8.880.600 -8.880.600 0 0 0 0 0 0 0

	 Finanzierung (Eigen- und Fremdkapital, langfristig) 49.816.890 0 0 0 0 0 0 0 49.816.890

	 Umsatzsteuerzahlungen/Vorsteuererstattungen -8.880.600 8.880.600 0 0 0 0 0 0 0

3.3	 Ein- und Auszahlungen aus laufender Geschäftstätigkeit

	 Gesamteinnahmen 362.590 4.314.657 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 39.879.312 66.957.559

	 Gesamtausgaben 280.948 1.750.902 3.522.647 4.090.828 4.071.972 4.053.535 4.035.524 26.739.140 48.545.497

3.4	 Planauszahlungen an Gesellschafter2 182.069 840.060 840.060 840.060 840.060 840.060 840.060 14.598.723 19.810.049 141,49 %

	 Frühzeichnerbonus in % des Kommanditkapitals3 3,00 % 0,00 % 3,00 %1

	 Planauszahlungen in % des Kommanditkapitals 6,00 % 6,00 % 6,00 % 6,00 % 6,00 % 6,00 % 104,19 % 140,19 %

3.5	 Liquiditätsreserve 31.12. 1.719.637 3.032.358 3.149.851 2.699.162 2.267.330 1.853.935 1.458.551 0 0

	 Davon Liquiditätsreserve für Kapitaldienst 0 1.191.544 1.465.379 1.445.490 1.425.602 1.405.713 0 0 0
1	 Ausgewiesen sind die absoluten Auszahlungsbeträge in Prozent der Kommanditeinlagen.
2	 Die Planauszahlungen enthalten den Frühzeichnerbonus, wie er sich unter Berücksichtigung des unterstellten Platzierungsverlaufs ergibt.
3	 Der Frühzeichnerbonus von 3,0 Prozent wird zeitanteilig entsprechend § 20 Absatz 2 des Gesellschaftsvertrages ausgezahlt.
4	 In der Spalte Gesamt ist die Summe der Werte und Beträge ab 2017 bis Verkauf dargestellt.



RE09 Windenergie Deutschland54

Prämissen
Die Kalkulation der Einnahmen und Ausgaben der Beteiligungsge-
sellschaft berücksichtigt bestehende Vereinbarungen und basiert 
darüber hinaus auf Annahmen der Anbieterin und/oder gesetzlichen 
Rahmenbedingungen. Es handelt sich um eine Prognose. Dargestellt 
sind die Jahre ab 2017.

Die Entwicklung der zukünftigen Bewirtschaftungskosten wird u.  a. 
durch die Höhe der unterstellten zukünftigen Inflationsrate bestimmt. 
Aufgrund des von der Europäischen Zentralbank (EZB) verfolgten 
Ziels einer langfristigen Inflationsrate von knapp unter 2 Prozent p. a. 
wurde in der Prognose eine Inflationsrate von 2 Prozent p. a. ange-
nommen. Sofern keine anders lautenden vertraglichen Vereinbarun-
gen getroffen wurden, erhöhen sich die Ausgabenpositionen jährlich 
um diese Inflationsrate. 

Die abgebildeten Berechnungen basieren auf der Annahme, dass die 
Übernahme der Windenergieanlagen prognosegemäß zum 1. De-
zember 2017 erfolgt. Ab diesem Datum werden in der Prognoserech-
nung laufende Erträge durch Einspeiseerlöse sowie laufende Aufwen-
dungen für die Bewirtschaftung der Windenergieanlagen unterstellt. 

1	Ei nnahmen

Die dargestellten Einnahmen sind ohne Umsatzsteuer dargestellt.

1.1	 Stromerträge
Diese Position gibt die prognostizierten Einspeiseerträge wieder. Im 
Rahmen der Prognoserechnung wurde unterstellt, dass die geplan-
ten Windenergieanlagen im September 2017 an das Stromnetz an-
geschlossen werden und Strom produzieren. Die Übernahme dieser 
Windenergieanlagen von der Beteiligungsgesellschaft soll plange-
mäß zum 1. Dezember 2017 erfolgen. Zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung wird eine geschätzte jährliche Netto-Stromproduktion von 
1,22 kWh je investiertem Euro angesetzt, das entspricht einer Gesamt-
Netto-Stromproduktion von 57,0 Mio. kWh. In dieser geschätzten 
jährlichen Netto-Stromproduktion sind Abschläge für die Verfügbar-
keit der Anlagen, Parkwirkungsgrad, interne und externe Verluste 
im Stromnetz sowie ein allgemeiner Sicherheitsabschlag enthalten. 
Jahreszeitliche Schwankungen des Windertrags sowie anfängliche 
zusätzliche Abschaltzeiten im Probebetrieb wurden ebenfalls bei der 
Schätzung berücksichtigt.

Vor dem Ankauf werden für die zu erwerbenden Windenergieanlagen 
mindestens zwei Windgutachten in Auftrag gegeben, aus denen der 
erzielbare Ertrag der zu erwerbenden Windenergieanlagen abgeleitet 
werden kann.

Die Beteiligungsgesellschaft erhält auf Basis der gesetzlichen För-
derung von Strom aus erneuerbaren Energieanlagen in Form einer 
Marktprämie und der im Rahmen der Direktvermarktung erzielten 
Stromverkaufserlöse eine Gesamtvergütung für den eingespeisten 
Strom (siehe Kapitel „Tarifsituation in Deutschland“). In der Prognose-
rechnung wurde mit Erlösen in Höhe von 7,86 ct/kWh kalkuliert. 

1.2	 Veräußerungserlös
In der Prognoserechnung wird davon ausgegangen, dass nach Ablauf 
des Prognosezeitraums aus der Veräußerung der Windenergieanlagen 
ein Verkaufserlös in Höhe von EUR 39.879.312 erzielt werden kann. 

Die Berechnung des angenommenen Veräußerungserlöses basiert 
auf einer Vermögenswertberechnung nach der Discounted-Cash-
flow-Methode (nachfolgend DCF-Methode), die bei der Bewertung 
von Immobilien, Vermögensgegenständen und Unternehmenswer-
ten international verbreitet ist und regelmäßig Anwendung findet. 
Die DCF-Methode bietet im Wesentlichen die Möglichkeit, durch eine 
Diskontierung prognostizierter Zahlungsüberschüsse über eine Reihe 
von Perioden mit einem Kalkulationszinssatz einen Vergleich zur Geld-
anlagealternative auf dem Kapitalmarkt herzustellen. Die Berechnung 
geht dabei von einer von Marktteilnehmern geforderten Vorsteu-
errendite von 5,0 Prozent aus, aus der der angenommene Veräuße-
rungserlös abgeleitet wird. 

Für die Ermittlung der angesetzten Veräußerungserlöse wurde un-
terstellt, dass die Windenergieanlagen nach unterstelltem Ende der 
Laufzeit der Beteiligungsgesellschaft zum 31. Dezember 2023 weiter 
genutzt und eventuelle Pachtverträge und ggf. notwendige Geneh-
migungen verlängert werden. Weiterhin wird unterstellt, dass ab dem 
Jahr 2024 bis einschließlich Dezember 2042 Zahlungsüberschüsse er-
wirtschaftet werden. Es wird folglich von einer Gesamtnutzungsdauer 
von 25 Jahren zzgl. des Jahres der Inbetriebnahme ausgegangen. 

Basis des prognostizierten operativen Ergebnisses bis 2042 bildete da-
bei eine Fortschreibung der für die Laufzeit der Beteiligungsgesellschaft 
prognostizierten Einnahmen und Ausgaben, ohne Berücksichtigung 
der mit der Vermögensanlage verbundenen Nebenkosten und Vergü-
tungen sowie des Kapitaldienstes der Beteiligungsgesellschaft, bei ei-
ner gleichzeitigen Unterstellung der Steigerung des Verbraucherpreis-
index bzw. einer Inflationsrate von 2 Prozent p. a. Bei der Kalkulation 
der Einnahmen wurde nach dem prognostizierten Auslauf der erhöh-
ten Anfangsförderung von 7,86 ct/kWh ein Strompreis von anfänglich 
7,82  ct/kWh im Jahr 2037 unterstellt. Der prognostizierte Strompreis 
wurde auf Grundlage der im Auftrag des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Technologie erstellten Marktstudie „Entwicklung der Ener-
giemärkte – Energiereferenzprognose” vom Juni 2014 ermittelt.

Die Abzinsung des ab dem Jahr 2024 bis 2042 für das jeweilige Jahr 
erwarteten operativen Ergebnisses (Zahlungsüberschüsse) erfolgt 
jährlich nachschüssig zu einem Diskontierungssatz von 5,0  Prozent. 
Der im Ergebnis ermittelte Kapitalwert berücksichtigt Aufwendungen 
für den Anlagenrückbau in Höhe von EUR 30.000 je MW installierter 
Leistung zzgl. Kostensteigerung von 2  Prozent p.  a.; das heißt rund 
EUR 49.000 je MW im Jahr 2042.

Bei sämtlichen Angaben bzw. Berechnungsgrößen handelt es sich 
um eine Schätzung der Anbieterin zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung. Zu diesem Zeitpunkt lagen keine Verträge über den Verkauf 
vor (siehe „Wirtschaftliche Risiken der Investments”, Seite 18 ff.).

Erläuterungen zur Liquiditätsrechnung der Emittentin 
reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG
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2	A usgaben
Die laufenden Ausgaben der Beteiligungsgesellschaft setzen sich in 
der Betriebsphase aus den laufenden Bewirtschaftungskosten des 
Windparks, den Verwaltungskosten der Gesellschaft, den Finanzie-
rungskosten und der Gewerbesteuer zusammen. 

Darüber hinaus wurde unterstellt, dass ggf. auf die unterstellten Aus-
gaben anfallende Vorsteuer erstattungsfähig ist. Es wurden insofern in 
der Prognoserechnung ausschließlich die Nettowerte der Einzelposi-
tionen ausgewiesen. 

2.1	� Betriebsführungs-, Betriebs-, Instandhaltungs-,  
Pacht- und Versicherungskosten

Während des laufenden Betriebes fallen planmäßig Betriebsausgaben 
für die technische und kaufmännische Betriebsführung, Service, War-
tung und Reparaturen sowie Pachtkosten für bebaute Grundstücke 
und Versicherungskosten der Windenergie- und Infrastrukturanlagen 
an. So soll beispielsweise im Rahmen der Errichtung bzw. bei Erwerb 
der Windenergieanlagen ein langfristiges Service-, Wartungs- und Ga-
rantiekonzept mit dem Anlagenhersteller abgeschlossen werden. Auf 
der Grundlage der Erfahrungswerte der Anbieterin wurden laufend 
Aufwendungen in Höhe von EUR 15/MWh unterstellt, die einer jährli-
chen Steigerung von 2 Prozent unterliegen.

Die Planungen sehen den Abschluss eines Vollwartungsvertrages mit 
einer Verfügbarkeitsgarantie über eine Laufzeit von 20 Jahren vor.

2.2	 Vermarktungskosten
Im Rahmen der Direktvermarktung des erzeugten Stroms werden Ver-
marktungskosten in Höhe von 0,2 ct/kWh eingeplant.

2.3	 Haftungsvergütung, Beirat, Porto und sonstige Kosten
Diese Position betrifft die Haftungsvergütung ab dem Jahr 2017 in 
Höhe von EUR 5.000, die die persönlich haftende Gesellschafterin für 
die Übernahme der unbeschränkten Haftung erhält. Ferner werden 
eine geschätzte Vergütung in Höhe von EUR 5.000 für die per Gesell-
schafterbeschluss zu bestellenden Beiräte der Beteiligungsgesellschaft 
sowie sonstige Gesellschaftskosten berücksichtigt. Zusätzlich sind in 
dieser Position sonstige Kosten in Höhe von geschätzten EUR 12.000, 
darunter nach fünf Jahren einmalige Aufwendungen in Höhe von 
EUR  2.500 für die Bescheinigung der Einspeiseerlöse zur Erlangung 
der erhöhten Anfangsvergütung für die weiteren Betriebsjahre, einge-
plant. Beginnend mit dem Jahr 2018 sind die genannten Positionen 
um eine Inflationsrate von 2 Prozent p. a. gesteigert worden.

2.4	 Vergütungen der Treuhänderin/Betreuung
Die Treuhandkommanditistin erhält von der Beteiligungsgesellschaft 
für die im Treuhandvertrag geregelten Aufgaben (siehe „Treuhandver-
trag“) eine jährliche Vergütung in Höhe von 0,50 Prozent des Emissi-
onskapitals. Die Treuhandkommanditistin erhält ferner eine einmalige 
Gebühr für ihre Tätigkeiten im Rahmen der Liquidation und Beendi-
gung der Gesellschaft in Höhe von 0,5 Prozent des Veräußerungserlö-
ses zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer.

Darüber hinaus wurde eine jährliche Gebühr für die laufende Betreu-
ung durch die reconcept consulting GmbH in Höhe von 0,20 Prozent 
des Emissionskapitals berücksichtigt. 

Die jährlichen Vergütungen werden ab dem 1. Januar 2018 mit jeweils 
2 Prozent p. a. gesteigert. 

2.5	 Buchhaltung, Jahresabschlüsse, Steuerberatung 
Die Kosten der laufenden Jahresabschlusserstellung und -prüfung so-
wie Steuerberatung der Beteiligungsgesellschaft sind mit den ausge-
wiesenen Kosten kalkuliert und ab dem 1. Januar 2018 mit 2 Prozent 
p. a. gesteigert. 

2.6	 Veräußerungskosten
Für sonstige Kosten im Rahmen der planmäßigen Veräußerung der 
Windenergieanlagen sind Kosten in Höhe von 0,5 Prozent des Veräu-
ßerungserlöses eingeplant.

2.7	 Gewerbesteuer
Die Beteiligungsgesellschaft ist Schuldnerin der Gewerbesteuer. Die 
Prospektverantwortliche geht anhand der geplanten Bewirtschaf-
tungsergebnisse davon aus, dass keine Gewerbesteuer anfällt.

2.8	 Zinsaufwendungen und 
2.9	 Tilgungen
Diese Positionen umfassen die planmäßigen Zinsen einer progno-
segemäß aufzunehmenden Langfristfinanzierung (Endfinanzierung). 
Annahmegemäß soll das Fremdkapital zum Zeitpunkt des Erwerbs 
des bzw. der Windparks der Beteiligungsgesellschaft valutiert werden. 

Bei der langfristigen Fremdfinanzierung wurde eine angenommene 
Finanzierungsdauer von 17 Jahren unterstellt. Die Vertragslaufzeit 
soll somit nach der geplanten Laufzeit der Beteiligungsgesellschaft 
enden. Die Berücksichtigung etwaiger Anschlussfinanzierungen ist 
insofern nicht notwendig. Die prognosegemäß zu entrichtenden 
Bearbeitungsgebühren sind im Investitions- und Finanzierungsplan 
enthalten. Annahmegemäß fällt bei Beendigung der vorliegenden 
Investition voraussichtlich, zum 31. Dezember 2023, ebenfalls keine 
Vorfälligkeitsentschädigung für eine frühzeitige Ablösung des Darle-
hens an. 

Über die Laufzeit der Beteiligungsgesellschaft wurde grundsätzlich 
die Aufnahme eines Festzinsdarlehens mit Zinssätzen über den Prog-
nosezeitraum in Höhe von 1,7 Prozent p. a. (Eurozinsmethode act/360) 
bei einem aufzunehmenden Fremdkapital von rund TEUR  37.392 
unterstellt. Es ist eine Volltilgung über die Vertragslaufzeit von 18 
Jahren vorgesehen. Die zum Zeitpunkt der geplanten Veräußerung 
noch ausstehende Tilgung soll aus den planmäßig zu erzielenden 
Veräußerungserlösen geleistet werden. Es wurden gleichbleibende, 
quartalsweise nachschüssig zu erbringende Tilgungsraten und eine 
tilgungsfreie Zeit von 18 Monaten sowie quartalsweise nachschüssig 
zu erbringende Zinszahlungen unterstellt. Darüber hinaus wurden 
keine weiteren Finanzierungskosten berücksichtigt (siehe Kapitel „We-
sentliche tatsächliche und rechtliche Risiken der Vermögensanlage“, 
Seite 22 f.). 

Es handelt sich hierbei um Schätzwerte der Anbieterin. 
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3	Li quidität der Gesellschaft

3.1	 Liquiditätsreserve 01.01.
Diese Position ergibt sich aus der Liquiditätsreserve 31.12. des jewei-
ligen Vorjahres.

3.2	� Ein- und Auszahlungen gemäß Investitions- und
	 Finanzierungsplan
Bei den ausgewiesenen Auszahlungen handelt es sich um Auszahlun-
gen bzw. Mittelabflüsse, die im Rahmen des Erwerbs der Windener-
gieanlagen getätigt werden, sowie Auszahlungen für Gründungs- 
und Anlaufkosten der Beteiligungsgesellschaft. 

Bei den Finanzierungen aus Eigenkapitalzuführungen handelt es sich 
um die Einzahlungen der Pflichteinlagen der Anleger sowie das Agio. 
Bei den Fremdfinanzierungsdarlehen handelt es sich um planmäßige 
Valutierung und Tilgungen aus Darlehen. 

3.3	 Ein- und Auszahlungen aus laufender Geschäftstätigkeit
Aus den summierten laufenden Gesamteinnahmen und Gesamtaus-
gaben der Gesellschaft ergibt sich mit Ausnahme der Investitionsjah-
re ein laufender Liquiditätsüberschuss, aus dem planmäßig laufende 
Planauszahlungen an die Gesellschafter geleistet werden sollen. 

3.4	 Planauszahlungen an Gesellschafter
Dargestellt werden die geplanten Auszahlungen an die Anleger 
zum Zeitpunkt ihrer wirtschaftlichen Entstehung. Die Auszahlungen 
sollen jeweils einmal jährlich nach Feststellung des jeweiligen Jah-
resabschlusses im Folgejahr erfolgen. Für 2017 und 2018 soll in Ab-
hängigkeit der Einreichung der vollständigen Zeichnungsunterlagen 
einschließlich Angaben zum Geldwäschegesetz und Annahme durch 
die Treuhänderin sowie der vollständigen Leistung der Kapitaleinlage 
zzgl. Agio ein Frühzeichnerbonus/Vorabgewinn in Höhe von 3  Pro-
zent p. a. (zeitanteilig bis zur Schließung der Beteiligungsgesellschaft) 
geleistet werden. Die Berechnung des Betrages basiert auf der An-
nahme eines unterstellten Platzierungsverlaufs bis zum 31. Dezember 
2017. Die Auszahlung des Frühzeichnerbonus ist im Jahr der Auszah-
lung entsprechend § 20 Absatz 2 des Gesellschaftsvertrages darge-
stellt. In den Auszahlungen sind Kapitalrückzahlungen enthalten. Die 
ausgezahlten Beträge können ggf. von der Beteiligungsgesellschaft 
unter bestimmten Voraussetzungen zurückgefordert werden (siehe 
Kapitel „Wesentliche tatsächliche und rechtliche Risiken der Vermö-
gensanlage“, Seite 25 f.). 

3.5	 Liquiditätsreserve 31.12.
Die zum Jahresende prognostizierten liquiden Mittel, die den Abfluss 
der Planauszahlungen bereits berücksichtigen, werden in dieser Posi-
tion ermittelt. In der Gesamtliquiditätsreserve ist die Reserve für den 
künftigen Kapitaldienst enthalten. Dabei wird unterstellt, dass jeweils 
der Kapitaldienst für das folgende Halbjahr vorzuhalten ist.
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�Kapitalrückflussrechnung �
für eine Beteiligung in Höhe von EUR 100.000 zzgl. 3 Prozent Agio (Prognose)

Angenommener Beitritt zum 1. Dezember 2017

Kapitalrückflussrechnung in EUR 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 Verkauf Gesamt

1	 Eigenkapitalzahlung exkl. Agio 100.000 0 0 0 0 0 0 0 100.000

2	 Einzahlung Agio 3.000 0 0 0 0 0 0 0 3.000

3	 Gebundenes Kapital 01.01. 103.000 102.745 96.745 90.745 84.745 78.745 72.745 66.745 0

	 4.1	 Gewinnausschüttung 0 0 0 0 0 0 0 37.444 37.444

	 4.2	 Summe Steuerzahlungen 0 0 0 0 0 0 0 -18.384 -18.384

	 4.3	 Eigenkapitalrückzahlung 255 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 66.745 103.000

	 4.4	 Summe des Rückflusses 255 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 85.805 122.060

5	 Gebundenes Kapital 31.12. 102.745 96.745 90.745 84.745 78.745 72.745 66.745 0 0

6	 Haftungsvolumen 10.000 0

7	 Anteiliges Fremdkapital 31.12. 330.495 267.067 254.533 237.821 221.109 204.397 187.685 0 0

�Erläuterungen zur Kapitalrückflussrechnung

Die Kapitalrückflussrechnung stellt exemplarisch die Zahlungsströme 
eines Anlegers dar, der mit einem Kommanditkapital von EUR 100.000 
nebst 3 Prozent Agio an der Beteiligungsgesellschaft beteiligt ist. Der 
Darstellung liegt die Prognoserechnung zugrunde, das heißt, dass die 
Zahlungen nur dann in der ausgewiesenen Höhe zu den entspre-
chenden Zeitpunkten eintreten, wenn sich die Beteiligung wie in der 
Prognoserechnung unterstellt entwickelt. 

Unterstellt wurde, dass der beispielhafte Anleger zum 1. Dezember 
2017 mittelbar der Beteiligungsgesellschaft beitritt und beginnend ab 
dem 1. Dezember 2017 berechtigt zum Erhalt des Frühzeichnerbonus 
ist. Im Übrigen gelten alle Annahmen und Erläuterungen der Prog-
noserechnung sowie der darin enthaltenen Ermittlung des Netto-
Liquidationserlöses. 

1	Ei genkapitalzahlungen exkl. Agio/
2	Ei nzahlung Agio
Dargestellt ist die Einzahlung für eine exemplarische Beteiligung von 
EUR 100.000 zuzüglich 3 Prozent Agio (Kapitalrücklage). 

3	G ebundenes Kapital 01.01.
Der Stand des gebundenen Kapitals des jeweiligen Zeichners zum 
01.01. eines Jahres ermittelt sich aus dem geleisteten Eigenkapital 
einschließlich Agio abzüglich der kumulierten Rückflüsse der Vorjahre. 

4.1	G ewinnausschüttung
Die ausgewiesenen Gewinnausschüttungen ergeben sich aus den 
prognostizierten handelsrechtlichen Gewinnen unter Berücksichti-
gung etwaiger Verlustvorträge der Beteiligungsgesellschaft. 

4.2	 Summe Steuerzahlungen 
Dargestellt ist die Summe der voraussichtlich anfallenden Steuerzah-
lungen für Einkünfte aus gewerblicher Tätigkeit. Enthalten sind hier 
auch etwaige Steuerzahlungen im Rahmen der Veräußerung der 
Windenergieanlagen und Liquidation der Beteiligungsgesellschaft. 

In dieser Position werden die kalkulierten Steuerzahlungen angege-
ben, die ein Anleger unter den zu Beginn dieses Abschnitts beschrie-
benen Prämissen leisten muss, soweit sich der wirtschaftliche Verlauf 
der Beteiligung prognosegemäß entwickelt. Steuerzahlungen erge-
ben sich insbesondere aus der Einkommensteuer, der der Anleger 
mit den Beteiligungseinkünften unterliegt. Es wurde der Höchststeu-
ersatz von 45  Prozent zzgl. Solidaritätszuschlag ohne Kirchensteuer 
berücksichtigt. 
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6	H aftungsvolumen 
Aufgrund der Rechtsform der Kommanditgesellschaft und der Beteili-
gung der Anleger als Kommanditisten bzw. Treugeber über eine Treu-
handkommanditistin ist die persönliche Haftung auf die Einlage des 
Kommanditisten beschränkt. Soweit die Einlage durch den Komman-
ditisten geleistet wurde, ist dieser von einer weiteren persönlichen 
Haftung befreit. Gemäß § 172 Absatz 4 HGB lebt die persönliche Haf-
tung des Kommanditisten jedoch wieder auf, soweit seine Hafteinla-
ge durch Entnahmen, denen kein entsprechender handelsbilanzieller 
Gewinn gegenübersteht, unter den im Handelsregister eingetrage-
nen Betrag bzw. den für die Treuhandkommanditistin anteilig einge-
tragenen Betrag herabsinkt. 

Die im Handelsregister eingetragene Haftsumme entspricht 10 Pro-
zent der Beteiligungssumme. Ein Wiederaufleben der persönlichen 
Haftung der Anleger erfolgt nur dann, wenn das Kapitalkonto weni-
ger als die Haftsumme beträgt. Zu möglichen Risiken aus einer derar-
tigen Nachhaftung siehe Seite 25 f., „Rechtliche und sonstige Risiken“. 
Während der gesamten Bewirtschaftungsphase wird es mit Ausnah-
me der Liquidation voraussichtlich zu keinem Wiederaufleben der 
persönlichen Haftung kommen. 

7	A nteiliges Fremdkapital 31.12.
Ausgewiesen ist das auf den exemplarischen Anleger mit einer Zeich-
nungssumme von EUR  100.000 nebst 3  Prozent Agio entfallende 
langfristige Fremdkapital. Dieses wird planmäßig im Laufe des Jahres 
2017 valutiert. 

Die von der Gesellschaft zu zahlenden Gewerbesteuern sind grund-
sätzlich auf die Einkommensteuer der Anleger anrechenbar. Die 
Beispielrechnung berücksichtigt die vollständige Anrechnung der 
Gewerbesteuer. Sollte dies nicht der Fall sein, weil beispielsweise der 
Gesellschafter nicht über gewerbliche Einkünfte in entsprechender 
Höhe verfügt, führt dies zu einer Minderung der auf die Einkommen-
steuer anrechenbaren Beträge und damit zu einer Erhöhung der Steu-
erzahlungen und des gebundenen Kapitals (siehe Seite 24 f., Kapitel 
„Wesentliche tatsächliche und rechtliche Risiken der Vermögensanla-
ge“ – „Steuerliche Risiken”).

4.3	Ei genkapitalrückzahlung
Die Entnahmen sind bis zum Erreichen prognostizierter handelsrecht-
licher Gewinne auf Ebene der Beteiligungsgesellschaft ausschließlich 
Kapitalrückzahlungen. In den Jahren, in denen ein handelsrechtlicher 
Gewinn prognostiziert wird, sind die Entnahmen Eigenkapitalrück-
zahlungen, soweit diese den prognostizierten handelsrechtlichen 
Gewinn übersteigen. 

4.4	 Summe des Rückflusses
Dargestellt sind die auf die exemplarische Beteiligungshöhe entfallen-
den Rückflüsse in den einzelnen Wirtschaftsjahren. Sie ergeben sich 
als Summe aus den Gewinnausschüttungen, den Steuerzahlungen 
sowie den Eigenkapitalrückzahlungen. Die Summe des Rückflusses 
entspricht den Auszahlungen nach Steuern in den einzelnen Wirt-
schaftsjahren. 

5	G ebundenes Kapital 31.12.
Der Stand des gebundenen Kapitals des jeweiligen Zeichners zum 
31.12. eines Jahres ermittelt sich aus dem geleisteten Eigenkapital 
einschließlich Agio abzüglich der kumulierten Rückflüsse der Vorjahre 
sowie der Summe der Rückflüsse, die für das laufende Jahr gezahlt 
werden. 
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�Sensitivitätsanalyse am Beispiel einer Beteiligung �
in Höhe von EUR 100.000 zzgl. 3 Prozent Agio (Abweichungen von der Prognose)

Beispielanleger mit Beitritt 1. Dezember 2017 

Veränderung Veränderung
gemäß

Prognose  Veränderung Veränderung

Jahresenergieertrag (Strommenge in kWh) 45.600.000 51.300.000 57.000.000 62.700.000 68.400.000

Gesamtmittelrückfluss vor individuellen Steuern 126,50 % 133,47 % 140,44 % 147,39 % 153,87 %

Veräußerungserlös -20,00 % -10,00 % +10,00 % +20,00 %

Gesamtmittelrückfluss vor individuellen Steuern 84,05 % 112,25 % 140,44 % 165,32 % 187,88 %

Betriebskosten -10,00 % -5,00 % +5,00 % +10,00 %

Gesamtmittelrückfluss vor individuellen Steuern 153,67 % 147,26 % 140,44 % 133,62 % 126,80 %

Auswirkung von Änderungen
 Neuer 

Wertansatz 
 Neuer 

Wertansatz 
gemäß

Prognose
 Neuer 

Wertansatz 
 Neuer 

Wertansatz 

Vergütungshöhe in Cent/kWh/
bei Inbetriebnahme in 1

 7,50/
Q1 2018 

 7,68/
Q4 2017 

 7,86/
Q3 2017 

 8,02/
Juni 2017 

 8,28/
März 2017 

Gesamtmittelrückfluss vor individuellen Steuern 115,43 % 128,10 % 140,44 % 150,68 % 164,50 %

Inflationsrate +1,00 % +1,50 % +2,00 % +2,50 % +3,00 %

Gesamtmittelrückfluss vor individuellen Steuern 153,97 % 147,41 % 140,44 % 132,65 % 124,26 %

Fremdkapitalzinsen 2 2, 7% / 6,0 % 2,2 % / 5,5 % 1,7 % / 5,0 % 1,5 % / 4,8 % 1,0 % / 4,3 %

Gesamtmittelrückfluss vor individuellen Steuern 125,98 % 133,21 % 140,44 % 143,34 % 150,57 %
1	� Der Fördertarif wurde gesetzlich im EEG2017 bei Inbetriebnahmen, die in den Zeitraum 1. Januar 2017 bis 30. September 2017 fallen, mit unveränderlichen Tarifhöhen belegt. Dabei verringert sich 

der Tarif ausgehend von 8,38 Cent/kWh und beginnend mit dem 1. März 2017 in sechs monatlichen Schritten um jeweils 1,05 Prozent gegenüber der Tarifhöhe des vorangegangenen Kalendermo-
nats. Ab dem 1. Oktober 2017 wird der Tarif in Abhängigkeit zum Brutto-Zubau von Windenergieanlagen an Land (sog. „Atmender Deckel”) quartalsweise angepasst. Die angesetzten Prognosewerte 
7,68 und 7,50 Cent/kWh (siehe Seite 35 ff., „Tarifsituation in Deutschland“) entsprechen der Vergütung bei maximalen Degression und Inbetriebnahme des Windparks im angegebenen Zeitrahmen.

2	� Der Zinssatz wird im Rahmen der Sensitivitätsanalyse, ausgehend von 1,7 Prozent p. a. für die ersten zehn Jahre und 5,0 Prozent für die Jahre 11 bis zum Ende der Kreditlaufzeit, um einen festen Wert 
erhöht oder verringert. Dargestellt sind die daraus resultierenden Zinssätze für die anfängliche 10-jährige Festzinsperiode und der daran anschließenden Zinsperiode für die Jahre 11 bis zur Volltilgung 
des Kredites zum Ende der Kreditlaufzeit nach 17 Jahren.

Erläuterungen zur Sensitivitätsanalyse

Im Rahmen der Sensitivitätsanalyse wird unterstellt, dass die Wind-
energieanlagen bis spätestens im Dezember 2017 von der Beteili-
gungsgesellschaft übernommen bzw. bei späterer Inbetriebnahme 
die Förderung nach §§ 19, 22 Absatz 6, 46, 46a EEG2017 angewendet 
wird, das heißt, dass die Windenergieanlagen vor dem 1. Januar 2017 
zugelassen und genehmigt sein werden und bis spätestens 31. De-
zember 2018 in Betrieb gehen.

Eine Sensitivitätsbetrachtung für den Fall, nicht unter die o.  g. För-
derungsregelungen des EEG2017 zu fallen, wird damit ausdrücklich 
nicht abgebildet.

�Die dargestellten Sensitivitätsbetrachtungen beziehen sich auf den 
in diesem Prospekt dargestellten Kapitalrückfluss vor individuellen 
Steuern und vor individuellen Steuerberatungskosten für eine 
beispielhafte Beteiligung von EUR 100.000 bei einem Beitrittsdatum 
zum 1. Dezember 2017. 

Allgemeines
Die Sensitivitätsanalyse ist für die mit der Finanzmathematik im Allge-
meinen und Investitions- und Sensitivitätsrechnungen im Besonde-
ren vertrauten und fachkundigen Leser gedacht. 

Die Prognoserechnung basiert auf Annahmen hinsichtlich der Ent-
wicklung bestimmter Einflussfaktoren, die für die Entwicklung der Be-
teiligungsgesellschaft von entscheidender Bedeutung sein können. 
Es ist nicht absehbar, ob diese und gegebenenfalls weitere Faktoren 
sich in der vom Anbieter kalkulierten Art und Weise entwickeln. Aus 
diesem Grund wurden einzelne Faktoren der Kalkulation verändert 
und die sich daraus ergebenden Ergebnisabweichungen im Vergleich 
zu den Ergebnissen eines planmäßigen Verlaufs einer Beteiligung in 
Höhe von EUR 100.000 dargestellt. 

Als Ergebnisgrößen wurden die kumulierten Auszahlungen vor Steu-
ern gewählt, da diese den Kapitalrückfluss an den Zeichner wider-
spiegeln. Die in der Sensitivitätsanalyse dargestellten Abweichungen 
stellen weder einen besten noch einen schlechtesten Fall dar; die 
tatsächlichen Abweichungen können auch über die dargestellten 
Fälle hinaus auftreten. Folgeauswirkungen oder das kumulative Auf-
einandertreffen mehrerer veränderter Faktoren können sich in ihrer 
Wirkung gegenseitig aufheben oder aber verstärkt innerhalb der Be-
teiligungsgesellschaft auswirken. 

In der vorliegenden Sensitivitätsanalyse werden mit Ausnahme der 
veränderten Einflussgröße alle anderen Faktoren unverändert gelas-
sen. Darüber hinaus werden die Einflussgrößen, wie beispielsweise 
die Laufzeit und die Höhe der Beteiligung, in jedem Szenario unver-
ändert beibehalten. 
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Beispielhaft dargestellte EinflussgröSSen

Jahresenergieertrag (Strommenge in kWh)
Die tatsächlich erzielten Energieerträge können von den kalkulierten 
Erträgen abweichen und die Liquidität verändern (siehe Seite 19, „We-
sentliche tatsächliche und rechtliche Risiken der Vermögensanlage“). 

Veräußerungserlös 
In der Prognoserechnung wird davon ausgegangen, dass nach Ablauf 
der geplanten Laufzeit der Beteiligungsgesellschaft die Windenergie-
anlagen weiterveräußert werden können. Die Summe der tatsächlich 
erzielten Verkaufspreise kann von dem kalkulierten Gesamtverkaufs-
preis abweichen und die Liquidationsauszahlung verändern (siehe 
Seite  20 f., „Wesentliche tatsächliche und rechtliche Risiken der Ver-
mögensanlage”). Die laufenden Auszahlungen bleiben bei dieser Be-
trachtung unverändert. 

Betriebskosten
Die tatsächlich aufzuwendenden Betriebskosten können von den kal-
kulierten Kosten abweichen und die Liquidität verändern.

Vergütungshöhe/Inbetriebnahme
Der Fördertarif wurde gesetzlich im EEG2017 bei Inbetriebnahmen, 
die in den Zeitraum 1. Januar 2017 bis 30. September 2017 fallen, mit 
unveränderlichen Tarifhöhen belegt. Dabei verringert sich die Tarifhö-
he ausgehend von 8,38 Cent/kWh und beginnend mit dem 1. März 
2017 in sechs monatlichen Schritten um jeweils 1,05 Prozent gegen-
über der Tarifhöhe des vorangegangenen Kalendermonats. Ab dem 
1. Oktober 2017 wird die Tarifhöhe in Abhängigkeit zum Brutto-Zubau 
von Windenergieanlagen an Land (sog. „Atmender Deckel”) quartals-
weise angepasst. Die angesetzten Prognosewerte 7,68 und 7,50 Cent/
kWh (siehe Seite 35  ff., „Tarifsituation in Deutschland“) entsprechen 
der Vergütung bei maximaler Degression und Inbetriebnahme des 
Windparks im angegebenen Zeitrahmen. Die dargestellte Verände-
rung ist demnach ein Resultat aus Datum der Inbetriebnahme und ab 
1. Oktober 2017 zudem abhängig von dem erfolgten Brutto-Zubau 
der Windenergieanlagen an Land (zu Einzelheiten siehe Seite 35, „Ta-
rifsituation in Deutschland” und Seite 19 f., „Wesentliche tatsächliche 
und rechtliche Risiken der Vermögensanlage”). 

Inflationsrate
Dargestellt sind die Ergebnisse für Inflationsraten von 1,00  Prozent, 
1,50 Prozent, 2,00 Prozent, 2,50 Prozent und 3,00 Prozent. Die Inflati-
onsrate wirkt sich im Zeitverlauf auf die Steigerungen der Ausgaben 
aus. Eine Indexierung der Einnahmen wird nicht vorgenommen. 

Fremdkapitalzinsen
Die langfristige Fremdfinanzierung ist noch nicht vertraglich verein-
bart. Es wird davon ausgegangen, dass eine Zinsbindung über zu-
nächst zehn Jahre ab Inbetriebnahme der Windenergieanlagen ab-
geschlossen werden kann bzw. bei Erwerb eines Bestandparks eine 
Finanzierung mit zahnjähriger Zinsbindung übernommen werden 
kann. Im Anschluss an die Zinsbindung wird mit einem variablen Zins-
satz gerechnet und das Darlehen in einem Zeitraum von 17 Jahren 
vollständig linear zurückgeführt. Der unterstellte Zinssatz liegt in der 
Prognoserechnung bei 1,7 Prozent p. a. (Eurozinsmethode act/360) für 
die Dauer der zehnjährigen Zinsbindung und danach bei 5 Prozent p. a. 
Die hierfür tatsächlich anfallenden Zinszahlungen können höher oder 
niedriger ausfallen als angenommen. Die Sensitivitätsanalyse variiert 
die jeweiligen Zinssätze über die gesamte Laufzeit der Beteiligungs-
gesellschaft, indem die Zinssätze auf die angegebenen Werte der Zins-
bindung/des Anschlusszinssatzes verringert bzw. erhöht werden.
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Angaben zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage nach § 10 VermVerkProspV

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 und Lagebericht
der reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG

Bilanz zum 31. Dezember 2016 der reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG

Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2016 der 
reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG

Geschäftsjahr 2016 in EUR 2015 in TEUR

1.	 Sonstige betriebliche Erträge 18.870,00 0

2.	 Sonstige betriebliche Aufwendungen -272.229,11 -1.151

3.	 Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0,00 -0,04

4.	 Jahresfehlbetrag -253.359,11 -1.151

5.	 Verlustvortrag -1.151.088,21 0

6.	 Bilanzverlust -1.404.447,32 -1.151

PASSIVA 
31.12.2016 

in EUR
31.12.2015 

in TEUR

A.	 Kapitalanteile der Kommanditisten

I.	� Kommanditkapital 1.938.000,00 1

II.	� Kapitalrücklage (Agio) 58.140,00 0

III.	�Entnahmen der Kommanditisten -31.558,03 0

IV.	�Bilanzverlust -1.404.447,32 -1.151

V.	� Nicht durch Vermögenseinlagen 
gedeckter Fehlbetrag 0,00 1.150

560.134,65 0

B.	� Sonstige Rückstellungen 23.310,00 65

C.	 Verbindlichkeiten

	 1.	�� Verbindlichkeiten aus Lieferun-
gen und Leistungen 0,00 1.190

	 2.	� Verbindlichkeiten gegenüber 
Gesellschaftern 31.588,03 29

	 3.	� Sonstige Verbindlichkeiten 10.300,00 19

41.888,03 1.238

Summe Passiva 625.332,68 1.303

AKTIVA
31.12.2016 

in EUR
31.12.2015 

in TEUR

A.	 Umlaufvermögen

I.	� Sonstige Vermögensgegenstände 2.821,50 152

II.	� Guthaben bei Kreditinstituten 622.511,18 1

625.332,68 153

B.	� Nicht durch Vermögenseinlagen  
gedeckter Fehlbetrag des  
Kommanditisten 0,00 1.150

Summe Aktiva 625.332,68 1.303

Anhang für das Geschäftsjahr 2016 
der Reconcept 09 Windenergie Deutschland  
GmbH & Co. KG

I	A llgemeine Angaben
Die reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG hat ihren 
Sitz in Hamburg. Die Gesellschaft wird beim Amtsgericht Hamburg 
unter HRA 119297 geführt. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 
2016 ist nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches und des 
Gesellschaftsvertrages aufgestellt worden. Angaben, die wahlweise 
in der Bilanz, in der Gewinn- und Verlustrechnung oder im Anhang 
gemacht werden können, sind insgesamt im Anhang aufgeführt. Für 
die Gewinn- und Verlustrechnung wurde das Gesamtkostenverfahren 
(§ 275 Abs. 2 HGB) gewählt. Die Gesellschaft ist eine kleine Personen-

handelsgesellschaft im Sinne des § 267 Abs. 1 HGB in Verbindung mit 
§ 264a HGB und hat größenabhängige Erleichterungen bei der Auf-
stellung des Jahresabschlusses teilweise in Anspruch genommen. Die 
Gesellschaft unterschreitet darüber hinaus die Größenmerkmale des 
§  267a HGB und gilt damit als Kleinstpersonenhandelsgesellschaft. 
Außerdem handelt es sich bei der Gesellschaft um einen Emitten-
ten von Vermögensanlagen, dessen Vermögensanlagen nach dem 
1. Juni 2012 erstmals öffentlich angeboten wurden. Die Gesellschaft 
hat daher für Rechnungslegung, Prüfung und Offenlegung die Vor-
schriften der §§ 23 bis 26 Vermögensanlagengesetz (VermAnlG) zu 
beachten. Die Änderung der Umsatzerlösdefinition im Sinne des 
§ 277 Abs. 1 HGB in der Fassung des BilRUG führte zu keiner abwei-
chenden Höhe des Vorjahreswertes.
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II	 Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze

Aktiva
Umlaufvermögen
Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände werden mit 
dem Nennwert oder mit dem am Bilanzstichtag niedrigeren beizu-
legenden Wert angesetzt. Die Guthaben bei Kreditinstituten werden 
zum Nennwert am Bilanzstichtag bilanziert.

Passiva
Die Sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risi-
ken und ungewissen Verpflichtungen mit den Erfüllungsbeträgen, die 
nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendig sind. Die 
Verbindlichkeiten sind mit ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt.

III	E rläuterungen zur Bilanz

Eigenkapital
Die im Handelsregister eingetragene Haftsumme der Kommandi-
tisten der reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG, 
Hamburg, beträgt zum 31. Dezember 2016 EUR 1.000,00. Die einzutra-
gende Hafteinlage nach § 3 Ziffer 4 des Gesellschaftsvertrags beläuft 
sich auf 10 % der Pflichteinlage. Zum 31. Dezember 2016 beträgt die 
noch einzutragende Hafteinlage (insgesamt 10 % des Kommanditka-
pitals) damit EUR 192.800,00. Die Eintragung bzw. die Änderung der 
Hafteinlage im Handelsregister ist noch nicht erfolgt. Das Komman-
ditkapital (Kapitalkonto I nach § 19 Ziffer 2 des Gesellschaftsvertrags) 
beträgt EUR 1.938.000,00 und betrifft in Höhe von EUR 1.937.000,00 
Erhöhungen des Kommanditkapitals im Geschäftsjahr 2016. Die Ka-
pitalrücklage (Agio) beläuft sich auf EUR 58.140 und betrifft andere 
Zuzahlungen in das Eigenkapital im Sinne von § 272 Abs. 2 Ziffer 4 
HGB. Die Bildung erfolgt nach § 19 Ziffer 3 des Gesellschaftsvertrags.  
Zum 31. Dezember 2016 besteht ein Bilanzverlust (Kapitalkonto II nach 
§ 19 Ziffer 2 des Gesellschaftsvertrags) in Höhe von EUR 1.404.447,32. 
Die Entnahmen der Kommanditisten (Privatkonto nach § 19 Ziffer 2 
des Gesellschaftsvertrags) belaufen sich im Geschäftsjahr auf EUR 
31.558,03 und betreffen den Frühzeichnerbonus aus § 20 Ziffer 2 des 
Gesellschaftsvertrags. Der Jahresfehlbetrag des Geschäftsjahres 2016 
ist dem Kapitalkonto II zugewiesen worden und Teil des Bilanzverlus-
tes. Die Entwicklung der Kapitalkonten im Geschäftsjahr ist in Anla-
ge 5 in einer gesonderten Aufstellung enthalten. 

Rückstellungen
Die Sonstigen Rückstelllungen betreffen die Aufwendungen für die 
Erstellung des Jahresabschlusses, die  Kosten für Steuererklärungen 
sowie die Kosten der Prüfung des Jahresabschlusses.  

Verbindlichkeiten
Die Verbindlichkeiten haben eine Restlaufzeit von bis zu einem Jahr. 
Die Verbindlichkeiten gegenüber Kommanditisten enthalten den 
Frühzeichnerbonus für 2016 aus § 20 Ziffer 2 des Gesellschaftsver-
trags, der in 2017 ausgezahlt wird.

IV	 Sonstige Angaben

Persönlich haftende Gesellschafterin
Die reconcept Capital 02 GmbH, Hamburg, mit einem Stammkapi-

tal von EUR  25.000,00 ist persönlich haftende Gesellschafterin der 
reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG.

Sie wird vertreten von den Geschäftsführern:

−	 Karsten Reetz, Rosengarten
−	 Carsten Diettrich, Hamburg (bis 19. Februar 2016)
−	 Michael Czaja, Hamburg (20. Februar 2016 bis 7. Juni 2016) 
–	 Hannu Wegner, Hamburg (7. Juni 2016 bis 8. März 2017)

Anzahl der beschäftigten Mitarbeiter
Die Gesellschaft beschäftigt keine Arbeitnehmer.

Sonstige finanzielle Verpflichtungen 
Die Treuhandkommanditistin erhält von der Beteiligungsgesellschaft 
für die im Treuhandvertrag geregelten Aufgaben gemäß Treuhand-
vertrag eine jährliche Vergütung in Höhe von 0,50 Prozent des Emissi-
onskapitals. Die Treuhandkommanditistin erhält ferner eine einmalige 
Gebühr für ihre Tätigkeiten im Rahmen der Liquidation und Beendi-
gung der Gesellschaft in Höhe von 0,5 Prozent des Veräußerungserlö-
ses zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. Der Treuhandvertrag kann seitens 
des Treugebers mit einer Frist von sechs Monaten zum Jahresende, 
erstmals in dem Jahr, in dem die Zeichnungsphase endet, gekündigt 
werden. Darüber hinaus entsteht eine jährliche Gebühr für die laufen-
de Betreuung durch die reconcept consulting GmbH in Höhe von 0,20 
Prozent des Emissionskapitals aus der Vertriebsvereinbarung.  Sie wird 
erstmals für 2017 erhoben, frühestens jedoch, wenn die Beteiligungs-
gesellschaft vollplatziert und geschlossen ist. Die laufende Vergütung 
wird jährlich um 2 Prozent erhöht, erstmals ab 2018. Die Vertriebsver-
einbarung kann nur aus wichtigem Grund gekündigt werden.  Wegen 
der variablen Elemente in den beiden genannten Verträgen lassen 
sich sonstigen finanziellen Verpflichtungen nicht beziffern. Andere 
wesentliche sonstige finanzielle Verpflichtungen bestehen nicht. 

III	N achtragsbericht 

Der Fortführungsprospekt zum nicht mehr gültigen ursprünglichen 
Verkaufsprospekt vom 15. Dezember 2015 in der Fassung des Nach-
trags Nr. 1 vom 28. Juli 2016 ist zur Billigung bei der BaFin (Bundesan-
stalt zur Finanzdienstleistungsaufsicht) eingereicht. Erst mit der Veröf-
fentlichung des gebilligten Fortführungsprospekts kann der Vertrieb 
des Kommanditkapitals fortgesetzt werden. Nach dem Bilanzstichtag 
haben sich keine weiteren wesentlichen Ereignisse ergeben. 

Hamburg, 31. Mai 2017

Karsten Reetz 
(Geschäftsführer)

Lagebericht für das geschäftsjahr 2016

I	G rundlage des Unternehmens
Die reconcept 09  Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG (nachfol-
gend „Gesellschaft“ genannt) ist eine Vermögensanlagengesellschaft, 
bei der der Anleger eine Unternehmensbeteiligung in Form einer 
Kommanditbeteiligung erwerben kann. Es war geplant, dass die ope-
rative Gesellschaft mit dem eingeworbenen Kommanditkapital i. H. v. 
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TEUR 14.000, das bis zum 31. Dezember 2016 vollständig gezeichnet 
ist, schlüsselfertige Windenergieanlagen in Deutschland erwirbt und 
anschließend betreibt. Der Vertrieb des Kommanditkapitals wurde mit 
Billigung des Prospektes durch die BaFin am 17. Dezember 2015 aufge-
nommen. Da bis zum Jahresende 2016 nur TEUR 1.938 eingeworben 
werden konnten, wurde am 6. März 2017 ein neuer Verkaufsprospekt 
als Folgeprospekt des nach § 8a Vermögensanlagengesetz am 16. De-
zember 2016 ausgelaufenen ursprünglichen Verkaufsprospekts beim 
Bundesaufsichtsamt für Finanzdienstleistungen (BaFin) eingereicht. 
Eine Billigung des Prospektes ist bisher noch nicht erfolgt. Die Anleger 
sollen aus liquiden Überschüssen, die nicht zur Deckung zukünftiger 
Kosten erforderlich sind und nicht für den künftigen Kapitaldienst oder 
den Anlagenrückbau zurückgelegt werden müssen, voraussichtlich ab 
dem Jahr 2019 mindestens einmal jährlich nachschüssig für das vo-
rausgegangene Jahr eine gewinnunabhängige Auszahlung erhalten. 
Darüber hinaus erhalten Anleger für den Zeitraum bis zum Ablauf der 
Zeichnungsphase einen Frühzeichnerbonus/Vorabgewinn i. H. v. 3 % 
p. a., der im jeweiligen Folgejahr ausgezahlt wird. Nach Zuweisung des 
Frühzeichnerbonus wird das verbleibende Ergebnis der Geschäftsjahre 
jeweils unabhängig vom Zeitpunkt des Beitritts oder der Erhöhung der 
Kapitaleinlage im Verhältnis der Kapitalkonten I verteilt. Die tatsächli-
chen Auszahlungen erfolgen nach Beschluss der Gesellschafterver-
sammlung. 

II	Wi rtschaftsbericht

1.	 Gesamtwirtschaftliche Lage/Branchensituation
1.1	 Windenergie
20 Prozent des weltweiten Strombedarfs könnten 2030 durch Wind-
energie gedeckt werden. Das prognostiziert der im Oktober 2016 
bekannt gegebene Global Wind Energy Outlook des internationalen 
Windenergierates Global Wind Energy Council (GWEC). Demnach 
könnte die weltweit installierte Windkraftkapazität von 433.000 Me-
gawatt (MW) Ende 2015 in den kommenden 15 Jahren auf mehr als 
2,1 Mio. MW steigen und sich damit fast verfünffachen. Nach Exper-
teneinschätzung wird die Windkraft zur führenden Energiequelle und 
bis 2050 mehr als ein Drittel (36 Prozent) des weltweiten Strombedarfs 
decken.

1.1.1	 Zielmarkt Deutschland
Mit bundesweit mehr als 27.000 Windenergieanlagen und rund 46.000 
MW installierter Leistung an Land und auf See ist die Windenergie für 
die Energiewirtschaft in Deutschland ein zentrales und prägendes 
Element – und vor allem die treibende Kraft der Energiewende. In Eu-
ropa hat Deutschland die meiste Windenergie-Leistung installiert. Im 
weltweiten Vergleich liegt Deutschland auf Platz 3 hinter China und 
den USA. Mit einem Zubau von 1.624 neuen Windenergieanlagen an 
Land wuchs der deutsche Markt 2016 um 4.625 MW. Wie die Analyse 
der Deutschen WindGuard bestätigt, entspricht das einem Wachstum 
gegenüber dem Vorjahr von knapp einem Viertel. Auch für die Über-
gangsjahre 2017 und 2018 zum neuen Ausschreibungssystem wird 
mit einem weiterhin starken Zubau gerechnet. Dieser ist potenziell 
erforderlich, um auch den Wärme- und den Verkehrssektor mit Strom 
aus Erneuerbaren Energien zu versorgen, so wie von der Politik an-
gestrebt. Rund 35 Prozent aller in Deutschland an Land installierten 
Windkraftanlagen stehen in Windparks in den beiden entwicklungs-
stärksten Ländern Niedersachsen (9.324 MW) und Schleswig-Holstein 
(6.449 MW). Mit 19,5 Prozent führt erstmals Niedersachsen den Bun-

desländervergleich hinsichtlich des Brutto-Zubaus an vor Schleswig-
Holstein (14,1 Prozent) und Nordrhein-Westfalen (12,2 Prozent).

2.	 Geschäftsverlauf und Lage der Gesellschaft
Die Gesellschaft wurde am 6. September 2015 gegründet. Es handelte 
sich bei dem Geschäftsjahr 2015 entsprechend um ein Rumpfgeschäfts-
jahr ab Gründung bis zum Ende des Geschäftsjahres. Das Geschäftsjahr 
2016 bezog sich auf das Kalenderjahr. Persönlich haftender Gesellschaf-
ter war zunächst die reconcept Capital GmbH. Sie ist am 19. Oktober 
2015 ausgeschieden. Neuer Persönlich haftender Gesellschafter ist mit 
Wirkung vom 19. Oktober 2015 die reconcept Capital 02 GmbH. Darü-
ber hinaus hält der Gründungskommanditist, die reconcept Treuhand 
GmbH, einen Kommanditanteil in Höhe von TEUR 1.

2.1		 Vermögenslage
Zum Bilanzstichtag besteht das Vermögen der Gesellschaft im We-
sentlichen aus Guthaben bei Kreditinstituten i.H.v. TEUR 623. Da zum 
Bilanzstichtag bislang noch keine Windenergieanlagen erworben 
wurden, besitzt die Gesellschaft kein Anlagevermögen. Die Gesell-
schaft weist zum Bilanzstichtag einen Jahresfehlbetrag i.  H.  v. TEUR 
253 aus. Der Jahresfehlbetrag setzt sich im Wesentlichen aus der 
Vergütung für Vertriebsprovision (TEUR 174), Rechtsberatungskosten 
(TEUR 25), Abschluss- und Prüfungskosten (TEUR 34) sowie weiteren 
Kosten und Vergütungen zusammen.

2.2	 Finanzlage
Da eine Investition in Windenergieprojekte noch nicht erfolgt ist, ver-
fügt die Gesellschaft zum Stichtag im Wesentlichen über Guthaben 
bei Kreditinstituten in Höhe von TEUR 623. 

2.3	 Ertragslage
Die Gesellschaft hat im Berichtsjahr noch keine Erträge erwirtschaftet. 
Diese wird sie zukünftig aus den erwirtschafteten Erträgen aus dem 
Betrieb der Windenergieanlagen generieren. Solange diese noch 
nicht errichtet bzw. in Betrieb sind, wird die Gesellschaft prognose-
gemäß einen Jahresfehlbetrag ausweisen. Der Jahresfehlbetrag im 
Berichtsjahr (TEUR 253) setzt sich im Wesentlichen aus der Vergütung 
für Vertriebsprovision (TEUR 174), Rechtsberatungskosten (TEUR 25), 
Abschluss- und Prüfungskosten (TEUR 34) sowie weiteren Kosten und 
Vergütungen zusammen. 

2.4	 Finanzielle Leistungsindikatoren
Da die Gesellschaft ihre Geschäftstätigkeit noch nicht aufgenommen 
und entsprechend noch keine Investitionen in Windenergieanlagen 
getätigt hat, konnten bisher keine wesentlichen Erträge erzielt wer-
den. Bis zum Abschlussstichtag konnte ein Eigenkapital in Höhe von 
TEUR 1.938 eingeworben werden. In 2017 soll die Platzierung des Ei-
genkapitals auf Basis eines neuen Verkaufsprospekts  fortgesetzt wer-
den. Von daher besteht die Erwartung, dass der wesentliche Anteil des 
Kommanditkapitals noch in 2017/2018 eingeworben werden wird.

III	P rognosebericht
In 2017 und 2018 soll die Gesellschaft direkt Windenergieanlagen 
erwerben. Die Inbetriebnahme soll prognosegemäß zumindest teil-
weise im letzten Quartal 2017 erfolgen. Es ist nicht ausgeschlossen, 
dass auch Anlagen erworben werden, die eine Inbetriebnahme im 
ersten oder zweiten Quartal 2018 vorsehen. Nach dem EEG 2014 
werden ab dem Jahr 2017 die Fördersätze für Erneuerbare-Energien-
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Anlagen in einem wettbewerblichen Ausschreibungsverfahren zwi-
schen den Anlagenbetreibern ermittelt. Hierbei werden die Mengen 
von Erneuerbare-Energien-Kapazitäten, die jährlich zugebaut wer-
den sollen, festgelegt und über Auktionen versteigert. Somit sind 
ab 2017 Marktteilnehmer ohne eine Genehmigung nach dem Bim-
schG (mit Wirksamkeit bis spätestens zum 31.  Dezember 2016) nur 
dann berechtigt Erneuerbare-Energien-Anlagen zu errichten, wenn 
diese per Ausschreibung einen Tarif-Zuschlag erhalten. Das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie hat am 31. Juli 2015 mit dem 
Eckpunktepapier ein Gesamtkonzept vorgelegt, mit dem die groben 
Linien des Ausschreibungsverfahrens umschrieben werden. Für die 
Windenergie an Land sieht das Eckpunktepapier konkret die Durch-
führung von Ausschreibungen für Projekte vor, die bereits über eine 
Genehmigung nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz verfügen 
(„späte Ausschreibung“). Darüber hinaus wird eine finanzielle Sicher-
heit i.  H.  v.  EUR 30 pro kWp installierter Leistung verlangt. Anlagen, 
die einen Zuschlag erhalten, sollen innerhalb von zwei Jahren erbaut 
werden. Danach ist stufenweise eine Vertragsstrafe (Pönale) zu ent-
richten. Sollte die Anlage nach insgesamt drei Jahren nicht errichtet 
werden, so verfällt der Zuschlag. Die Beteiligungsgesellschaft fällt 
planmäßig nicht in die Regelungen des Ausschreibungsmodells, da 
die Anlagen über eine Genehmigung nach dem BImSchG spätestens 
aus dem Jahr 2016 verfügen sollen.

Das Ergebnis des Geschäftsjahres 2017 wird durch die Vergütun-
gen und die Nebenkosten der Vermögensanlage bestimmt sein 
und erheblich von den Vertriebsprovisionen durch die Eigenkapi-
taleinwerbung bestimmt sein und zu einem Jahresfehlbetrag füh-
ren, da die operative Geschäftstätigkeit noch nicht aufgenommen 
worden ist und noch kein Strom erzeugt wird. mit einer deutlichen 
Verbesserung des Jahresergebnisses gerechnet. Die genaue Höhe 
ist mithin abhängig vom Einwerbungsverlauf des Kommanditkapi-
tals durch den Vertrieb der Beteiligung und von dem Zeitpunkt des 
Erwerbs der Windenergieanlagen. Es ist insbesondere aufgrund der 
erwarteten erfolgreichen weiteren Platzierung des Kommanditka-

pitals ein Jahresfehlbetrag von 40 % bis 60 % über dem Niveau des 
Jahres 2016 zu erwarten. 

IV	C hancen- und Risikobericht

1.	 Chancenbericht
Im Berichtsjahr führte die reconcept-Gruppe intensive Gespräche 
zur Sicherung mehrerer Anlagen für die Gesellschaft. Da im Berichts-
zeitraum keine ausreichenden Einzahlungen von Kommanditkapital 
erfolgten, konnten noch keine Anlagen oder Betreibergesellschaften 
erworben werden. Die Geschäftsführung ist dennoch optimistisch, 
dass sich die Verhandlungen über konkrete Projekte im Geschäftsjahr 
2017 oder 2018 finalisieren lassen. Der Erwerb von Anlagen oder An-
teilen an Betreibergesellschaften würde sich positiv auf den Vertrieb 
der Beteiligung auswirken.

2.	 Risikobericht
Die Risiken der Gesellschaft liegen im Wesentlichen bei der operati-
ven Tätigkeit im Verwalten und Betreiben der Windenergieanlagen. 
Sofern sich die Erträge aus der operativen Tätigkeit nicht wie geplant 
entwickeln, kann dies erhebliche Nachteile für die Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Gesellschaft - bis hin zu bestandsgefähr-
denden Risiken - nach sich ziehen. Darüber hinaus besteht das Risiko, 
dass das Volumen des Kommanditkapitals von EUR  14.000.000 bis 
zum Ablauf der derzeit bei der BaFin neu beantragten Zeichnungsfrist 
in größerem Umfang nicht gezeichnet wird. Dies könnte zu einer ka-
pitalmäßigen Unterversorgung der Gesellschaft führen und zur Folge 
haben, dass die vorgesehene Geschäftstätigkeit nicht, nur verzögert 
oder nicht im vorgesehenen Umfang aufgenommen werden kann. 
Die vorgenannten Punkte können sich jeweils in erheblichem Maße 
negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
auswirken. Das gleiche gilt für den Fall, dass Gläubiger der Beteiligung 
ihre Zahlungen des jeweiligen Nennbetrages nicht termingerecht 
oder nicht vollständig leisten. 

Leistung Gesellschaft Betrag (EUR)

Feste  
Vergütung 

(EUR)

Variable  
Vergütung  

(EUR)

Eigenkapitalvermittlung reconcept consulting GmbH 174.330,00 0,00 174,330,00

Treuhandvergütung reconcept Treuhand GmbH 11.240,00 0,00 11.240,00

Haftungsvergütung reconcept Capital 02 GmbH 5.000,00 5.000,00 0,00

Portfoliomanagementberatung

ADREALIS Service Kapitalverwaltungs-GmbH  
(bis 8. Juni 2016 reconcept Vermögensma-
nagement GmbH) 0,00 0,00 0,00

Konzeption, Strukturierung, Prospekter-
stellung, Fremdkapitalvermittlung reconcept GmbH 0,00 0,00 0,00

Gesamtsumme 190.570,00 5.000,00 185.570,00

V	A ngaben nach § 24 Absatz 1 Satz 3 VermAnlG

a)	 Angaben nach § 24 Abs. 1 Satz 3 Ziffer 1 VermAnlG 
Die gemäß § 24 Abs. 1 Satz 3 Ziffer 1 VermAnlG bezahlten Vergütungen des Geschäftsjahres setzen sich wie folgt zusammen: 

Es wurden bei Gesamtvergütungen von EUR 190.570,00 variable 
Vergütungen in Höhe von EUR 185.570,00 und feste Vergütungen in 
Höhe von EUR 5.000,00 bezahlt. Die Zahlungen sind an drei Begüns-

tige geleistet worden, die reconcept consulting GmbH, die  Treuhand 
GmbH und die Komplementärin reconcept Capital 02 GmbH.  Es sind 
keine besonderen Gewinnbeteiligungen bezahlt worden.
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b)	 Angaben nach § 24 Abs. 1 Satz 3 Ziffer 2 VermAnlG 
Im Berichtszeitraum wurden weder an Führungskräfte noch an Mit-
arbeiter, deren berufliche Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil 
der Emittentin auswirkt, Vergütungen gezahlt. 

VI 	VER SICHERUNG DER GESETZLICHEN VERTRETER
Wir versichern nach bestem Wissen, dass gemäß den anzuwenden-
den Rechnungslegungsgrundsätzen der Jahresabschluss ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt und im Lagebericht 
der Geschäftsverlauf einschließlich des Geschäftsergebnisses und die 
Lage der Gesellschaft so dargestellt sind, dass ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt wird, sowie die wesent-
lichen Chancen und Risiken der voraussichtlichen Entwicklung der 
Gesellschaft beschrieben sind.

Hamburg, 31. Mai 2017
reconcept Capital 02 GmbH

Karsten Reetz			 

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES ABSCHLUSSPRÜFERS

Wir haben den Jahresabschluss -bestehend aus Bilanz, Gewinn- und 
Verlustrechnung  sowie Anhang- unter Einbeziehung der Buchfüh-
rung und den Lagebericht  der reconcept 09 Windenergie Deutsch-
land GmbH & Co. KG, Hamburg, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2016 bis zum 31. Dezember 2016 geprüft. Die Prüfung umfasst auch 
die ordnungsgemäße Zuweisung von Gewinnen, Verlusten, Einlagen 
und Entnahmen zu den einzelnen Kapitalkonten. 

Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lage-
bericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften unter 
Berücksichtigung des Vermögensanlagengesetzes (VermAnlG) und 
den ergänzenden Bestimmungen im Gesellschaftsvertrag liegen in 
der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Da-
rüber hinaus liegt die ordnungsgemäße Zuweisung von Gewinnen, 
Verlusten, Einlagen und Entnahmen zu den einzelnen Kapitalkonten 
in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter. 

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbezie-
hung der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 25 VermAnlG 
i. V. m. § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu pla-
nen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich 
auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung 
der anzuwendenden Rechnungslegungsvorschriften und den Lage-
bericht wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche 
und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. 

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungsle-
gungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die 
Angaben in  Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der 
Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Die 
Ordnungsmäßigkeit der Zuweisung von Gewinnen, Verlusten, Ein-
lagen und Entnahmen zu den einzelnen Kapitalkonten gemäß § 25 
Abs. 3 VermAnlG haben wir auf Basis einer Prüfung des rechnungs-
legungsbezogenen internen Kontrollsystems und von aussagebezo-
genen Prüfungshandlungen überwiegend auf Basis von Stichproben 
beurteilt. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vor-
schriften und den ergänzenden Bestimmungen im Gesellschaftsver-
trag und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Nach 
unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Er-
kenntnisse ist die Zuweisung von Gewinnen, Verlusten und Einlagen 
und Entnahmen zu den einzelnen Kapitalkonten in allen wesent-
lichen Belangen ordnungsgemäß erfolgt. Der Lagebericht steht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vor-
schriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Hamburg, den 16. Juni 2017

MÖHRLE HAPP LUTHER GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Kampmeyer				    Grums
Wirtschaftsprüfer		  Wirtschaftsprüfer
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Zwischenübersicht der Emittentin 
reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG zum 31. Mai 2017

Vorläufige Bilanz zum 31. Mai 2017

AKTIVA in EUR 31.05.2017

A.	 Umlaufvermögen

I.	� Forderungen und sonstige
	 Vermögensgegenstände

		  Sonstige Vermögensgegenstände 4.411,56

II.	� Guthaben bei Kreditinstituten 564.568,52

Summe Aktiva 568.980,08

PASSIVA in EUR 31.05.2017

A.	 Eigenkapital

I.	� Kommanditkapital

1.	 Kommanditkapital 1.938.000,00

2.	 Kapitalrücklage (Agio) 58.140,00

3.	 Privatkonten (Entnahmen) -31.558,03

4.	 Gewinn- und Verlustkonten -1.490.548,55

Summe Kommanditkapital 474.033,42

B.	� Rückstellungen

Sonstige Rückstellungen 94.916,66

C.	 Verbindlichkeiten

	 1.	� Verbindlichkeiten  
gegenüber Kommanditisten 30,00

Summe Passiva 568.980,08

Vorläufige Gewinn- und Verlustrechnung für den Zeitraum vom 1. Januar 2017 bis 31. Mai 2017

in EUR 01.01. – 31.05.2017

1.	 Sonstige betriebliche Erträge 1.555,00

2.	 Sonstige betriebliche Aufwendungen -87.232,21

3.	 Periodenfremde Aufwendungen -424,02

4.	 Ergebnis nach Steuern -86.101,23

5.	 Fehlbetrag -86.101,23

6.	 Belastung auf Kapitalkonten 86.101,23

7.	 Bilanzgewinn 0,00
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Erläuterung der  
Zwischenübersicht der Emittentin
Bis zum Stichtag der Zwischenübersicht (31. Mai 2017) sind neben 
der Gründungsgesellschafterin Anleger mit einem Kommanditkapi-
tal in Höhe von EUR 1.938.000 der Gesellschaft beigetreten. Auf die 
Kommanditeinlagen ist ein Agio von 3 Prozent, mithin EUR 58.140,00 
zu leisten.  Entsprechend den Regelungen des § 20 Absatz 2 des Ge-
sellschaftsvertrages erhalten die Gesellschafter einen Frühzeichner-
bonus in Höhe von 3 Prozent als Gewinn vorab. Die Auszahlung des 
Frühzeichnerbonus der bis 31. Dezember 2016 beigetretenen Anleger 
erfolgte planmäßig im April 2017. Die Auszahlung an die Gesellschafter 
wurde daher zum 31. Mai 2017 im Privatkonto als Entnahme ausge-
wiesen. Der Stand der Gewinn- und Verlustkonten der Kommanditisten 
beträgt zum Bilanzstichtag auf EUR -1.457.417,09 und wird dem Kom-
manditkapital belastet, sodass sich das Kommanditkapital nach Verlust-
verrechnung auf EUR 474.033,42 beläuft. 

Die Guthaben bei Kreditinstituten bestehen zum Stichtag aus dem 
Guthaben auf dem Treuhandkonto von EUR  502.753,06 und dem 
Guthaben auf dem Geschäftskonto von EUR  61.815,46. Die sonsti-
gen Rückstellungen betreffen Aufwendungen für die Prüfung des 
Jahresabschlusses sowie die Buchhaltung, Jahresabschlusserstel-
lung und Erstellung der Steuererklärungen jeweils für 2016 in Höhe 
von EUR  18.916,66. Es wurden zudem Rückstellungen in Höhe von 
EUR 56.000 für Beratungsleistungen im Zuge der Erstellung des Fort-
führungsprospektes und für Aufwendungen für die Prospekterstellung, 
-druck und -layout in Höhe von EUR 20.000 berücksichtigt. Die Verbind-
lichkeiten gegenüber Kommanditisten betragen EUR 30,00.

Die vorläufige Gewinn- und Verlustrechnung für den Zeitraum vom 
1.  Januar bis 31. Mai 2017 schließt mit einem vorläufigen Fehlbetrag 
von EUR  -86.101,23 ab. Entsprechend den Regelungen des § 20 Ab-
satz  2 des Gesellschaftsvertrages erhalten die Gesellschafter einen 
Frühzeichnerbonus in Höhe von 3 Prozent als Gewinn vorab. Die Aus-
zahlung erfolgte planmäßig im April 2017. Zahlungsanspruch der Ge-
sellschafter wurde daher zum 31. Mai 2017 als Entnahmen ausgewie-
sen. Der nach der Vorabzuweisung verbleibende Fehlbetrag in Höhe 
von EUR -86.101,23 wird den bis zum Stichtag beigetretenen Gesell-
schaftern entsprechend ihrer Beteiligung am Kommanditkapital zuge-
wiesen. Eine Gleichstellung entsprechend den Regelungen des §  20 
Absatz  3 des Gesellschaftsvertrages mit dem im Geschäftsjahr 2015 
beigetretenen Gesellschafter, der Treuhandkommanditistin, wird damit 
zum Stichtag nicht erreicht.

Im Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Mai 2017 hat die Emittentin sonsti-
ge betriebliche Erträge in Höhe von EUR 1.555 erzielt. Sie resultieren 
aus der Auflösung von Rückstellungen. Die sonstigen betrieblichen 
Aufwendungen in Höhe von insgesamt EUR  -87.232,21 setzen sich 
aus EUR 135,00 für IHK-Beiträge, der anteiligen Jahresvergütung für die 
Treuhänderin von EUR 2.422,50, der Haftungsvergütung für die Kom-
plementärin in Höhe von EUR 1.250 die Prüfung des Jahresabschlus-
ses von EUR 7.291,66, für Nebenkosten des Geldverkehrs in Höhe von 
EUR 133,05. sowie sonstigen Kosten von EUR 424,02 zusammen. Zu-
dem sind die Rückstellungen in Höhe von EUR 56.000 für Beratungs-
leistungen im Zuge der Erstellung des  Fortführungsprospektes und für 
Aufwendungen für die Prospekterstellung, -druck und -layout in Höhe 
von EUR 20.000 berücksichtigt.

Die dargestellten und erläuterten Zahlen sind dem Stand der Buchhal-
tung entnommen. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 und 
der Lagebericht sind im Zeitpunkt der Prospektaufstellung noch nicht 
aufgestellt, nicht geprüft und nicht festgestellt. Nach dem Stichtag des 
Zwischenabschlusses wurden mit der Erstellung des zweiten Verkaufs-
prospektes und der weiteren Vertriebsunterlagen sowie dem Verfahren 
zur Billigung des zweiten Verkaufsprospektes durch die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht weitere Aufwendungen verursacht.

Die Emittentin ist nicht zur Aufstellung eines Konzernabschlusses ver-
pflichtet (§ 10 Abs. 2 S. 1 HS 1 VermVerkProspV).
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Angaben über den jüngsten Geschäftsgang
und die Geschäftsaussichten der Emittentin nach 
§ 13 VermVerkProspV
Die Geschäftsentwicklung der Emittentin nach Schluss des Geschäfts-
jahres, auf das sich der letzte offengelegte Jahresabschluss bezieht, 
das heißt nach 2015, ist im Wesentlichen durch den Vertrieb der Ver-
mögensanlage geprägt. Bis zum 31. Mai 2017 wurden Gesellschafter 
mit einem Kommanditkapital von EUR 1.938.000 angenommen. Der 
Verkaufsprospekt in der Fassung vom 15. Dezember 2015, gebilligt am 
17. Dezember 2015, in der Fassung des 1. Nachtrages vom 15.  Juni 
2016 war zwölf Monate nach der Billigung durch die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht mithin bis zum 17. Dezember 2016 
gültig. Nach dem Stichtag der vorläufigen Bilanz zum 31.  Mai 2017 
wurden daher keine weiteren Gesellschafter aufgenommen. Mit der 
Aufnahme von Gesellschaftern sind Aufwendungen für den Vertrieb 
der Vermögensanlage und weitere Kosten des Prospektes verbun-
den. Daneben sind Verwaltungskosten der Gesellschaft angefallen. 
Eine Darstellung und Erläuterung der Entwicklung für das laufende 
Geschäftsjahr sind der vorläufigen Bilanz zum 31. Mai 2017 und der 
vorläufigen Gewinn- und Verlustrechnung für den Zeitraum vom 
1. Januar bis 31. Mai 2017 zu entnehmen (vgl. Seite 67). 

Mit der Erstellung des zweiten Verkaufsprospektes und der weiteren 
Vertriebsunterlagen sowie dem Verfahren zur Billigung des zwei-
ten Verkaufsprospektes durch die Bundesanstalt für Finanzdienst
leistungsaufsicht sind weitere Aufwendungen bis zum Zeitpunkt 
der Prospektaufstellung verursacht. Diese sind im Investitions- und 
Finanzierungsplan (vgl. Seite 49 f.) und in der Prognose der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Geschäftsjahres 2017 (vgl. Sei-
te 69) eingeplant. Weitere wesentliche Geschäftsvorfälle haben seit 
dem 31. Mai 2017 nicht stattgefunden. 

Die Geschäftsaussichten des laufenden Geschäftsjahres 2017 sind 
durch den weiteren Vertrieb der Vermögensanlage und die planmä-
ßige Investition in die Windenergieanlagen geprägt. Im laufenden 
Geschäftsjahr sollen weitere Gesellschafter aufgenommen werden. 
Dabei gehen die Prognoserechnungen von einer Platzierung von 
EUR  12.063.000 mithin einem Kommanditkapital zum 31.  Dezember 
2017 von insgesamt EUR 14.001.000 aus. Daneben sollen die langfris-
tigen Fremdfinanzierungsmittel in Höhe von EUR  37.392.000, aufge-
nommen werden. Diese Mittel werden planmäßig zur Investition in 
die Windenergieanlagen und zur Finanzierung der vermögensanla-
genabhängigen Kosten verwendet. Im Dezember 2017 sollen danach 
planmäßig die Windenergieanlagen auf die Emittentin übergehen, 
sodass beginnend im Dezember 2017 Einnahmen aus der Erzeugung 
und Veräußerung von Strom der Windenergieanlagen generiert wer-
den. Dabei wird auf der Grundlage des geplanten Inbetriebnahmezeit-
punkts der Windenergieanlagen im September 2017 eine Vergütung 
von 7,86 ct/kWh eingespeister Strommenge prognostiziert. Die Pla-
nungsrechnungen gehen davon aus, dass unter Berücksichtigung der 
Umsatzerlöse aus der Stromerzeugung, der laufenden Betriebs- und 
Verwaltungskosten, der planmäßigen Abschreibungen, der vermö-
gensanlagenabhängigen Kosten und Finanzierungskosten ein Jahres-
fehlbetrag von EUR 1.701.411 entsteht. Entsprechend den Planungen 
zum Vertrieb und zur Einzahlung des Kommanditkapitals entstehen 
Ansprüche auf Auszahlung eines Frühzeichnerbonus in Höhe von ins-
gesamt EUR 182.069. Weitere Auszahlungen an die Anleger sind nicht 
eingeplant. 
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Voraussichtliche Vermögens-, Finanz- und Ertragslage nach § 10 Absatz 4 VermVerkProspV

Vermögenslage  
in EUR (Prognose)	 31.12.2017 31.12.2018 31.12.2019 31.12.2020 31.12.2021 31.12.2022

(Zwischen- 
übersicht 

vor Ver
äußerung) 
31.12.2023

(Schluss- 
bilanz  

nach Ver
äußerung) 

31.12.2023

AKTIVA

A	 Anlagevermögen

I.	 Sachanlagen 46.496.563 43.575.313 40.654.063 37.732.813 34.811.563 31.890.313 28.969.063 0

B	 Umlaufvermögen

I.	� Vorsteuererstattungsanspruch 8.880.600 0 0 0 0 0 0

II.	 Bankguthaben 1.719.637 3.021.255 3.138.748 2.688.060 2.256.227 1.842.833 1.447.448 0

C	� Rechnungsabgrenzungsposten 296.643 266.730 236.816 206.902 176.989 147.075 117.162 0

Summe AKTIVA 57.393.443 46.863.297 44.029.626 40.627.775 37.244.779 33.880.220 30.533.673 0

PASSIVA

A	 Eigenkapital

I.	� Kommanditeinlagen zzgl. Agio 14.421.030 14.421.030 14.421.030 14.421.030 14.421.030 14.421.030 14.421.030 14.421.030

II.	 Entnahmen -214.848 -1.054.908 -1.894.968 -2.735.028 -3.575.088 -4.415.148 -5.255.208 -19.842.828

III.	 Ergebniskonten -3.085.340 -3.894.825 -4.133.553 -4.355.502 -4.558.594 -4.743.249 -4.909.893 5.421.798

Summe Eigenkapital 11.120.843 9.471.297 8.392.509 7.330.501 6.287.348 5.262.633 4.255.929 0

B	 Rückstellungen 0 0 0 0 0 0 0 0

C	 Verbindlichkeiten 

kurzfristige Verbindlichkeiten 8.880.600 0 0 0 0 0 0 0

langfristige Verbindlichkeiten 37.392.000 37.392.000 35.637.117 33.297.274 30.957.430 28.617.587 26.277.743 0

Summe PASSIVA 57.393.443 46.863.297 44.029.626 40.627.775 37.244.779 33.880.220 30.533.673 0

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Prognose der Vermögens-, Finanz 
und Ertragslage bei planmäßigem Geschäftsverlauf. Die Vermögens-
lage wird aus Gründen der Übersichtlichkeit zum Zeitpunkt vor der 
geplanten Veräußerung dargestellt, da eine kumulierte Darstellung 
mit den Ergebnissen des Jahres 2023 nicht zielführend ist. Eine Dar-
stellung der Liquiditätsrechnung der einzelnen Jahre nebst Erläute-
rungen findet sich im Kapitel „Wirtschaftliches Konzept“, Seite 48 ff. 
Die Laufzeit endet entsprechend der planmäßigen Veräußerung der 
Windenergieanlagen und Beendigung der Gesellschaft mit Ablauf 

des 31. Dezembers 2023. Die letzte Liquiditätsausschüttung aus dem 
planmäßigen Veräußerungserlös soll im nachfolgenden Jahr erfolgen. 
Daher zeigt die Prognose der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
auch den Zeitraum der Veräußerung bis zur planmäßigen Liquiditäts-
ausschüttung unter der Spalte „Verkauf“.

Zur Ausführlichen Darstellung der Auswirkungen der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertraglage sowie der Geschäftsaussichten Emittentin siehe 
Seite 10 ff.
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Ertragslage in EUR (Prognose)	
01.01. – 

31.12.2017
01.01. – 

31.12.2018
01.01. – 

31.12.2019
01.01. – 

31.12.2020
01.01. – 

31.12.2021
01.01. – 

31.12.2022
01.01. – 

31.12.2023
Verkauf 

31.12.2023

Stromerträge im kW/h	

1.	 Jährliche Stromerträge gesamt in kW/h 4.613.105 54.893.850 57.000.000 57.000.000 57.000.000 57.000.000 57.000.000 0

Erträge

2.	 Stromerlöse 362.590 4.314.657 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 0

3.	 Veräußerungserlös 39.879.312

Summe Erträge 362.590 4.314.657 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 4.480.200 39.879.312

Aufwendungen

4.	 Vermarktungskosten 9.226 109.788 114.000 114.000 114.000 114.000 114.000 0

5.	� Betriebskosten (Pacht, Wartung,  
Betriebsführung, Versicherung etc.) 71.250 855.000 872.100 889.542 907.333 925.479 943.989 0

6.	�� Vergütungen und Nebenkosten 
der Vermögensanlage  
gemäß Investitionsplan  
(ohne Bankbearbeitungsgebühr) 1.539.615 451.990 29.914 29.914 29.914 29.914 29.914 117.162

7.	� Laufende Verwaltungskosten  
der Gesellschaft 147.500 150.450 153.459 156.528 159.659 162.852 166.109 461.397

8.	 Abschreibungen/Anlagenabgang 243.438 2.921.250 2.921.250 2.921.250 2.921.250 2.921.250 2.921.250 28.969.063

9.	� Zinsaufwendungen und  
sonstige Finanzierungskosten 52.972 635.664 628.206 590.914 551.137 511.360 471.582 0

10.	 Gewerbesteuer 0 0 0 0 0 0 0 0

Summe Aufwendungen	 2.064.001 5.124.142 4.718.928 4.702.148 4.683.292 4.664.855 4.646.844 29.547.621

Jahresüberschuss/ 
Jahresfehlbetrag -1.701.411 -809.486 -238.728 -221.948 -203.092 -184.655 -166.644 10.331.691

Finanzlage in EUR (Prognose)	
01.01. – 

31.12.2017
01.01. – 

31.12.2018
01.01. – 

31.12.2019
01.01. – 

31.12.2020
01.01. – 

31.12.2021
01.01. – 

31.12.2022
01.01. – 

31.12.2023
Verkauf 

31.12.2023

11.	 Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag -1.701.411 -809.486 -238.728 -221.948 -203.092 -184.655 -166.644 10.331.691

12.	� Abschreibungen auf Sachanlagen/
Anlagenabgang 243.438 2.921.250 2.921.250 2.921.250 2.921.250 2.921.250 2.921.250 28.969.063

13.	 Investitionen in Sachanlagen -46.740.000 0 0 0 0 0 0 0

14.	 Einzahlung Eigenkapital 12.424.890 0 0 0 0 0 0 0

15.	 Einzahlung langfristiges Fremdkapital 37.392.000 0 0 0 0 0 0 0

16.	 Tilgung langfristiges Fremdkapital 0 0 -1.754.883 -2.339.844 -2.339.844 -2.339.844 -2.339.844 -26.277.743

17	� Abgrenzung Bankbearbeitung/Disagio -296.643 29.914 29.914 29.914 29.914 29.914 29.914 117.162

18.	� Aus- und Einzahlungen  
für Umsatzsteuer -8.880.600 8.880.600 0 0 0 0 0 0

19.	� Einzahlung und Tilgung  
Umsatzsteuer-Zwischenfinanzierung 8.880.600 -8.880.600 0 0 0 0 0 0

Liquiditätsergebnis vor Auszahlungen 1.322.274 2.141.678 957.553 389.372 408.228 426.665 444.676 13.140.172

20.	 Geplante Auszahlungen -182.069 -840.060 -840.060 -840.060 -840.060 -840.060 -840.060 -14.598.723

21.	 Liquiditätsergebnis nach Auszahlungen 1.140.205 1.301.618 117.493 -450.688 -431.832 -413.395 -395.384 -1.458.551

22.	� Kumulierte Liquidität  
nach Auszahlungen 1.719.637 3.021.255 3.138.748 2.688.060 2.256.227 1.842.833 1.447.448 0

23.	 davon Rücklage für Kapitaldienst 0 1.191.544 1.465.379 1.445.490 1.425.602 1.405.713 0 0
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Rechtliche Grundlagen

Die Emittentin ist eine Gesellschaft in der Rechtsform einer Komman-
ditgesellschaft, an der sich interessierte Anleger beteiligen können. 
Die Beteiligung kann mittelbar über die Treuhandkommanditistin ge-
schehen. Eine Beteiligung als Direktkommanditist ist im Zeitpunkt des 
Beitritts nicht vorgesehen. Treuhandkommanditistin ist die reconcept 
Treuhand GmbH. Mit Wirkung frühestens zum Ende des Jahres, in 
dem die Platzierungsphase endet, können die Anleger den Treuhand-
vertrag kündigen und sich unmittelbar als Kommanditisten an der 
Beteiligungsgesellschaft beteiligen.

Die über die Treuhandkommanditistin beteiligten Anleger werden 
auch als „Treugeber“ bezeichnet. Die unmittelbar an der Beteiligungsge-
sellschaft beteiligten Anleger werden auch als „Direktkommanditisten“ 
bezeichnet. Die Begriffe „Anleger“, „Gesellschafter“ oder „Kommanditist“, 
die im Folgenden verwendet werden, sind inhaltlich gleichbedeutend. 
Die Beteiligung der Anleger an der Beteiligungsgesellschaft erfolgt 
ausschließlich auf Grundlage dieses Prospektes, des in diesem Prospekt 
abgedruckten Gesellschaftsvertrages und des Treuhandvertrages so-
wie der Beitrittserklärung einschließlich der Widerrufsbelehrung.

Die Anbieterin und Prospektverantwortliche reconcept consulting 
GmbH weist darauf hin, dass es sich bei diesem Verkaufsprospekt um 
einen Fortführungsprospekt über das Angebot von Kommanditbetei-
ligungen an der Emittentin handelt. Am 23.  Dezember 2015 wurde 
bereits ein erster Verkaufsprospekt mit Datum vom 15.  Dezember 
2015 sowie am 4. August 2016 der Nachtrag Nr. 1 vom 28. Juli 2016  
zum ersten Verkaufsprospekt veröffentlicht. Auf Grundlage des ersten 
Verkaufsprospektes sind bereits Beitritte von 120 Anlegern zur Betei-
ligungsgesellschaft als Treugeber mit einem Kommanditkapital von 
EUR 1.937.000 erfolgt. Die Gültigkeit des ersten Verkaufsprospektes 
ist zwischenzeitig abgelaufen. Im September 2016 haben die Gesell-
schafter der Beteiligungsgesellschaft daher unter anderem die Ände-
rung des Gesellschaftsvertrages der Emittentin zur Verlängerung der 
Zeichnungsphase bis 31. Dezember 2017 beschlossen. 

Die bereits beigetretenen Anleger sind neben der Komplementä-
rin und der Treuhandkommanditistin ebenfalls Gesellschafter zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung. Jedoch sind alle zum Zeitpunkt 
der Prospektaufstellung bereits beigetretenen Anleger jeweils mit 
weniger als 10 Prozent an der Emittentin beteiligt. Von der weiteren 
Aufnahme einzelner Angaben über die bereits beigetretenen Anle-
ger wurde im Folgenden grundsätzlich abgesehen, da diese Angaben 
nur von geringer Bedeutung und nicht geeignet sind, die Beurteilung 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage und der Entwicklungsaus-
sichten der Emittentin zu beeinflussen (§ 15 Absatz 2 VermVerkPro-
spV). Sofern nachfolgend Angaben zu den „Gesellschafterinnen im 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung“ gemacht werden, beziehen sich 
diese daher – soweit nicht anders angegeben – ausschließlich auf die 
Komplementärin und die Treuhandkommanditistin.

Der Gesellschaftsvertrag der Emittentin unterliegt dem deutschen 
Recht. In ihm sind die Rechte und Pflichten der Anleger gegenüber 
der Beteiligungsgesellschaft sowie gegenüber den anderen Gesell-
schaftern festgelegt. Im Übrigen gelten die deutschen gesetzlichen 
Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) und des Han-
delsgesetzbuches (HGB). Der Gesellschaftsvertrag der Emittentin in 
seiner aktuellen Fassung zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung ist im 
Kapitel „Der wichtigesten Verträge“ vollständig wiedergegeben.

Dieser Verkaufsprospekt ist nur in deutscher Sprache abgefasst (§ 2 
Absatz  1 Satz 5 Vermögensanlagenverkaufsprospektverordnung 
(VermVerkProspV)). 

Art, Anzahl und Gesamtbetrag  
der angebotenen Vermögensanlage 
Mit diesem Verkaufsprospekt wird den Anlegern die mittelbare Kom-
manditbeteiligung durch Übernahme einer von der Treuhandkomman-
ditistin gehaltenen Treuhandbeteiligung an der Beteiligungsgesellschaft 
angeboten. Im Rahmen des öffentlichen Angebots, welches ursprüng-
lich mit dem Verkaufprospekt vom 15. Dezember 2015 (in der Fassung 
vom Nachtrags Nr. 1 vom 28. Juli 2016) begonnen und mit diesem Ver-
kaufsprospekt fortgeführt werden soll, beläuft sich der Gesamtbetrag 
der angebotenen Vermögensanlage auf EUR 14.000.000. Davon wur-
den Kommanditbeteiligungen in Höhe von insgesamt EUR  1.937.000 
von Anlegern gezeichnet. Somit steht noch ein Betrag in Höhe von 
EUR  12.063.000 offen, der mit diesem Fortführungsverkaufsprospekt 
eingeworben werden soll. Aufgrund der Mindestzeichnungssumme 
von EUR 10.000 können maximal 1.206 Kommanditanteile ausgegeben 
werden. Gemäß § 4 Absatz 3 des Gesellschaftsvertrages kann das Kom-
manditkapital unter bestimmten Voraussetzungen bis zum Ablauf der 
Zeichnungsphase inkl. eventueller Verlängerungen unbegrenzt weiter 
erhöht werden. Ein zu platzierendes Mindestkapital ist nicht vorgesehen.

Die Entscheidung über eine Verminderung oder Erhöhung des zu 
platzierenden Emissionskapitals liegt im Ermessen der Komplemen-
tärin. Es wird ein Agio in Höhe von 3 Prozent des gezeichneten Kom-
manditkapitals erhoben.

Weitere Bedingungen der Beteiligung 
Es können nur volljährige natürliche Personen der Gesellschaft als Treu-
geber beitreten. Mit Zustimmung der Komplementärin können auch Per-
sonenhandelsgesellschaften, rechtsfähige Stiftungen und Körperschaften 
der Gesellschaft als Anleger beitreten. Eine gemeinschaftliche Beteiligung 
von Ehepaaren, sonstigen Gesellschaften und Gemeinschaften ist ausge-
schlossen. Darüber hinaus kann der Gesellschaft nur beitreten, wer weder 
(i) Staatsbürger der USA oder (ii) Inhaber einer dauerhaften Aufenthalts- 
und Arbeitserlaubnis für die USA (Green Card) ist noch (iii) einen Wohnsitz 
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bzw. Sitz in den USA oder ihren Hoheitsgebieten hat noch (iv) eine Kör-
perschaft oder eine nach dem Recht der USA organisierte sonstige Ver-
mögensmasse ist, deren Einkommen dem US-Steuerrecht unterliegt. Der 
Anleger hat die Kosten zu tragen, die der Gesellschaft entstehen, wenn 
Wohnsitz oder Bankverbindung des Anlegers nicht in der Bundesrepublik 
Deutschland sind und deshalb z. B. Gebühren für Überweisungen ins Aus-
land entstehen. Sofern für Anleger mit einer ausländischen Staatsange-
hörigkeit, einem im Ausland befindlichen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt oder aus sonstigen Gründen ausländische Vorschriften zur 
Anwendung kommen, haben diese Anleger diese Vorschriften eigenver-
antwortlich zu prüfen. Anleger dürfen ihrerseits keine Beteiligungen an 
der Gesellschaft für Dritte halten (§ 5 Absatz 3 des Gesellschaftsvertrages). 

Im Handelsregister wird als Haftsumme 10 Prozent der Pflichteinlage 
(Kommanditkapital ohne Agio) eingetragen (§ 3 Absatz 4 des Gesell-
schaftsvertrages). 

Hauptmerkmale der Anteile der Anleger 
Jeder Anleger hat die folgenden Rechte und Pflichten:

–	� Teilnahme am Gewinn und Verlust der Emittentin, an  
Auszahlungen und am Liquidationsergebnis grundsätzlich  
nach dem Verhältnis der von ihm gezeichneten Anteile zu  
allen gezeichneten Anteilen;

–	� Kontroll- und Informationsrechte;
–	� Recht zur Teilnahme an Gesellschafterversammlungen  

und das Stimmrecht;
–	� Recht zur Veräußerung oder Übertragung der Beteiligung  

oder der sonstigen Verfügung über sie (jeweils mit Zustimmung 
der Komplementärin);

–	� das 14-tägige Widerrufsrecht;
–	� Recht zur ordentlichen und zur außerordentlichen Kündigung;
–	� Pflicht zur Zahlung des Erwerbspreises (mindestens EUR 10.000) 

zzgl. Agio;
–	� Pflicht zur Haftung (siehe Seite 73, „Nachschusspflichten/ 

Haftung/weitere Leistungen”);
–	� Pflicht zur Kosten-/Auslagenerstattung;
–	� Pflicht zur Mitteilung relevanter persönlicher Daten  

und bei Datenänderungen;
–	� Pflicht zur Vertraulichkeit und
–	� gesellschaftsvertragliche Treuepflichten. 

Die Hauptmerkmale der Anteile der  
Gesellschafterinnen der Emittentin zum  
Zeitpunkt der Prospektaufstellung 
Die Hauptmerkmale der Anteile der Gesellschafterinnen der Emit-
tentin zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung (reconcept Capital 02 
GmbH als Komplementärin und die reconcept Treuhand GmbH als 
Treuhandkommanditistin):

–	 Recht und Pflicht der Komplementärin zur Geschäftsführung; 
–	� Recht der Komplementärin auf Vergütung (die auf Seite 79 unter 

„Die Gesellschafterinnen zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung“ 
dargestellte Vergütung);

–	 Unbegrenzte Haftung gegenüber Gläubigern der Emittentin;
–	 Keine Einlageverpfichtung der Komplementärin;
–	� Stimmrecht für zehn Stimmen der Komplementärin in der Gesell-

schafterversammlung ohne vermögensmäßige Beteiligung;
–	� Recht der Komplementärin zur Bestimmung eines der
	 drei Mitglieder des Beirats; 
–	� Vorkaufsrecht der Komplementärin und Recht der Komplementä-

rin zur Benennung eines Dritten zur Ausübung des Vorkaufsrechts 
bei Anteilsübertragung; 

–	� Recht der Komplementärin, ihre Zustimmung zu Veräußerungen 
oder Übertragungen von Beteiligungen sowie sonstigen Ver
fügungen über Beteiligungen zu erteilen bzw. diese zu verweigern;

–	� Recht der Komplementärin, durch Erklärung an die übrigen 
Gesellschafter das Beteiligungsangebot an der Gesellschaft  
ohne weitere Voraussetzungen nach freiem Ermessen vorzeitig  
zu schließen und die Zeichnungsfrist entsprechend zu verkürzen;

–	� Mit Zustimmung der Komplementärin können auch Personen-
handelsgesellschaften, rechtsfähige Stiftungen und Körper
schaften der Gesellschaft als Anleger beitreten;

–	� Recht der Komplementärin, nach freiem Ermessen Beteiligungen 
bei nicht fristgerechter Einzahlung auf den tatsächlich einge
zahlten Betrag zu kürzen;

–	� Recht der Komplementärin, abweichende Einzahlungstermine 
und geringere Mindestzeichnungssummen festzulegen;

–	� Die Pflichteinlage der Treuhandkommanditistin weicht mit 
EUR 1.000 von der gesellschaftsvertraglich vereinbarten 
Mindesteinlage in Höhe von EUR 10.000 ab;

–	� Die Treuhandkommanditistin ist nicht zu Zahlung eines Agios 
verpflichtet;

–	� Der Treuhandkommanditistin steht kein Frühzeichnerbonus zu;
–	� Die Treuhandkommanditistin ist berechtigt, bei Gesellschaf-

terbeschlüssen ihre Stimmen entsprechend den Einlagen und 
Weisungen ihrer Treugeber uneinheitlich abzugeben; 

–	� Die Treuhandkommanditistin ist berechtigt, ihre Kommandit
einlage teilweise zu kündigen, sofern der Treuhandvertrag mit 
einem Treugeber gekündigt worden ist;

–	� Die Treuhandkommanditistin darf ohne Zustimmung der 
Komplementärin ihren Gesellschaftsanteil zur Begründung einer 
Direktbeteiligung ganz oder anteilig auf ihre Treugeber übertragen;

–	� Sollte die Gesamtsumme des gezeichneten Kommanditkapitals 
in Höhe von EUR 14.001.000 zzgl. Agio erreicht werden, ist die 
Treuhandkommanditistin berechtigt, ihren Kommanditanteil 
unbegrenzt bis zum Ablauf der Zeichnungsphase zu erhöhen, 
solange die Komplementärin nicht von ihrem Recht gebraucht 
macht, das Beteiligungsangebot vorzeitig zu schließen;

–	� Pflicht der Komplementärin zur Stellung eines Insolvenzantrags 
für den Fall, dass die Emittentin einen Insolvenztatbestand 
(Überschuldung, Zahlungsunfähigkeit oder drohende Zahlungs
unfähigkeit) verwirklichen sollte. 

Zum Recht der Treuhandkommanditistin auf  Vergütung siehe Seite 77 
unter „Die Gesellschafterinnen zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung“ dargestellte Vergütung.
 
Im Übrigen weichen die Hauptmerkmale der Anteile der Gesellschafte-
rinnen der Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung nicht von 
den Hauptmerkmalen der Anteile zukünftig beitretender Anleger ab. 
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Gesellschafterbeschlüsse 
Die Gesellschafterversammlung beschließt insbesondere über An-
gelegenheiten, die die Grundlagen der Beteiligungsgesellschaft be-
treffen. Eine Beschlussfassung erfolgt in Gesellschafterversammlun-
gen (§ 17 des Gesellschaftsvertrages) oder im Wege der schriftlichen 
Abstimmung (§  18 des Gesellschaftsvertrages). Die Anleger haben 
das Recht zur Teilnahme. Sämtliche Beschlüsse der Gesellschafterver-
sammlung bedürfen grundsätzlich der einfachen Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen, sofern das Gesetz oder der Gesellschaftsvertrag 
nicht etwas anderes regeln. Für Beschlüsse über die Änderung des 
Gesellschaftsvertrages, die Auflösung oder Umwandlung der Gesell-
schaft, die Veräußerung oder Verpachtung des Gewerbebetriebes 
oder eines wesentlichen Teils davon, die vollständige oder teilweise 
Einstellung des Gewerbebetriebes, die Aufnahme neuer und/oder 
die Aufgabe bestehender Geschäftszweige, den Ausschluss der Kom-
plementärin aus der Gesellschaft oder die Bestellung einer neuen 
Komplementärin ist eine qualifizierte Mehrheit von 75  Prozent der 
stimmberechtigten und anwesenden bzw. vertretenen Gesellschaf-
ter erforderlich. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene 
Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt (§ 16 
Absatz 4 des Gesellschaftsvertrages). Die Gesellschafterversammlung 
ist beschlussfähig, wenn sämtliche Gesellschafter ordnungsgemäß 
geladen, die Komplementärin sowie die Treuhandkommanditistin 
anwesend bzw. wirksam vertreten und mindestens 20  Prozent der 
Stimmen anwesend oder vertreten sind. In einem schriftlichen Be-
schlussverfahren muss der Gesellschafter auf die Aufforderung zur 
Stimmabgabe innerhalb der festgelegten Rücksendungsfrist (vier Wo-
chen) seine Stimme abgeben. Ansonsten gilt seine Stimme als nicht 
abgegeben und damit als Enthaltung. Die Unwirksamkeit eines Ge-
sellschafterbeschlusses kann nur innerhalb einer Ausschlussfrist von 
zwei Monaten nach Absendung des Protokolls über die Gesellschaf-
terversammlung bzw. der Beschlussfassung und Kenntniserlangung 
durch Feststellungsklage geltend gemacht werden. Der Inhalt des 
Protokolls der Gesellschafterversammlung gilt als genehmigt, sofern 
dessen Richtigkeit nicht binnen eines Monats nach Absendung des 
Protokolls an die Gesellschafter schriftlich und unter Angabe von 
Gründen gegenüber der Komplementärin widersprochen wird. Nach 
Fristablauf tritt Heilung eines etwaigen Mangels ein. Jeder Komman-
ditist hat für je vollständig eingezahlte EUR 1.000 seiner Beteiligung 
am Festkapital der Beteiligungsgesellschaft eine Stimme. Für die Er-
mittlung der Stimmenzahl ist jeweils der Stand des Kapitalkontos I 
am Tag der Gesellschafterversammlung entscheidend. Die Komple-
mentärin verfügt über zehn Stimmen. Erteilen Treugeber der Treu-
handkommanditistin keine Weisungen, enthält sie sich insoweit der 
Stimme. Die Treuhandkommanditistin darf ihr Stimmrecht anteilig 
ausüben. Soweit die Treugeber Stimmrechte und sonstige mitglied-
schaftliche Rechte selbst ausüben, übt die Treuhandkommanditistin 
diese Rechte nicht aus. 

Kontroll- und Informationsrechte 
Treugeber und Direktkommanditisten verfügen vollumfänglich über 
die Rechte aus § 166 HGB. Bei der Ausübung ihrer Kontroll- und Infor-
mationsrechte können sie sich eines kraft Gesetzes zur Verschwiegen-
heit verpflichteten Angehörigen eines wirtschaftsprüfenden, rechts-
beratenden oder steuerberatenden Berufes bedienen. Die hieraus 
resultierenden Kosten haben sie jeweils selbst zu tragen (§ 8 des Ge-
sellschaftsvertrages). Die Ausübung dieser Rechte darf den Geschäfts-
ablauf der Gesellschaft nicht wesentlich beeinträchtigen. Daher sind 

die Anliegen, insbesondere Besuche und die Einsichtnahme in die 
Bücher der Gesellschaft, mit einer Frist von zwei Wochen anzumelden 
und nur im Rahmen der üblichen Geschäftszeiten zulässig. 

Beteiligung am Ergebnis und  
Vermögen der Gesellschaft/Auszahlungen 
Die Komplementärin ist am Ergebnis und am Vermögen der Betei-
ligungsgesellschaft nicht beteiligt und nimmt weder am Gewinn 
noch am Verlust teil. Die Beteiligung der Anleger am Vermögen – 
einschließlich eventuell gebildeter stiller Reserven und Lasten –, am 
Gewinn und Verlust der Gesellschaft sowie am Auseinandersetzungs-
guthaben richtet sich grundsätzlich nach dem Verhältnis der Kapital-
konten I der Gesellschafter. Vorrangig wird der Frühzeichnerbonus als 
Ergebnis vorab verteilt. Nach Zuweisung des Frühzeichnerbonus wird 
das verbleibende Ergebnis der Geschäftsjahre 2015, 2016 und 2017 
jeweils unabhängig vom Zeitpunkt des Beitritts oder der Erhöhung 
der Kapitaleinlage im Verhältnis der Kapitalkonten I verteilt. Die Ver-
teilung erfolgt dabei in der Weise, dass das Ergebnis der Gesellschaft 
vom Zeitpunkt des Beitritts eines Anlegers oder der Erhöhung der Ein-
lage zunächst dem beitretenden Anleger bis zu der Höhe allein zuge-
wiesen wird, in der vorher beigetretene Anleger entsprechend ihrer 
Kapitaleinlage am Ergebnis beteiligt waren. Das nach Abzug dieser 
Vorabverteilung verbleibende Ergebnis wird auf alle Anleger im Ver-
hältnis ihrer Kapitalkonten I verteilt. Durch diese Sonderregelungen 
soll sichergestellt werden, dass alle Anleger entsprechend ihrer Betei-
ligung an dem Ergebnis der Investitionsphase gleichmäßig teilneh-
men. Soweit die Sonderregelung zum Schluss des Geschäftsjahres 
2017 nicht zur Gleichstellung der Beteiligung am Ergebnis entspre-
chend den Verhältnissen der Kapitalkonten I führt, gilt diese Sonder-
regelung für die weiteren Geschäftsjahre entsprechend. Aus liquiden 
Überschüssen, die nicht zur Deckung zukünftiger Kosten erforder-
lich sind, sollen die Gesellschafter voraussichtlich ab dem Jahr 2017 
mindestens einmal jährlich nachschüssig für das vorausgegangene 
Jahr eine gewinnunabhängige Auszahlung erhalten. Anleger sind 
verpflichtet, Entnahmen zurückzuzahlen, falls diese nicht durch die 
Gesellschafterversammlung genehmigt werden. Auf das mögliche 
Wiederaufleben der Haftung gemäß § 172 Absatz 4 HGB durch die 
Auszahlungen (Entnahmen) wird hingewiesen (siehe Seite 25 f., „We-
sentliche tatsächliche und rechtliche Risiken der Vermögensanlage“).

Nachschusspflichten/Haftung/weitere Leistungen 
Zu den Einzelheiten siehe Seite 6, „Beteiligungsangebot im Überblick“. 

Ehemalige Gesellschafterin
Ehemalige Gesellschafterin ist die reconcept Capital GmbH, Hamburg, 
die auf Grundlage des Beschlusses der außerordentlichen Gesellschaf-
terversammlung der Emittentin vom 23. September 2015 ausgeschie-
den ist. An ihrer Stelle ist die reconcept Capital 02 GmbH, Hamburg, 
als neue persönlich haftende Gesellschafterin (auch die „Komplemen-
tärin“ genannt) in die Gesellschaft eingetreten. Der ehemaligen Ge-
sellschafterin stehen keine Ansprüche aus ihrer Beteiligung bei der 
Emittentin zu. Darüber hinaus existieren keine weiteren ehemaligen 
Gesellschafter. Entsprechend gibt es keine weiteren ehemaligen Ge-
sellschafter, denen Ansprüche aus ihrer Beteiligung bei der Emittentin 
zustehen; solche Ansprüche können deshalb nicht beschrieben wer-
den (§ 4 Satz 1 Nr. 1a VermVerkProspV).
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Belastung, Übertragbarkeit und EINSCHRÄNKUNG 
DER FREIEN Handelbarkeit der Anteile 
Die  unentgeltliche (Schenkung oder Erbschaft) oder die entgeltliche  
Übertragung (Belastung, Übertragung, teilweise Übertragung oder 
sonstige Verfügung eines Anlegers über seine Beteiligung oder ein-
zelne Ansprüche hieraus) seiner Beteiligung an der Gesellschaft er-
folgt durch Abtretung (§ 6 des Gesellschaftsvertrages) und ist grund-
sätzlich nur mit Wirkung jeweils zum Ablauf des Geschäftsjahres und 
nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Komplementärin 
möglich; ausgenommen sind Anteilsübertragungen der Treuhand-
kommanditistin auf bisherige Treugeber. Die Zustimmung darf nur 
aus wichtigem Grund verweigert werden. Ein wichtiger Grund liegt 
insbesondere dann vor, wenn (a) der Übertragungsempfänger nicht 
alle schuldrechtlichen Verbindlichkeiten des Kommanditisten aus 
und in Verbindung mit der Kommanditistenstellung übernommen 
hat, (b) für den Übertragungsempfänger der für die Identifikations-
prüfung nach dem Geldwäschegesetz erforderliche Nachweis nicht 
vorliegt oder (c) der übertragende Gesellschafter oder der Übertra-
gungsempfänger die Gesellschaft nicht von etwaigen steuerlichen 
Nachteilen aus der Anteilsübertragung, insbesondere aufgrund des 
Wegfalls eines etwaigen Gewerbeverlustes oder der Realisierung ei-
nes Tatbestands nach § 7 Gewerbesteuergesetz (GewStG) oder einer 
vergleichbaren steuerlichen Regelung, freistellt oder keine Bürgschaft 
einer deutschen Geschäftsbank oder eine vergleichbare Sicherheit 
zugunsten der Gesellschaft für die freizustellenden Nachteile bestellt.

Die Abtretung ist ein Vertrag zwischen dem Veräußerer und dem Er-
werber. Teilübertragungen sind nur zulässig, wenn der übertragene 
Anteil durch 1.000 ohne Rest teilbar ist und sowohl die Beteiligung 
des Übertragungsempfängers als auch die beim Übertragenden ver-
bleibende Beteiligung mindestens EUR 10.000 beträgt. Die abgetre-
tenen Ansprüche können sich aus Kaufvertrag, Schenkungsvertrag 
oder einer sonstigen Vereinbarung ergeben. Übertragungsempfän-
ger dürfen grundsätzlich nur volljährige natürliche Personen sein. 
Mit Zustimmung der Komplementärin können auch Personenhan-
delsgesellschaften, rechtsfähige Stiftungen und Körperschaften der 
Gesellschaft als Anleger beitreten. Ein gemeinschaftlicher Erwerb 
durch Ehepaare, sonstige Gesellschaften und Gemeinschaften ist aus-
geschlossen. Darüber hinaus kann Übertragungsempfänger nur sein, 
wer weder (i) Staatsbürger der USA oder (ii) Inhaber einer dauerhaften 
Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis für die USA (Green Card) ist noch 
(iii) einen Wohnsitz bzw. Sitz in den USA oder ihren Hoheitsgebieten 
hat noch (iv) eine Körperschaft oder eine nach dem Recht der USA 
organisierte sonstige Vermögensmasse ist, deren Einkommen dem 
US-Steuerrecht unterliegt.

Beabsichtigt ein Kommanditist bzw. Treugeber, seine Beteiligung bzw. 
seine Rechte und Pflichten aus dem Treuhand- und Verwaltungsver-
hältnis entgeltlich auf einen Dritten zu übertragen, steht einem von 
der Komplementärin benannten Dritten ein Vorkaufsrecht wie folgt 
zu. Der zu benennende Dritte soll plangemäß eine Gesellschaft der 
reconcept-Gruppe sein: 

a)	� Die Übertragung der Beteiligung bzw. der Rechte und Pflichten aus 
dem Treuhand- und Verwaltungsverhältnis ist der Komplementärin 
unverzüglich durch Vorlage einer beglaubigten Kopie des Übertra-
gungsvertrages mittels eines eingeschriebenen Briefes nachzuweisen. 

b)	� Das Vorkaufsrecht kann binnen vier Wochen nach Vorlage einer 
beglaubigten Kopie des Übertragungsvertrages ausgeübt werden. 

c)	� Nimmt ein von der Komplementärin benannter Dritter sein Vor-
kaufsrecht wahr, ist der Kommanditist bzw. Treugeber verpflichtet, 
seine Beteiligung bzw. seine Rechte und Pflichten aus dem Treu-
hand- und Verwaltungsverhältnis gegen Zahlung des Kaufpreises 
an den von der Komplementärin benannten Dritten zu übertragen. 

d)	� Nimmt ein von der Komplementärin benannter Dritter sein Vor-
kaufsrecht nicht wahr oder wird ein solcher innerhalb einer Frist 
von vier Wochen nicht benannt, so kann der Kommanditist bzw. 
Treugeber seine Beteiligung bzw. seine Rechte und Pflichten aus 
dem Treuhand- und Verwaltungsverhältnis abtreten. 

Zu den mit der Übertragung verbundenen Kosten vgl. Seite 6 ff., „Be-
teiligungsangebot im Überblick“.

Die Anteile an der Beteiligungsgesellschaft sind nicht zum Handel an 
einer Börse zugelassen. Außerdem existiert kein der Börse vergleich-
barer amtlicher Markt für den Handel von Beteiligungen an einer 
Kommanditgesellschaft. Der Anleger ist im Fall eines Veräußerungs-
wunsches darauf angewiesen, selbst einen Käufer zu finden und mit 
diesem die Modalitäten für die Veräußerung zu vereinbaren. 

Die freie Handelbarkeit von Anteilen an der Beteiligungsgesellschaft 
ist wie folgt eingeschränkt:

–	 vorherige schriftliche Zustimmung der Komplementärin
–	 Begrenzung des zum Erwerb berechtigten Personenkreises
–	 Mindestbeteiligungssumme von EUR 10.000, 
	 wobei höhere Summen ohne Rest durch 1.000 teilbar sein sollen
–	 Übertragbarkeit nur jeweils zum Ablauf eines Geschäftsjahres
–	� Vorkaufsrecht eines von der Komplementärin zu benennenden 

Dritten 
–	 Anteile sind nicht zum Handel an der Börse zugelassen
–	 kein der Börse vergleichbarer Markt für den Handel
	 (siehe Seite 26, „Wesentliche tatsächliche und rechtliche Risiken 
	 der Vermögensanlage“). 

Die Treuhandkommanditistin kann ohne gesonderte Zustimmung 
der Gesellschaft oder der Mitgesellschafter ihren Gesellschaftsanteil 
stets ganz oder anteilig auf ihre Treugeber übertragen sowie Ansprü-
che auf Auseinandersetzungsguthaben, die ihr als Treuhandkom-
manditistin zustehen, jeweils anteilig an ihre Treugeber abtreten. 
Ein Ausscheiden der Treuhandkommanditistin aus der Gesellschaft 
erfolgt erst zu dem Zeitpunkt, zu dem eine neue Treuhandkomman-
ditistin in die Gesellschaft aufgenommen wurde und dieser sämtliche 
Treuhandbeteiligungen und Aufgaben im Zusammenhang mit ihrer 
Verwaltung im Wege der Sonderrechtsnachfolge übertragen wurden. 
Überträgt ein Treugeber seine treuhänderisch gehaltene Beteiligung 
im Wege der Schenkung, so wird das Treuhandverhältnis mit dem Be-
schenkten fortgesetzt.

Zahlstelle, Zeichnungsstelle  
und Zeichnungsfrist
Zahlstelle i.  S.  d. §  4 Satz 1 Nr.  4 VermVerkProspV, die den Verkaufs-
prospekt, das Vermögensanlagen-Informationsblatt, den letzten ver-
öffentlichten Jahresabschluss und den Lagebericht der Emittentin 
zur kostenlosen Ausgabe bereithält und die bestimmungsgemäß 
Zahlungen an die Anleger ausführt, ist die reconcept 09 Windener-
gie Deutschland GmbH & Co. KG (Geschäftsanschrift: ABC-Straße 45, 
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20354 Hamburg). Weiterhin kann dieser Verkaufsprospekt im Internet 
unter www.reconcept.de heruntergeladen werden. 

Die Einzahlung des Erwerbspreises (Zeichnungssumme ohne Agio; 
mindestens EUR 10.000) zuzüglich Agio hat innerhalb von zehn Tagen 
nach Mitteilung über die Annahme der Beitrittserklärung auf das Son-
derkonto der reconcept Treuhand GmbH bei der Commerzbank AG 
per Überweisung zu erfolgen:

IBAN: 	 DE03 2174 0043 0864 4593 00
BIC: 	 COBADEFFXXX
Verwendungszweck:	 „RE09 Windenergie Deutschland“

Bei Verzug kann die Treuhandkommanditistin Verzugszinsen von 
5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz der Bundesbank 
p. a. geltend machen. Maßgeblich ist der Tag des Zahlungseingangs 
auf diesem Konto. Die Folgen eines verspäteten Zahlungseingangs 
sowie alle durch eine nicht oder nicht fristgerecht erbrachte Einlage 
verursachten Verzugszinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem 
Basiszinssatz trägt der Anleger gemäß § 5 Absatz 6 des Gesellschafts-
vertrages (siehe Seite 24, „Wesentliche tatsächliche und rechtliche Ri-
siken der Vermögensanlage“). 

Die Stelle, die Zeichnungen oder auf den Erwerb von Anteilen oder 
Beteiligungen gerichtete Willenserklärungen des Publikums entge-
gennimmt, ist die reconcept Treuhand GmbH mit Sitz in Hamburg 
(Geschäftsanschrift: ABC-Straße 45, 20354 Hamburg).

Der Verkaufsprospekt muss mindestens einen Werktag vor dem öf-
fentlichen Angebot veröffentlicht werden (§ 9 Absatz 1 Vermögens-
anlagengesetz (VermAnlG)).

Die Zeichnungsfrist beginnt am ersten Werktag nach dem Tag der 
Veröffentlichung des Verkaufsprospektes und endet am 31. Dezem-
ber 2017. 

Die Komplementärin kann aber auch durch Erklärung an die übrigen 
Gesellschafter das Beteiligungsangebot an der Gesellschaft ohne wei-
tere Voraussetzungen nach eigenem Ermessen vorzeitig schließen 
und die Zeichnungsfrist entsprechend verkürzen, insbesondere im 
Fall des Erreichens der Zieleinlage in Höhe von EUR 14.001.000 zzgl. 
Agio. Andere Möglichkeiten, die Zeichnung vorzeitig zu schließen, 
bestehen nicht.

Die Komplementärin hat das Recht, Beteiligungen bei nicht fristge-
rechter Einzahlung auf den tatsächlich eingezahlten Betrag nach ei-
genem Ermessen zu kürzen. Darüber hinaus bestehen keine Möglich-
keiten, Zeichnungen, Anteile oder Beteiligungen zu kürzen. 

Das Angebot findet nur in Deutschland statt. 

Der Erwerbspreis entspricht der individuellen Zeichnungssumme 
des Anlegers ohne Agio. Die Mindestzeichnungssumme beträgt 
EUR 10.000, sofern die Komplementärin keine geringere Zeichnungs-
summe zulässt. Die Zeichnungssumme soll darüber hinaus durch 
1.000 ohne Rest teilbar sein. Beitretende Anleger haben den Erwerb-
spreis, das heißt, die in der Beitrittserklärung angegebene Treugeber-
einlage zzgl. eines Agios von 3 Prozent, zu erbringen (§ 5 Absatz 5 des 
Gesellschaftsvertrages).

Die Gesellschafter, die ihre Zeichnungsunterlagen vollständig ein-
schließlich der notwendigen Identifikation nach dem Geldwäschege-
setz eingereicht haben, von der Treuhänderin angenommen wurden 
und ihre Kapitaleinlage zzgl. Agio vollständig geleistet haben (Tag der 
Gutschrift auf dem Konto der Gesellschaft), erhalten für den Zeitraum 
bis zum Ablauf der Zeichnungsphase einen Frühzeichnerbonus in 
Höhe von 3 Prozent p. a., der im Folgejahr ausgezahlt wird. Dabei ist 
die Höhe des Frühzeichnerbonus taggenau zu ermitteln; die Voraus-
setzungen müssen kumulativ erfüllt sein. 

Die Beteiligungsgesellschaft (Emittentin)
Emittentin der mit diesem Verkaufsprospekt angebotenen Vermö-
gensanlage ist die reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH 
& Co. KG (im Folgenden auch „Beteiligungsgesellschaft“) mit Sitz in 
Hamburg. Die Geschäftsanschrift der Emittentin lautet: ABC-Straße 45, 
20354 Hamburg. Sie ist am 10. September 2015 gegründet worden. 

Die Emittentin unterliegt deutschem Recht; die für die Emittentin 
maßgebliche Rechtsordnung ist daher die Rechtsordnung der Bun-
desrepublik Deutschland.

Die Emittentin ist eine Gesellschaft in der Rechtsform der Kommandit-
gesellschaft in der Sonderform GmbH & Co. KG. 

Die Komplementärin der Beteiligungsgesellschaft, die reconcept Ca-
pital 02 GmbH mit Sitz in Hamburg, wurde am 30. April 2015 unter 
der Firma reconcept Business Development GmbH gegründet und 
am 20. Mai 2015 in das Handelsregister des Amtsgerichtes Hamburg 
unter der Handelsregisternummer HRB 136642 eingetragen. Zum 
Zeitpunkt der Aufstellung dieses Fortführungsprospektes ist Herr 
Karsten Reetz Geschäftsführer. Die Umfirmierung in reconcept Capi-
tal 02 GmbH erfolgte mit außerordentlichem Gesellschafterbeschluss 
vom 23. September 2015 und wurde am 23. September 2015 zum 
Handelsregister angemeldet. Die Komplementärin einer Komman-
ditgesellschaft haftet grundsätzlich unbeschränkt. Vorliegend ist die 
Komplementärin eine Kapitalgesellschaft in Form einer GmbH. Diese 
haftet nur beschränkt auf ihr Gesellschaftsvermögen. Das Stamm-
kapital der Komplementärin beträgt EUR  25.000 und ist vollständig 
eingezahlt. Die Komplementärin übt zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung keine weitere Komplementärfunktion aus. 

Alleiniger Gesellschafter der Komplementärin ist die reconcept GmbH 
mit Sitz in Hamburg. Der gesellschaftsvertragliche Gegenstand des 
Unternehmens der Komplementärin ist die Verwaltung von und die 
Beteiligung an Unternehmen, die der Erzeugung und dem Verkauf 
von Wärme und Strom aus regenerativen Energiequellen dienen. 
Der Gesellschaftsvertrag der Komplementärin reconcept Capital 02 
GmbH weicht nicht von der gesetzlichen Regelung ab. 

Zur Geschäftsführung der Emittentin ist allein die Komplementä-
rin berechtigt und verpflichtet. Sie kann sich bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben Dritter bedienen. Die Geschäftsführungsbefugnis der 
Komplementärin beschränkt sich jeweils auf die Handlungen, die zur 
Erreichung des in §  2 des Gesellschaftsvertrages dargestellten Ge-
sellschaftszwecks erforderlich oder zweckmäßig sind und nicht über 
den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb der Beteiligungsgesellschaft 
hinausgehen. Für alle über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb der 
Beteiligungsgesellschaft hinausgehenden Geschäfte ist ein Gesell-
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schafterbeschluss erforderlich (§ 16 Absatz 2 i. V. m. § 10 Absatz 4 des 
Gesellschaftsvertrages). Die Komplementärin ist allein vertretungsbe-
rechtigt. Sie und ihre Organe sind für Rechtsgeschäfte zwischen der 
Komplementärin und der Gesellschaft sowie für Rechtsgeschäfte zwi-
schen der Gesellschaft und deren Tochtergesellschaften sowie Dritten 
von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit (§ 10 Absatz 2 des 
Gesellschaftsvertrages). Die Komplementärin haftet für vorsätzlich 
und grob fahrlässig verursachte Schäden. Eine Haftung für leichte 
Fahrlässigkeit besteht nur bei schuldhafter Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten, also vertragstypische vorhersehbare Schäden aus 
der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. 

Der im Gesellschaftsvertrag der Emittentin bestimmte Gegenstand 
der Gesellschaft ist der Erwerb, die Errichtung und der operative Be-
trieb von Windenergieanlagen und Windenergieparks in Deutschland 
sowie die Verwertung, Vermarktung und Veräußerung der damit er-
zeugten elektrischen Energie. Als Nebentätigkeit darf die Gesellschaft 
im eigenen Namen, für eigene Zwecke und nicht für Dritte eigenes 
Kapitalvermögen verwalten und nutzen. Die Liquiditätsreserve darf 
z.  B. in Zinsanlagen, Tagesgeld und Festgeld angelegt werden. Die 
Gesellschaft darf Zweigniederlassungen unter gleicher oder anderer 
Firma im Inland errichten. Die Gesellschaft darf Unternehmensverträ-
ge, z. B. Dienstleistungsverträge mit anderen Unternehmen, schließen, 
solange die unternehmerischen Entscheidungen im laufenden Ge-
schäftsbetrieb bei der Gesellschaft selbst verbleiben. Werden Dienst-
leistungen ausgelagert, verbleiben die Lenkungs-, Gestaltungs- und 
Weisungsrechte bei der Gesellschaft. 

Die Emittentin ist am 10. September 2015 in das Handelsregister des 
Amtsgerichtes Hamburg (zuständiges Registergericht) unter der Han-
delsregisternummer HRA 119297 eingetragen worden. 

Die Laufzeit der Vermögensanlage beginnt jeweils individuell mit An-
nahme der Zeichnung durch die Treuhandkommanditistin und endet 
für alle Anleger einheitlich frühestens mit Ablauf des 31. Dezember 
2023 (Mindestlaufzeit). Die Geschäftsführung ist berechtigt, ohne wei-
tere Voraussetzungen im eigenen Ermessen die Laufzeit der Gesell-
schaft und damit der Vermögensanlage durch schriftliche Erklärung 
an die Gesellschafter mit Frist von drei Monaten vor dem jeweiligen 
Laufzeitende zweimal um jeweils ein Jahr zu verlängern, mithin bis 
höchstens zum 31. Dezember 2025. Die Laufzeit der Vermögensan-
lage beträgt daher individuell für jeden Anleger mehr als 24 Monate 
(§ 4 Absatz 1 Nr. 14 VermVerkProspV i. V. m. § 5a VermAnlG).

Das Gesellschafterverhältnis kann von den Kommanditisten mit einer 
Frist von sechs Monaten jeweils nur zum Ende eines Geschäftsjah-
res ordentlich gekündigt werden, jedoch frühestens zum Ende der 
Laufzeit gemäß §  1 Absatz  4 des Gesellschaftsvertrages, das heißt 
frühestens zum 31. Dezember 2023 vorbehaltlich einer etwaigen 
Verlängerung der Laufzeit durch die Geschäftsführung. Das Recht zur 
außerordentlichen Kündigung bleibt hiervon unberührt. 

Die Kündigung des Gesellschaftsverhältnisses hat nicht die Auflösung 
der Gesellschaft, sondern nur das Ausscheiden des Kündigenden zur 
Folge. Beschließt die Gesellschafterversammlung innerhalb einer Frist 
von sechs Monaten nach Zugang der Kündigung die Liquidation der 
Gesellschaft, so nimmt auch der Kündigende noch an der Liquidation 
der Gesellschaft teil.

Die Emittentin ist zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung ein Konzern-
unternehmen (§ 5 Nr. 6 VermVerkProspV). Konzernobergesellschaft ist 
die reconcept GmbH. Der Konzern ist auf Seite 47 abgebildet.

Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung verfügt die Emittentin über 
ein gezeichnetes Kapital von EUR 1.938.000 in Form von Kommandit-
kapital. Es existiert ein Anteil in Form von Kommanditkapital, der von 
der Gründungskommanditistin (Treuhandkommanditistin) reconcept 
Treuhand GmbH in Höhe von EUR  1.938.000 zzgl. 3  Prozent Agio 
gezeichnet ist. Dieser Anteil setzt sich zusammen aus der eigenen 
Einlage der Treuhandkommanditistin in Höhe von EUR  1.000 sowie 
den Einlagen von 120 zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung bereits 
beigetretenen Treugebern in Höhe von EUR 1.937.000 zzgl. Agio (vgl. 
„Rechtliche Grundlagen / Allgemeines“). Die Einlagen waren binnen 
zehn Tagen nach Annahme fällig und stehen der Emittentin unbe-
grenzt zur Verfügung. Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung beste-
hen keine ausstehende Einlagen.

Es ist geplant, das Kommanditkapital der Gesellschaft auf bis zu 
EUR 14.001.000 zzgl. Agio zu erhöhen. Die Komplementärin erbringt ge-
mäß § 3 Absatz 1 des Gesellschaftsvertrages der Beteiligungsgesellschaft 
keine Kapitaleinlage und ist am Vermögen (Liquidationserlös) sowie am 
Ergebnis (Gewinn und Verlust) der Gesellschaft nicht beteiligt. Gemäß 
§ 4 Absatz 3 des Gesellschaftsvertrages kann das Kommanditkapital un-
ter bestimmten Voraussetzungen bis zum Ablauf der Zeichnungsphase 
inkl. eventueller Verlängerungen unbegrenzt weiter erhöht werden. 

In Bezug auf die Emittentin ist im Rahmen des öffentlichen Angebo-
tes mit Verkaufsprospekt vom 15. Dezember 2015 (Aufstellungsda-
tum) eine Vermögensanlage im Sinne des § 1 Absatz 2 VermAnlG aus-
gegeben worden. Das Angebot endete mit Ablauf des 17. Dezember 
2016. Es haben sich 120 Anleger über die Treuhandkommanditsitin als 
Treugeber mit einem Kommanditkapital in Höhe von EUR 1.937.000 
beteiligt. Diese Vermögensanlage ist erstmals am 31. Dezember 2023 
ordentlich kündbar. Darüber hinaus sind in Bezug auf die Emittentin 
keine Wertpapiere oder Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 
VermAnlG ausgegeben worden (§ 6 Satz 1 Nr. 2 VermVerkProspV). Der 
hier vorliegende Verkaufsprospekt ist daher ein Fortführungsprospekt 
für dieselbe Vermögensanlage.

Die Emittentin ist keine Aktiengesellschaft oder Kommanditgesell-
schaft auf Aktien. Deshalb können die Angaben zu §  6 Satz 2 und 
Satz 3 VermVerkProspV nicht gemacht werden.

Die Gründungsgesellschafterinnen
Nach § 7 VermVerkProspV zu nennende Gründungsgesellschafterin-
nen sind die reconcept Capital GmbH mit Sitz in Hamburg (Geschäfts-
anschrift: ABC-Straße 45, 20354 Hamburg) als persönlich haftende Ge-
sellschafterin und die reconcept Treuhand GmbH mit Sitz in Hamburg 
(Geschäftsanschrift: ABC-Straße 45, 20354 Hamburg) als Treuhand-
kommanditistin (§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 VermVerkProspV).

Die Treuhandkommanditistin ist zugleich Gründungsgesellschafterin 
und Gesellschafterin zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung. 

Auf Grundlage des Beschlusses der außerordentlichen Gesellschaf-
terversammlung der Emittentin vom 23. September 2015 ist die 
Gründungsgesellschafterin reconcept Capital GmbH, Hamburg, aus-



77Rechtliche Grundlagen

geschieden und die Gesellschafterin zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung reconcept Capital 02 GmbH, Hamburg, als neue persönlich 
haftende Gesellschafterin (auch die „Komplementärin“ genannt) in 
die Gesellschaft eingetreten. Dieser Wechsel der persönlich haften-
den Gesellschafterin wurde am 23. September 2015 zur Eintragung in 
das Handelsregister des Amtsgerichts Hamburg unter der Handelsre-
gisternummer der Emittentin HRA 119297 angemeldet.

Der Gesamtbetrag der von den Gründungsgesellschafterinnen insge-
samt gezeichneten Einlagen in Form von Kommanditkapital beträgt 
zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung insgesamt EUR 1.938.000, die 
vollständig eingezahlt sind. Davon hält die Treuhandkommanditistin 
EUR 1.000 auf eigene Rechnung und EUR 1.937.000 auf Rechnung der 
zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung bereits beigetretenen Treuge-
ber. Es bestehen keine ausstehenden Einlagen (§ 7 Absatz 1 Satz 1 
Nr. 2 VermVerkProspV). 

Der Gründungsgesellschafterin reconcept Capital GmbH stehen kei-
ne Gewinnbeteiligungen, Entnahmerechte, sonstige Gesamtbezüge, 
insbesondere Gehälter, Gewinnbeteiligungen, Aufwandsentschädi-
gungen, Versicherungsentgelte, Provisionen und Nebenleistungen 
jeder Art, zu (§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 VermVerkProspV).

Der Gründungsgesellschafterin reconcept Treuhand GmbH (Treu-
handkommanditistin) stehen die folgenden Gewinnbeteiligungen, 
Entnahmerechte und sonstigen Gesamtbezüge, insbesondere der 
Gehälter, Gewinnbeteiligungen, Aufwandsentschädigungen, Versi-
cherungsentgelte, Provisionen und Nebenleistungen jeder Art, zu:

Der Treuhandkommanditistin stehen eine Gewinnbeteiligung und ein 
Entnahmerecht aus ihrer Beteiligung in Höhe von EUR 1.000, die sie in 
eigenem Namen und auf eigene Rechnung hält, zu. Unter Berücksich-
tigung der in der Prognoserechnung unterstellten Annahmen betra-
gen die Liquiditätsausschüttungen an die Treuhandkommanditistin 
einschließlich Rückzahlung der Kommanditeinlage über die Laufzeit 
der Beteiligungsgesellschaft einschließlich Abwicklung EUR 1.402,69.

Im Rahmen des Treuhandvertrages erhält die Treuhandkommanditis-
tin für ihre Tätigkeit in der Zeichnungsphase eine einmalige Vergütung 
in Höhe von 0,15  Prozent der Summe der Kapitalkonten I am Ende 
des Geschäftsjahres, in dem die Zeichnungsphase endet, mindestens 
jedoch EUR 20.000, jeweils zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. Diese ein-
malige Vergütung ist am Ende der Zeichnungsphase zur Zahlung fäl-
lig; die Mindestgebühr ist zu Beginn der Zeichnungsphase fällig.

Des Weiteren erhält die Treuhandkommanditistin ab der zweiten 
Jahreshälfte 2016 für die im Rahmen des Treuhandvertrages zu 
erbringenden Leistungen eine laufende Vergütung in Höhe von 
0,50 Prozent der Summe der Kapitalkonten I am jeweiligen Ende des 
Geschäftsjahres p. a. zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer, die quartalswei-
se in Rechnung gestellt wird. Dieses laufende Honorar wird jährlich 
um 2 Prozent erhöht, erstmals ab 2018.

Die Treuhandkommanditistin erhält ferner eine einmalige Gebühr 
für ihre Tätigkeiten im Rahmen der Liquidation und Beendigung der 
Gesellschaft in Höhe von 0,50 Prozent des Veräußerungserlöses zzgl. 
gesetzlicher Umsatzsteuer.

Die Treuhandkommanditistin hat zudem Anspruch auf Ersatz ihrer 
angemessenen und notwendigen Aufwendungen. Die Vergütun-
gen und der Aufwendungsersatz sind im Jahresabschluss der Betei-
ligungsgesellschaft als Aufwand zu behandeln.

Unter Berücksichtigung der in der Prognoserechnung unterstell-
ten Annahmen betragen die Gewinnbeteiligungen, Entnahme-
rechte und sonstige Gesamtbezüge der Treuhandkommanditistin 
über die geplante Laufzeit der Beteiligungsgesellschaft insgesamt 
EUR 753.289,09. Die Vergütungen der Treuhandkommanditistin kön-
nen davon abweichen, da sie abhängig vom Kapitalkonto I und vom 
Veräußerungserlös sind. Die vereinbarten Mindestvergütungen der 
Treuhandkommanditistin betragen über die geplante Laufzeit der Be-
teiligungsgesellschaft insgesamt EUR 20.000. 

Darüber hinaus stehen der Treuhandkommanditistin keine Gewinn-
beteiligungen, Entnahmerechte und sonstige Gesamtbezüge, insbe-
sondere Gehälter, Gewinnbeteiligungen, Aufwandsentschädigungen, 
Versicherungsentgelte, Provisionen und Nebenleistungen jeder Art, 
zu (§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 VermVerkProspV). 

Die Gründungsgesellschafterinnen reconcept Capital GmbH und 
reconcept Treuhand GmbH sind juristische Personen mit Sitz und 
Ort der Geschäftsleitung in Deutschland. Eintragungen in Bezug auf 
Verurteilungen wegen einer Straftat nach den §§  263 bis 283d des 
Strafgesetzbuches (Straftaten wegen Betrug und Untreue, Urkun-
denfälschung und Insolvenzstraftaten), §  54 des Kreditwesengeset-
zes (verbotene Geschäfte und Betreiben von Bankgeschäften oder 
Finanzdienstleistungen ohne erforderliche Genehmigung), §  38 des 
Wertpapierhandelsgesetzes (Börsenstraftaten, insbesondere verbo-
tene Insidergeschäfte und Marktmanipulation) oder §  369 der Ab-
gabenordnung (Steuerstraftaten), können für die Gründungsgesell-
schafterinnen nicht vorliegen, da für juristische Personen mit Sitz und 
Ort der Geschäftsleitung in Deutschland kein Führungszeugnis erstellt 
wird (§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 VermVerkProspV).

Ausländische Verurteilungen wegen einer Straftat, die mit den vorge-
nannten Straftaten vergleichbar sind, liegen für die Gründungsgesell-
schafterinnen nicht vor (§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 VermVerkProspV).

Über das Vermögen der Gründungsgesellschafterinnen wurde inner-
halb der letzten fünf Jahre kein Insolvenzverfahren eröffnet oder man-
gels Masse abgewiesen.

Keine Gründungsgesellschafterin war innerhalb der letzten fünf Jahre 
in der Geschäftsführung einer Gesellschaft tätig, über deren Vermö-
gen ein Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels Masse abgewiesen 
wurde (§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 a) und b) VermVerkProspV).

Es gibt keine früheren Aufhebungen einer Erlaubnis zum Betreiben 
von Bankgeschäften oder zur Erbringung von Finanzdienstleistun-
gen durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht be-
treffend die Gründungsgesellschafterinnen (§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nr. 7 
VermVerkProspV).

Die nach § 7 VermVerkProspV zu nennenden Gründungsgesellschaf-
terinnen sind weder unmittelbar noch mittelbar beteiligt an Unter-
nehmen, die mit dem Vertrieb der emittierten Vermögensanlage be-
auftragt sind, noch an Unternehmen, die der Emittentin Fremdkapital 
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zur Verfügung stellen oder Fremdkapital vermitteln (§ 7 Absatz 2 Nr. 1 
und 2 VermVerkProspV).

Die Gründungsgesellschafterinnen sind weder unmittelbar noch 
mittelbar an Unternehmen beteiligt, die im Zusammenhang mit der 
Anschaffung oder Herstellung der Anlageobjekte Lieferungen oder 
Leistungen erbringen (§ 7 Absatz 2 Nr. 3 VermVerkProspV).

Die Gründungsgesellschafterin reconcept Capital GmbH ist unmit-
telbar oder mittelbar an folgenden Unternehmen beteiligt, die über 
die reconcept GmbH als Mutterunternehmen mit der Emittentin oder 
der Anbieterin nach § 271 des Handelsgesetzbuches in einem Beteili-
gungsverhältnis stehen oder verbunden sind:

–	� reconcept Solarpark La Carrasca GmbH & Co. KG  
(Komplementärin, 0 Prozent);

–	� reconcept Solarpark Spanien GmbH (Beteiligung der reconcept 
Solarpark La Carrasca GmbH & Co. KG 100 Prozent);

–	� reconcept Energias Renovables S.L. Energia Solar 1 SCS  
(Beteiligung der reconcept 01 Spanien GmbH 99,37 Prozent);

–	� Desarrollos Energeticos Y Parques Solares S.L. (Beteiligung der 
reconcept Energias Renovables S.L. Energia Solar 1 SCS 

	 100 Prozent);
–	� reconcept Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG  

(Komplementärin, 0 Prozent);
–	� Gewi Windpark & Co. 8. Beteiligungs-KG 
	 (Komplementärin, 0 Prozent, Beteiligung der reconcept 
	 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG 100 Prozent);
–	� ABO Wind WP Niederlehme GmbH & Co. KG (Komplementärin, 

0 Prozent, Beteiligung der reconcept Windenergie Deutschland 
GmbH & Co. KG 100 Prozent);

–	� reconcept 03 Windenergie Finnland GmbH & Co. geschlossene 
InvKG (Komplementärin, 0 Prozent);

–	� RE03 Windfarm Ylivieska Pajukoski Ky 
	 (Komplementärin, 0 Prozent, Beteiligung der reconcept 03  
	 Windenergie Finnland GmbH & Co. geschlossene InvKG 
	 100 Prozent);
–	� Windfarm Ylivieska Pajukoski Infrastructure Oy  
	 (Beteiligung der RE03 Windfarm Ylivieska Pajukoski Ky 
	 rund 22 Prozent);
–	� reconcept 04 Wasserkraft Kanada GmbH & Co.  

geschlossene InvKG (Komplementärin, 0 Prozent);
–	� reconcept 06 Windenergie Finnland GmbH & Co. KG  

(Komplementärin, 0 Prozent);
–	� reconcept 07 Anleihe der Zukunftsenergien Wind Deutschland 

GmbH & Co. KG (Komplementärin, 0 Prozent);
–	� Windkraft Pfaffengrün GmbH & Co. KG (Komplementärin,  

0 Prozent, Beteiligung der reconcept 07 Anleihe der Zukunfts-
energien Wind Deutschland GmbH & Co. KG 70 Prozent);

–	� Windrad Mihla GmbH & Co. KG (Komplementärin, 0 Prozent,  
Beteiligung der reconcept 07 Anleihe der Zukunftsenergien  
Wind Deutschland GmbH & Co. KG 100 Prozent);

–	� ADZ – Anleihe der Zukunftsenergien GmbH & Co. KG
	 (Komplementärin, 0 Prozent).

Darüber hinaus ist die reconcept Capital GmbH nicht unmittelbar oder 
mittelbar an Unternehmen beteiligt, die mit der Emittentin oder der An-
bieterin nach § 271 des Handelsgesetzbuches in einem Beteiligungsver-
hältnis stehen oder verbunden sind (§ 7 Absatz 2 Nr. 4 VermVerkProspV).

Die Gründungsgesellschafterin reconcept Treuhand GmbH ist an fol-
genden Unternehmen beteiligt, die über die reconcept GmbH als 
Mutterunternehmen mit der Emittentin und der Anbieterin nach § 271 
des Handelsgesetzbuches verbunden sind:

–	� reconcept Solarpark La Carrasca GmbH & Co. KG (0,01 Prozent);
–	� reconcept 01 Spanien GmbH (Beteiligung der reconcept Solar-

park La Carrasca GmbH & Co. KG 100 Prozent);
–	� reconcept Energias Renovables S.L. Energia Solar 1 SCS 
	 (Beteiligung der reconcept 01 Spanien GmbH 99,37 Prozent);
–	� Desarrollos Energeticos Y Parques Solares S.L. (Beteiligung der 

reconcept Energias Renovables S.L. Energia Solar 1 SCS  
100 Prozent);

–	� reconcept Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG (0,01 Prozent);
–	� Gewi Windpark & Co. 8. Beteiligungs-KG 
	 (Beteiligung der reconcept Windenergie Deutschland 
	 GmbH & Co. KG 100 Prozent);
–	� ABO Wind WP Niederlehme GmbH & Co. KG  

(Beteiligung der reconcept Windenergie 
	 Deutschland GmbH & Co. KG 100 Prozent);
–	� reconcept 03 Windenergie Finnland GmbH & Co.  

geschlossene InvKG (0,01 Prozent);
–	� RE03 Windfarm Ylivieska Pajukoski Ky  

(Beteiligung der reconcept 03 Windenergie Finnland GmbH & Co. 
geschlossene InvKG 100 Prozent);

–	� Windfarm Ylivieska Pajukoski Infrastructure Oy 
	 (Beteiligung der RE03 Windfarm Ylivieska Pajukoski Ky 
	 rund 22 Prozent);
–	� reconcept 04 Wasserkraft Kanada GmbH & Co. geschlossene InvKG  

(0,02 Prozent);
–	�� reconcept 06 Windenergie Finnland GmbH & Co. KG (0,01 Prozent).

Darüber hinaus ist die reconcept Treuhand GmbH weder unmittel-
bar noch mittelbar an Unternehmen beteiligt, die mit der Emittentin 
oder der Anbieterin nach § 271 des Handelsgesetzbuches in einem 
Beteiligungsverhältnis stehen oder verbunden sind (§ 7 Absatz 2 Nr. 4 
VermVerkProspV).

Die Gründungsgesellschafterinnen sind in keiner Art und Weise für 
Unternehmen tätig, die mit dem Vertrieb der emittierten Vermögens-
anlage beauftragt sind oder die der Emittentin Fremdkapital zur Verfü-
gung stellen (§ 7 Absatz 3 i. V. m. Absatz 2 Nr. 1 und 2 VermVerkProspV).

Die Gründungsgesellschafterinnen sind in keiner Art und Weise für 
Unternehmen tätig, die im Zusammenhang mit der Anschaffung 
oder Herstellung der Anlageobjekte Lieferungen oder Leistungen er-
bringen (§ 7 Absatz 3 i. V. m. Absatz 2 Nr. 3 VermVerkProspV).
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Die Gründungsgesellschafterin reconcept Capital GmbH ist für folgen-
de Unternehmen als Komplementärin tätig, die über die reconcept 
GmbH als Mutterunternehmen mit der Emittentin oder der Anbiete-
rin nach § 271 des Handelsgesetzbuches verbunden sind:

–	 reconcept Solarpark La Carrasca GmbH & Co. KG; 
–	 reconcept Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG;
–	 Gewi Windpark & Co. 8. Beteiligungs-KG; 
–	 ABO Wind WP Niederlehme GmbH & Co. KG; 
–	 reconcept 03 Windenergie Finnland GmbH & Co.  
	 geschlossene InvKG; 
–	 RE03 Windfarm Ylivieska Pajukoski Ky;
–	 reconcept 04 Wasserkraft Kanada GmbH & Co. 
	 geschlossene InvKG; 
–	 reconcept 06 Windenergie Finnland GmbH & Co. KG;
–	� reconcept 07 Anleihe der Zukunftsenergien  

Wind Deutschland GmbH & Co. KG;
–	 Windkraft Pfaffengrün GmbH & Co. KG; 
–	 Windrad Mihla GmbH & Co. KG; 
–	� ADZ – Anleihe der Zukunftsenergien GmbH & Co. KG.  

Darüber hinaus ist die reconcept Capital GmbH in keiner Art und Weise 
für Unternehmen tätig, die mit der Emittentin oder der Anbieterin nach 
§ 271 des Handelsgesetzbuches in einem Beteiligungsverhältnis stehen 
oder verbunden sind (§ 7 Absatz 3 i. V. m. Absatz 2 Nr. 4 VermVerkProspV).

Die Gründungsgesellschafterin reconcept Treuhand GmbH ist zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung für folgende Unternehmen als Treu-
handkomanditstin tätig, die über die reconcept GmbH als Mutterunter-
nehmen mit der Emittentin oder der Anbieterin nach § 271 des Handels-
gesetzbuches verbunden sind:

–	� reconcept Solarpark La Carrasca GmbH & Co. KG; 
–	� reconcept Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG; 
–	� reconcept 03 Windenergie Finnland GmbH & Co.  

geschlossene InvKG; 
–	� reconcept 04 Wasserkraft Kanada GmbH & Co. geschlossene InvKG; 
–	� reconcept 06 Windenergie Finnland GmbH & Co. KG. 

Die Gründungsgesellschafterin reconcept Treuhand GmbH ist zudem 
zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung von der Gewi Windpark & 
Co. 8. Beteiligungs-KG und der ABO Wind WP Niederlehme GmbH & 
Co. KG, den Betreibergesellschaften der Vemögensanlage reconcept 
Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG, mit Controlling- und Re-
portingaufgaben beauftragt.

Darüber hinaus ist die reconcept Treuhand GmbH in keiner Art und 
Weise für Unternehmen tätig, die mit der Emittentin oder der Anbie-
terin nach § 271 des Handelsgesetzbuches in einem Beteiligungsver-
hältnis stehen oder verbunden sind (§ 7 Absatz 3 i. V. m. Absatz 2 Nr. 4 
VermVerkProspV).

Die Gründungsgesellschafterinnen sind in keiner Art und Weise mit 
dem Vertrieb der emittierten Vermögensanlage beauftragt, noch stel-
len sie der Emittentin Fremdkapital zur Verfügung oder vermitteln sie 
der Emittentin Fremdkapital (§ 7 Absatz 4 Nr. 1 und 2 VermVerkProspV).

Die Gründungsgesellschafterinnen erbringen in keiner Art und Weise 
Lieferungen oder Leistungen im Zusammenhang mit der Anschaffung 
oder Herstellung der Anlageobjekte (§ 7 Absatz 4 Nr. 3 VermVerkProspV).

Die Gesellschafterinnen  
zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung
Nach § 7 VermVerkProspV zu nennende Gesellschafterinnen der Emit-
tentin zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung sind die reconcept 
Capital 02 GmbH mit Sitz in Hamburg (Geschäftsanschrift: ABC-Straße 
45, 20354 Hamburg) als persönlich haftende Gesellschafterin (im Fol-
genden auch „Komplementärin“) und die reconcept Treuhand GmbH 
mit Sitz in Hamburg (Geschäftsanschrift: ABC-Straße 45, 20354 Ham-
burg) als Treuhandkommanditistin.

Im Hinblick auf die zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung bereits bei-
getretenen Anleger, die nicht ebenfalls Gesellschafter zum Zeitpunkt 
der Prospektaufstellung im Sinne von § 7 VermVerkProspV sind, wird 
auf die vorstehenden Angaben im Abschnitt „Rechtliche Grundlagen“, 
Seite 71 verwiesen. Soweit nicht ausdrücklich anderweitig angege-
ben, umfassen die nachfolgenden Angaben zu den Gesellschafterin-
nen der Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung jeweils nur 
die Komplementärin und die Treuhandkommanditistin.

Der Gesamtbetrag der von den Gesellschafterinnen der Emittentin 
zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung insgesamt gezeichneten Ein-
lagen in Form von Kommanditkapital beträgt zum Zeitpunkt der Pros-
pektaufstellung EUR 1.938.000, die vollständig eingezahlt sind. Davon 
hält die Treuhandkommanditistin EUR 1.000 auf eigene Rechnung 
und EUR 1.937.000 auf Rechnung der zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung bereits beigetretenen Treugeber. Es bestehen keine ausste-
henden Einlagen (§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 VermVerkProspV).

Den Gesellschafterinnen der Emittentin zum Zeitpunkt der Pros-
pektaufstellung stehen insgesamt folgende Vergütungen zu: Die 
Komplementärin erhält für die Übernahme der Haftung für die Zeit 
bis zum Abschluss der Investitionsphase einmalig EUR  5.000 sowie 
anteilig beginnend ab dem Jahr 2017 ein Honorar von EUR  5.000 
p. a., jeweils zzgl. etwaiger gesetzlicher Umsatzsteuer. Sie hat zudem 
Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen. Das Honorar wird jährlich 
um 2 Prozent erhöht, erstmals ab 2018. Aufwendungsersatz und Ho-
norare sind in vierteljährlichen Raten jeweils am Ende eines Quartals 
zur Zahlung fällig. Die Vergütung und der Aufwendungsersatz sind im 
Jahresabschluss als Aufwand zu behandeln. Unter Berücksichtigung 
der in der Prognoserechnung unterstellten Annahmen betragen die 
Gesamtbezüge der Komplementärin EUR 42.171,42. Die Komplemen-
tärin erhält ferner eine Erfolgsvergütung in Höhe von 20 Prozent des 
die Zielquote übersteigenden Betrages zzgl. gesetzlicher Umsatzsteu-
er. Die Zielquote ist erreicht, wenn die gesamten Auszahlungen an die 
Gesellschafter vor individuellen Steuern in Deutschland 152,12  Pro-
zent der Pflichteinlagen auf Ebene der Gesellschaft betragen. Sollte 
der Exit (Verpflichtung zur Übereignung der Windenergieanlagen) 
früher oder später als am 31. Dezember 2023 erfolgen, vermindert 
bzw. erhöht sich die Zielquote um 8 Prozent der Pflichteinlage p. a. 
Unter Berücksichtigung der in der Prognoserechnung unterstellten 
Annahmen erhält die Komplementärin keine Erfolgsvergütung.
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Die Treuhandkommanditistin erhält die vorstehend unter dem Ab-
schnitt „Die Gründungsgesellschafterinnen“ (Seite  76  ff.) beschrie-
benen Vergütungen, Gewinnbeteiligungen und Entnahmerechte. 
Unter Berücksichtigung der in der Prognoserechnung unterstellten 
Annahmen betragen die Gewinnbeteiligungen, Entnahmerechte und 
sonstige Gesamtbezüge der Gesellschafterinnen zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung EUR 753.289,09. Die vereinbarten Mindestvergü-
tungen der Gesellschafterinnen zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung betragen über die geplante Laufzeit der Beteiligungsgesellschaft 
insgesamt EUR 62.171,42. Darüber hinaus stehen den Gesellschafte-
rinnen der Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung keine 
Gewinnbeteiligungen, Entnahmerechte, sonstige Gesamtbezüge, ins-
besondere Gehälter, Gewinnbeteiligungen, Aufwandsentschädigun-
gen, Versicherungsentgelte, Provisionen und Nebenleistungen jeder 
Art, zu (§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 VermVerkProspV).

Die Gesellschafterinnen der Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung sind juristische Personen mit Sitz und Ort der Geschäftsleitung 
in Deutschland, für die kein Führungszeugnis erstellt wird. Eintragungen 
in Bezug auf Verurteilungen wegen einer Straftat nach den §§ 263 bis 
283d des Strafgesetzbuches (Straftaten wegen Betrug und Untreue, 
Urkundenfälschung und Insolvenzstraftaten), § 54 des Kreditwesenge-
setzes (verbotene Geschäfte und Betreiben von Bankgeschäften oder 
Finanzdienstleistungen ohne erforderliche Genehmigung), §  38 des 
Wertpapierhandelsgesetzes (Börsenstraftaten, insbesondere verbotene 
Insidergeschäfte und Marktmanipulation) oder § 369 der Abgabenord-
nung (Steuerstraftaten), können für die Gesellschafterinnen der Emitten-
tin zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung nicht vorliegen, da für juristi-
sche Personen mit Sitz und Ort der Geschäftsleitung in Deutschland kein 
Führungszeugnis erstellt wird (§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 VermVerkProspV).

Ausländische Verurteilungen wegen einer Straftat, die mit den vorge-
nannten Straftaten vergleichbar ist, liegen für die Gesellschafterinnen 
der Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung nicht vor (§ 7 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 VermVerkProspV).

Über das Vermögen der Gesellschafterinnen der Emittentin zum Zeit-
punkt der Prospektaufstellung wurde innerhalb der letzten fünf Jahre 
kein Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels Masse abgewiesen.

Keine Gesellschafterin der Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung war innerhalb der letzten fünf Jahre in der Geschäftsführung 
einer Gesellschaft tätig, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren 
eröffnet oder mangels Masse abgewiesen wurde (§ 7 Absatz 1 Satz 1 
Nr. 6 a) und b) VermVerkProspV).

Es gibt keine früheren Aufhebungen einer Erlaubnis zum Betreiben 
von Bankgeschäften oder zur Erbringung von Finanzdienstleistungen 
durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht betref-
fend die Gesellschafterinnen der Emittentin zum Zeitpunkt der Pros-
pektaufstellung (§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nr. 7 VermVerkProspV).

Die nach § 7 VermVerkProspV zu nennenden Gesellschafterinnen der 
Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung sind weder unmit-
telbar noch mittelbar beteiligt an Unternehmen, die mit dem Vertrieb 
der emittierten Vermögensanlage beauftragt sind, noch an Unterneh-
men, die der Emittentin Fremdkapital zur Verfügung stellen (§ 7 Ab-
satz 2 Nr. 1 und 2 VermVerkProspV).

Die nach § 7 VermVerkProspV zu nennenden Gesellschafterinnen der 
Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung sind weder unmit-
telbar noch mittelbar an Unternehmen beteiligt, die im Zusammen-
hang mit der Anschaffung oder Herstellung der Anlageobjekte Liefe-
rungen oder Leistungen erbringen (§ 7 Absatz 2 Nr. 3 VermVerkProspV).

Die Gesellschafterin der Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung reconcept Capital 02 GmbH ist unmittelbar oder mittelbar 
an folgenden Unternehmen beteiligt, die über die reconcept GmbH 
als Mutterunternehmen mit der Emittentin oder der Anbieterin nach 
§ 271 des Handelsgesetzbuches in einem Beteiligungsverhältnis ste-
hen oder verbunden sind:

–	� reconcept 08 Anleihe der Zukunftsenergien 
	 Multi Asset-Portfolio GmbH & Co. KG (Komplementärin, 0 Prozent)
–	� reconcept 10 Genussrecht der Zukunftsenergien GmbH & Co. KG
	 (Komplementärin, 0 Prozent)
–	� reconcept Canada investment GmbH & Co. KG 
	 (Komplementärin, 0 Prozent)

Darüber hinaus ist die reconcept Capital 02 GmbH nicht unmittelbar 
oder mittelbar an Unternehmen beteiligt, die mit der Emittentin oder 
der Anbieterin nach §  271 des Handelsgesetzbuches in einem Be-
teiligungsverhältnis stehen oder verbunden sind (§ 7 Absatz 2 Nr. 4 
VermVerkProspV).

Die Gesellschafterin der Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung reconcept Treuhand GmbH ist an folgenden Unternehmen be-
teiligt, die über die reconcept GmbH als Mutterunternehmen mit der 
Emittentin und der Anbieterin nach § 271 des Handelsgesetzbuches 
verbunden sind:

–	� reconcept Solarpark La Carrasca GmbH & Co. KG (0,03 Prozent);
–	 reconcept 01 Spanien GmbH (Beteiligung der 
	 reconcept Solarpark La Carrasca GmbH & Co. KG 100 Prozent);
–	 reconcept Energias Renovables S.L. Energia Solar 1 SCS 
	 (Beteiligung der reconcept 01 Spanien GmbH 99,37 Prozent);
–	� Desarrollos Energeticos Y Parques Solares S.L. 
	 (Beteiligung der reconcept Energias Renovables S.L. 
	 Energia Solar 1 SCS 100 Prozent);
–	� reconcept Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG (0,01 Prozent);
–	 Gewi Windpark & Co. 8. Beteiligungs-KG (Beteiligung der 
	 reconcept Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG 100 Prozent);
–	 ABO Wind WP Niederlehme GmbH & Co. KG (Beteiligung der
	 reconcept Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG 100 Prozent);
–	� reconcept 03 Windenergie Finnland GmbH & Co.  

geschlossene InvKG (0,01 Prozent);
–	 RE03 Windfarm Ylivieska Pajukoski Ky (Beteiligung der 
	 reconcept 03 Windenergie Finnland GmbH & Co.  
	 geschlossene InvKG 100 Prozent);
–	 Windfarm Ylivieska Pajukoski Infrastructure Oy (Beteiligung der
	 RE03 Windfarm Ylivieska Pajukoski Ky rund 22 Prozent);
–	� reconcept 04 Wasserkraft Kanada GmbH & Co. geschlossene InvKG 

(0,02 Prozent);
–	� reconcept 06 Windenergie Finnland GmbH & Co. KG (0,01 Prozent).
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Darüber hinaus ist die reconcept Treuhand GmbH weder unmittel-
bar noch mittelbar an Unternehmen beteiligt, die mit der Emittentin 
oder der Anbieterin nach § 271 des Handelsgesetzbuches in einem 
Beteiligungsverhältnis stehen oder verbunden sind (§ 7 Absatz 2 Nr. 4 
VermVerkProspV).

Die Gesellschafterinnen der Emittentin zum Zeitpunkt der Pros-
pektaufstellung sind in keiner Art und Weise für Unternehmen tätig, 
die mit dem Vertrieb der emittierten Vermögensanlage beauftragt 
sind oder die der Emittentin Fremdkapital zur Verfügung stellen (§ 7 
Absatz 3 i. V. m. Absatz 2 Nr. 1 und 2 VermVerkProspkV).

Die Gesellschafterinnen der Emittentin zum Zeitpunkt der Pros-
pektaufstellung sind in keiner Art und Weise für Unternehmen tätig, 
die im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung der 
Anlageobjekte Lieferungen oder Leistungen erbringen (§ 7 Absatz 3 
i. V. m. Absatz 2 Nr. 3 VermVerkProspV).

Die Gesellschafterin der Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung reconcept capital 02 GmbH ist zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung für folgende Unternehmen als Komplementärin tätig, die über 
die reconcept GmbH als Mutterunternehmen mit der Emittentin oder 
der Anbieterin nach § 271 des Handelsgesetzbuches verbunden sind:

–	� reconcept 08 Anleihe der Zukunftsenergien 
	 Multi Asset-Portfolio GmbH & Co. KG;
–	 reconcept 10 Genussrecht der Zukunftsenergien GmbH & Co. KG;
–	 reconcept Canada investment GmbH & Co. KG.

Darüber hinaus ist die reconcept capital 02 GmbH in keiner Art und 
Weise für Unternehmen tätig, die mit der Emittentin oder der Anbie-
terin nach § 271 des Handelsgesetzbuches in einem Beteiligungsver-
hältnis stehen oder verbunden sind (§ 7 Absatz 3 i. V. m. Absatz 2 Nr. 4 
VermVerkProspV).

Die Gesellschafterin der Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung reconcept Treuhand GmbH ist als Treuhandkommanditistin 
zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung für folgende Unternehmen 
tätig, die über die reconcept GmbH als Mutterunternehmen mit der 
Emittentin oder der Anbieterin nach § 271 des Handelsgesetzbuches 
verbunden sind:

–	� reconcept Solarpark La Carrasca GmbH & Co. KG;
–	� reconcept Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG;
–	� reconcept 03 Windenergie Finnland GmbH & Co. geschlossene 

InvKG;
–	� reconcept 04 Wasserkraft Kanada GmbH & Co. geschlossene InvKG;
–	� reconcept 06 Windenergie Finnland GmbH & Co. KG.

Die Gesellschafterin der Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung reconcept Treuhand GmbH ist zudem zum Zeitpunkt der Pro-
spektaufstellung von der Gewi Windpark & Co. 8. Beteiligungs-KG und 
der ABO Wind WP Niederlehme GmbH & Co. KG, den Betreibergesell-
schaften der Vemögensanlage reconcept Windenergie Deutschland 
GmbH & Co. KG, mit Controlling- und Reportingaufgaben beauftragt.

Darüber hinaus ist die reconcept Treuhand GmbH in keiner Art und 
Weise für Unternehmen tätig, die mit der Emittentin oder der Anbie-
terin nach § 271 des Handelsgesetzbuches in einem Beteiligungsver-
hältnis stehen oder verbunden sind. (§ 7 Absatz 3 i. V. m. Absatz 2 Nr. 4 
VermVerkProspV)

Die Gesellschafterinnen der Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung sind in keiner Art und Weise mit dem Vertrieb der emittierten 
Vermögensanlage beauftragt, noch stellen sie der Emittentin Fremd-
kapital zur Verfügung oder vermitteln sie der Emittentin Fremdkapital 
(§ 7 Absatz 4 Nr. 1 und 2 VermVerkProspV).

Die Gesellschafterin der Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung reconcept Capital 02 GmbH (Komplementärin) erbringt durch 
ihre Geschäftsführungstätigkeit für die Emittentin Leistungen im Zu-
sammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung der Anlageob-
jekte, indem sie beispielsweise in Vertretung der Emittentin geeignete 
Anlageobjekte im Rahmen der Investitionskriterien auswählt, Vertrags-
verhandlungen führt, Verträge abschließt und die Durchführung der 
Verträge überwacht Lieferungen oder Leistungen im Zusammenhang 
mit der Anschaffung oder Herstellung der Anlageobjekte. Darüber hi-
naus erbringen die Gesellschafterinnen der Emittenten zum Zeitpunkt 
der Prospektaufstellung in keiner Art und Weise Lieferungen oder Leis-
tungen im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung der 
Anlageobjekte (§ 7 Absatz 4 Nr. 3 VermVerkProspV).

Angaben über die Geschäftstätigkeit der Emittentin
Der wichtigste Tätigkeitsbereich der Emittentin ist die Erzeugung und 
der Verkauf von elektrischer Energie aus Windkraft in Deutschland. 
Darüber hinaus existieren keine weiteren wichtigen Tätigkeitsberei-
che der Emittentin.

Die Emittentin hat mit der reconcept GmbH jeweils am 2. Oktober 
2015 einen Vertrag über Strukturierung der Gesamtfinanzierung, ei-
nen Vertrag über Fremdkapitalvermittlung und einen Vertrag über 
Konzeption abgeschlossen. Die Emittentin hat mit der ADREALIS 
Service Kapitalverwaltungs-GmbH am 2. Oktober 2015 einen Vertrag 
über Portfoliomanagementberatung abgeschlossen. Die Emittentin 
hat mit der reconcept consulting GmbH am 2. Oktober 2015 einen 
Vertriebsvertrag abgeschlossen. Ohne die auf Basis dieser Verträge 
bezogenen Dienstleistungen würde die Emittentin nicht über die 
erforderlichen finanziellen, organisatorischen, personellen und fach-
lichen Ressourcen verfügen, um ihre Geschäftstätigkeit in der geplan-
ten Weise zu beginnen und laufend aufrecht zu erhalten. Die genann-
ten Verträge sind daher für den Aufbau und Betrieb des künftigen 
Geschäfts der Emittentin derart wesentlich, dass die Emittentin zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung von diesen Verträgen abhängig 
ist. Darüber hinaus ist die Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung nicht von Patenten, Lizenzen, Verträgen oder neuen Herstel-
lungsverfahren abhängig (§ 8 Absatz 1 Nr. 2 VermVerkProspV).

Es gibt keine Gerichts-, Schieds- und Verwaltungsverfahren, die einen 
Einfluss auf die wirtschaftliche Lage der Emittentin und die Vermö-
gensanlage haben können (§  8 Absatz  1 Nr.  3 VermVerkProspV). Es 
bestehen keine laufenden Investitionen (§ 8 Absatz 1 Nr. 4 VermVerk-
ProspV). Die Tätigkeit der Emittentin ist nicht durch außergewöhnli-
che Ereignisse beeinflusst worden (§ 8 Absatz 2 VermVerkProspV).
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INVESTITIONSKRITERIEN

Technische Investitionskriterien

Bestehende Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Baureife Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Nutzung eines Windenergieanlagen-Prototyps Ausgeschlossen Ausgeschlossen

Windenergieanlagenhersteller Nur namhafte Windenergieanlagenhersteller wie 
Nordex, Vestas, Senvion, Enercon, GE, Siemens 
oder Gamesa, die von einer deutschen Großbank 
als „bankable“ akzeptiert sein müssen.

Nur namhafte Windenergieanlagenhersteller wie 
Nordex, Vestas, Senvion, Enercon, GE, Siemens 
oder Gamesa, die von einer deutschen Großbank 
als „bankable“ akzeptiert sein müssen.

Technische Mindestverfügbarkeit der
Windenergieanlagen gemäß Herstellergarantie Mindestens 95 Prozent Mindestens 95 Prozent

Alter der Windenergieanlagen Windenergieanlagen müssen den Anforderun-
gen einer staatlichen Förderung entsprechen.

Windenergieanlagen müssen den Anforderun-
gen einer staatlichen Förderung entsprechen.

Laufzeit Windparks Die Restlaufzeit bestehender Windparks muss 
mindestens der prognostizierten Laufzeit der Be-
teiligungsgesellschaft sowie der Restlaufzeit der 
genehmigten Vergütung und der Pachtverträge 
entsprechen.

Entfällt

Wartungskonzept („Full Service“) Mindestens für die Laufzeit der Beteiligung erfor-
derlich

Mindestens für die Laufzeit der Beteiligung erfor-
derlich

Rechtliche Investitionskriterien

Bestehende Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Baureife Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Positive rechtliche Prüfung durch eine unab-
hängige Rechtsanwaltskanzlei mit folgenden 
Prüfungsinhalten

Beanstandungsfreie Due Diligence Beanstandungsfreie Due Diligence; daraus muss 
die Aussage zu entnehmen sein, dass keine Fest-
stellungen getroffen wurden, die einer Realisie-
rung des Windenergieprojektes entgegenstehen.

Investitionsstandort Deutschland Deutschland

Wirtschaftliche Investitionskriterien

Bestehende Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Baureife Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Zwei unabhängige Windgutachten Erforderlich Erforderlich

Jahresabschluss/Zwischenabschluss  
des Verkäufers der Windenergieanlagen oder  
des Windenergieanlagenprojektes Erforderlich Erforderlich

Angaben über die Anlageziele und 
Anlagepolitik der Vermögensanlage
Die Anlagestrategie sieht vor, Windenergieanlagen (Anlageobjekte) 
zu erwerben oder zu errichten und zu betreiben. 

Anlageobjekte sind die noch zu erwerbenden bzw. zu errichtenden 
Windenergieanlagen. Es wird insoweit verwiesen auf die vorstehen-
den Ausführungen sowie auf den Abschnitt „Wirtschaftliches Kon-
zept“ auf Seite 48 ff. Die Anlageobjekte müssen den Investitionskrite-
rien entsprechen (siehe Tabelle „Investitionskriterien” oben auf dieser 
Seite sowie Seite 41, „Investitionskriterien“). Da die Windenergieanla-
gen zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung noch nicht feststehen, 
können sie nicht näher beschrieben werden. 

Das Anlageziel ist es, Strom aus den zu errichtenden Windenergiean-
lagen zu produzieren, zu verkaufen und die Windenergieanlagen spä-
ter wieder zu veräußern. Die Anlagepolitik der Gesellschaft ist die ge-
plante Investition in Windenergieanlagen im Zielmarkt Deutschland, 
sowie deren anschließender Betrieb und Veräußerung. Zur Sicherung 
der wirtschaftlichen Rahmenparameter müssen die Investitionen je-
weils die im Gesellschaftsvertrag der Beteiligungsgesellschaft festge-
legten Investitionskriterien erfüllen. Eine genaue Beschreibung der zu 
erfüllenden Investitionskriterien ist in dem Kapitel „Investitionskriteri-
en und Investitionsausschuss“, Seite 41, wiedergegeben. 

Die Nettoeinnahmen der Vermögensanlage werden ausschließlich 
für den Erwerb und die Errichtung der Windenergieanlagen (siehe 
Seite 48 ff., „Wirtschaftliches Konzept“) sowie für die Anlage als Liqui-
ditätsreserve verwendet.

Die zu errichtenden oder zu erwerbenden Windenergieanlagen (An-
lageobjekte) stehen zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung noch 
nicht fest. Daher wurde nicht in die Anlageobjekte investiert (Realisie-
rungsgrad). Der Realisierungsgrad beträgt daher 0 Prozent.

Neben den Nettoeinnahmen der Vermögensanlage ist für die 
Durchführung der Projekte prognosegemäß Fremdkapital erfor-
derlich. Daher sind die Nettoeinnahmen der Vermögensanlage für 
die Realisierung der Anlagestrategie und Anlagepolitik allein nicht 
ausreichend. Die Emittentin wird plangemäß Darlehen in Höhe von 
ca. 80  Prozent der Gesamtherstellungs- und Anschaffungskosten 
der Windenergieanlagen aufnehmen. Die angestrebte Fremdkapi-
talquote beträgt damit 72,17 Prozent (gerundet) bezogen auf die 
Summe aus Eigenkapital (inkl. Agio) und Fremdkapital bzw. 72,76 
Prozent (gerundet) bezogen auf die Summe aus Eigenkapital (ohne 
Agio) und Fremdkapital.
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Für sonstige Zwecke werden die Nettoeinnahmen der Vermögensan-
lage nicht verwendet.

Änderungen der Anlagestrategie oder Anlagepolitik der Emittentin kön-
nen nur von der Gesellschafterversammlung der Emittentin, also durch 
die Anleger, beschlossen werden. Das stellt eine Änderung des Gesell-
schaftsvertrages dar. Dafür ist eine qualifizierte Mehrheit von 75 Prozent 
der sich an der Abstimmung beteiligenden Stimmen erforderlich. Das 
für Änderungen der Anlagestrategie oder Anlagepolitik notwendige 
Verfahren ist die Fassung entsprechender Gesellschafterbeschlüsse, 
dessen Voraussetzungen und Ablauf auf Seite 110 f. erläutert sind. 

Der Einsatz von Derivaten und Termingeschäften ist im Rahmen der 
Vermögensanlage nicht vorgesehen. 

Den nach § 3 VermVerkProspV (Anbieterin und Prospektverantwortli-
che), § 7 VermVerkProspV (Gründungsgesellschafterinnen und Gesell-
schafterinnen der Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung) 
und § 12 VermVerkProspV (Mitglieder der Geschäftsführung der Treu-
handkommanditistin, Mitglieder der Geschäftsführung der Mittelver-
wendungskontrolleurin, Investitionsausschussmitglieder, Mitglieder 
der Geschäftsführung der Emittentin, Treuhandkommanditistin, Mit-
telverwendungskontrolleurin) zu nennenden Personen stand oder 
steht daher kein Eigentum an den Anlageobjekten oder wesentlichen 
Teile derselben zu. Auch steht diesen vorgenannten Personen aus an-
deren Gründen keine dingliche Berechtigung an den Anlageobjekten 
zu (§ 9 Absatz 2 Nr. 2 VermVerkProspV).

Es ist davon auszugehen, dass sich finanzierende Banken dingliche 
Besicherungen an den Anlageobjekten, wie zum Beispiel die Siche-
rungsübereignung der Windenergieanlagen und die Abtretung von 
Forderungen aus Einspeisevergütungen, einräumen lassen werden. 
Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung gibt es keine nicht nur uner-
hebliche dingliche Belastungen der Anlageobjekte (§ 9 Absatz 2 Nr. 3 
VermVerkProspV);

Es ist davon auszugehen, dass sich die Emittentin gegenüber finan-
zierenden Banken rechtlichen oder tatsächlichen Beschränkungen 
der Verwendungsmöglichkeiten der Anlageobjekte, wie zum Beispiel 
die Sicherungsübereignung der Windenergieanlagen und die Abtre-
tung von Forderungen aus Einspeisevergütungen, insbesondere im 
Hinblick auf das Anlageziel, unterwerfen wird. Zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung gibt es keine rechtlichen oder tatsächlichen Be-
schränkungen der Verwendungsmöglichkeiten der Anlageobjekte, 
insbesondere im Hinblick auf das Anlageziel (§ 9 Absatz 2 Nr. 4 Verm-
VerkProspV);

Behördliche Genehmigungen sind im Zusammenhang mit den noch 
zu erwerbenden Windenergieanlagen erforderlich. Insbesondere ist 
für die Errichtung und den Betrieb von Windenergieanlagen eine 
Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImschG) 
erforderlich. Diese Genehmigungen sowie ggf. weitere behördliche 
Genehmigungen liegen zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung nicht 
vor und sind von der Emittentin nicht beantragt (siehe Seite 17 ff., „We-
sentliche tatsächliche und rechtliche Risiken der Vermögensanlage“) 
(§ 9 Absatz 2 Nr. 5 VermVerkProspV);

Die Emittentin hat mit der reconcept GmbH am 2. Oktober 2015 den 
Vertrag über Strukturierung sowie den Geschäftsbesorgungsvertrag 
über die Prospekterstellung und Konzeption abgeschlossen. Die Emit-
tentin hat ferner mit der ADREALIS Service Kapitalverwaltungs-GmbH 
am 2. Oktober 2015 einen Vertrag über Portfoliomanagementberatung 
abgeschlossen. Die Emittentin ist von diesen abhängig, weil damit die 
Grundlagen für das öffentliche Angebot über die Vermögensanlage 
und eine Beratung im Rahmen der zukünftigen Investitionen geschaf-
fen werden. Darüber hinaus hat die Emittentin keine Verträge über die 
Anschaffung oder Herstellung der Anlageobjekte oder wesentlicher 
Teile davon geschlossen (§ 9 Absatz 2 Nr. 6 VermVerkProspV).

Zum Zeitpunkt der Prospetkaufstellung gibt es kein Bewertungsgut-
achten. Daher können keine Angaben gemacht werden zu den Na-
men der Person oder Gesellschaft, die ein Bewertungsgutachten für 
die Anlageobjekte erstellt hat, das Datum des Bewertungsgutachtens 
und dessen Ergebnis (§ 9 Absatz 2 Nr. 7 VermVerkProspV);

Die nach § 3 VermVerkProspV zu nennende Anbieterin und zugleich 
Prospektverantwortliche reconcept consulting GmbH ist mit dem 
Vertrieb der emittierten Vermögensanlage beauftragt und erbringt 
hierdurch Lieferungen und Leistungen.

Die nach § 7 VermVerkProspV als Gründungsgesellschafterin zu nen-
nende reconcept Capital GmbH erbringt keine Lieferungen und Leis-
tungen.

Die nach § 7 VermVerkProspV als Gründungsgesellschafterin und Ge-
sellschafterin der Emittentin zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung 
zu nennende reconcept Treuhand GmbH erbringt als Treuhandkom-
manditistin durch die treuhänderische Übernahme von Kommandit-
anteilen und Serviceleistungen Lieferungen und Leistungen.

Die nach § 7 VermVerkProspV als Gesellschafterin der Emittentin zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung zu nennende reconcept Capital 02 
GmbH erbringt als Komplementärin durch die Geschäftsführung und 
Haftungsübernahme Lieferungen und Leistungen.

Die nach § 12 VermVerkProspV zu nennenden Mitglieder des Investi-
tionsausschusses Katharina Hollensteiner, Michael Conrad und Lucas 
Oelkers erbringen durch ihre Tätigkeiten im Investitionsausschuss Lie-
ferungen und Leistungen.

Der nach § 12 VermVerkProspV zu nennen Geschäftsführer der 
reconcept Treuhand GmbH Bernd Prigge erbringt als Geschäftsführer 
der reconcept Treuhand GmbH, die mit der treuhänderischen Übernah-
me von Kommanditanteilen beauftragt ist, Lieferungen und Leistungen.

Die nach § 12 VermVerkProspV zu nennenden Mitglieder der Ge-
schäftsführung der Mittelverwendungskontrolleurin MÖHRLE HAPP 
LUTHER GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Henning Anders, 
Martin Horstkötter, Christian Kampmeyer, Dr. Ulrich Koops, Matthias 
Linnenkugel, Rüdiger Ludwig, Dr. Tobias Möhrle, Dr. Ulrich Möhrle, Ma-
rio Neugebauer, Jens Scharfenberg, Hans-Hermann Völker, Kai Voige, 
Alexander Wirde und Dr. Patrick Zeising erbringen als Geschäftsführer 
der Mittelverwendungskontrolleurin MÖHRLE HAPP LUTHER GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, die mit der Mittelverwendungskont-
rolle beauftragt ist, Lieferungen und Leistungen.
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Der nach § 12 VermVerkProspV als Mitglied der Geschäftsführung der 
Emittentin und als Mitglied der Geschäftsführung der Treuhandkom-
manditistin zu nennende Karsten Reetz erbringt im Rahmen der Ge-
schäftsführung der Emittentin, der Geschäftsführung der nach §  3 
VermVerkProspV zu nennenden Prospektverantwortlichen und zugleich 
Anbieterin und zugleich mit dem Vertrieb der emittierten Vermögensan-
lage beauftragten reconcept consulting GmbH, der Geschäftsführung 
der mit der Konzeption, der Strukturierung, der Fremdkapitalvermittlung 
beauftragten reconcept GmbH sowie der Geschäftsführung der nach 
§  12 VermVerkProspV zu nennenden und mit der treuhänderischen 
Übernahme von Kommanditanteilen beauftragten Treuhandkomman-
ditistin reconcept Treuhand GmbH jeweils Lieferungen und Leistungen.

Die nach § 12 VermVerkProspV zu nennende reconcept Treuhand 
GmbH erbringt mit der treuhänderischen Übernahme von Komman-
ditanteilen Lieferungen und Leistungen. Die nach § 12 VermVerkProspV 
zu nennende Mittelverwendungskontrolleurin MÖHRLE HAPP LUTHER 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft erbringt mit der Mittelverwen-
dungskontrolle Lieferungen und Leistungen.

Darüber hinaus werden von den nach §§  3 VermVerkProspV (die 
Prospektverantwortliche und Anbieterin), 7 VermVerkProspV (Grün-
dungsgesellschafterinnen und Gesellschafterinnen der Emittentin 
zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung) und 12 VermVerkProspV 
(Investitionsausschussmitglieder, Mitglieder der Geschäftsführung 
der Treuhandkommanditistin, Mitglieder der Geschäftsführung der 
Mittelverwendungskontrolleurin, Mitglieder der Geschäftsführung 
der Emittentin, Treuhandkommanditistin, Mittelverwendungskont-
rolleurin) zu nennenden Personen keine Lieferungen und Leistungen 
erbracht (§ 9 Absatz 2 Nr. 8 VermVerkProspV). 

Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung liegen keine verbindlichen 
Zusagen für Fremdmittel vor. Daher können keine Angaben zu den 
Konditionen und Fälligkeiten der Fremdmittel sowie zum Umfang, 
und von wem diese verbindlich zugesagt sind, gemacht werden. Zum 
Umfang der planmäßigen Fremdmittel und deren Konditionen und 
Fälligkeiten siehe Seite 48 ff., „Wirtschaftliches Konzept”.

Die Aufnahme von Fremdkapital ist mit einem sog. „Hebeleffekt” ver-
bunden. Der wirkt sich dahingehend aus, dass Auszahlungen an die 
Anleger in Prozent, bezogen auf die Kapitaleinlage ohne Agio, durch 
die Aufnahme von Fremdkapital prognosegemäß höher ausfallen, als 
diese ohne den Einsatz von Fremdkapital wären. Die Bank wird unab-
hängig von den Bewirtschaftungsüberschüssen auf Zinszahlungen 
bestehen. Dies führt dazu, dass höhere Bewirtschaftungsüberschüsse 
als prognostiziert zu überproportional höheren Auszahlungen an die 
Anleger führen können. Andersherum können niedrigere Bewirtschaf-
tungsüberschüsse als prognostiziert zu überproportional niedrigeren 
Auszahlungen an die Anleger führen. Ebenso wirken sich durch die Auf-
nahme von Fremdkapital Wertschwankungen der Windenergieanlagen 
überproportional auf den Wert der Vermögensanlage bzw. das Liquida-
tionsergebnis der Beteiligungsgesellschaft aus (siehe Seite 20, „Wesent-
liche tatsächliche und rechtliche Risiken der Vermögensanlage“). 

Es gibt keine Personen, die nicht in den Kreis der nach der Verordnung 
über Vermögensanlagen-Verkaufsprospekte angabepflichtigen Per-
sonen fallen, welche die Herausgabe oder den Inhalt des Prospektes 
oder die Abgabe oder den Inhalt des Angebotes der Vermögensanla-
ge jedoch wesentlich beeinflusst haben. 

Keine gewährleistete Vermögensanlage
Für die Verzinsung oder Rückzahlung der angebotenen Vermögens-
anlage hat keine juristische Person oder Gesellschaft die Gewährleis-
tung übernommen. Deshalb können die Angaben nach den §§  5 
bis 13 VermVerkProspV über derartige Personen oder Gesellschaften 
nicht gemacht werden (§ 14 VermVerkProspV).

Die Mitglieder der Geschäftsführung der Emittentin
Das nach § 12 VermVerkProspV zu nennende Mitglied der Geschäfts-
führung der Emittentin ist Karsten Reetz (Geschäftsanschrift jeweils: 
ABC-Straße 45, 20354 Hamburg). Als einziger Geschäftsführer führt er 
die Geschäfte der Emittentin allein (§ 12 Absatz 1 Nr. 1 VermVerkProspV). 

Das Mitglied der Geschäftsführung der Emittentin Karsten Reetz ist als 
Gesellschafter in Höhe von 10 Prozent unmittelbar an der reconcept 
GmbH sowie hierdurch entsprechend mittelbar an den jeweiligen 
Tochtergesellschaften der reconcept GmbH beteiligt. 

Im Zusammenhang mit der angebotenen Vermögensanlage ste-
hen Karsten Reetz unter den Prognoseannahmen mittelbar über 
die Gesellschaften der reconcept Gruppe rechnerisch Gewinnbe-
teiligungen, Entnahmerechte und sonstige Gesamtbezüge, insbe-
sondere Gehälter, Aufwandsentschädigungen, Versicherungsent-
gelte, Provisionen und Nebenleistungen jeder Art, von insgesamt 
EUR  378.064,56 zu. Darüber hinaus stehen dem Mitglied der Ge-
schäftsführung der Emittentin Karsten Reetz keine Gewinnbetei-
ligungen, Entnahmerechte und keine sonstigen Gesamtbezüge, 
insbesondere keine Gehälter, Aufwandsentschädigungen, Versiche-
rungsentgelte, Provisionen und Nebenleistungen jeder Art, zu (§ 12 
Absatz 1 Nr. 2 VermVerkProspV).

Eintragungen in Bezug auf Verurteilungen wegen einer Straftat nach 
den §§  263 bis 283d des Strafgesetzbuches (Straftaten wegen Be-
trug und Untreue, Urkundenfälschung und Insolvenzstraftaten), § 54 
des Kreditwesengesetzes (verbotene Geschäfte und Betreiben von 
Bankgeschäften oder Finanzdienstleistungen ohne erforderliche Ge-
nehmigung), § 38 des Wertpapierhandelsgesetzes (Börsenstraftaten, 
insbesondere verbotene Insidergeschäfte und Marktmanipulation) 
oder § 369 der Abgabenordnung (Steuerstraftaten), die in einem Füh-
rungszeugnis enthalten sind, das zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung nicht älter als sechs Monate ist, bestehen für das Mitglied der 
Geschäftsführung der Emittentin nicht.

Das Mitglied der Geschäftsführung der Emittentin Karsten Reetz ist 
Deutscher. Ausländische Verurteilungen wegen einer Straftat, die mit 
den vorgenannten Straftaten vergleichbar ist, bestehen für das Mit-
glied der Geschäftsführung der Emittentin nicht. 

Über das Vermögen des Mitglieds der Geschäftsführung der Emitten-
tin wurde innerhalb der letzten fünf Jahre kein Insolvenzverfahren 
eröffnet oder mangels Masse abgewiesen.
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Das Mitglied der Geschäftsführung der Emittentin war innerhalb der letz-
ten fünf Jahre nicht in der Geschäftsführung einer Gesellschaft tätig, über 
deren Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels Masse 
abgewiesen wurde. Es gibt keine früheren Aufhebungen einer Erlaub-
nis zum Betreiben von Bankgeschäften oder zur Erbringung von Finanz-
dienstleistungen durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht betreffend das Mitglied der Geschäftsführung der Emittentin. 

Das Mitglied der Geschäftsführung der Emittentin Karsten Reetz ist zu-
gleich Mitglied der Geschäftsführung der Anbieterin und Prospektver-
antwortlichen reconcept consulting GmbH. Die reconcept consulting 
GmbH ist mit dem Vertrieb der Vermögensanlage betraut. Er ist somit 
für ein Unternehmen tätig, das mit dem Vertrieb der angebotenen 
Vermögensanlage betraut ist (§  12 Absatz  2 Nr.  1 VermVerkProspv). 
Darüber hinaus ist Karsten Reetz nicht für Unternehmen tätig, die mit 
dem Vertrieb der angebotenen Vermögensanlage betraut sind. Das 
Mitglied der Geschäftsführung der Emittentin Karsten Reetz ist zu-
gleich Mitglied der Geschäftsführung der reconcept GmbH, die mit 
der Vermittlung der Fremdfinanzierung beauftragt ist. Darüber hinaus 
ist Karsten Reetz nicht für Unternehmen tätig, die dem Emittenten 
Fremdkapital geben (§ 12 Absatz 2 Nr. 2 VermVerkProspV).

Das Mitglied der Geschäftsführung der Emittentin Karsten Reetz ist 
zugleich Geschäftsführer der reconcept GmbH, die mit der Konzep-
tion, der Strukturierung und der Vermittlung der Fremdfinanzierung 
beauftragt ist. Er ist somit für Unternehmen tätig, die Lieferungen 
oder Leistungen im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Her-
stellung der Anlageobjekte erbringen. Darüber hinaus ist Karsten 
Reetz nicht für Unternehmen tätig, die Lieferungen oder Leistungen 
im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung der Anla-
geobjekte erbringen (§ 12 Absatz 2 Nr. 3 VermVerkProspV).

Beteiligungen im Sinne von §  271 des Handelsgesetzbuchs sind An-
teile an anderen Unternehmen, die bestimmt sind, dem eigenen Ge-
schäftsbetrieb durch Herstellung einer dauernden Verbindung zu jenen 
Unternehmen zu dienen. Dabei ist es unerheblich, ob die Anteile in 
Wertpapieren verbrieft sind oder nicht. Eine Beteiligung wird vermu-
tet, wenn die Anteile an einem Unternehmen insgesamt den fünften 
Teil des Nennkapitals dieses Unternehmens oder, falls ein Nennkapital 
nicht vorhanden ist, den fünften Teil der Summe aller Kapitalanteile an 
diesem Unternehmen überschreiten. Verbundene Unternehmen im 
Sinne von § 271 des Handelsgesetzbuchs sind solche Unternehmen, 
die als Mutter- oder Tochterunternehmen (§ 290 HGB) in den Konzern-
abschluss eines Mutterunternehmens nach den Vorschriften über die 
Vollkonsolidierung einzubeziehen sind, das als oberstes Mutterunter-
nehmen den am weitestgehenden Konzernabschluss aufzustellen hat.

Das Mitglied der Geschäftsführung der Emittentin Karsten Reetz ist un-
mittelbar in Höhe von 10 Prozent an der reconcept GmbH beteiligt, die 
mit der Vermittlung der Fremdfinanzierung beauftragt ist. Das Mitglied 
der Geschäftsführung der Emittentin Karsten Reetz ist aufgrund seiner 
unmittelbaren Beteiligung in Höhe von 10 Prozent an der reconcept 
GmbH mittelbar an der reconcept consulting GmbH beteiligt, die mit 
dem Vertrieb der Vermögensanlage beauftragt ist. Darüber hinaus ist 
das Mitglied der Geschäftsführung der Emittentin Karsten Reetz nicht 
an Unternehmen in wesentlichem Umfang unmittelbar oder mittel-
bar beteiligt, die mit dem Vertrieb der emittierten Vermögensanlage 
betraut sind oder der Emittentin Fremdkapital geben oder vermitteln 
(§ 12 Absatz 3 i. V. m. Absatz 2 Nr. 1 und 2 VermVerkProspV).

Das Mitglied der Geschäftsführung der Emittentin Karsten Reetz ist in 
Höhe von 10 Prozent unmittelbar an der reconcept GmbH beteiligt, 
die mit der Konzeption, der Strukturierung und der Vermittlung der 
Fremdfinanzierung beauftragt ist. Er ist über diese Beteiligung ent-
sprechend mittelbar an der Komplementärin reconcept Capital 02 
GmbH beteiligt, die die Geschäfte der Emittentin führt, und an der 
Treuhandkommanditistin reconcept Treuhand GmbH, die mit der 
treuhänderischen Übernahme von Kommanditanteilen beauftragt 
ist. Er ist somit unmittelbar und mittelbar an Unternehmen beteiligt, 
die Lieferungen oder Leistungen im Zusammenhang mit der Anschaf-
fung oder Herstellung der Anlageobjekte erbringen. Darüber hinaus 
ist Karsten Reetz nicht unmittelbar oder mittelbar an Unternehmen 
beteiligt, die Lieferungen oder Leistungen im Zusammenhang mit der 
Anschaffung oder Herstellung der Anlageobjekte erbringen (§ 12 Ab-
satz 3 i. V. m. Absatz 2 Nr. 3 VermVerkProspV).

Das Mitglied der Geschäftsführung der Emittentin Karsten Reetz 
ist neben seiner Tätigkeit als Geschäftsführer der Komplementärin 
reconcept Capital 02 GmbH und der reconcept consulting GmbH 
(Anbieterin und zugleich Prospektverantwortliche) als Geschäftsfüh-
rer für folgende Gesellschaften, die mit der Emittentin und der An-
bieterin nach § 271 des Handelsgesetzbuches verbunden sind, tätig. 
Als Geschäftsführer der vorbezeichneten Gesellschaften leitet Karsten 
Reetz diese Unternehmen und übernimmt jeweils die Geschäftsfüh-
rung als gesetzlicher Vertreter:

–	 reconcept GmbH;
–	 reconcept Treuhand GmbH;
–	 reconcept Capital GmbH;
–	 reconcept Capital 03 GmbH;
–	 reconcept Renewable Energy Ltd.;
–	 reconcept wind investment GmbH;
–	 reconcept 01 Spanien GmbH;

mittelbar über die reconcept Capital 02 GmbH als Komplementärin: 

–	 ADZ02 – Anleihe der Zukunftsenergien GmbH & Co. KG;
–	 ADZ03 – Anleihe der Zukunftsenergien GmbH & Co. KG;
–	 reconcept 08 Anleihe der Zukunftsenergien 
	 Multi Asset-Portfolio GmbH & Co. KG;
–	 reconcept 10 Genussrecht der Zukunftsenergien GmbH & Co. KG,
–	 reconcept Canada investment GmbH & Co. KG;

mittelbar über die reconcept Capital GmbH als Komplementärin:

–	 reconcept Solarpark La Carrasca GmbH & Co. KG; 
–	 reconcept Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG;
–	 Gewi Windpark & Co. 8. Beteiligungs-KG; 
–	 ABO Wind WP Niederlehme GmbH & Co. KG; 
–	 reconcept 03 Windenergie Finnland GmbH & Co. geschlossene InvKG; 
–	 RE03 Windfarm Ylivieska Pajukoski Ky; 
–	 reconcept 04 Wasserkraft Kanada GmbH & Co. geschlossene InvKG; 
–	 reconcept 06 Windenergie Finnland GmbH & Co. KG; 
–	 reconcept 07 Anleihe der Zukunftsenergien 
	 Wind Deutschland GmbH & Co. KG;
–	 Windkraft Pfaffengrün GmbH & Co. KG;
–	 Windrad Mihla GmbH & Co. KG;
–	 ADZ – Anleihe der Zukunftsenergien GmbH & Co. KG;
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mittelbar über die reconcept Capital 03 GmbH als General Partner:
 
–	 reconcept 11 Wind Energy Canada Limited Partnership.

Als Geschäftsführer der vorbezeichneten Gesellschaften leitet Karsten 
Reetz diese Unternehmen und übernimmt jeweils die Geschäftsfüh-
rung als gesetzlicher Vertreter. Herr Karsten Reetz ist zudem Mitglied 
des Aufsichtsrates der Tuulialfa Oy, Helsinki, Finnland. Darüber hinaus 
ist das Mitglied der Geschäftsführung Karsten Reetz nicht für Unter-
nehmen tätig, die mit der Emittentin oder Anbieterin nach § 271 des 
Handelsgesetzbuches in einem Beteiligungsverhältnis stehen oder 
verbunden sind (§ 12 Absatz 2 Nr. 4 VermVerkProspV).

Das Mitglied der Geschäftsführung der Emittentin Karsten Reetz ist im 
Rahmen der Geschäftsführung für die Anbieterin und zugleich Pros-
pektverantwortliche reconcept consulting GmbH mittelbar mit dem 
Vertrieb der emittierten Vermögensanlage beauftragt. Darüber hinaus 
ist Karsten Reetz nicht mit dem Vertrieb der emittierten Vermögens-
anlage beauftragt (§ 12 Absatz 4 Nr. 1 VermVerkProspV).

Das Mitglied der Geschäftsführung der Emittentin Karsten Reetz ver-
mittelt der Emittentin im Rahmen der Geschäftsführung für die mit 
der Fremdkapitalvermittlung beauftragte reconcept GmbH mittelbar 
Fremdkapital. Darüber hinaus stellt Karsten Reetz der Emittentin kein 
Fremdkapital zur Verfügung oder vermittelt dieses  (§ 12 Absatz 4 Nr. 2 
VermVerkProspV).

Das Mitglied der Geschäftsführung der Emittentin Karsten Reetz er-
bringt im Rahmen der Geschäftsführung der mit der Konzeption und 
der Strukturierung beauftragten reconcept GmbH sowie im Rahmen 
der Geschäftsführung der mit der treuhänderischen Übernahme von 
Kommanditanteilen beauftragten Treuhandkommanditistin reconcept 
Treuhand GmbH mittelbar Lieferungen und Leistungen im Zusam-
menhang mit der Anschaffung oder Herstellung der Anlageobjekte. 
Darüber erbringt Karsten Reetz keine Lieferungen oder Leistungen im 
Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung der Anlageob-
jekte (§ 12 Absatz 4 Nr. 3 VermVerkProspV).

Die Mitglieder der Geschäftsführungen  
der Anbieterin und zugleich Prospektverant­
wortlichen, der Treuhänderin sowie der  
Mittelverwendungskontrolleurin
Die nach § 12 Absatz 6 i. V. m. § 12 Absatz 1 bis 4 VermVerkProspV 
zu nennenden Mitglieder der Geschäftsführung der Anbieterin und 
Prospektverantwortlichen reconcept consulting GmbH sind Dennis 
Gaidosch und Karsten Reetz (Geschäftsanschrift jeweils: ABC-Straße 
45, 20354 Hamburg). Es existiert keine Funktionstrennung für die 
Geschäftsführer beim Führen der Geschäfte der Anbieterin und Pro-
spektverantwortlichen.

Die nach § 12 Absatz 6 i. V. m. § 12 Absatz 1 bis 4 VermVerkProspV zu 
nennenden Mitglieder der Geschäftsführung der Treuhänderin (Treu-
handkommanditistin) reconcept Treuhand GmbH sind Bernd Prigge 
und Karsten Reetz (Geschäftsanschrift jeweils: ABC-Straße 45, 20354 
Hamburg). Es existiert keine Funktionstrennung für die Geschäftsfüh-
rer beim Führen der Geschäfte der Treuhandkommanditistin.

Die nach § 12 Absatz 6 i. V. m. § 12 Absatz 1 bis 4 VermVerkProspV 
zu nennenden Mitglieder der Geschäftsführung der Mittelverwen-
dungskontrolleurin MÖHRLE HAPP LUTHER GmbH Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft sind Henning Anders, Martin Horstkötter, Christian 
Kampmeyer, Dr. Ulrich Koops, Matthias Linnenkugel, Rüdiger Ludwig, 
Dr. Tobias Möhrle, Dr. Ulrich Möhrle, Mario Neugebauer, Jens Schar-
fenberg, Hans-Hermann Völker, Kai Voige, Alexander Wirde und Dr. 
Patrick Zeising (Geschäftsanschrift jeweils: Brandstwiete 3, 20457 
Hamburg). Es existiert keine Funktionstrennung für die Geschäftsfüh-
rer beim Führen der Geschäfte der Mittelverwendungskontrolleurin 
Die Mittelverwendungskontrolleurin wurde durch den ab Seite 121 f. 
abgedruckten Mittelverwendungskontrollvertrag beauftragt.

Es existieren keine Aufsichtsgremien, Beiräte und Vorstände der An-
bieterin und zugleich Prospektverantwortlichen, der Treuhandkom-
manditistin und der Mittelverwendungskontrolleurin.

Die Mitglieder der Geschäftsführung der Anbieterin und Prospekt-
verantwortlichen, die Mitglieder der Geschäftsführung der Treuhand-
kommanditistin und die Mitglieder der Geschäftsführung der Mittel-
verwendungskontrolleurin werden nachfolgend auch gemeinsam als 
„die nach § 12 Absatz 6 i. V. m. § 12 Absatz 1 bis 4 VermVerkProspV zu 
nennenden Mitglieder der Geschäftsführungen“ bezeichnet.

In Bezug auf das Mitglied der Geschäftsführung der Anbieterin und 
zugleich Prospektverantwortlichen sowie der Treuhandkommandi-
tistin Karsten Reetz wird auf die unter dem vorstehenden Abschnitt 
(Seite  84  ff., „Die Mitglieder der Geschäftsführung der Emittentin“) 
zu seiner Person als Mitglied der Geschäftsführung der Emittentin 
gemachten Angaben verwiesen, welche in Ergänzung der nachfol-
genden Angaben entsprechend auch im Hinblick auf die Funktion 
von Karsten Reetz als nach §  12 Absatz  6 i. V. m. §  12 Absatz  1 bis 
4 VermVerkProspV zu nennendes Mitglied der Geschäftsführung der 
Anbieterin und zugleich Prospektverantwortlichen sowie der Treu-
handkommanditistin gelten.

Bis auf die auf Seite 84 dargestellte Vergütung von Herrn Karsten Reetz 
stehen den nach § 12 Absatz 6 i. V. m. § 12 Absatz 1 bis 4 VermVer-
kProspV zu nennenden Mitgliedern der Geschäftsführungen keine 
Gewinnbeteiligungen, Entnahmerechte und keine sonstigen Gesamt-
bezüge, insbesondere keine Gehälter, Aufwandsentschädigungen, 
Versicherungsentgelte, Provisionen und Nebenleistungen jeder Art zu.

Eintragungen in Bezug auf Verurteilungen wegen einer Straftat nach 
den §§  263 bis 283d des Strafgesetzbuches (Straftaten wegen Be-
trug und Untreue, Urkundenfälschung und Insolvenzstraftaten), § 54 
des Kreditwesengesetzes (verbotene Geschäfte und Betreiben von 
Bankgeschäften oder Finanzdienstleistungen ohne erforderliche Ge-
nehmigung), § 38 des Wertpapierhandelsgesetzes (Börsenstraftaten, 
insbesondere verbotene Insidergeschäfte und Marktmanipulation) 
oder §  369 der Abgabenordnung (Steuerstraftaten), die in einem 
Führungszeugnis enthalten sind, das zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung nicht älter als sechs Monate ist, bestehen für die nach § 12 
Absatz 6 i. V. m. § 12 Absatz 1 bis 4 VermVerkProspV zu nennenden 
Mitglieder der Geschäftsführungen nicht.
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Die nach § 12 Absatz 6 i. V. m. § 12 Absatz 1 bis 4 VermVerkProspV 
zu nennenden Mitglieder der Geschäftsführungen sind Deutsche. 
Ausländische Verurteilungen wegen einer Straftat, die mit den vor-
genannten Straftaten vergleichbar ist, bestehen für die nach §  12 
Absatz 6 i. V. m. § 12 Absatz 1 bis 4 VermVerkProspV zu nennenden 
Mitglieder der Geschäftsführungen nicht. 

Über das Vermögen der nach § 12 Absatz 6 i. V. m. § 12 Absatz 1 bis 
4 VermVerkProspV zu nennenden Mitglieder der Geschäftsführungen 
wurde innerhalb der letzten fünf Jahre kein Insolvenzverfahren eröff-
net oder mangels Masse abgewiesen.

Die nach § 12 Absatz 6 i. V. m. § 12 Absatz 1 bis 4 VermVerkProspV zu 
nennenden Mitglieder der Geschäftsführungen waren innerhalb der 
letzten fünf Jahre nicht in der Geschäftsführung einer Gesellschaft tä-
tig, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet oder man-
gels Masse abgewiesen wurde.

Es gibt keine früheren Aufhebungen einer Erlaubnis zum Betreiben 
von Bankgeschäften oder zur Erbringung von Finanzdienstleistungen 
durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht betreffend 
die nach § 12 Absatz 6 i. V. m. § 12 Absatz 1 bis 4 VermVerkProspV zu 
nennenden Mitglieder der Geschäftsführungen. 

Das Mitglied der Geschäftsführung der Anbieterin und Prospektver-
antwortlichen Dennis Gaidosch ist als Geschäftsführer der mit dem 
Vertrieb der angebotenen Vermögensanlage beauftragten Anbiete-
rin und Prospektverantwortlichen für ein Unternehmen tätig, das mit 
dem Vertrieb der angebotenen Vermögensanlage betraut ist. Darüber 
hinaus ist er nicht für ein Unternehmen tätig, das mit dem Vertrieb der 
angebotenen Vermögensanlage betraut ist. Er ist auch nicht für ein 
Unternehmen tätig, das der Emittentin Fremdkapital gibt. 

Das Mitglied der Geschäftsführung der Anbieterin und Prospektver-
antwortlichen Dennis Gaidosch ist nicht für Unternehmen tätig, die 
mit der Emittentin oder Anbieterin nach §  271 des Handelsgesetz-
buches in einem Beteiligungsverhältnis stehen oder verbunden sind.

Das vorgenannte Mitglied der Geschäftsführung der Anbieterin und 
Prospektverantwortlichen Dennis Gaidosch ist nicht für Unterneh-
men tätig, die im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstel-
lung der Anlageobjekte Lieferungen oder Leistungen erbringen.

Das Mitglied der Geschäftsführung der Anbieterin und Prospektver-
antwortlichen Dennis Gaidosch ist an keinem Unternehmen in we-
sentlichem Umfang unmittelbar oder mittelbar beteiligt, das mit dem 
Vertrieb der emittierten Vermögensanlage betraut ist oder der Emit-
tentin Fremdkapital gibt. Er ist auch nicht in wesentlichem Umfang 
unmittelbar oder mittelbar an Unternehmen beteiligt, die mit der 
Emittentin oder Anbieterin nach § 271 des Handelsgesetzbuches in 
einem Beteiligungsverhältnis stehen oder verbunden sind. 

Das Mitglied der Geschäftsführung der Anbieterin und Prospektver-
antwortlichen Dennis Gaidosch ist nicht an Unternehmen in wesent-
lichem Umfang unmittelbar oder mittelbar beteiligt, die Lieferungen 
oder Leistungen im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Her-
stellung der Anlageobjekte erbringen.

Das Mitglied  der Geschäftsführung der Anbieterin und Prospektver-
antwortlichen Dennis Gaidosch ist nicht mit dem Vertrieb der emit-
tierten Vermögensanlage beauftragt und stellen der Emittentin kein 
Fremdkapital zur Verfügung oder vermitteln dieses. 

Das Mitglied  der Geschäftsführung der Anbieterin und Prospektver-
antwortlichen Dennis Gaidosch erbringt keine Lieferungen oder Leis-
tungen im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung 
der Anlageobjekte.

Das Mitglied der Geschäftsführung der Treuhandkommanditistin 
Bernd Prigge ist nicht für Unternehmen tätig, die mit dem Vertrieb 
der angebotenen Vermögensanlage betraut sind oder der Emitten-
tin Fremdkapital geben. Das Mitglied der Geschäftsführung der Treu-
handkommanditistin reconcept Treuhand GmbH Bernd Prigge ist 
nicht für Unternehmen tätig, die mit der Emittentin oder Anbieterin 
nach § 271 des Handelsgesetzbuches in einem Beteiligungsverhältnis 
stehen oder verbunden sind. 

Das Mitglied der Geschäftsführung der Treuhandkommanditistin 
Bernd Prigge ist nicht für Unternehmen tätig ist, die im Zusammen-
hang mit der Anschaffung oder Herstellung der Anlageobjekte Liefe-
rungen oder Leistungen erbringen. 

Das Mitglied der Geschäftsführung der Treuhandkommanditistin 
Bernd Prigge ist an keinem Unternehmen in wesentlichem Umfang 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt, das mit dem Vertrieb der emit-
tierten Vermögensanlage betraut ist oder der Emittentin Fremdkapital 
gibt. Er ist auch nicht in wesentlichem Umfang unmittelbar oder mit-
telbar an Unternehmen beteiligt, die mit der Emittentin oder Anbie-
terin nach § 271 des Handelsgesetzbuches in einem Beteiligungsver-
hältnis stehen oder verbunden sind. 

Das Mitglied der Geschäftsführung der Treuhandkommanditistin 
Bernd Prigge ist nicht an Unternehmen in wesentlichem Umfang 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt, die im Zusammenhang mit der 
Anschaffung oder Herstellung der Anlageobjekte Lieferungen oder 
Leistungen erbringen.

Das Mitglied der Geschäftsführung der Treuhandkommanditistin 
Bernd Prigge ist nicht mit dem Vertrieb der emittierten Vermögens-
anlage beauftragt und stellt der Emittentin kein Fremdkapital zur Ver-
fügung oder vermittelt dieses. Das Mitglied der Geschäftsführung der 
Treuhandkommanditistin Bernd Prigge erbringt im Zusammenhang 
mit der Anschaffung oder Herstellung der Anlageobjekte keine Liefe-
rungen oder Leistungen.

Die Mitglieder der Geschäftsführung der Mittelverwendungskontrol-
leurin MÖHRLE HAPP LUTHER GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Henning Anders, Martin Horstkötter, Christian Kampmeyer, Dr. Ulrich 
Koops, Matthias Linnenkugel, Rüdiger Ludwig, Dr. Tobias Möhrle, Dr. 
Ulrich Möhrle, Mario Neugebauer, Jens Scharfenberg, Hans-Hermann 
Völker, Kai Voige, Alexander Wrede und Dr. Patrick Zeising sind nicht 
für ein Unternehmen tätig, das mit dem Vertrieb der angebotenen 
Vermögensanlage betraut ist oder der Emittentin Fremdkapital gibt. 
Sie sind auch nicht für Unternehmen tätig, die mit der Emittentin 
oder Anbieterin nach § 271 des Handelsgesetzbuches in einem Betei-
ligungsverhältnis stehen oder verbunden sind.
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Der Mittelverwendungskontrolleurin obliegt auf Grundlage des Mit-
telverwendungskontrollvertrages unter anderem die formale Prüfung, 
ob der Verwendungszweck von Verfügungen über das Mittelverwen-
dungskonto dem Investitionsplan der Emittentin entspricht (siehe 
„Mittelverwendungskontrollvertrag“). Nur bei Freigabe der Zahlung 
durch die Mittelverwendungskontrolleurin ist die Anschaffung oder 
Herstellung der Anlageobjekte möglich. Durch diese Kontrolle von 
Zahlungen erbringt die Mittelverwendungskontrolleurin folglich Leis-
tungen im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung 
der Anlageobjekte. Die vorgenannten Mitglieder der Geschäftsfüh-
rung der Mittelverwendungskontrolleurin sind durch ihre Geschäfts-
führungstätigkeit für die Mittelverwendungskontrolleurin, die mit der 
Kontrolle von Zahlungen beauftragt ist, für ein Unternehmen tätig, 
das im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung der 
Anlageobjekte Lieferungen oder Leistungen erbringt. Da die Anlage-
objekte zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung noch nicht feststehen, 
ist es nicht möglich, vollständige Angaben zu machen, in welcher Art 
und Weise die vorgenannten Mitglieder der Geschäftsführung der 
Mittelverwendungskontrolleurin für die Mittelverwendungskontrol-
leurin tätig sind, die im Zusammenhang mit der Anschaffung oder 
Herstellung der Anlageobjekte Lieferungen oder Leistungen erbringt. 
Darüber hinaus sind die vorgenannten Mitglieder der Geschäftsfüh-
rung der Mittelverwendungskontrolleurin nicht für Unternehmen tä-
tig, die im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung der 
Anlageobjekte Lieferungen oder Leistungen erbringen.

Die Mitglieder der Geschäftsführung der Mittelverwendungskontrol-
leurin MÖHRLE HAPP LUTHER GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Henning Anders, Martin Horstkötter, Christian Kampmeyer, Dr. Ulrich 
Koops, Matthias Linnenkugel, Rüdiger Ludwig, Dr. Tobias Möhrle, Dr. 
Ulrich Möhrle, Mario Neugebauer, Jens Scharfenberg, Hans-Hermann 
Völker, Kai Voige, Alexander Wirde und Dr. Patrick Zeising sind an kei-
nem Unternehmen in wesentlichem Umfang unmittelbar oder mittel-
bar beteiligt, das mit dem Vertrieb der emittierten Vermögensanlage 
betraut ist oder der Emittentin Fremdkapital gibt. Sie sind auch nicht 
in wesentlichem Umfang unmittelbar oder mittelbar an Unterneh-
men beteiligt, die mit der Emittentin oder Anbieterin nach § 271 des 
Handelsgesetzbuches in einem Beteiligungsverhältnis stehen oder 
verbunden sind.

Ausweislich der beim Unternehmensregister einsehbaren Gesell-
schafterliste der Mittelverwendungskontrolleurin MÖHRLE HAPP 
LUTHER GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit Stand vom 1. Juli 
2015 (kostenpflichtig abrufbar unter www.unternehmensregister.
de) hält die MDS MÖHRLE WPG-GbR mit Sitz in Hamburg als einzige 
Gesellschafterin sämtliche Geschäftsanteile der Mittelverwendungs-
kontrolleurin MÖHRLE HAPP LUTHER GmbH Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft. Weitere unmittelbare Beteiligungen an der mit der Kont-
rolle von Zahlungen beauftragten Mittelverwendungskontrolleurin, 
die im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung der 
Anlageobjekte Lieferungen oder Leistungen erbringt, bestehen 
folglich nicht. Ausweislich der Gesellschafterliste sind an der MDS 
MÖHRLE WPG-GbR nebst dritten Personen die folgenden Mitglieder 
der Geschäftsführung der Mittelverwendungskontrolleurin beteiligt: 
Henning Anders, Martin Horstkötter, Dr. Ulrich Koops, Matthias Lin-
nenkugel, Rüdiger Ludwig, Dr. Ulrich Möhrle, Mario Neugebauer, Jens 
Scharfenberg, Hans-Hermann Völker, Kai Voige und Dr. Patrick Zeising. 
Diese Mitglieder der Geschäftsführung der Mittelverwendungskont-
rolleurin sind folglich mittelbar an der mit der Kontrolle von Zahlun-

gen beauftragten Mittelverwendungskontrolleurin beteiligt, die Lie-
ferungen oder Leistungen im Zusammenhang mit der Anschaffung 
oder Herstellung der Anlageobjekte erbringt. Weder der Anbieterin 
und zugleich Prospektverantwortlichen, noch der Emittentin sind 
weitere Einzelheiten zu den Beteiligungsverhältnissen auf Ebene der 
MDS MÖHRLE WPG-GbR bekannt, insbesondere nicht die jeweiligen 
Beteiligungshöhen der genannten Personen. Über das Vorstehende 
hinaus können daher weder die Anbieterin und zugleich Prospektver-
antwortliche, noch die Emittentin weitere Angaben machen, ob bzw. 
in welcher Art und Weise die vorgenannten Mitglieder der Geschäfts-
führung der Mittelverwendungskontrolleurin an der mit der Kontrolle 
von Zahlungen beauftragten Mittelverwendungskontrolleurin, die 
Lieferungen oder Leistungen im Zusammenhang mit der Anschaf-
fung oder Herstellung der Anlageobjekte erbringt, mittelbar beteiligt 
sind. Darüber hinaus sind die vorgenannten Mitglieder der Geschäfts-
führung der Mittelverwendungskontrolleurin nicht an Unternehmen 
in wesentlichem Umfang unmittelbar oder mittelbar an Unterneh-
men beteiligt, die Lieferungen oder Leistungen im Zusammenhang 
mit der Anschaffung oder Herstellung der Anlageobjekte erbringen.

Die Mitglieder der Geschäftsführung der Mittelverwendungskontrol-
leurin MÖHRLE HAPP LUTHER GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Henning Anders, Martin Horstkötter, Christian Kampmeyer, Dr. Ulrich 
Koops, Matthias Linnenkugel, Rüdiger Ludwig, Dr. Tobias Möhrle, Dr. 
Ulrich Möhrle, Mario Neugebauer, Jens Scharfenberg, Hans-Hermann 
Völker, Kai Voige, Alexander Wirde und Dr. Patrick Zeising sind nicht mit 
dem Vertrieb der emittierten Vermögensanlage beauftragt und stellen 
der Emittentin kein Fremdkapital zur Verfügung oder vermitteln dieses. 
Sie erbringen keine Lieferungen oder Leistungen im Zusammenhang 
mit der Anschaffung oder Herstellung der Anlageobjekte.

Der Beirat 
Es kann ein Beirat, bestehend aus drei Personen, bestellt werden. Die 
Mitglieder dieses Beirats stehen zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung noch nicht fest, sondern können auf der ersten ordentlichen Ge-
sellschafterversammlung für jeweils drei Jahre gewählt werden. Zwei 
Beiratsmitglieder werden von den Anlegern gewählt und ein Beirats-
mitglied wird von der Komplementärin bestellt. Beschlüsse werden 
mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Die Aufgaben des Beirats be-
stehen darin, die Geschäftsführung zu überwachen und beratend tä-
tig zu sein. Hierbei ist der Beirat berechtigt, die Bücher der Gesellschaft 
einzusehen und zu prüfen, von der Komplementärin jährlich Berichte 
zu verlangen, die über die wesentlichen Geschäftsvorfälle berichten, 
und jederzeit eine Gesellschafterversammlung einzuberufen oder ein 
schriftliches Beschlussverfahren zu veranlassen. Für ihre Tätigkeit er-
halten die Beiratsmitglieder eine angemessene Tätigkeitsvergütung 
und Kostenersatz zzgl. etwaiger gesetzlicher Umsatzsteuer. Die Ge-
sellschafterversammlung bestimmt die Höhe der Vergütung. Zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung existiert kein Beirat.

Der Investitionsausschuss 
Die Gesellschaft verfügt über einen Investitionsausschuss, der über 
die von der Geschäftsführung vorgestellten Windenergieprojekte 
eine Investitionsempfehlung abgibt. Der Investitionsausschuss über-
prüft jeweils, ob die von der Geschäftsführung vorgeschlagenen Pro-
jekte die Investitionskriterien erfüllen. Der Investitionsausschuss hat 
kein Weisungsrecht gegenüber der Geschäftsführung. Der Investiti-
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onsausschuss spricht jeweils eine Investitionsempfehlung hinsichtlich 
der von der Geschäftsführung vorgeschlagenen Projekte aus. Jedes 
Ausschussmitglied hat hierbei eine Stimme. Beschlüsse können nur 
unter Beteiligung aller Ausschussmitglieder gefasst werden. Der Be-
schluss des Investitionsausschusses ist zu protokollieren und von allen 
Ausschussmitgliedern zu unterzeichnen. Die Übermittlung der einfa-
chen Unterschriften kann dabei per Post oder Telefax erfolgen. Der 
Investitionsausschuss bestätigt in dem Beschluss, dass ihm für seine 
Entscheidung alle notwendigen Unterlagen vorlagen. Die Ausschuss-
mitglieder, die nicht für Gesellschaften der reconcept Gruppe opera-
tiv tätig sind, erhalten für ihre Tätigkeit eine pauschale Vergütung pro 
Mitglied und Ausschusssitzung in Höhe von jeweils EUR  1.000 zzgl. 
etwaiger Umsatzsteuer. Damit sind alle Aufwendungen, insbesonde-
re Reise- und Verpflegungskosten, abgegolten. Die vorgenannte pau-
schale Vergütung ist jeweils zum Jahresende fällig. Der Gesamtbetrag 
der für die Wahrnehmung der Aufgaben als Investitionsausschuss ver-
einbarten Vergütungen für alle Ausschussmitglieder hängt von der 
Häufigkeit der Ausschusssitzungen ab und kann daher zum Zeitpunkt 
der Prospektaufstellung nicht beziffert werden. 

Der Investitionsausschuss ist für den gesamten Investitionszeitraum 
bestellt. Sollte in dieser Zeit ein Ausschussmitglied ausscheiden, beruft 
die Komplementärin innerhalb von drei Wochen ein neues Mitglied, 
wobei zu berücksichtigen ist, dass insgesamt nur ein Mitglied des 
Investitionsausschusses an der reconcept GmbH oder an mit dieser 
verbundenen Unternehmen beteiligt oder für diese operativ tätig sein 
darf. Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung ist kein Mitglied des Inves-
titionsausschusses an der reconcept GmbH oder an mit dieser verbun-
denen Unternehmen beteiligt oder für diese tätig. Der Investitionsaus-
schuss muss seine Empfehlung innerhalb einer Frist von maximal drei 
Wochen aussprechen. Sollte der Investitionsausschuss aufgrund einer 
Verhinderung der Mitglieder nicht in der Lage sein, in der geforderten 
Zeit Beschlüsse zu fassen, oder sollten Mitglieder des Investitionsaus-
schusses nicht mehr zur Verfügung stehen, kann die Komplementärin 
neue Mitglieder in den Investitionsausschuss berufen. 

Die Mitglieder des Investitionsausschusses
Die Mitglieder des Investitionsausschusses sind Katharina Hollen-
steiner (Geschäftsanschrift: Klotzenmoorstieg 3, 22453 Hamburg), 
Michael Conrad (Geschäftsanschrift: Neuer Wall 44, 20354 Hamburg) 
und Lucas Oelkers (Geschäftsanschrift: Barmbeker Straße 29b, 22303 
Hamburg). Es gibt keine Funktionsaufteilung unter den Mitgliedern.

Die Mitglieder des Investitionsausschusses der Emittentin erhalten 
jedes pro Sitzung EUR  1.000 zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. Die 
Anzahl der Sitzungen steht zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung 
noch nicht fest. Somit kann kein Jahresbetrag der sonstigen Gesamt-
bezüge, insbesondere der Gehälter, Aufwandsentschädigungen, 
Versicherungsentgelte, Provisionen und Nebenleistungen jeder Art, 
angegeben werden. Darüber hinaus stehen den Mitgliedern des In-
vestitionsausschusses der Emittentin keine Gewinnbeteiligungen 
oder Entnahmerechte zu.

Eintragungen in Bezug auf Verurteilungen wegen einer Straftat nach 
den §§  263 bis 283d des Strafgesetzbuches (Straftaten wegen Be-
trug und Untreue, Urkundenfälschung und Insolvenzstraftaten), § 54 
des Kreditwesengesetzes (verbotene Geschäfte und Betreiben von 
Bankgeschäften oder Finanzdienstleistungen ohne erforderliche Ge-

nehmigung), § 38 des Wertpapierhandelsgesetzes (Börsenstraftaten, 
insbesondere verbotene Insidergeschäfte und Marktmanipulation) 
oder § 369 der Abgabenordnung (Steuerstraftaten), die in einem Füh-
rungszeugnis enthalten sind, das zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung nicht älter als sechs Monate ist, bestehen für die Mitglieder des 
Investitionsausschusses der Emittentin nicht.

Die Mitglieder des Investitionsausschusses der Emittentin sind Deut-
sche. Ausländische Verurteilungen wegen einer Straftat, die mit den 
vorgenannten Straftaten vergleichbar ist, bestehen für die Mitglieder 
des Investitionsausschusses der Emittentin nicht. Über das Vermögen 
der Mitglieder des Investitionsausschusses der Emittentin wurde in-
nerhalb der letzten fünf Jahre kein Insolvenzverfahren eröffnet oder 
mangels Masse abgewiesen. Die Mitglieder des Investitionsausschus-
ses der Emittentin waren innerhalb der letzten fünf Jahre nicht in der 
Geschäftsführung einer Gesellschaft tätig, über deren Vermögen ein 
Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels Masse abgewiesen wurde. 
Es gibt keine früheren Aufhebungen einer Erlaubnis zum Betreiben 
von Bankgeschäften oder zur Erbringung von Finanzdienstleistungen 
durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht betreffend 
die Mitglieder des Investitionsausschusses der Emittentin. 

Die Mitglieder des Investitionsausschusses der Emittentin sind nicht 
für Unternehmen tätig, die mit dem Vertrieb der angebotenen Vermö-
gensanlage betraut sind oder die der Emittentin Fremdkapital geben. 
Sie sind auch nicht für Unternehmen tätig, die im Zusammenhang 
mit der Anschaffung oder Herstellung der Anlageobjekte Lieferungen 
oder Leistungen erbringen. Die Mitglieder des Investitionsausschus-
ses der Emittentin sind für die reconcept 06 Windenergie Finnland 
GmbH & Co. KG, die mit der Emittentin und der Anbieterin nach § 
271 Handelsgesetzbuch verbunden ist, als Mitglieder des Investitions-
ausschusses dieser Gesellschaft tätig. Darüber hinaus sind die Mitglie-
der des Investitionsausschusses nicht Unternehmen tätig, die mit der 
Emittentin oder Anbieterin nach § 271 des Handelsgesetzbuches in 
einem Beteiligungsverhältnis stehen oder verbunden sind.

Die Mitglieder des Investitionsausschusses der Emittentin sind an kei-
nem Unternehmen in wesentlichem Umfang unmittelbar oder mittel-
bar beteiligt, das mit dem Vertrieb der emittierten Vermögensanlage 
betraut ist oder der Emittentin Fremdkapital gibt. Sie sind nicht an 
Unternehmen in wesentlichem Umfang unmittelbar oder mittelbar 
beteiligt, die im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstel-
lung der Anlageobjekte Lieferungen oder Leistungen erbringen. 

Die Mitglieder des Investitionsausschusses der Emittentin sind nicht 
in wesentlichem Umfang unmittelbar oder mittelbar an Unterneh-
men beteiligt, die mit der Emittentin oder Anbieterin nach § 271 des 
Handelsgesetzbuches in einem Beteiligungsverhältnis stehen oder 
verbunden sind. 

Die Mitglieder des Investitionsausschusses Katharina Hollensteiner, 
Michael Conrad und Lucas Oelkers sind nicht mit dem Vertrieb der 
emittierten Vermögensanlage beauftragt. Die Mitglieder des Investi-
tionsausschusses Katharina Hollensteiner, Michael Conrad und Lucas 
Oelkers stellen der Emittentin kein Fremdkapital zur Verfügung oder 
vermitteln dieses.

Die Mitglieder des Investitionsausschusses Katharina Hollensteiner, 
Michael Conrad und Lucas Oelkers erbringen durch ihre Tätigkeiten 
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im Investitionsausschuss Lieferungen und Leistungen im Zusam-
menhang mit der Anschaffung oder Herstellung der Anlageobjekte. 
Darüber hinaus erbringen die Mitglieder des Investitionsausschusses 
Katharina Hollensteiner, Michael Conrad und Lucas Oelkers keine Lie-
ferungen oder Leistungen im Zusammenhang mit der Anschaffung 
oder Herstellung der Anlageobjekte.

Das Treuhandverhältnis 
Die dem Treuhandverhältnis zwischen Treuhandkommanditistin und 
Anleger und der Tätigkeit der Treuhandkommanditistin zugrundelie-
gende Rechtsgrundlage ist der im vollständigen Wortlaut in diesem 
Verkaufsprospekt im Kapitel „Die wichtigsten Verträge“ abgedruckte 
Treuhandvertrag (siehe Seite 116 ff.). Der Treuhandvertrag unterliegt 
dem deutschen Recht. 

Die Treuhandkommanditistin
Treuhänderin ist die Treuhandkommanditistin reconcept Treuhand 
GmbH, Hamburg. Die Treuhandkommanditistin ist die reconcept 
Treuhand GmbH mit Sitz in Hamburg (Geschäftsanschrift: ABC-Stra-
ße 45, 20354 Hamburg). Sie hat als Gründungskommanditistin eine 
Pflichteinlage von EUR 1.000 zzgl. Agio übernommen. Eine Haftsum-
me von EUR 100 ist beim Handelsregister eingetragen. 

Ihre Aufgabe ist der Erwerb, das Halten und das Verwalten der treu-
händerischen Kommanditeinlagen (das „Treugut“) für die Anleger mit 
mittelbarer Beteiligung („Treugeber“) entsprechend der Höhe der 
jeweiligen Beteiligung im eigenen Namen, aber im Auftrag und für 
Rechnung der Treugeber (§ 14 Absatz 2 des Gesellschaftsvertrages). 
Rechtsgrundlage hierfür ist der Treuhandvertrag. Im Innenverhältnis 
der Treugeber zueinander, zur Gesellschaft und ihren Gesellschaftern 
werden die Treugeber wie unmittelbar beteiligte Kommanditisten 
mit allen Rechten und Pflichten behandelt (§ 14 Absatz 2 des Gesell-
schaftsvertrages, § 2 Absatz 2 des Treuhandvertrages).

Zustandekommen des Treuhandverhältnisses 
Das Zustandekommen des Treuhandverhältnisses ist davon abhän-
gig, dass die Treuhandkommanditistin die vollständig ausgefüllte und 
unterzeichnete Beitrittserklärung des Treugebers annimmt (§  1 Ab-
satz 1 des Treuhandvertrages). 

Wesentliche Rechte und  
Pflichten der Treuhandkommanditistin 
Die Treuhandkommanditistin hält im Außenverhältnis die anteiligen Be-
teiligungen der Treugeber als einheitlichen Kommanditanteil im eigenen 
Namen, aber im Auftrag und auf Rechnung der einzelnen Treugeber. Die 
Treugeber selbst sind daher nicht im Handelsregister eingetragen. 

Im Innenverhältnis der Beteiligungsgesellschaft, ihrer Gesellschafter 
und Treugeber zueinander werden die Treugeber wirtschaftlich wie un-
mittelbar beteiligte Kommanditisten behandelt. Dies gilt insbesondere 
für die Ausübung von Kontroll-, Informations- und Mitgliedschaftsrech-
ten sowie im Fall der Kündigung bzw. des Ausscheidens der Gesell-
schafter und für die Beteiligung am Ergebnis und am Liquidationserlös 
der Beteiligungsgesellschaft. Soweit der Treugeber gesellschaftsver-
tragliche Rechte nicht selbst wahrnimmt, wird die Treuhandkomman-

ditistin die Rechte nur nach den Weisungen des Treugebers ausüben. 
Bei der Ausübung der Stimmrechte ist die Treuhandkommanditistin 
durch den Treugeber aufgrund des Treuhandvertrages bevollmächtigt. 
Die Treuhandkommanditistin ist berechtigt und verpflichtet, ihr Stimm-
recht in dem Verhältnis aufzuteilen, in dem sie von verschiedenen 
Treugebern zu unterschiedlichen Stimmabgaben für diese angewiesen 
wird. Bei fehlender Weisung des Treugebers enthält sich die Treuhand-
kommanditistin ihrer Stimme (§  7 Absatz  2 des Treuhandvertrages). 
Alle Informationen und Dokumentationen, die die Treuhandkomman-
ditistin als Gesellschafterin der Beteiligungsgesellschaft zur Verfügung 
gestellt bekommt, wird sie unverzüglich an die Treugeber weiterleiten. 
Die Treuhänderin ist verpflichtet, das Treugut von sonstigem eigenem 
Vermögen oder dem Vermögen Dritter getrennt zu halten und bei Be-
endigung des Treuhandverhältnisses unverzüglich herauszugeben. Sie 
tritt ihre Ansprüche hinsichtlich der Beteiligung am Vermögen, am Ge-
winn und Verlust, an Auszahlungen sowie einem Liquidationserlös an 
den Treugeber ab. Sie hat das Recht auf Vergütung.

Die Vergütung der Treuhandkommanditistin ist auf Seite  79 darge-
stellt. Der Gesamtbetrag der für die Wahrnehmung der Aufgaben 
vereinbarten Vergütung bei einer Laufzeit bis Ende 2023 und den 
im Rahmen der Prognoserechnung getroffenen Annahmen beträgt 
EUR 753.289 zzgl. Umsatzsteuer. 

Rechte und Pflichten der Treugeber 
Die Rechte und Pflichten der Treugeber sind im Treuhandvertrag ge-
regelt. Danach nimmt die Treuhandkommanditistin die Gesellschaf-
terstellung der Treugeber ein. Sie verwaltet die Beteiligung im Inter-
esse und entsprechend den Weisungen eines jeden Treugebers. Die 
Treugeber ihrerseits werden gemäß § 5 Absatz 8 des Gesellschaftsver-
trages im Innenverhältnis wie unmittelbar beteiligte Kommanditisten 
mit den entsprechenden Rechten und Pflichten eines Gesellschafters 
(siehe vorstehende Punkte auf Seite 72 unter „Hauptmerkmale der An-
teile der Anleger“) behandelt. 

Anlegerregister 
Die Treuhandkommanditistin führt für die Anleger ein Register, in 
das insbesondere Name und Vorname bzw. Firma, Anschrift, E-Mail-
Adresse (optional), Bankverbindung, Finanzamt, Steueridentifikati-
onsnummer und/oder Steuernummer sowie die Höhe ihrer jeweili-
gen Beteiligung eingetragen werden (nachfolgend „Anlegerregister“). 
Die Treuhandkommanditistin kann die Anlegerverwaltung an Dritte 
vergeben. Die Anleger sind verpflichtet, Änderungen dieser Angaben 
der Treuhandkommanditistin unverzüglich mitzuteilen. Gegenüber 
der Komplementärin, der Treuhandkommanditistin, der Mittelver-
wendungskontrolleurin und der Gesellschaft gelten nur die im An-
legerregister eingetragenen Personen als aus der Beteiligung allein 
berechtigt und verpflichtet, es sei denn, eine andere Person weist 
durch Vorlage entsprechender Urkunden ihre Berechtigung nach. In 
diesem Fall ist die Geschäftsführung nicht verpflichtet, die Berechti-
gung aus der Beteiligung gesondert nachzuprüfen. Der Anleger hat 
davon Kenntnis und ist damit einverstanden, dass im Rahmen dieses 
Vertrages personenbezogene Daten auf EDV-Anlagen gespeichert 
und zum Zweck der Verwaltung der Beteiligung von der Treuhand-
kommanditistin, der Gesellschaft und der Komplementärin genutzt 
werden. Mitteilungen an die Anleger erfolgen an die Adresse, die im 
Anlegerregister angegeben ist. 
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Haftung der Treuhandkommanditistin 
Die Treuhandkommanditistin haftet den Treugebern für vorsätzlich 
und grob fahrlässig verursachte Schäden. Eine Haftung für leichte 
Fahrlässigkeit besteht nur bei Verletzung wesentlicher Vertragspflich-
ten, also vertragstypisch vorhersehbare Schäden aus der Verletzung 
des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit (§  11 Absatz  1 bis 3 
des Treuhandvertrages). Die Treugeber sind verpflichtet, die Treu-
handkommanditistin von allen Verpflichtungen freizustellen, welche 
bei pflichtgemäßer Erfüllung des Treuhandvertrages und des Gesell-
schaftsvertrages im Zusammenhang mit der Übernahme, dem Halten 
und der Verwaltung der jeweiligen Kommanditbeteiligung entstehen 
(§ 5 des Treuhandvertrages). 

Kündigung und Beendigung des  
Treuhandverhältnisses 
Mit Wirkung frühestens zum Ablauf des Jahres, in dem die Platzie-
rungsphase endet, kann sich der Treugeber nach eigener Wahl auch 
unmittelbar als Kommanditist an der Gesellschaft beteiligen. Hierzu 
kann der Treugeber den Treuhandvertrag mit einer Frist von sechs 
Monaten zum Jahresende durch schriftliche Erklärung gegenüber der 
Treuhandkommanditistin kündigen. Der Treugeber ist in diesem Fall 
verpflichtet, der Komplementärin eine unwiderrufliche, über den Tod 
hinausgehende und von den Beschränkungen des § 181 BGB befrei-
ende Vollmacht nach Maßgabe von § 6 Absatz 4 des Gesellschafts-
vertrages zur Abgabe und Entgegennahme aller Erklärungen im Zu-
sammenhang mit allen Anmeldungen zum Handelsregister, an denen 
ein Kommanditist mitzuwirken verpflichtet ist, sowie zur Vornahme 
aller in diesem Zusammenhang erforderlichen Handlungen und 
Beschlüsse in notariell beglaubigter Form zu erteilen. Die Mitteilung 
bzw. Kündigungserklärung des Treugebers wird erst wirksam, wenn 
der Treugeber eine solche notariell beglaubigte Vollmacht zur Verfü-
gung gestellt hat. Die Kosten der Umwandlung der Treugeberstellung 
in eine direkte Kommanditbeteiligung, insbesondere die Kosten der 
Unterschriftsbeglaubigung der Handelsregistereintragung sowie die 
Kosten des Verwaltungsaufwandes bei der Gesellschaft richten sich 
nach der Höhe der Beteiligung bzw. nach dem tatsächlichen Auf-
wand und lassen sich daher zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung 
nicht beziffern. Diese trägt der Treugeber ebenso wie die Kosten der 
Treuhandkommanditistin inkl. gesetzlicher Umsatzsteuer in Höhe von 
pauschal jeweils 0,50 Prozent der Pflichteinlage der übertragenen Be-
teiligung, mindestens jedoch jeweils EUR 150. Für ihn wird eine Haft-
summe von EUR 100 je EUR 1.000 Pflichteinlage in das Handelsregister 
eingetragen. Die Umwandlung der mittelbaren in eine unmittelbare 
Beteiligung ist durch die Eintragung des Treugebers als Kommanditist 
in das Handelsregister im Wege der Sonderrechtsnachfolge aufschie-
bend bedingt. Im Übrigen hat der Treugeber das Recht zur Kündi-
gung aus wichtigem Grund. Die Kündigung wird wirksam, wenn der 
Beteiligungsgesellschaft eine notariell beglaubigte, unwiderrufliche 
und über den Tod hinausgehende Handelsregistervollmacht des 
Treugebers zugeht. Das Treuhandverhältnis endet im Übrigen, wenn 
ein Treugeber aus der Beteiligungsgesellschaft ausscheidet oder die 
Beteiligungsgesellschaft beendet wird. Die Treuhandkommanditistin 
ist berechtigt, jeden Treuhandvertrag einzeln aus wichtigem Grund zu 
kündigen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn bei dem 
Treugeber ein Ausschließungsgrund entsprechend den Bestimmun-
gen des § 25 Gesellschaftsvertrag vorliegt. 

Beendigung der Beteiligung 

Möglichkeit, Bedingungen und Folgen der vorzeitigen 
Beendigung der Kapitalbeteiligung durch Übertragung des 
Gesellschaftsanteils 
Einzelheiten vgl. oben „Belastung, Übertragbarkeit und Handelbarkeit 
der Anteile“ Seite 74 f.

Möglichkeit, Bedingungen und Folgen der vorzeitigen  
Beendigung der Kapitalbeteiligung durch Kündigung des 
Gesellschaftsverhältnisses 
Das Gesellschafterverhältnis kann von jedem Gesellschafter außer-
ordentlich gekündigt werden. Eine ordentliche Kündigung vor dem 
Laufzeitende ist nicht vorgesehen. 

Bei Ausscheiden eines Gesellschafters wird die Gesellschaft mit den 
verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt. Der ausscheidende Gesell-
schafter hat Anspruch auf ein Auseinandersetzungsguthaben (§  26 
Gesellschaftsvertrag), das sich auf 90 Prozent des Verkehrswertes sei-
nes Gesellschaftsanteils beläuft. Bemessungsgrundlage für das Aus-
einandersetzungsguthaben ist ein Vermögensstatus auf den letzten 
Bilanzstichtag vor dem wirksamen Ausscheiden aus der Gesellschaft, 
in dem sämtliche Wirtschaftsgüter unter Auflösung stiller Reserven 
mit ihrem Verkehrswert anzusetzen sind; ein etwaiger Firmenwert 
bleibt außer Ansatz. Vom Auseinandersetzungsguthaben eines aus-
scheidenden Anlegers ist eine etwaige ausstehende Einlage des An-
legers in Abzug zu bringen. Die Kosten der Auseinandersetzung trägt 
der ausscheidende Anleger, sie können vom Auseinandersetzungs-
guthaben abgezogen werden. Sofern eine Einigung über die Höhe 
des Abfindungsguthabens des ausscheidenden Kommanditisten 
nicht erzielt wird, entscheidet ein von der Wirtschaftsprüferkammer 
zu benennender Wirtschaftsprüfer als Schiedsgutachter. Die Kosten 
des Schiedsgutachtens trägt grundsätzlich der ausscheidende Anle-
ger. Weichen die Feststellungen des Gutachters jedoch um mehr als 
10 Prozent zugunsten des ausscheidenden Anlegers von der Ausein-
andersetzungsbilanz gemäß § 26 Absatz 1 und 2 des Gesellschafts-
vertrages ab, trägt die Gesellschaft die Kosten des Schiedsgutachtens. 
Das Auseinandersetzungsguthaben ist in fünf gleichen Jahresraten 
auszuzahlen, wobei die erste Rate zum Ende des Kalenderjahres ge-
zahlt wird, in dem die Feststellung des Auseinandersetzungsgutha-
bens erfolgte. Die weiteren Raten werden mit Ablauf der folgenden 
Kalenderjahre fällig. Das Auseinandersetzungsguthaben wird vom 
Tag des Ausscheidens mit 2 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz 
p. a. verzinst. Genügen die liquiden Mittel der Beteiligungsgesellschaft 
nicht, um die Auszahlung des festgestellten Auseinandersetzungs-
guthabens zu ermöglichen, ist die Gesellschaft berechtigt, Zahlungs-
termine auszusetzen. 
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Möglichkeit, Bedingungen und Folgen der vorzeitigen 
Beendigung der Kapitalbeteiligung wegen Ausschlusses des 
Gesellschafters aus der Beteiligungsgesellschaft 
Ein Gesellschafter kann aus der Gesellschaft ausgeschlossen wer-
den, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt 
gemäß § 25 Absatz 1 des Gesellschaftsvertrages vor, wenn über das 
Vermögen des Gesellschafters das Insolvenzverfahren oder ein ähnli-
ches Verfahren eröffnet oder mangels Masse abgelehnt, sein Gesell-
schaftsanteil von einem Gläubiger gepfändet und die Vollstreckungs-
maßnahme nicht innerhalb von drei Monaten aufgehoben wird, ein 
sonstiger wichtiger Grund in der Person des Kommanditisten vorliegt, 
der es den übrigen Gesellschaftern unzumutbar macht, das Gesell-
schaftsverhältnis fortzusetzen, z. B. gemäß §§ 140, 133 HGB, oder er 
nicht mehr die Voraussetzungen des § 5 Absatz 2 des Gesellschafts-
vertrages erfüllt. Der Ausschluss aus der Gesellschaft wird wirksam mit 
Zugang der schriftlichen Erklärung der Komplementärin beim betrof-
fenen Kommanditisten. Wird ein Gesellschafter aus der Gesellschaft 
ausgeschlossen, hat er Anspruch auf ein Auseinandersetzungsgutha-
ben. Hinsichtlich der Ermittlung des Auseinandersetzungsguthabens, 
dessen Auszahlung und der Kostentragung wird auf die Ausführun-
gen unter „Möglichkeit, Bedingungen und Folgen der vorzeitigen Be-
endigung der Kapitalbeteiligung durch Kündigung des Gesellschafts-
verhältnisses“ verwiesen, die entsprechend gelten. 

Tod eines Gesellschafters 
Im Erbfall geht die Beteiligung auf die Erben über. Die Beteiligungsge-
sellschaft wird also nicht durch das Ableben eines Anlegers aufgelöst. 
Mehrere Erben haben einen gemeinsamen Vertreter zur Wahrneh-
mung ihrer Rechte aus der Beteiligung zu bestellen und ihre Rechts-
position auf eigene Kosten durch Vorlage eines geeigneten Erbnach-
weises nachzuweisen. Solange ein Vertreter nicht bestellt bzw. die 
Rechtsnachfolge nicht in der erforderlichen Form nachgewiesen wor-
den ist, ruhen die Mitgliedschaftsrechte aus der Beteiligung mit Aus-
nahme der Ergebnisbeteiligung. Die Eintragung einer Erbengemein-
schaft in das Handelsregister ist nicht möglich. Erfüllen die Erben nicht 
die Voraussetzungen des § 5 Absatz 2 des Gesellschaftsvertrages, wer-
den sie nicht Gesellschafter und scheiden aus der Gesellschaft aus. 
Etwaige Kosten, insbesondere wegen Übersetzungen von Gutachten 
ausländischen Rechts, trägt der Rechtsnachfolger. Die Erben sind ver-
pflichtet, der Geschäftsführung eine unwiderrufliche, über den Tod 
hinaus gültige und von den Beschränkungen des § 181 BGB befrei-
ende Vollmacht zur Abgabe und Entgegennahme aller Erklärungen 
im Zusammenhang mit allen Anmeldungen zum Handelsregister in 
notariell beglaubigter Form zu erteilen. Kosten, die durch die Über-
tragung der Kommanditbeteiligung entstehen, einschließlich derer 
nach § 24 Absatz 5 des Gesellschaftsvertrages, tragen die Erben. Bei 
der treuhänderischen Beteiligung wird der Treuhandvertrag mit den 
Erben des Treugebers fortgesetzt, wenn und soweit die Erben die Vo-
raussetzungen des § 5 Absatz 2 des Gesellschaftsvertrages erfüllen, 
anderenfalls scheiden sie aus der Gesellschaft aus. 

Liquidation der Beteiligungsgesellschaft 
Eine Liquidation der Beteiligungsgesellschaft mit Verwertung der 
dann vorhandenen Vermögensgegenstände kann die Gesellschaf-
terversammlung mit der qualifizierten Mehrheit von 75 Prozent der 
abgegebenen Stimmen beschließen. Nach Begleichung der offenen 
Verbindlichkeiten der Gesellschaft einschließlich der Vergütungen 
der Komplementärin und Treuhandkommanditistin wird das verblei-
bende Gesellschaftsvermögen den Gesellschaftern im Verhältnis ihrer 
Kapitaleinlagen zugewiesen. Liquidator ist die Komplementärin oder 
ein von ihr bestimmter Dritter. Die Komplementärin bzw. der von ihr 
benannte Dritte hat für die Liquidationstätigkeit Anspruch auf Ersatz 
ihrer/seiner Aufwendungen. Der Aufwendungsersatz ist im Jahresab-
schluss als Aufwand zu behandeln.
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Wesentliche Verträge und Vertragspartner

Gesellschaft/
Funktion

Anschrift/ 
Sitz

Haftendes Kapital/
Handelsregister/ 
Tag der ersten Eintragung Vertreten durch

Persönlich haftende 
Gesellschafter/ 
Gesellschafter > 
25 Prozent

reconcept GmbH
Konzeption, Prospekterstellung, 
Strukturierung und Fremdkapital-
vermittlung

ABC-Straße 45,
20354 Hamburg

EUR 2.400.000/
Amtsgericht Hamburg,  
HRB 111453,
5. Mai 1998

Karsten Reetz Volker Friedrichsen 
Beteiligungs GmbH

reconcept Capital 02 GmbH
Komplementärin

ABC-Straße 45,
20354 Hamburg

EUR 25.000/
Amtsgericht Hamburg,  
HRB 136642, 
20. Mai 2015

Karsten Reetz reconcept GmbH

reconcept consulting GmbH
Prospektverantwortliche und 
Anbieterin, Eigenkapital
beschaffung 

ABC-Straße 45,
20354 Hamburg

EUR 25.000/
Amtsgericht Hamburg,  
HRB 123651, 
14. Januar 2013

Dennis Gaidosch,  
Karsten Reetz

reconcept GmbH

reconcept 09 Windenergie 
Deutschland GmbH & Co. KG
Operativ tätige Beteiligungs
gesellschaft (Emittentin)

ABC-Straße 45,
20354 Hamburg

EUR 1.000 Einlage/
Amtsgericht Hamburg,  
HRA 119297, 
10. September 2015

Karsten Reetz reconcept 
Capital 02 GmbH 
(Komplementärin)

reconcept Treuhand GmbH
Treuhandkommanditistin

ABC-Straße 45,
20354 Hamburg

EUR 25.000/
Amtsgericht Hamburg,  
HRB 119729, 
13. September 2011

Bernd Prigge,  
Karsten Reetz

reconcept GmbH

ADREALIS Service  
Kapitalverwaltungs-GmbH
Portfoliomanagementberatung

Drehbahn 7, 
20354 Hamburg

EUR 125.000/
Amtsgericht Hamburg,  
HRB 127488,
15. Mai 2013

Dr. Guido Komatsu,  
Dr. Kristoffer Blydt-Hansen

50 Prozent XOLARIS 
GmbH, 50 Prozent 
xpecto AG

MÖHRLE HAPP LUTHER GmbH 
Wirtschaftsprüfungs
gesellschaft
Mittelverwendungskontrolleurin

Brandstwiete 3, 
20457 Hamburg

EUR 153.387,66 
(DM 300.000)/
Amtsgericht Hamburg,  
HRB 11508, 
29. Juni 1966

Christian Kampmeyer,  
Kai Voige

MDS Möhrle & Partner 
GbR

Die Vertragspartnerin reconcept consulting 
GmbH (Anbieterin und Prospektverantwortliche)
Die reconcept consulting GmbH erhält gemäß Vereinbarung über die 
Kapitalvermittlung vom 2. Oktober 2015 für die Vermittlung des zu 
platzierenden Eigenkapitals eine Vergütung in Höhe von 8  Prozent 
des vermittelten Eigenkapitals der Beteiligungsgesellschaft ohne Agio 
zzgl. des Agios in Höhe von 3 Prozent des vermittelten Eigenkapitals. 
Sollte Umsatzsteuer auf die Vergütung anfallen, so versteht sich die 
vereinbarte Provision inkl. Umsatzsteuer in Höhe des jeweils gesetz-
lich bestimmten Satzes. Die Provision ist abzurechnen, wenn die Bei-
trittserklärung des Kommanditisten von der Treuhandkommanditis-
tin angenommen und die Pflichteinlage in vertragskonformer Höhe 
auf dem dafür vorgesehenen Konto (Treuhandkonto) eingezahlt ist. 
Abrechnung und Auszahlung der Provision können jeweils zum Mo-
natsende erfolgen, spätestens jedoch nach vollständiger Einzahlung 
des gesamten Kommanditkapitals. Bei Vertriebsstart (einen Tag nach 
Billigung der Veröffentlichung des Verkaufsprospektes durch die Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht)) erhält die reconcept 
consulting GmbH eine Vorauszahlung in Höhe von 2  Prozent des 
Kommanditkapitals die auf der Grundlage des geplanten Komman-
ditkapitals abgerechnet und nach Platzierungsende auf das tatsächli-
che Kommanditkapital ggf. angepasst wird.

Ferner steht die reconcept consulting GmbH den Vertriebspartnern 
und Vermittlern als Ansprechpartner für laufende Informationen und 
Fragen dieser zu wirtschaftlichen, rechtlichen und steuerlichen The-
men während der gesamten Laufzeit der Beteiligungsgesellschaft zur 
Verfügung. Dafür erhält sie eine Vergütung in Höhe von 0,20 Prozent 
p.  a. des vermittelten Eigenkapitals zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. 
Sie ist am Ende eines Kalenderjahres fällig und wird erstmals für 2017 
erhoben, frühestens jedoch, wenn die Beteiligungsgesellschaft voll-
platziert und geschlossen ist. Die laufende Vergütung wird jährlich um 
2 Prozent erhöht, erstmals ab 2018. Die Beteiligungsgesellschaft stellt 
reconcept consulting GmbH im Innenverhältnis von allen Ansprüchen 
frei, die sich daraus ergeben, dass Angaben im Verkaufsprospekt oder 
andere von der Beteiligungsgesellschaft zur Verfügung gestellte Un-
terlagen unrichtig, unvollständig oder irreführend sind. Die reconcept 
consulting GmbH haftet für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit. Die Haf-
tung der reconcept consulting GmbH ist auf die Höhe der jeweils zum 
Haftungszeitpunkt fälligen Gesamtvergütung begrenzt. Der Vertrag 
unterliegt deutschem Recht. Der Gerichtsstand ist Hamburg. 
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Die Anbieterin und zugleich Prospektverantwortliche ist nicht an Un-
ternehmen in wesentlichem Umfang unmittelbar oder mittelbar be-
teiligt, die im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Herstellung 
der Anlageobjekte Lieferungen oder Leistungen erbringen. 

Die Anbieterin und zugleich Prospektverantwortliche ist nicht an 
Unternehmen beteiligt, die mit der Emittentin oder Anbieterin nach 
§ 271 des Handelsgesetzbuches in einem Beteiligungsverhältnis ste-
hen oder verbunden sind.

Die Anbieterin und zugleich Prospektverantwortliche ist mit dem Ver-
trieb der emittierten Vermögensanlage beauftragt. Sie stellt der Emit-
tentin kein Fremdkapital zur Verfügung oder vermittelt dieses.

Die Anbieterin und zugleich Prospektverantwortliche ist mit dem Ver-
trieb der emittierten Vermögensanlage beauftragt und erbringt daher 
Lieferungen und Leistungen im Zusammenhang mit der Anschaffung 
oder Herstellung der Anlageobjekte. Darüber hinaus erbringt die An-
bieterin und zugleich Prospektverantwortliche keine Lieferungen 
oder Leistungen im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Her-
stellung der Anlageobjekte.

Weitere Dienstleistungsverträge

Geschäftsbesorgungsvertrag über  
die Prospekterstellung und Konzeption 
Die reconcept GmbH ist von der Beteiligungsgesellschaft auf Basis 
eines Geschäftsbesorgungsvertrages vom 2. Oktober 2015 mit der 
Erstellung und Konzeption eines Beteiligungsangebotes, der Erstel-
lung der notwendigen Beteiligungsunterlagen sowie der Begleitung 
des Billigungsverfahrens bei der BaFin beauftragt. Für die ihr übertra-
genen Tätigkeiten erhält die reconcept GmbH eine Vergütung von 
5 Prozent des Emissionskapitals, mindestens jedoch EUR 650.000, je-
weils zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. Die Mindestvergütung ist mit 
einer Frist von zwei Wochen nach Billigung der Veröffentlichung des 
Verkaufsprospektes durch die BaFin fällig (siehe Seite 21 f., „Wesentli-
che tatsächliche und rechtliche Risiken der Vermögensanlage“). Der 
sich nach Vollplatzierung der reconcept 09 Windenergie Deutschland 
GmbH & Co. KG aus der Schlussabrechnung über die Vergütung er-
gebende Restbetrag ist mit Rechnungsstellung fällig. Die reconcept 
GmbH ist darüber hinaus auch berechtigt, während der Laufzeit des 
Vertrages angemessene Abschlagszahlungen auf die Vergütung von 
der Emittentin zu verlangen. Die Haftung der reconcept GmbH ist – 
soweit gesetzlich zulässig – auf Vorsatz oder Fahrlässigkeit beschränkt. 
Die Haftung der reconcept GmbH ist im Übrigen auf die Höhe der je-
weils zum Haftungszeitpunkt fälligen Gesamtvergütung begrenzt. Der 
Vertrag unterliegt deutschem Recht. Der Gerichtsstand ist Hamburg. 

Vertrag über Portfoliomanagementberatung 
Die ADREALIS Service Kapitalverwaltungs-GmbH berät die Beteili-
gungsgesellschaft mit Vertrag vom 2. Oktober 2015 – ohne Verwalterin 
des Vermögens der Beteiligungsgesellschaft zu sein – beim Erwerb 
von Vermögensgegenständen auf Basis der im Verkaufsprospekt auf-
geführten Investitionskriterien. Sie wird Anlageempfehlungen nur für 
solche Anlageobjekte aussprechen, bei denen der im Verkaufsprospekt 
angegebene Investitionserfolg unter nicht ungewöhnlichen Rahmen-
bedingungen zu erwarten ist. Sie erhält für ihre Tätigkeit eine pauscha-
le Vergütung in Höhe von 0,65 Prozent des platzierten Eigenkapitals, 

Den nach § 12 Absatz 6 i. V. m. § 12 Absatz 1 bis 4 VermVerkProspV zu 
nennenden Mitgliedern der Anbieterin und zugleich Prospektverant-
wortlichen reconcept consulting GmbH stehen keine Gewinnbeteili-
gungen oder Entnahmerechte zu. Der Jahresbetrag der sonstigen Ge-
samtbezüge, insbesondere der Gehälter, Aufwandsentschädigungen, 
Versicherungsentgelte, Provisionen und Nebenleistungen jeder Art, 
die der Anbieterin und zugleich Prospektverantwortlichen im Zusam-
menhang mit der Vermögensanlage zustehen, beträgt EUR 0. 

Die Anbieterin und Prospektverantwortliche reconcept consulting 
GmbH ist eine juristische Person mit Sitz und Ort der Geschäftslei-
tung in Deutschland, für die kein Führungszeugnis erstellt wird. Ein-
tragungen in Bezug auf Verurteilungen wegen einer Straftat nach 
den §§ 263 bis 283d des Strafgesetzbuches (Straftaten wegen Betrug 
und Untreue, Urkundenfälschung und Insolvenzstraftaten), § 54 des 
Kreditwesengesetzes (verbotene Geschäfte und Betreiben von Bank-
geschäften oder Finanzdienstleistungen ohne erforderliche Geneh-
migung), §  38 des Wertpapierhandelsgesetzes (Börsenstraftaten, 
insbesondere verbotene Insidergeschäfte und Marktmanipulation) 
oder §  369 der Abgabenordnung (Steuerstraftaten), können für die 
Anbieterin und zugleich Prospektverantwortliche nicht vorliegen, 
da für juristische Personen mit Sitz und Ort der Geschäftsleitung in 
Deutschland kein Führungszeugnis erstellt wird.

Auch eine ausländische Verurteilung wegen einer Straftat, die mit den 
vorgenannten Straftaten vergleichbar ist, besteht für die Anbieterin 
und zugleich Prospektverantwortliche nicht. Angaben zur Art und 
Höhe der Strafe können deshalb nicht gemacht werden. 

Über das Vermögen der Anbieterin und zugleich Prospektverantwort-
liche wurde innerhalb der letzten fünf Jahre kein Insolvenzverfahren 
eröffnet oder mangels Masse abgewiesen.

Die Anbieterin und zugleich Prospektverantwortliche war innerhalb 
der letzten fünf Jahre nicht in der Geschäftsführung einer Gesellschaft 
tätig, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet oder 
mangels Masse abgewiesen wurde. 

Es gibt keine früheren Aufhebungen einer Erlaubnis zum Betreiben 
von Bankgeschäften oder zur Erbringung von Finanzdienstleistungen 
durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht betreffend 
die Anbieterin und zugleich Prospektverantwortliche. 

Die Anbieterin und zugleich Prospektverantwortliche ist nicht für Un-
ternehmen tätig, die mit dem Vertrieb der angebotenen Vermögens-
anlage betraut sind oder die der Emittentin Fremdkapital geben. Die 
Anbieterin und zugleich Prospektverantwortliche ist nicht für Unter-
nehmen tätig, die im Zusammenhang mit der Anschaffung oder Her-
stellung der Anlageobjekte Lieferungen oder Leistungen erbringen.

Die Anbieterin und zugleich Prospektverantwortliche ist nicht für Un-
ternehmen tätig, die mit der Emittentin oder Anbieterin nach § 271 
des Handelsgesetzbuches in einem Beteiligungsverhältnis stehen 
oder verbunden sind.

Die Anbieterin und zugleich Prospektverantwortliche ist an keinem 
Unternehmen in wesentlichem Umfang unmittelbar oder mittelbar 
beteiligt, das mit dem Vertrieb der angebotenen Vermögensanlage 
betraut ist oder der Emittentin Fremdkapital gibt.
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mindestens jedoch EUR  75.000, jeweils zuzüglich Umsatzsteuer. Die 
Mindestvergütung ist fällig zwei Wochen nach Billigung des Verkaufs-
prospektes durch die BaFin (siehe Seite 21 f., „Wesentliche tatsächliche 
und rechtliche Risiken der Vermögensanlage“), die überschießende 
Vergütung zwei Wochen nach Schließung der Beteiligungsgesellschaft. 

Die reconcept Vermögensmanagement GmbH ist berechtigt, nach 
Aussprechen einer abschließenden Empfehlung durch den Investi-
tionsausschuss eine angemessene Abschlagszahlung auf die über-
schießende Vergütung zu verlangen. Gerichtsstand ist Hamburg.

Provisionsvereinbarung für die Vermittlung von Fremdkapital
Mit Vertrag vom 2. Oktober 2015 wurde die reconcept GmbH beauf-
tragt, ein Kreditinstitut zu finden, das bereit ist, die Projektfinanzierung 
für die Errichtungs- und Betriebsphase des/der Windparks zu stellen. 
Wenn der Kreditvertrag zustande kommt (rechtsverbindliche Un-
terzeichnung durch Kreditinstitut und die Beteiligungsgesellschaft), 
erhält die reconcept GmbH eine Provision in Höhe von 0,5  Prozent 
des Kreditbetrages zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. Der Provisions-
anspruch entsteht mit Sicherstellung der Gesamtfinanzierung, spä-
testens jedoch mit Erteilung einer Kreditzusage durch die Bank. Die 
Provision ist zahlbar innerhalb von zwei Wochen nach Entstehung der 
Vergütung und deren Rechnungsstellung. 

Vertrag über Strukturierung 
Mit Vertrag vom 2. Oktober 2015 wurde die reconcept GmbH mit der 
Strukturierung eines Business-Modells beauftragt. Zur Strukturierung 
der Gesamtfinanzierung wird die reconcept GmbH beim Aufbau ei-
nes Geschäftsplans über die geplante Lebensdauer der Windenergie-
anlagen beraten. Dies beinhaltet die Erstellung eines Berechnungs-
modells und die Verhandlung und Umsetzung aller wirtschaftlichen 
und rechtlichen Rahmenparameter. Die reconcept GmbH erhält eine 
Vergütung in Höhe von 0,5 Prozent des Gesamtinvestitionsvolumens 
der Beteiligungsgesellschaft, das für den Betrieb von Windenergiean-
lagen aufgewendet werden muss. Der Provisionsanspruch entsteht 
mit Zeitpunkt der Sicherstellung der Gesamtfinanzierung. Die Verein-
barung unterliegt deutschem Recht. Gerichtsstand ist Hamburg. 

Mittelverwendungskontrollvertrag 
Am 2. Oktober 2015 wurde zwischen der Beteiligungsgesellschaft, 
der Treuhänderin und der MÖHRLE HAPP LUTHER GmbH Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft mit Sitz in Hamburg als unabhängige Mittel-
verwendungskontrolleurin ein Mittelverwendungskontrollvertrag 
abgeschlossen, der die Rechtsgrundlage für die Tätigkeiten der Mittel-
verwendungskontrolleurin bildet und im Kapitel „Die wichtigsten Ver-
träge“ in vollem Wortlaut abgedruckt ist (§ 4 Satz 3 VermVerkProspV). 

Die Aufgaben und die wesentlichen Pflichten der Mittelverwendungs-
kontrolleurin bestehen darin, die Freigabe von Zahlungen zu prüfen. 
Dabei hat sie im Hinblick auf die Verfügung von Geldern formal sicher-
zustellen, dass die jeweiligen Mittel nach Maßgabe des Beteiligungs-
angebotes von der Beteiligungsgesellschaft verwendet werden bzw. 
zur Rückzahlung der aufgenommenen Eigenkapital- und Umsatzsteu-
erzwischenfinanzierung dienen. Der Mittelverwendungskontrolleurin 
steht als wesentliches Recht jederzeit das vollständige Einsichtsrecht 
in alle Geschäftsunterlagen zu. Ferner ist die Geschäftsführung der 
Beteiligungsgesellschaft gegenüber der Mittelverwendungskontrol-
leurin unbeschränkt auskunftspflichtig. Außerdem hat die Mittelver-
wendungskontrolleurin das Recht auf Vergütung.

Die Mittelverwendungskontrolleurin handelt mit der Sorgfalt eines or-
dentlichen Kaufmanns. Sie haftet nur bei grob fahrlässiger oder vorsätz-
licher Verletzung ihrer Pflichten. Die Haftung für einfache Fahrlässigkeit 
ist ausgeschlossen, es sei denn, es sind vertragswesentliche Pflichten 
verletzt. Ansprüche gegen die Mittelverwendungskontrolleurin sind 
auf den Ersatz des unmittelbaren Schadens beschränkt und können nur 
geltend gemacht werden, wenn der Berechtigte nicht auf andere Weise 
Ersatz verlangen kann. Die Mittelverwendungskontrolleurin haftet nicht 
für den wirtschaftlichen Erfolg der Beteiligung, die Bonität der Vertrags-
partner der Gesellschaft oder dafür, dass die Vertragspartner der Gesell-
schaft die eingegangenen vertraglichen Pflichten ordnungsgemäß er-
füllen. Ebenso haftet die Mittelverwendungskontrolleurin nicht für die 
Verwirklichung der steuerlichen Absichten der Kommanditisten und 
für die Prospektangaben. Schadenersatzansprüche verjähren sechs 
Monate nach Beendigung dieses Vertrages. Für die Durchführung der 
Kontrolltätigkeit und die Haftung der Mittelverwendungskontrolleurin 
auch gegenüber Dritten gelten die vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
in Deutschland e. V. herausgegebenen und als wesentlicher Bestand-
teil diesem Vertrag beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für 
Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Januar 
2002 (Hinweis: im Prospekt nicht abgedruckt).

Der Vertrag endet mit Abschluss der Investitionsphase, das heißt, 
sobald die Beteiligungsgesellschaft geschlossen wurde, die gemäß 
Investitionsplan vorgesehenen Zahlungen getätigt und ein etwaiger 
Restbetrag an die Gesellschaft ausgekehrt wurden. Einer Kündigung 
bedarf es nicht. 

Der Gesamtbetrag der für die Wahrnehmung der Aufgaben verein-
barten Vergütung beträgt pauschal EUR 9.500 zzgl. gesetzlicher Um-
satzsteuer. Die Vergütung ist mit Ankauf der Vermögensgegenstände 
fällig. Umstände oder Beziehungen, die Interessenkonflikte der Mittel-
verwendungskontrolleurin begründen können, liegen nicht vor. Der 
Mittelverwendungskontrollvertrag unterliegt deutschem Recht. Der 
Gerichtsstand ist Hamburg.

Der Mittelverwendungskontrolleurin MÖHRLE HAPP LUTHER GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft stehen keine Gewinnbeteiligungen 
oder Entnahmerechte zu. Der Jahresbetrag der sonstigen Gesamt-
bezüge, insbesondere der Gehälter, Aufwandsentschädigungen, 
Versicherungsentgelte, Provisionen und Nebenleistungen jeder Art, 
die der Mittelverwendungskontrolleurin im Zusammenhang mit der 
Vermögensanlage zustehen, beträgt EUR 0. 

Treuhandvertrag 
Die reconcept Treuhand GmbH mit Sitz in Hamburg ist die Treuhand-
kommanditistin. Der Treuhandvertrag ist im Kapitel „Die wichtigsten 
Verträge“ in vollem Wortlaut abgedruckt. Eine ausführliche Beschrei-
bung findet sich im Kapitel „Rechtliche Grundlagen“, Seite 71 ff.

Vertrag über Konzeptionsberatung und Prospekterstellung
Mit Datum vom 2. Oktober 2015 hat die Beteiligungsgesellschaft mit 
einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, die aus standesrechtlichen 
Gründen nicht genannt werden darf, einen Vertrag über die steuerli-
che Konzeptionsberatung abgeschlossen. Der Vertrag umfasst im We-
sentlichen die Erstellung des (ausschließlich) textlichen Entwurfs des 
Prospektes über das öffentliche Angebot der Kommanditanteile, die 
Erstellung der Excel-Kalkulation nach Vorgaben des Auftraggebers, 
die Durchführung des Billigungsverfahrens bei der Bundesanstalt für 
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Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) sowie die Erstellung des Vermö-
gensanlageninformationsblatts und des Zeichnungsscheins. Als Ver-
gütung ist eine Pauschale von grundsätzlich EUR 40.000 zzgl. gesetz-
licher Umsatzsteuer vereinbart. Die pauschale Vergütung ist fällig mit 
der Billigung des Prospektes durch die BaFin. Für Tätigkeiten, die über 
den vertraglich festgelegten Umfang hinausgehen, gilt ein durch-
schnittlicher Stundensatz von EUR 210 je Stunde. Die Haftung ist auf 
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Eine Haftung für leichte 
Fahrlässigkeit besteht nur bei Verletzung wesentlicher Vertragspflich-
ten, also vertragstypisch vorhersehbare Schäden aus der Verletzung 
des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. Eine Haftung für die 
von der Beteiligungsgesellschaft bzw. ihren Gesellschaftern ange-
strebten steuerlichen, wirtschaftlichen oder rechtlichen Ziele ist aus-
geschlossen. Die Verjährungsfrist für Schadenersatzansprüche ist auf 
drei Jahre vom Zeitpunkt ihrer Entstehung an beschränkt worden, 
soweit nicht gesetzlich bereits kürzere Fristen gelten. Die Laufzeit des 
Vertrages entspricht dem Zeitraum der Emissionsphase der Beteili-
gungsgesellschaft. Eine ordentliche Kündigung ist nicht vorgesehen. 
Die Haftung ist grundsätzlich auf EUR 4.000.000 begrenzt. Im Übrigen 
gelten die dem Vertrag beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingun-
gen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, 
Stand 1. Januar 2002. Gerichtsstand ist Hamburg. 

Vertrag über die laufende Steuerberatung 
Mit Datum vom 2. Oktober 2015 hat die Beteiligungsgesellschaft mit 
einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, die aus standesrechtlichen 
Gründen nicht genannt werden darf, einen Vertrag über die laufen-
de Steuerberatung der Beteiligungsgesellschaft abgeschlossen. Der 
Vertrag umfasst die Buchhaltung, die Erstellung der Jahresabschlüsse, 
die Erstellung und Abgabe der notwendigen Steuererklärungen und 
Prüfung aller Feststellungs- und Steuerbescheide, die Einlegung und 
Begründung von außergerichtlichen Rechtsbehelfen, falls das Finanz-
amt bei der Veranlagung wesentlich von den Erklärungen abweicht, 
sowie die Betreuung der steuerlichen Außenprüfung. Nicht Vertrags-
gegenstand ist die Einzelsteuerberatung von Kommanditisten oder 
Treugebern. Für diese Leistungen ist eine Vergütung in Höhe von 
jährlich EUR 17.500 zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer vereinbart. Für das 
Jahr 2015 beträgt die Vergütung pauschal EUR 6.000 zzgl. gesetzlicher 
Umsatzsteuer. Das Honorar ist in gleichen Raten quartalsweise fällig 
und erhöht sich jährlich um 2 Prozent, erstmals für 2018. Im Übrigen 
gelten die dem Vertrag beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingun-
gen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, 
Stand 1. Januar 2002. Gerichtsstand ist Hamburg. 

Personelle und kapitalmäßige Verflechtungen 
Gemäß Ziffer 4.4 des Anhangs 1 zum IDW S4 sind kapitalmäßige und/
oder personelle Verflechtungen zwischen der Anbieterin und/oder 
den wesentlichen Vertragspartnern, Sachverständigen und Gutachtern 
sowie Abhängigkeiten der mit Kontrollfunktionen beauftragten Perso-
nen darzustellen. Eine kapitalmäßige Verflechtung ist gegeben, wenn 
die Beteiligung allein oder zusammen mit Beteiligungen der anderen 
Vertragspartner oder von nahen Angehörigen im Sinne von § 15 Ab-
satz 1 Nr. 2 – 4 Abgabenordnung (AO) direkt oder indirekt mindestens 
25 Prozent des Nennkapitals der Gesellschaft beträgt oder Stimmrech-
te oder Gewinnbeteiligungen in diesem Umfang gewährt. Personelle 
Verflechtungen liegen vor, wenn mehrere wesentliche Funktionen im 
Rahmen des Gesamtprojektes durch dieselbe Person, durch nahe An-
gehörige im Sinne von § 15 Absatz 1 Nr. 2 – 4 AO oder durch dieselbe 
Gesellschaft wahrgenommen werden. Dies gilt auch, wenn eine solche 
Funktion durch einen mit mindestens 25  Prozent beteiligten Gesell-
schafter oder durch Geschäftsleiter wahrgenommen wird. 

Die reconcept GmbH (Vertragspartnerin für die Fremdfinanzie-
rungsvermittlung, Konzeption und Strukturierung) ist alleinige Ge-
sellschafterin der reconcept consulting GmbH (Anbieterin zugleich 
Prospektverantwortliche und Vertragspartnerin für die Eigenkapital-
vermittlung), der reconcept Capital 02 GmbH (Komplementärin der 
Beteiligungsgesellschaft) und der reconcept Treuhand GmbH (Treu-
handkommanditistin). 

Karsten Reetz ist zugleich Geschäftsführer der reconcept GmbH, der 
reconcept consulting GmbH, der reconcept Capital 02 GmbH sowie 
der reconcept Treuhand GmbH (siehe Seite 22, „Wesentliche tatsäch-
liche und rechtliche Risiken der Vermögensanlage“). Karsten Reetz ist 
darüber hinaus mit einer Beteiligung in Höhe von 10 Prozent unmit-
telbarer Gesellschafter der reconcept GmbH. Ferner ist er hierdurch 
auch entsprechend mittelbar an den jeweiligen Tochtergesellschaf-
ten der reconcept GmbH beteiligt. 

Umstände oder Beziehungen, die Interessenkonflikte der Treuhand-
kommanditistin begründen können, liegen insofern vor, als die recon-
cept GmbH als alleinige Gesellschafterin der Treuhandkommanditis-
tin zugleich Alleingesellschafterin der vorgenannten Gesellschaften 
ist. Ferner ist der Geschäftsführer der Treuhandkommanditistin Kars-
ten Reetz zugleich Geschäftsführer der vorgenannten Gesellschaften. 
Darüber hinaus liegen keine Umstände oder Beziehungen vor, die 
Interessenkonflikte der Treuhandkommanditistin begründen können.



97Steuerliche Grundlagen

Steuerliche Grundlagen

Allgemeines 
Die nachfolgenden Ausführungen stellen die wesentlichen Grundla-
gen der steuerlichen Konzeption der Vermögensanlage dar und die-
nen der allgemeinen Information der Anleger. Die Darstellung beruht 
auf den zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung geltenden Gesetzen 
sowie den veröffentlichten Anweisungen der Finanzverwaltung und 
Urteilen der Gerichte. 

Die Gesetzgebung, Rechtsprechung sowie Auffassung der Finanzver-
waltungen zu einzelnen Besteuerungsfragen unterliegen in Deutsch-
land einer ständigen Entwicklung. Dadurch bedingte Änderungen 
können sich, wie im Kapitel „Wesentliche tatsächliche und rechtliche 
Risiken der Vermögensanlage“, auf Seite 17 ff. dargestellt, auf den An-
leger auswirken und von den nachfolgend dargestellten Rechtsfolgen 
abweichen. Eine Haftung für den Eintritt der hier dargestellten steu-
erlichen Folgen wird, soweit gesetzlich zulässig, nicht übernommen. 

Die nachfolgenden Ausführungen können keine abschließende Dar-
stellung sämtlicher Auswirkungen auf die Besteuerung der Anleger 
geben und keinesfalls die steuerliche Beratung des Anlegers im Ein-
zelfall ersetzen. Dem Anleger wird daher empfohlen, die persönlichen 
steuerlichen Folgen seiner Beteiligung mit einem Steuerberater zu 
prüfen. 

Den nachfolgenden Ausführungen liegen die folgenden Annahmen 
über die individuellen steuerlichen Verhältnisse des Anlegers zugrun-
de bzw. beziehen sich ausschließlich auf: 

−	� in Deutschland ansässige und nur in Deutschland unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtige natürliche Personen, 

−	 die ihre Beteiligung im Privatvermögen halten, 
−	� ihre Beteiligung nicht fremdfinanzieren, z. B. durch Aufnahme 

eines Darlehens. 

Es wird darauf hingewiesen, dass der Anleger diese Beteiligung nur 
mit Gewinnerzielungsabsicht und nicht zur Erzielung von eventuel-
len Steuervorteilen erwerben sollte. Im Rahmen der nachfolgenden 
Ausführungen wird die Gewinnerzielungsabsicht auf Gesellschafts- 
und auf Gesellschafterebene als erfüllt angesehen. Die Anbieterin 
und Prospektverantwortliche rät von einer Fremdfinanzierung dieser 
Beteiligung ausdrücklich ab. Durch eine Fremdfinanzierung können 
sich erhebliche steuerliche Abweichungen ergeben. Die individuellen 
Verhältnisse des einzelnen Anlegers, z. B. Ansässigkeit, Erwerbstätig-
keit sowie das Halten weiterer Beteiligungen, können zu einer Abwei-
chung der getroffenen Annahmen führen. 

Beteiligungsstruktur/ 
Behandlung von Personengesellschaften
Die Anleger beteiligen sich mit der Zeichnung des Angebotes als 
Treugeber an der Beteiligungsgesellschaft. Ein späterer Wechsel in 
die Stellung eines Kommanditisten ist möglich. Die Beteiligungsge-
sellschaft wird mit dem zur Verfügung stehenden Kommanditka-
pital entsprechend den Investitionskriterien einen oder mehrere in 
Deutschland an Land belegene Windparks bzw. Windenergieanlagen 
errichten oder erwerben und anschließend betreiben. 

Nach den Bestimmungen des deutschen Einkommensteuergesetz 
(EStG) werden inländische Personengesellschaften als transparent 
behandelt. Besteuerungssubjekt sind damit nicht die Personenge-
sellschaften, sondern deren Gesellschafter. In einem ersten Schritt 
werden auf Ebene der Beteiligungsgesellschaft die Besteuerungs-
grundlagen für die Anleger einheitlich und gesondert festgestellt 
und den Anlegern für die Übernahme in ihre persönliche Steuerer-
klärung entsprechend ihren Beteiligungsverhältnissen mitgeteilt. 
Dies bedeutet, dass die Einkünfte im Zusammenhang mit der Veräu-
ßerung der erzeugten Windenergie und der Veräußerung der Wind-
energieanlagen unmittelbar den Anlegern entsprechend ihren Betei-
ligungsquoten als „Einkünfte aus Gewerbebetrieb“ zugerechnet und 
nach ihren persönlichen Besteuerungsmerkmalen besteuert werden. 
Die Anleger sind verpflichtet, eine Einkommensteuererklärung abzu-
geben. Auf Ebene der Beteiligungsgesellschaft erfolgt lediglich die 
Einkünfteermittlung. 

Die Beteiligungsgesellschaft ist Steuerpflichtiger in Bezug auf die Ge-
werbesteuer und die Umsatzsteuer.
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�Besteuerung der Beteiligungsgesellschaft

1	E rtragsteuern

a.	 Einkunftsart
Gesellschaftszweck der Beteiligungsgesellschaft ist nach dem Gesell-
schaftsvertrag die Verwaltung eigenen Vermögens sowie der unmit-
telbare Erwerb und Betrieb von Windenergieanlagen und Windener-
gieparks. Dazu wird die Beteiligungsgesellschaft Windenergieanlagen 
errichten oder erwerben, anschließend betreiben und den daraus 
gewonnenen Strom veräußern. Die Beteiligungsgesellschaft ist damit 
originär gewerblich tätig i. S. d. § 15 Absatz 2 EStG. Aufgrund dieser 
gewerblichen Tätigkeit gelten nach § 15 Absatz 3 Nr. 1 EStG auch die 
nicht originären gewerblichen Einkünfte der Personengesellschaft als 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb. Sämtliche Einkünfte der Beteiligungs-
gesellschaft sind daher als Einkünfte aus Gewerbebetrieb i. S. d. § 15 
EStG zu qualifizieren und als solche auch den Anteilseignern der Be-
teiligungsgesellschaft, den Anlegern, zuzurechnen.

b.	 Gewinnerzielungsabsicht
Voraussetzung für das Vorliegen von steuerrelevanten Einkünften ist, 
dass sowohl die Beteiligungsgesellschaft als auch die Gesellschafter 
ihre Betätigung mit der Absicht ausüben, Gewinne zu erzielen. Unter 
„Gewinnerzielungsabsicht“ versteht die Rechtsprechung das Streben 
nach einem positiven steuerlichen Gesamtergebnis, dem sog. Tot-
algewinn, während der voraussichtlichen Dauer der gewerblichen 
Betätigung („Totalperiode“). Der Totalgewinn ermittelt sich als Über-
schuss der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben, wobei 
auch Veräußerungsgewinne in die Berechnung mit einzubeziehen 
sind. Steuerliche „Liebhaberei“ liegt dagegen vor, wenn keine Ge-
winnerzielungsabsicht besteht, das heißt, während der Totalperiode 
voraussichtlich kein Totalgewinn erzielt wird. Werden Einkünfte als 
„Liebhaberei“ qualifiziert, handelt es sich um einkommensteuerrecht-
lich irrelevante Einkünfte. Nach den Planungen wird die Beteiligungs-
gesellschaft während ihrer Laufzeit einen Totalgewinn erwirtschaften, 
sodass auf Ebene der Beteiligungsgesellschaft von dem Vorliegen der 
Gewinnerzielungsabsicht auszugehen ist.

c.	 Ermittlung der Einkünfte
Die Beteiligungsgesellschaft in der Rechtsform einer Kommanditge-
sellschaft in der Form der GmbH & Co. KG gilt nach dem Handels-
gesetzbuch (HGB) als Kaufmann und ist daher gemäß §§ 238 ff. HGB 
verpflichtet, Bücher zu führen und einen Jahresabschluss zu erstellen. 
Das steuerliche Ergebnis der Beteiligungsgesellschaft ermittelt sich 
als Gewinn (§ 2 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 i. V. m. § 4 EStG). Die Gewinner-
mittlung erfolgt durch Betriebsvermögensvergleich (§§ 4 Absatz 1, 5 
Absatz 1 EStG). Das heißt, Erträge und Aufwendungen werden unab-
hängig von der Zahlung dem Veranlagungszeitraum ihrer wirtschaft-
lichen Zugehörigkeit zugerechnet. 

Wesentliche Betriebseinnahmen sind die Erträge aus der Veräußerung 
des erzeugten Stroms und der Veräußerung der Windenergieanlagen 
zum Ende der Laufzeit der Beteiligungsgesellschaft. Wesentliche Be-
triebsausgaben sind die laufenden Betriebskosten der Windparks 
bzw. Windenergieanlagen, die Verwaltungskosten der Gesellschaft, 
die Zinsen für die Aufnahme der Fremdfinanzierung sowie die Ab-
schreibungen auf das Anlagevermögen der Gesellschaft.

Handelsrechtliche und steuerliche Behandlung 
der Windenergieanlagen und Nebenkosten
Die Windenergieanlagen werden von der Beteiligungsgesellschaft 
erworben oder errichtet und langfristig genutzt. Sie sind dazu be-
stimmt, dauerhaft dem Geschäftsbetrieb der Beteiligungsgesell-
schaft zu dienen und daher dem Anlagevermögen zuzuordnen. Jede 
Windenergieanlage, die in einem Windpark betrieben wird, stellt mit 
dem dazugehörigen Transformator nebst der verbindenden Ver-
kabelung ein zusammengesetztes Wirtschaftsgut dar. Daneben ist 
die Verkabelung von den Transformatoren bis zum Stromnetz des 
Energieversorgers zusammen mit der Übergabestation als weiteres 
zusammengesetztes Wirtschaftsgut zu behandeln, soweit durch sie 
mehrere Windenergieanlagen miteinander verbunden werden. Auch 
die Zuwegung stellt ein eigenständiges Wirtschaftsgut dar. Sie sind 
mit ihren Anschaffungs- und Anschaffungsnebenkosten zu aktivieren 
und über die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer abzuschreiben. 
Alle Wirtschaftsgüter einer Windenergieanlage/eines Windparks sind 
in Anlehnung an die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von Wind-
energieanlagen grundsätzlich über denselben Zeitraum abzuschrei-
ben (BFH, Urteil vom 14. April 2011, IV R 46/09). Die Windenergieanla-
gen werden regelmäßig über 16 Jahre linear, das heißt, jedes Jahr mit 
dem gleichen Betrag, abgeschrieben.

Die von der Beteiligungsgesellschaft zu entrichtenden beteiligungs-
bedingten Nebenkosten (Eigenkapitalvermittlungsprovision, Kon-
zeptionsgebühren etc.) sind handelsrechtlich im Zeitpunkt ihrer 
wirtschaftlichen Entstehung sofort aufwandswirksam. Daher ent-
stehen handelsrechtlich anfänglich hohe Verluste. Abweichend von 
der handelsrechtlichen Beurteilung dieser beteiligungsbedingten 
Nebenkosten sind diese nach dem BMF-Schreiben vom 20. Okto-
ber 2003 (BStBl I 2003, 546) zur ertragsteuerlichen Behandlung der 
Eigenkapitalvermittlungsprovisionen und anderer Gebühren – sog. 
5. Bauherrenerlass – nicht sofort abzugsfähig, sondern steuerlich als 
Anschaffungsnebenkosten der durch die Beteiligungsgesellschaften 
anzuschaffenden oder herzustellenden Wirtschaftsgüter (Windener-
gieanlagen) zu aktivieren (BFH, Urteil vom 14. April 2011, IV R 46/09). 
Bemessungsgrundlage der steuerlichen Absetzung für Abnutzung 
(AfA) sind die Anschaffungs- und/oder Herstellungskosten zzgl. der 
vorstehend dargestellten beteiligungsbedingten Nebenkosten.

Besonderheiten bei Erwerb eines Windparks im Share Deal
Bei der Übernahme eines Windparks in Deutschland erfolgt der Er-
werb in der Regel im Rahmen eines sogenannten Share Deals, das 
heißt, es werden 100 Prozent der Anteile an einer bereits existieren-
den Betreibergesellschaft erworben. Diese bestehen im Regelfall in 
der Rechtsform der GmbH & Co. KG, sodass der Erwerb von 100 Pro-
zent der Kommanditanteile zur Übernahme eines Windparks erfolgt. 
Auch die Beteiligungsgesellschaft wird voraussichtlich den Erwerb der 
künftig von ihr zu betreibenden Windenergieanlagen bzw. Windparks 
in Form eines Share Deals vornehmen und 100 Prozent der Komman-
ditanteile an einer oder mehreren Betreibergesellschaften erwerben. 
Die weiteren Gesellschafter der Betreibergesellschaft werden im An-
schluss als Gesellschafterin aus der Betreibergesellschaft ausscheiden. 
Damit wachsen sämtliche Vermögensgegenstände und Schulden der 
Betreibergesellschaft der Beteiligungsgesellschaft an. 
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Sollte der Kaufpreis der Anteile an der jeweiligen Betreibergesellschaft 
höher sein als der Saldo der Buchwerte der Vermögensgegenstände 
und Schulden der Betreibergesellschaft (stille Reserven), wird der den 
Saldo der Buchwerte der Vermögensgegenstände und Schulden der 
Betreibergesellschaft übersteigende von der Beteiligungsgesellschaft 
zu zahlende Kaufpreis (Mehranschaffungskosten) entsprechend den 
erworbenen stillen Reserven auf die Wirtschaftsgüter der Betreiber-
gesellschaft verteilt und aktiviert. Die stillen Reserven entfallen nach 
Einschätzung der Emittentin auf die Windenergieanlagen, sodass de-
ren übernommener Buchwert in Höhe der Mehranschaffungskosten 
aufzustocken ist. Nach der konzeptionell in kurzem zeitlichem Zusam-
menhang mit dem Erwerb der Beteiligung stehenden Anwachsung, 
führt die Beteiligungsgesellschaft die erhöhten Buchwerte; das heißt, 
die Buchwerte einschl. der Wertaufstockungen aus dem Anteilser-
werb in ihrer Handels- und Steuerbilanz fort. 

Zinsschranke
Die Beteiligungsgesellschaft wird planmäßig die Anschaffung bzw. 
Herstellung der Windenergieanlagen teilweise fremdfinanzieren 
sowie Darlehen zur Eigenkapital- und Umsatzsteuerzwischenfinan-
zierung aufnehmen. Zinsaufwendungen sind gemäß § 4h EStG ggf. 
nur beschränkt steuerlich abziehbar (sog. Zinsschranke). Ausnahmen 
von der Anwendung der Zinsschranke sieht das Gesetz insbesondere 
vor, wenn die Zinsaufwendungen abzüglich der Zinserträge im Wirt-
schaftsjahr den Betrag von EUR 3.000.000 nicht erreichen oder keine 
Konzernzugehörigkeit vorliegt. Prognosegemäß ist der Zinsaufwand 
der Beteiligungsgesellschaft geringer als EUR  3.000.000, sodass der 
beschränkte Zinsausgabenabzug nicht zur Anwendung kommt.

Sonstige nicht oder beschränkt abzugsfähige Betriebsausgaben
Die von der Beteiligungsgesellschaft zu entrichtende Gewerbesteuer 
ist nicht als Betriebsausgabe abzugsfähig (§ 4 Absatz 5b EStG).

d.	 Gewerbesteuer
Als Gewerbebetrieb unterliegt die Beteiligungsgesellschaft gemäß 
§  2 Gewerbesteuergesetz (GewStG) der Gewerbesteuer. Schuldner 
der Gewerbesteuer ist die Gesellschaft selbst. Bemessungsgrundlage 
für die Gewerbesteuer ist der jeweilige Gewerbeertrag. Dieser be-
rechnet sich nach dem ertragsteuerlichen Gewinn bzw. Verlust aus 
Gewerbebetrieb, das heißt, einschließlich Sonderbetriebseinnahmen 
und -ausgaben.

Daneben sind Hinzurechnungen gemäß § 8 GewStG und Kürzungen 
gemäß § 9 GewStG zu beachten. Hinzuzurechnen sind beispielsweise 
Zinsaufwendungen und Pachten in anteiliger Höhe und unter Berück-
sichtigung von Freibeträgen, Kürzungen erfolgen bspw. bei eigenem 
Grundbesitz zur Vermeidung einer Doppelbelastung mit Grundsteuern.

Die gewerbesteuerlichen Verluste sind zeitlich unbegrenzt vortrags-
fähig. Ein Verlustrücktrag ist nicht möglich. Bei der Verrechnung mit 
Verlustvorträgen ist jedoch die Mindestbesteuerung nach §  10a 
GewStG zu beachten. Die gewerbesteuerlichen Verlustvorträge sind 
gesellschafterbezogen. Im Fall des Ausscheidens eines Gesellschafters 
aus der Beteiligungsgesellschaft, sei es durch Veräußerung oder im 
Erbfall, entfällt der anteilig auf ihn entfallende Verlustvortrag. Dadurch 
kann es in Folgejahren zu einer höheren Gewerbesteuerbelastung der 
Gesellschaft kommen. 

Für Personengesellschaften wird zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung ein Freibetrag von EUR 24.500 gewährt (§ 11 Absatz 1 Satz 3 Nr. 1 
GewStG). 

Auf den so ermittelten Gewerbeertrag wird ein Gewerbesteuermess-
betrag in Höhe von 3,5  Prozent festgestellt. Dieser Gewerbesteuer-
messbetrag wird den hebeberechtigten Gemeinden zugewiesen 
und führt abhängig vom Gewerbesteuerhebesatz der Gemeinde zur 
Gewerbesteuer.

Die Höhe der jeweiligen Gewerbesteuer hängt somit vom Gewer-
besteuerhebesatz der hebeberechtigten Gemeinde ab. Das ist die 
Gemeinde, in der eine Betriebsstätte unterhalten wird. Wird ein Ge-
werbebetrieb in mehreren Gemeinden unterhalten, so ist der Steu-
ermessbetrag in die auf die einzelnen Gemeinden entfallenden An-
teile zu zerlegen. Die Beteiligungsgesellschaft wird planmäßig ihren 
Sitz und Ort der Geschäftsleitung in Hamburg haben. Eine weitere 
Betriebsstätte wird durch den Betrieb der Windenergieanlagen auch 
in den jeweiligen Standortgemeinden begründet. Entsprechend § 29 
Absatz 1 Nr. 2 GewStG ist Zerlegungsmaßstab zu 30 Prozent das Ver-
hältnis der Arbeitslöhne und zu 70 Prozent das Verhältnis des Sach-
anlagevermögens mit gewissen Korrekturen. Im Ergebnis wird der 
Gewerbesteuermessbetrag in etwa in Höhe von 30 Prozent dem Ort 
der Geschäftsleitung und in etwa 70 Prozent dem Standort zugerech-
net. Die Gemeinde Hamburg (Geschäftsleitungsstandort) hat zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung einen Gewerbesteuerhebesatz 
von 470  Prozent. Die Standortgemeinden haben regelmäßig gerin-
gere Hebesätze. Da die Standortgemeinden zum Zeitpunkt der Pro-
spektaufstellung noch nicht feststehen, gehen die Planungsrechnun-
gen von einem gemischten Gewerbesteuerhebesatz von 380 Prozent 
aus. 

Die Gewerbesteuerpflicht beginnt mit der Aufnahme der werbenden 
Tätigkeit. Dies ist regelmäßig erst mit Fertigstellung und Beginn der 
Stromerzeugung und Einspeisung der Fall. Aufwendungen, die bis zu 
diesem Zeitpunkt bspw. aus der Eigenkapital- und Umsatzsteuerzwi-
schenfinanzierung und vorbereitenden Maßnahmen angefallen sind, 
können somit nicht in Form von Verlustvorträgen gewerbesteuerlich 
genutzt werden. Die Gewerbesteuerpflicht endet mit Einstellung der 
werbenden Tätigkeit.

Zum Gewerbeertrag gehören auch die Gewinne aus der Veräußerung 
einzelner Windenergieanlagen. Nach § 7 Satz 2 GewStG gehören nur 
solche Gewinne nicht zum Gewerbeertrag, die aus der Veräußerung 
oder Aufgabe eines Betriebes oder Teilbetriebes einer Mitunterneh-
merschaft oder aus der Veräußerung eines Anteils eines Gesellschaf-
ters, der als Mitunternehmer anzusehen ist, resultieren, soweit der 
Gewinn der auf eine unmittelbar beteiligte natürliche Person entfällt.

Eine (begünstigte) Betriebsveräußerung liegt vor, wenn in einem ein-
heitlichen Vorgang alle wesentlichen Betriebsgrundlagen an einen 
Erwerber veräußert werden. Betriebsaufgabe liegt vor, wenn alle we-
sentlichen Betriebsgrundlagen in einem einheitlichen Vorgang inner-
halb kurzer Zeit an verschiedene Erwerber veräußert oder ins Privat-
vermögen überführt werden. 
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e.	 Kapitalertragsteuer
Soweit die Beteiligungsgesellschaft aus der Liquiditätsreserve und 
den Rücklagen für Kapitaldienst und Anlagenrückbau Zinserträge 
erzielt, behält die Bank bei der Auszahlung der Zinsen Kapitalertrag-
steuer (KapESt) in Höhe von 25 Prozent zzgl. Solidaritätszuschlag von 
5,5 Prozent auf die KapESt ein. Dieser Einbehalt hat jedoch keine ab-
geltende Wirkung, da die Zinsen zu den gewerblichen Einkünften ge-
hören und somit mit dem individuellen Steuersatz der Anleger zu ver-
steuern sind. Die einbehaltene Kapitalertragsteuer wird den Anlegern 
im Verhältnis ihrer Beteiligung zugerechnet und auf die Einkommen-
steuer des Anlegers angerechnet. Sie ist auf Ebene der Beteiligungs-
gesellschaft als Entnahme der Anleger zu erfassen.

2	 Sonstige Steuern

a.	 Umsatzsteuer
Die Beteiligungsgesellschaft ist Unternehmer im Sinne des Umsatz-
steuergesetzes (UStG), weil sie eine nachhaltige Tätigkeit zur Erzielung 
von Einnahmen selbstständig ausübt. Sie erbringt mit dem Stromver-
kauf umsatzsteuerpflichtige Umsätze im Sinne des UStG. Damit ist sie 
voll zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG berechtigt. Sofern die Be-
teiligungsgesellschaft im Rahmen der Direktvermarktung eine Markt-
prämie erhält, ist diese gemäß BMF-Schreiben vom 6. November 2012 
(BStBl. I S. 1095) als Zuschuss zu werten und somit nicht steuerbar.

Die Provisionen für die Vermittlung des Kommanditkapitals und des 
Fremdkapitals sind grundsätzlich umsatzsteuerfrei (§  4 Nr.  8 UStG), 
allerdings hat die jeweilige Vertriebsgesellschaft grundsätzlich das 
Recht, gemäß § 9 Absatz 1 UStG auf diese Umsatzsteuerbefreiung zu 
verzichten.

b.	 Grundsteuer/Grunderwerbsteuer
Planmäßig wird die Beteiligungsgesellschaft keine eigenen Grundstü-
cke halten. Die für die Windenergieanlagen, Kabeltrassen, Abstand-
flächen und weitere für den Betrieb benötigten Grundstücksflächen 
werden planmäßig gepachtet, sodass keine Grunderwerbsteuer ent-
steht.

Die Grundsteuer wird von den Verpächtern gezahlt und ist Bestandteil 
der jährlichen Pacht.

c.	 Stromsteuer
Stromsteuer fällt bei der von der Beteiligungsgesellschaft geplanten 
Tätigkeit nicht an.

3	 Investmentsteuergesetz
Die Bestimmungen des Investmentsteuergesetzes (InvStG) in der zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung gültigen Fassung sind nicht an-
wendbar, da die Beteiligungsgesellschaft kein Investmentvermögen 
im Sinne dieser Vorschriften darstellt.

Das Gesetz zur Reform der Investmentbesteuerung (InvStRefG) ist am 
26. Juli 2016 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht und tritt mit Wirkung 
zum 1. Januar 2018 in Kraft. Das Gesetz sieht eine umfassende Reform 
der Besteuerung von Fonds vor. Der Investmentbesteuerung unterlie-
gen nach dem InvStRefG grundsätzlich alle Investmentvermögen im 
Sinne des Kapitalanlagegesetzbuchs. Dies gilt unabhängig davon, ob 
der Fonds offen oder geschlossen ist und welche Rechtsform er hat. 
Ausgenommen sind jedoch alle Investmentfonds in der Rechtsform 
der Personengesellschaft (z. B. InvKG), die keine OGAW sind. Hier grei-
fen weiterhin die allgemeinen Besteuerungsregeln für Personenge-
sellschaften. Für die Beteiligungsgesellschaft, die zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung kein Investmentvermögen im Sinne des Kapital-
anlagegesetzbuches ist, sind somit auch nach Inkrafttreten des Geset-
zes die Vorschriften des Investmentsteuergesetzes nicht anwendbar.

Besteuerung der Gesellschafter

Weder die Emittentin noch  eine andere Person übernehmen die Zah-
lung von Steuern für den Anleger (§ 4 Satz 1 Nr. 2 VermVerkProspV).

1	Ei nkommensteuer

Einkunftsart
Dem Anleger werden durch seine Beteiligung an der originär gewerb-
lich tätigen Beteiligungsgesellschaft Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
nach § 15 Absatz 1 Nr. 2 EStG vermittelt.

Zurechnung der Gesellschaftsanteile
Beteiligt sich ein Anleger nicht als Direktkommanditist, sondern mit-
telbar über die Treuhänderin, ist aus zivilrechtlicher Sicht nicht er, son-
dern die Treuhänderin Kommanditistin der Beteiligungsgesellschaft. 
Gemäß der Auffassung der Finanzverwaltung im sog. Treuhanderlass 
(BMF-Schreiben vom 1. September 1994, BStBl. I 1994, 604) wird der 
Anleger jedoch aus steuerlicher Sicht wie ein unmittelbar beteiligter 
Kommanditist behandelt, wenn er durch die Ausgestaltung des Treu-
handverhältnisses das Marktgeschehen jederzeit beherrscht und aus 
wirtschaftlicher Sicht die Rechte und Pflichten der Beteiligungsgesell-
schaft direkt trägt. Da vorliegend zwar ein Wechsel in die Stellung des 
Direktkommanditisten nicht vorgesehen ist, der Treugeber gemäß § 5 
des Gesellschaftsvertrages, ohne selbst Gesellschafter zu sein, nach 
Maßgabe dieses Gesellschaftsvertrages sowie den Regelungen des 
Treuhandvertrages im Innenverhältnis zu den anderen Gesellschaf-
tern sowie im Verhältnis zueinander wirtschaftlich so steht, als sei er 
Kommanditist der Gesellschaft, genügt die Ausgestaltung des Treu-
handverhältnisses den Vorgaben der Finanzverwaltung, sodass auch 
der treugebende Anleger für steuerliche Zwecke dem Direktkom-
manditisten gleichgestellt wird. 
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Mitunternehmereigenschaft
Die zivilrechtliche Beteiligung an einer Personengesellschaft führt 
steuerrechtlich zu einer Mitunternehmerschaft, sofern Mitunterneh-
merrisiko und Mitunternehmerinitiative vorliegen. Die Anleger der 
Beteiligungsgesellschaft sind nach dem Gesellschaftsvertrag am 
Gewinn und Verlust sowie an den stillen Reserven der Beteiligungs-
gesellschaft beteiligt und tragen damit steuerlich ein Mitunterneh-
merrisiko. Durch die im Gesellschaftsvertrag gewährten Mitsprache-, 
Kontroll- und Informationsrechte der Anleger entfalten sie zudem 
Mitunternehmerinitiative. 

Gewinnerzielungsabsicht
Die Gewinnerzielungsabsicht muss neben der Ebene der Beteili-
gungsgesellschaft auch auf Ebene des einzelnen Anlegers gegeben 
sein. Jeder Anleger muss unter Berücksichtigung seiner persönlichen 
Sonderbetriebsausgaben einen Totalgewinn anstreben. Die Gewinn-
erzielungsabsicht kann bei einzelnen Anlegern fraglich sein, wenn sie 
über die geschätzten Betriebsausgaben hinausgehende Sonderbe-
triebsausgaben geltend machen, indem sie ihren Anteil fremdfinan-
zieren. Gleiches gilt, sofern der Anleger bereits vor Beitritt zur Betei-
ligungsgesellschaft beabsichtigt, die Beteiligung vor Erzielen eines 
Totalgewinns zu veräußern. Als Folge könnte die Finanzverwaltung 
die Beteiligung an der Beteiligungsgesellschaft als sog. Liebhaberei 
qualifizieren, sodass die steuerlichen Ergebnisse aus dieser Beteili-
gung von Anfang an nicht zu berücksichtigen wären. Im Falle einer 
beabsichtigten Fremdfinanzierung oder vorzeitigen Veräußerung der 
Beteiligung sollte der Anleger zur Abklärung der steuerlichen Aus-
wirkungen auf seine Gewinnerzielungsabsicht einen Steuerberater 
hinzuziehen.

Laufende Einkünfte
Das dem Anleger zuzurechnende anteilige steuerliche Ergebnis 
richtet sich nach der im Gesellschaftsvertrag festgelegten Ergebnis-
verteilung sowie den Sonderbetriebseinnahmen und -ausgaben. 
Nach dem Gesellschaftsvertrag sind die Anleger im Verhältnis ihrer 
Pflichteinlagen zueinander am Ergebnis der Beteiligungsgesellschaft 
ab dem Zeitpunkt ihres Beitritts beteiligt. Die Ergebnisverteilung sieht 
grundsätzlich eine Gleichstellung der beitretenden Anleger zum Ende 
der Investitionsphase vor. Ob eine Gleichstellung tatsächlich erreicht 
werden kann, hängt insbesondere vom Zeitpunkt der Beitritte der An-
leger und dem tatsächlichen Investitionsverlauf ab. Abweichend da-
von ist dem Anleger gemäß § 20 Absatz 2 des Gesellschaftsvertrages 
der Frühzeichnerbonus als Gewinn vorab zuzurechnen, dies gilt auch 
im Rahmen der steuerlichen Gewinnverteilung. Sonderbetriebsaus-
gaben im Zusammenhang mit der Beteiligung werden nach Mittei-
lung und Nachweis durch den jeweiligen Anleger diesem zugerech-
net und mindern grundsätzlich sein steuerliches Ergebnis.

Besteuerungsverfahren
Die Einkünfte aus der Beteiligungsgesellschaft werden von dem für 
die Beteiligungsgesellschaft zuständigen Finanzamt gemäß §§  179, 
180 AO gesondert und einheitlich festgestellt.

Der Anleger ist grundsätzlich verpflichtet, innerhalb der gesetzlichen 
Fristen eine deutsche Einkommensteuererklärung bei seinem Wohn-
sitzfinanzamt abzugeben (§  25 Absatz  3 EStG). Der Bescheid über 
die gesonderte und einheitliche Feststellung gemäß § 180 Absatz 1 
AO der dem Anleger aus dem Anteil der Beteiligungsgesellschaft 
zuzurechnenden Einkünfte ist Grundlagenbescheid für seine Ein-
kommensteuererklärung. Dies bedeutet, dass das für den Anleger im 
Feststellungsbescheid ausgewiesene Ergebnis bezüglich der Art und 
der Höhe verbindlich ist und eine Änderung durch Rechtsbehelf oder 
Rechtsmittel gegen den persönlichen Einkommensteuerbescheid 
nicht erzielt werden kann. Sonderbetriebsausgaben des Anlegers 
(persönliche Aufwendungen des Anlegers im Zusammenhang mit 
der Beteiligung an der Beteiligungsgesellschaft) sind im Zuge der 
Einkunftsermittlung auf Ebene der Beteiligungsgesellschaft zu be-
rücksichtigen. 

Steuersätze/Anrechnungen
Die im Rahmen der gesonderten und einheitlichen Feststellung zuge-
wiesenen Ergebnisse unterliegen dem individuellen Einkommensteu-
ersatz des Anlegers. Der Spitzensteuersatz beträgt derzeit 45 Prozent 
ab einem zu versteuernden Einkommen von EUR 256.304 für Ledige 
bzw. EUR 512.608 für zusammenveranlagte Ehegatten. Ergänzend zur 
Einkommensteuer wird derzeit ein Solidaritätszuschlag in Höhe von 
5,50 Prozent der Einkommensteuer erhoben. 

Nach § 34a EStG können nicht entnommene (thesaurierte) Gewinne 
ganz oder teilweise mit einem Steuersatz von 28,25 Prozent besteuert 
werden. Ein entsprechender Antrag kann von jedem Gesellschafter 
gestellt werden, dessen Anteil am Gewinn der Gesellschaft mindes-
tens 10 Prozent oder mehr als EUR 10.000 EUR beträgt. Die Progno-
serechnungen sehen eine Thesaurierungsbegünstigung nicht vor, da 
zum einen die prognosegemäßen Entnahmen und zum anderen die 
Beendigung der Beteiligung zu einer Nachversteuerung mit einem 
Steuersatz in Höhe von 25 Prozent führen würde.

Gemäß § 35 EStG kann sich die tarifliche Einkommensteuer um das 
3,8-Fache des anteilig auf den Anleger entfallenden Gewerbesteuer-
messbetrags der Beteiligungsgesellschaft ermäßigen, soweit sie an-
teilig auf im zu versteuernden Einkommen enthaltene gewerbliche 
Einkünfte entfällt. Die Gewährung der Steuerermäßigung ist auf die 
tatsächliche Gewerbesteuerlast begrenzt. Ob und in welcher Höhe 
eine Anrechnung der Gewerbesteuer erfolgen kann, hängt auch von 
den individuellen steuerlichen Verhältnissen des jeweiligen Anlegers 
ab. Ein Gewerbesteuerüberhang verfällt und kann nicht vor- oder zu-
rückgetragen werden.

Die auf Zinserträge der Beteiligungsgesellschaft einbehaltene Kapital-
ertragsteuer hat keine Abgeltungswirkung, wird aber auf die Einkom-
mensteuer des Anlegers im Verhältnis der Beteiligung angerechnet 
und ist auf Ebene der Gesellschaft als Entnahme der Anleger zu er-
fassen.
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Entnahmen
Die Auszahlungen stellen steuerlich Entnahmen dar und sind als sol-
che grundsätzlich nicht steuerpflichtig. Die Auszahlungen unterlie-
gen keinem Steuereinbehalt (einschließlich Kirchensteuer).

Eine Steuerpflicht entsteht in Ausnahmefällen bei vorhergehender 
Inanspruchnahme der Thesaurierungsbesteuerung nach § 34a EStG 
oder sofern es sich um Eigenkapitalrückzahlungen nach §  15a Ab-
satz 3 EStG handelt.

Soweit die Auszahlungen nicht durch entsprechende Gewinne der 
Gesellschaft gedeckt sind, handelt es sich um die Rückzahlung von 
Einlagen, was zu einem Wiederaufleben der Haftung nach § 172 Ab-
satz 4 HGB führen kann.

Verlustausgleichs- und Verlustverrechnungsbeschränkungen 
(§§ 15b, 15a EStG)
Gemäß § 15b EStG dürfen Verluste aus einer Beteiligung, die als Steu-
erstundungsmodell anzusehen sind, weder mit anderen Einkünften 
aus Gewerbebetrieb noch mit anderen Einkünften aus anderen Ein-
kunftsarten ausgeglichen, sondern nur mit zukünftigen Gewinnen 
aus derselben Einkunftsquelle verrechnet werden.

Ein Steuerstundungsmodell liegt gemäß § 15b EStG dann vor, wenn 
aufgrund einer modellhaften Gestaltung steuerliche Vorteile in Form 
negativer Einkünfte erzielt werden sollen. Dies ist dann der Fall, wenn 
dem Anleger aufgrund eines vorgefertigten Konzepts die Möglichkeit 
geboten werden soll, zumindest in der Anfangsphase der Investition 
Verluste aus der angebotenen Beteiligung mit anderen Einkünften 
zu verrechnen. Dies ist dann – trotz vorgefertigten Konzepts – nicht 
mehr der Fall, wenn innerhalb der Anfangsphase das Verhältnis der 
Summe der prognostizierten Verluste zur Höhe des gezeichneten und 
nach dem Konzept auch aufzubringenden Kapitals 10 Prozent nicht 
übersteigt.

Nach den Planrechnungen ist davon auszugehen, dass die anfäng-
lich zu verzeichnenden Verluste der Beteiligungsgesellschaft mehr als 
10 Prozent des einzuzahlenden Kapitals betragen werden und damit 
die Beteiligungsgesellschaft als Steuerstundungsmodell i. S. d. § 15b 
EStG qualifiziert. Die Verluste der Beteiligungsgesellschaft sind daher 
nur mit zukünftigen Gewinnen der Beteiligungsgesellschaft zu ver-
rechnen.

Eine weitere Einschränkung der Verlustnutzungsmöglichkeit sieht 
§ 15a EStG vor. Hiernach darf der einem Kommanditisten zuzurech-
nende Anteil am Verlust einer Kommanditgesellschaft weder mit 
anderen Einkünften aus Gewerbebetrieb, noch mit Einkünften aus 
anderen Einkunftsarten ausgeglichen werden, soweit ein negatives 
Kapitalkonto des Kommanditisten entsteht oder sich erhöht. Der 
Verlust darf insoweit auch nicht nach § 10d EStG abgezogen werden, 
sondern lediglich mit zukünftigen positiven Einkünften aus Betei-
ligungen verrechnet werden. § 15b EStG geht der Anwendung des 
§ 15a EStG vor.

Veräußerungen der Beteiligung
Soweit ein Anleger seinen gesamten Gesellschaftsanteil veräußert 
oder aus der Gesellschaft ausscheidet, kann bei den einzelnen An-
legern ein einkommensteuerpflichtiger Veräußerungs- oder Aufga-
begewinn nach § 16 Absatz 3 EStG entstehen. Veräußerungsgewinn 
ist in diesem Fall der Betrag des Veräußerungspreises, der das Kapi-
talkonto des Anlegers in der Steuerbilanz und die Kosten der Veräu-
ßerung übersteigt. Bei der Ermittlung des Aufgabegewinns tritt das 
Abfindungsguthaben an die Stelle des Veräußerungspreises. Das Ab-
findungsguthaben für den Fall der vorzeitigen Beendigung der Be-
teiligung richtet sich nach den Regelungen im Gesellschaftsvertrag. 
Für den Fall der Beendigung der Gesellschaft wird jedem Anleger 
in Höhe des Verhältnisses seiner Beteiligung an der Gesellschaft ein 
Aufgabegewinn bzw. -verlust zugewiesen. In allen Fällen der Veräu-
ßerung oder Aufgabe kann ein ggf. entstehender Veräußerungs- bzw. 
Aufgabegewinn mit einem noch nicht ausgeglichenen vortragsfähi-
gen Verlust verrechnet werden. Ein darüber hinausgehender, verblei-
bender, lediglich verrechenbarer Verlust würde mit dem Ausscheiden 
des Anlegers entfallen. 

Hat der Steuerpflichtige das 55. Lebensjahr vollendet oder ist er im 
sozialversicherungsrechtlichen Sinne dauernd berufsunfähig, so wird 
der Veräußerungsgewinn auf Antrag zur Einkommensteuer nur her-
angezogen, soweit er EUR 45.000 übersteigt. Der Freibetrag ist dem 
Steuerpflichtigen nur einmal zu gewähren. Er ermäßigt sich um den 
Betrag, um den der Veräußerungsgewinn EUR  136.000 übersteigt. 
Der Veräußerungsgewinn kann gemäß §§ 16, 34 EStG nach der sog. 
Fünftelregelung versteuert werden, die im Ergebnis zu einer von den 
sonstigen steuerlichen Verhältnissen des Anlegers abhängenden Ta-
rifbegünstigung des Veräußerungsgewinns führt. Daneben besteht 
die Möglichkeit, den Veräußerungsgewinn nur mit 56  Prozent des 
durchschnittlichen Steuersatzes (mindestens aber mit 15 Prozent) zu 
versteuern. Diese Vergünstigungen werden einem Steuerpflichtigen 
nur auf Antrag und nur einmal im Leben gewährt. Sofern die begüns-
tigte Besteuerung thesaurierter Gewinne nach § 34a EStG erfolgt ist, 
ist bei der Veräußerung des Mitunternehmeranteils ggf. eine Nachver-
steuerung vorzunehmen.

Ebenso ist zu beachten, dass nach dem Gesellschaftsvertrag die sich 
aus einem Gesellschafterwechsel ergebenden steuerlichen Nachtei-
le auszugleichen sind. Sofern die Anteilsveräußerung vorzeitig – vor 
Erzielung eines Totalgewinns – erfolgt, besteht die Möglichkeit, dass 
die Finanzverwaltung nachträglich davon ausgeht, dass eine Gewinn-
erzielungsabsicht nicht vorlag.

Der Anleger sollte sich daher vor einer Veräußerung mit seinem steuer-
lichen Berater über mögliche individuelle steuerliche Folgen beraten.
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Veräußerungen der Windenergieanlagen
Veräußert die Beteiligungsgesellschaft eine Windenergieanlage oder 
sämtliche Windenergieanlagen, ist ein etwaiger Veräußerungsgewinn 
zu versteuern. Veräußerungsgewinn ist der Betrag, um den der Veräu-
ßerungspreis nach Abzug der Veräußerungskosten den steuerlichen 
Buchwert des veräußerten Vermögens übersteigt. Der Veräußerungsge-
winn unterliegt auf Ebene der Anleger der individuellen Besteuerung.

Sofern die Gesellschaft sämtliche wesentliche Betriebsgrundlagen 
(das heißt, im Wesentlichen den oder die Windparks) im Rahmen der 
Liquidation in einem einheitlichen Vorgang veräußert, kann bei den 
einzelnen Anlegern ein einkommensteuerpflichtiger Veräußerungs-
gewinn nach § 16 Absatz 3 EStG entstehen. Dafür gelten die tarifli-
chen Besonderheiten entsprechend der Veräußerung der Beteiligung.

Kirchensteuer
Die Betrachtungen im Prospekt lassen Auswirkungen, die sich aus 
einer möglichen Kirchensteuerpflicht ergeben, außer Acht, da jedes 
Bundesland über ein eigenes Kirchensteuerrecht mit unterschiedli-
chen Bestimmungen verfügt und nicht alle Anleger kirchensteuer-
pflichtig sind. Sofern bei einem Anleger Kirchensteuerpflicht besteht, 
ist mit einer zusätzlichen kirchensteuerlichen Belastung (bzw. im Fall 
von ausgleichsfähigen Verlusten Entlastung) von etwa 8 Prozent bis 
9 Prozent der jeweils festgesetzten Einkommensteuer zu rechnen. Bei 
der Berechnung der voraussichtlichen Kirschensteuerbelastung ist zu 
berücksichtigen, dass in den meisten Bundesländern (Ausnahme: Bay-
ern)jedoch eine Kappung .d h. Begrenzung vorgesehen ist.

2	E rbschaft- und Schenkungsteuer
In Deutschland unterliegt die Übertragung eines Anteils an der Be-
teiligungsgesellschaft im Wege der Erbfolge oder der Schenkung der 
unbeschränkten Steuerpflicht, wenn der Erblasser oder der Schenker 
bzw. der Erbe oder Beschenkte in Deutschland ansässig sind, § 2 Ab-
satz 1 Nr. 1 Satz 2 lit. a Erbschaftsteuergesetz (ErbStG). Steuerpflichti-
ger Erwerb im Sinne des Erbschaft- und Schenkungsteuerrechts ist 
die Bereicherung des Erwerbers. Bei der Ermittlung der Erbschaft- 
und Schenkungsteuer gilt im Zeitpunkt der Prospektaufstellung das 
ErbStG und Bewertungsgesetz (BewG) in der Fassung des Gesetzes 
zur Anpassung des Erbschafts- und Schenkungssteuergesetzes an die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts vom 4. November 
2016 (gültig ab 1. Juli 2016, teilweise 1. Januar 2016).

Für die Bewertung der Erb- oder Schenkungsmasse ist es unerheblich, 
ob der Anleger seine Beteiligung an der Beteiligungsgesellschaft als 
Direktkommanditist oder als Treugeber hält (siehe Erlass des Bayeri-
schen Staatsministeriums der Finanzen vom 16. September 2010, FG 
Niedersachsen mit Urteil vom 28. Juli 2010, Az 3 K 215/09). 

Als Wert des Anteils an der Beteiligungsgesellschaft wird grundsätz-
lich der gemeine Wert angesetzt. Der Wert wird vorrangig aus Verkäu-
fen, die innerhalb eines Jahres vor der Schenkung/Vererbung getätigt 
werden, abgeleitet. Falls ein solcher Vergleichswert nicht vorliegt, er-
folgt die Wertermittlung im Rahmen einer Unternehmensbewertung. 
Dazu ist ein Wertgutachten auf der Basis eines Ertragswertverfahrens 
erforderlich oder der Wert wird ersatzweise im sog. vereinfachten Er-
tragswertverfahren ermittelt.

Begünstigungen für Betriebsvermögen
Da die Beteiligungsgesellschaft Betriebsvermögen hält, kommt dem 
Grunde nach eine Begünstigung des Erwerbs (Verschonung) in Be-
tracht, die bis zu 85  Prozent (Regelverschonung) oder 100  Prozent 
(Optionsverschonung) betragen kann. Die Verschonung ist u. a. von 
der Zusammensetzung des Vermögens, der Haltedauer, Entnahmen 
und weiteren in der Person des Anlegers liegenden Faktoren abhän-
gig. Aufgrund der geplanten Auszahlungen und der geplanten Lauf-
zeit der Vermögensanlage werden die Regelungen zur Verschonung 
der Übertragung einer Beteiligung an der Beteiligungsgesellschaft 
voraussichtlich nicht einschlägig sein. Übertragungen im Wege der 
vorweggenommenen Erbfolge sollten im Vorfeld mit dem persönli-
chen steuerlichen Berater besprochen werden (siehe Seite 17 ff., „We-
sentliche tatsächliche und rechtliche Risiken der Vermögensanlage“).

Die tatsächliche Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer hängt insbeson-
dere von der jeweiligen persönlichen Situation des Anlegers, des Er-
ben bzw. des Beschenkten hinsichtlich der gesetzlichen Freibeträge 
und Steuersätze ab. Die Freibeträge belaufen sich auf EUR  500.000 
für Ehegatten, EUR 400.000 für Kinder und EUR 200.000 für Enkelkin-
der. Für die übrigen Angehörigen der Steuerklassen I (z. B. Eltern des 
Erblassers), II (z.  B. Geschwister) und III (Sonstige) existieren gemäß 
§ 16 Absatz 1 ErbStG persönliche Freibeträge geringeren Umfanges. 
Die Höhe der Steuer hängt von der Steuerklasse des Erben bzw. Be-
schenkten ab. Sie ist geringer, je näher der Verwandtschaftsgrad und 
je geringer der Wert des übertragenen Vermögens ist. 

§ 35b EStG – Steuerermäßigung  
bei Belastung mit Erbschaftsteuer
Bei Erbfällen wird eine Doppelbelastung mit Erbschaft- und Einkom-
mensteuer innerhalb von fünf Jahren nach § 35b EStG verringert. Die 
Ermäßigung ist auf Fälle beschränkt, in denen beim Erben Einkünfte 
mit Einkommensteuer belastet werden, die zuvor als Vermögen oder 
Bestandteil von Vermögen bereits der Erbschaftsteuer unterlagen. Zu 
den Einkünften gehört auch der Gewinn aus der Veräußerung eines 
Mitunternehmeranteils nach § 16 EStG.

Abschließender Hinweis 
Die Emittentin oder eine andere Person übernimmt nicht die Zahlung 
von Steuern für den Anleger (§ 4 Satz 1 Nr. 2 VermVerkProspV). 

Änderungen der steuerlichen Rahmenbedingungen sind möglich 
und können die Rentabilität der Beteiligung beeinflussen. Die end-
gültige Anerkennung der steuerlichen Konzeption bleibt der Beurtei-
lung der Betriebsprüfung durch die Finanzverwaltung vorbehalten. 
Aus dem Beteiligungsangebot entstehen für den Anleger nach zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung bestehender Rechtslage keine wei-
teren Steuern oder Nebenleistungen i. S. d. § 3 AO. Die steuerlichen 
Risiken dieser Vermögensanlage werden in diesem Verkaufsprospekt 
auf der Seite 24 f. dargestellt. 



RE09 Windenergie Deutschland104

Die wichtigsten Verträge

Gesellschaftsvertrag
in der durch Gesellschafterbeschluss geänderten Fassung  
vom 30. September 2016

Präambel
Die reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG (nachfol-
gend auch „Gesellschaft“ genannt) beabsichtigt, Windenergieanlagen 
in Deutschland zu erwerben oder zu errichten und zu betreiben. Die 
Windenergieanlagen sind noch nicht identifiziert. Die Gesellschaft 
bietet Anlegern die Möglichkeit, sich nach Maßgabe der Bestimmun-
gen dieses Gesellschaftsvertrages an der Gesellschaft zu beteiligen 
und am Ergebnis der Gesellschaft zu partizipieren, sei es positiv oder 
negativ. Nicht Geschäftsgrundlage dieses Gesellschaftsvertrages sind 
etwaige mit dem Beteiligungserwerb verfolgte wirtschaftliche oder 
steuerliche Ziele der Anleger. 

I	A llgemeine Bestimmungen 

§ 1	� Firma, Sitz, Geschäftsjahr, Beginn und  
Dauer der Gesellschaft 

1.		�  Die Firma der Gesellschaft lautet: reconcept 09 Windenergie 
Deutschland GmbH & Co. KG. 

2.		�  Sitz der Gesellschaft ist Hamburg. 

3.		�  Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr ist 
ein Rumpfgeschäftsjahr und beginnt mit Eintragung der Ge-
sellschaft im Handelsregister. 

4.		�  Die Laufzeit der Gesellschaft endet grundsätzlich am 31. De-
zember 2023. Die Geschäftsführung ist berechtigt, die Laufzeit 
der Gesellschaft durch schriftliche Erklärung an die Gesellschaf-
ter mit Frist von drei Monaten vor dem jeweiligen Laufzeitende 
zweimal um jeweils ein Jahr zu verlängern, mithin bis höchs-
tens zum 31. Dezember 2025. 

§ 2 	 Gegenstand des Unternehmens 
		�  Der Gegenstand der Gesellschaft ist der Erwerb, die Errich-

tung und der operative Betrieb von Windenergieanlagen und 
Windenergieparks in Deutschland sowie die Verwertung, Ver-
marktung und Veräußerung der damit erzeugten elektrischen 
Energie. Als Nebentätigkeit darf die Gesellschaft im eigenen 
Namen, für eigene Zwecke und nicht für Dritte eigenes Kapi-
talvermögen verwalten und nutzen. Die Liquiditätsreserve darf 
z. B. in Zinsanlagen, Tagesgeld und Festgeld angelegt werden. 
Die Gesellschaft darf Zweigniederlassungen unter gleicher 
oder anderer Firma im Inland errichten. Die Gesellschaft darf 

Unternehmensverträge, z. B. Dienstleistungsverträge mit ande-
ren Unternehmen, schließen, solange die unternehmerischen 
Entscheidungen im laufenden Geschäftsbetrieb bei der Gesell-
schaft selbst verbleiben. Werden Dienstleistungen ausgelagert, 
verbleiben die Lenkungs-, Gestaltungs- und Weisungsrechte 
bei der Gesellschaft. 

II	G esellschafter und Gesellschaftskapital 

§ 3 	 Gesellschafter 
1.		�  Persönlich haftende Gesellschafterin ist die reconcept Capital 

02 GmbH mit Sitz in Hamburg, eingetragen im Handelsregister 
des Amtsgerichtes Hamburg unter HRB 136642 (nachfolgend 
„Komplementärin“ genannt). Sie leistet keine Einlage und ist 
am Vermögen der Gesellschaft nicht beteiligt. 

2.		�  Gründungskommanditistin ist die reconcept Treuhand GmbH 
mit Sitz in Hamburg als Treuhandkommanditistin, eingetragen 
im Handelsregister des Amtsgerichtes Hamburg unter HRB 
119729 mit einer Einlage in Höhe von EUR 1.000 („eigene Einla-
ge”) zzgl. 3 Prozent Agio. Sie ist berechtigt, ihren Kommanditan-
teil auf den in § 4 Absatz 2 und 3 genannten Betrag zu erhöhen. 

3.		�  Eine Kommanditistenstellung kann sich zudem gemäß § 6 Ab-
satz 1, 2 und 3 sowie § 24 Absatz 1 und 2 ergeben. 

4.		�  Die für die Kommanditisten in das Handelsregister einzutra-
gende Haftsumme (Hafteinlage) wird auf 10 Prozent der jewei-
ligen Pflichteinlage (Kommanditkapital ohne Agio) festgesetzt. 

§ 4 	 Gesellschaftskapital 
1.		�  Die Gründungs- und Treuhandkommanditistin hat die über-

nommene Pflichteinlage bereits bei Gründung der Gesell-
schaft in bar erbracht. 

2.		�  Die Treuhandkommanditistin ist vorbehaltlich Absatz 3 berech-
tigt, bis zum 31. Dezember 2017 (Zeichnungsfrist), längstens 
jedoch bis zum Ablauf der Gültigkeit des Verkaufsprospektes 
(je nachdem, welcher Zeitpunkt früher eintritt), ihren Komman-
ditanteil bis auf einen Betrag in Höhe von EUR 14.001.000 zzgl. 
Agio zu erhöhen. 

3.		�  Sollte die Gesamtsumme des gezeichneten Kommanditkapi-
tals in Höhe von EUR  14.001.000 zzgl. Agio erreicht werden, 
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ist die Treuhandkommanditistin berechtigt, ihren Komman-
ditanteil unbegrenzt bis zum Ablauf der Zeichnungsphase zu 
erhöhen. Die Komplementärin kann aber auch durch Erklärung 
an die übrigen Gesellschafter das Beteiligungsangebot an der 
Gesellschaft ohne weitere Voraussetzungen vorzeitig schließen 
und die Zeichnungsphase entsprechend verkürzen. 

4.		�  Ein zu platzierendes Mindestkapital ist nicht vorgesehen. Die 
Entscheidung über eine Verminderung oder Erhöhung des zu 
platzierenden Kommanditkapitals liegt im Ermessen der Kom-
plementärin. 

§ 5 	�� Treugeberische Beteiligung von Anlegern  
an der Gesellschaft 

1.		�  Im Rahmen der Kommanditkapitalerhöhung gemäß §  4 Ab-
satz  2 und 3 haben Anleger die Möglichkeit, sich über die 
Treuhandkommanditistin als Treugeber an der Gesellschaft 
entsprechend den Bestimmungen der Beitrittserklärung, die-
ses Gesellschaftsvertrages und des Treuhandvertrages mit der 
jeweils vereinbarten Einlage mittelbar zu beteiligen (nachfol-
gend „Treugeber” genannt). Hierzu ist die Treuhandkommandi-
tistin unter Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB 
berechtigt und bevollmächtigt, ihren Kommanditanteil ent-
sprechend zu erhöhen und durch den jeweiligen Treuhandver-
trag wirtschaftlich zu ersetzen.

		�  Die Treuhandkommanditistin hält und verwaltet den von ihr 
entsprechend erhöhten Kommanditanteil im Außenverhält-
nis im eigenen Namen als einheitlichen Kommanditanteil, im 
Innenverhältnis jedoch treuhänderisch für anteilige Rechnung 
der Anleger. Mit Abgabe der Beitrittserklärung, die Bestandteil 
des Treuhandvertrages ist, bieten die Treugeber jeder für sich 
der Treuhandkommanditistin den Abschluss des Treuhandver-
trages an. Mit Annahme der Beitrittserklärung durch die Treu-
handkommanditistin und Übermittlung der unterzeichneten 
Beitrittserklärung an die Komplementärin sind die Treugeber 
über die Treuhandkommanditistin in Höhe der gezeichneten 
Pflichteinlage an der Gesellschaft beteiligt. Zum Abschluss der 
Zeichnungsphase meldet die Treuhandkommanditistin einma-
lig für alle beigetretenen Treugeber die übernommene Haft-
summe zur Eintragung im Handelsregister an. 

2.		�  Es können nur volljährige, natürliche Personen der Gesellschaft 
als Treugeber beitreten. Mit Zustimmung der Komplementärin 
können auch Personenhandelsgesellschaften, rechtsfähige 
Stiftungen und Körperschaften der Gesellschaft als Anleger 
beitreten. Eine gemeinschaftliche Beteiligung von Ehepaaren, 
sonstigen Gesellschaften und Gemeinschaften ist ausgeschlos-
sen. Darüber hinaus kann der Gesellschaft nur beitreten, wer 
weder (i) Staatsbürger der USA oder (ii) Inhaber einer dauerhaf-
ten Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis für die USA (Green Card) 
ist noch (iii) einen Wohnsitz bzw. Sitz in den USA oder ihren Ho-
heitsgebieten hat noch (iv) eine Körperschaft oder eine nach 
dem Recht der USA organisierte sonstige Vermögensmasse ist, 
deren Einkommen dem US-Steuerrecht unterliegt. Der Anleger 
hat die Kosten zu tragen, die der Gesellschaft entstehen, wenn 
Wohnsitz oder Bankverbindung des Anlegers nicht in der Bun-
desrepublik Deutschland sind und deshalb z. B. Gebühren für 
Überweisungen ins Ausland entstehen. Sofern für Anleger mit 

einer ausländischen Staatsangehörigkeit, einem im Ausland 
befindlichen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt oder aus 
sonstigen Gründen ausländische Vorschriften zur Anwendung 
kommen, haben diese Anleger diese Vorschriften eigenverant-
wortlich zu prüfen. 

3.		�  Treugeber dürfen ihrerseits keine Beteiligungen an der Gesell-
schaft für Dritte halten. 

4.		�  Die Pflichteinlage der Treugeber soll mindestens EUR  10.000 
betragen und durch 1.000 ohne Rest teilbar sein. Im Einzelfall 
kann die Komplementärin geringere Pflichteinlagen zulassen. 

5.		�  Die Treugeber haben ihre jeweilige Pflichteinlage nach Maßga-
be der Beitrittserklärungen wie folgt einzuzahlen: 100 Prozent 
der Pflichteinlage zzgl. 3  Prozent Agio hierauf innerhalb von 
zehn Tagen nach Mitteilung über die Annahme des Beitritts auf 
das Sonderkonto der reconcept Treuhand GmbH bei der Com-
merzbank AG:

	 IBAN: 	 DE03 2174 0043 0864 4593 00
	 BIC: 	 COBADEFFXXX
	 Verwendungszweck:	 „RE09 Windenergie Deutschland“

		�  Bei Einzahlung des jeweiligen Beteiligungsbetrages eventuell 
entstehende Kosten tragen die Treugeber. Sollte mit der Gesell-
schaft ein niedrigeres Agio vereinbart worden sein, reduziert 
sich der Einzahlungsbetrag entsprechend. 

6.		�  Leistet ein Treugeber seine Einzahlung nicht fristgerecht, ist die 
Treuhandkommanditistin gemäß §  4 Absatz  2 des Treuhand-
vertrages zur Geltendmachung von Verzugszinsen in Höhe von 
5 Prozentpunkten p. a. über dem jeweiligen Basiszinssatz der 
Bundesbank berechtigt; sie kann diesen Anspruch an die Ge-
sellschaft abtreten. Die Geltendmachung eines weiteren Scha-
dens durch die Treuhandkommanditistin und die Gesellschaft 
bleibt hiervon unberührt. Wird die Einzahlung vom säumigen 
Treugeber trotz Mahnung und Nachfristsetzung nicht oder 
nicht in voller Höhe erbracht, ist die Treuhandkommanditis-
tin gemäß §  16 Absatz  2 des Treuhandvertrages i. V.  m. §  25 
Absatz  1 und 2 zur außerordentlichen fristlosen Kündigung 
des Treuhandverhältnisses berechtigt. Gemäß §  23 Absatz  3 
Satz 1 gilt die Kündigung in diesem Fall auch gegenüber der 
Gesellschaft, gerichtet auf Kündigung des von der Treuhand-
kommanditistin für den säumigen Treugeber gehaltenen (Teil-)
Kommanditanteils, es sei denn, die Komplementärin und die 
Treuhandkommanditistin stimmen sich dahingehend ab, dass 
der säumige Treugeber weiterhin über die Treuhandkom-
manditistin mittelbar an der Gesellschaft beteiligt sein soll. In 
diesem Fall ist die Komplementärin unter Befreiung von den 
Beschränkungen des §  181 BGB berechtigt und bevollmäch-
tigt, im Namen der Gesellschaft den von der Treuhandkom-
manditistin für den säumigen Treugeber gehaltenen (Teil-)
Kommanditanteil auf den Betrag der tatsächlich geleisteten 
Zahlung herabzusetzen. Die Komplementärin ist unter Befrei-
ung von den Beschränkungen des § 181 BGB berechtigt und 
bevollmächtigt, im Namen der Gesellschaft in dem Umfang, in 
dem der säumige Treugeber aus der Gesellschaft ausscheidet, 
neue Anleger als Treugeber in die Gesellschaft aufzunehmen. 
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Der säumige Treugeber trägt im Verhältnis zur Gesellschaft die 
im Zusammenhang mit seinem Ausscheiden aus der Gesell-
schaft entstandenen Kosten, mindestens jedoch 20  Prozent 
seiner ursprünglich gezeichneten Pflichteinlage. Insoweit ist 
die Gesellschaft zur Verrechnung mit etwaigen Rückzahlungs-
ansprüchen berechtigt. Dem säumigen Treugeber bleibt es 
vorbehalten, einen geringeren Schaden nachzuweisen. 

7.		�  Die Anleger sind verpflichtet, der Treuhandkommanditistin un-
verzüglich und vor Annahme der Beitrittserklärung die für die 
Identifikationsprüfung nach dem Geldwäschegesetz erforder-
lichen Nachweise zu erbringen. 

8.		�  Treugeber stehen nach Maßgabe dieses Gesellschaftsvertra-
ges sowie den Regelungen des Treuhandvertrages im Innen-
verhältnis zu den anderen Gesellschaftern sowie im Verhältnis 
zueinander wirtschaftlich so, als seien sie Kommanditisten 
der Gesellschaft. Soweit nachfolgend Rechte und Pflichten für 
Kommanditisten oder Gesellschafter begründet werden, treffen 
diese Rechte und Pflichten im Innenverhältnis daher auch die 
Treugeber, es sei denn, aus dem Zusammenhang ergibt sich, 
dass diese Rechte oder Pflichten nur für die Komplementärin, die 
Treuhandkommanditistin oder die Kommanditisten begründet 
werden. 

§ 6	 Anteilsübertragung 
1.		�  Jeder Kommanditist kann seine Beteiligung im Wege der Ab-

tretung übertragen, sofern die Pflichteinlage zzgl. Agio bei der 
Gesellschaft eingezahlt oder sichergestellt ist, dass der Über-
tragungsempfänger die Einzahlung leistet. Entsprechendes gilt 
gemäß § 12 Absatz 1 des Treuhandvertrages für die den Treu-
gebern aus dem jeweiligen Treuhandverhältnis zustehenden 
Rechte und obliegenden Pflichten. Soweit im Zeitpunkt der 
Übertragung der Kommanditist bzw. Treugeber seine Pflicht-
einlage zzgl. Agio noch nicht oder nicht vollständig erbracht 
hat, ist die Abtretung nicht mit einer befreienden Schuldüber-
nahme verbunden. Teilübertragungen sind nur zulässig, wenn 
der übertragene Anteil durch 1.000 ohne Rest teilbar ist und 
sowohl die Beteiligung des Übertragungsempfängers als auch 
die beim Übertragenden verbleibende Beteiligung mindestens 
EUR 10.000 beträgt. Die Treuhandkommanditistin benötigt für 
die Übertragung der treuhänderisch gehaltenen Beteiligun-
gen zudem die Zustimmung des jeweiligen Treugebers. Über-
tragungsempfänger dürfen nur Personen oder Gesellschaften 
sein, die ihrerseits die Voraussetzungen des § 5 Absatz 2 erfül-
len. Übertragungen – mit Ausnahme von Sicherungsabtretun-
gen – können nur mit Wirkung zum Ende eines Geschäftsjahres 
erfolgen; die Komplementärin kann hiervon im Einzelfall nach 
eigenem Ermessen Ausnahmen zulassen. 

		�  Die Übertragung von Kommanditanteilen bedarf zu ihrer Wirk-
samkeit der schriftlichen Zustimmung der Komplementärin 
(Abtretungsverbot gemäß § 399 BGB), die nur aus wichtigem 
Grund verweigert werden darf. Ein wichtiger Grund liegt insbe-
sondere dann vor, wenn 

		  a)	� der Übertragungsempfänger nicht alle schuldrechtlichen 
Verbindlichkeiten des Kommanditisten aus und in Verbin-
dung mit der Kommanditistenstellung übernommen hat, 

		  b)	� für den Übertragungsempfänger der für die Identifikati-
onsprüfung nach dem Geldwäschegesetz erforderliche 
Nachweis nicht vorliegt oder

		  c)	� der übertragende Gesellschafter oder der Übertragungs-
empfänger die Gesellschaft nicht von etwaigen steuerli-
chen Nachteilen aus der Anteilsübertragung, insbesonde-
re aufgrund des Wegfalls eines etwaigen Gewerbeverlusts 
oder der Realisierung eines Tatbestands nach § 7 Gewer-
besteuergesetz (GewStG) oder einer vergleichbaren steu-
erlichen Regelung, freistellt oder keine Bürgschaft einer 
deutschen Geschäftsbank oder eine vergleichbare Sicher-
heit zugunsten der Gesellschaft für die freizustellenden 
Nachteile bestellt. 

2.		�  Die Treugeber sind gemäß § 16 Absatz 3 des Treuhandvertrages 
mit einer Frist von sechs Monaten zum Jahresende, erstmals 
zum Ablauf des Jahres, in dem die Zeichnungsphase gemäß 
§ 4 Absatz 3 endet, berechtigt, von der Treuhandkommandi-
tistin jederzeit die Übertragung der für sie gehaltenen (Teil-)
Kommanditanteile auf sich zu verlangen. Die Übertragung der 
(Teil-)Kommanditanteile erfolgt im Wege der Abtretung und 
steht unter der aufschiebenden Bedingung, dass der jeweilige 
Treugeber als Kommanditist im Handelsregister eingetragen 
wird. Der jeweilige Treugeber ist insoweit Sonderrechtsnachfol-
ger der Treuhandkommanditistin. Mit Übertragung des (Teil-)
Kommanditanteils auf den jeweiligen Treugeber endet das 
Treuhandverhältnis und der Treuhandvertrag wird als Verwal-
tungstreuhand (§  1 Absatz  1 Buchstabe b) des Treuhandver-
trages) fortgeführt. Die Komplementärin erteilt für die Über-
tragung der (Teil-)Kommanditanteile auf die Treugeber bereits 
jetzt ihre Zustimmung. 

3.		�  Beabsichtigt ein Kommanditist bzw. Treugeber, seine Beteili-
gung bzw. seine Rechte und Pflichten aus dem Treuhandver-
hältnis entgeltlich auf einen Dritten zu übertragen, steht einem 
von der Komplementärin benannten Dritten ein Vorkaufsrecht 
wie folgt zu: 

		
		  a)	� Die Übertragung der Beteiligung bzw. der Rechte und 

Pflichten aus dem Treuhandverhältnis ist der Komplemen-
tärin unverzüglich durch Vorlage einer beglaubigten Ko-
pie des Übertragungsvertrages mittels eines eingeschrie-
benen Briefes nachzuweisen. 

		  b)	� Das Vorkaufsrecht kann binnen vier Wochen nach Vorla-
ge einer beglaubigten Kopie des Übertragungsvertrages 
ausgeübt werden. 

		  c)	� Nimmt ein von der Komplementärin benannter Dritter 
sein Vorkaufsrecht wahr, ist der Kommanditist bzw. Treu-
geber verpflichtet, seine Beteiligung bzw. seine Rechte 
und Pflichten aus dem Treuhandverhältnis gegen Zah-
lung des Kaufpreises an den von der Komplementärin 
benannten Dritten zu übertragen. 

		  d)	� Nimmt ein von der Komplementärin benannter Dritter 
sein Vorkaufsrecht nicht wahr oder wird ein solcher inner-
halb einer Frist von vier Wochen nicht benannt, so kann 
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der Kommanditist bzw. Treugeber seine Beteiligung bzw. 
seine Rechte und Pflichten aus dem Treuhandverhältnis 
abtreten. 

4.		�  Der Komplementärin ist seitens des Übertragungsempfängers 
eine notariell beglaubigte, unwiderrufliche und über den Tod 
hinaus gültige Handelsregistervollmacht zu erteilen, die sie 
ermächtigt, in seinem Namen alle erforderlichen Erklärungen 
gegenüber dem Registergericht abzugeben. Die Kündigungs-
erklärung ist gegenüber der Treuhänderin nur bei Vorliegen 
der Vollmacht wirksam. Die Kosten der Vollmachterteilung 
trägt der Treugeber. Zudem ist der Übertragungsempfänger 
verpflichtet, der Komplementärin unverzüglich die für die 
Identifikationsprüfung nach dem Geldwäschegesetz erforder-
lichen Nachweise zu erbringen. Die Kosten für eine Übertra-
gung der Beteiligung (Notar- und Gerichtskosten) sowie eine 
pauschale Bearbeitungsgebühr für die Komplementärin und 
Treuhänderin in Höhe von jeweils 0,50 Prozent der gezeich-
neten Pflichteinlage, mindestens jedoch jeweils EUR 150 inkl. 
gesetzlicher Umsatzsteuer, trägt im Verhältnis zur Gesellschaft 
der Übertragungsempfänger. 

§ 7 Haftung und Nachschusspflicht 
1.		�  Über die Verpflichtung zur Leistung ihrer Pflichteinlage zzgl. 

Agio hinaus übernehmen die Anleger weder gegenüber 
Dritten noch gegenüber den übrigen Gesellschaftern sowie 
gegenüber der Gesellschaft eine Nachschussverpflichtung, 
Zahlungsverpflichtung oder sonstige Haftung; dies gilt, so-
weit gesetzlich zulässig, auch für den Fall der Liquidation. 
Insbesondere sind die Gesellschafter nicht verpflichtet, nach 
Rückzahlungen ihrer geleisteten Einlage den Differenzbetrag 
zur in der Beitrittsvereinbarung vereinbarten Kapitaleinlage 
an die Gesellschaft zu zahlen. Derartige Verpflichtungen und 
Haftungen können auch nicht durch Gesellschafterbeschlüs-
se oder durch Änderungen des Gesellschaftsvertrages be-
gründet werden. 

2.		�  Hiervon unberührt bleibt die Haftung der Direktkommanditis-
ten und der Treuhandkommanditistin – und damit mittelbar 
der Treugeber – gegenüber den Gläubigern der Gesellschaft 
gemäß §§ 171 ff. HGB. 

§ 8	� Informations-, Widerspruchs- und Kontrollrechte  
der Kommanditisten 

1.		�  Die Komplementärin informiert die Gesellschafter jährlich an-
lässlich der Einladung zur ordentlichen Gesellschafterversamm-
lung schriftlich über die Geschäftsentwicklung und die Lage 
der Gesellschaft. Die Komplementärin informiert die Komman-
ditisten bzw. Treugeber zudem über wesentliche Geschäftsvor-
gänge der Gesellschaft. 

2.		�  Vorbehaltlich §  9 Absatz  3 stehen den Kommanditisten bzw. 
Treugebern die Widerspruchs- und Kontrollrechte gemäß 
§§ 164, 166 HGB zu. Sie können sich hierzu eines kraft Geset-
zes zur Verschwiegenheit verpflichteten Angehörigen eines 
wirtschaftsprüfenden, rechts- oder steuerberatenden Beru-
fes bedienen. Die dadurch entstehenden Kosten tragen die 
Kommanditisten bzw. Treugeber jeweils selbst. Die Ausübung 
dieser Rechte darf den Geschäftsablauf der Gesellschaft nicht 

wesentlich beeinträchtigen. Daher sind die Anliegen, insbe-
sondere Besuche und die Einsichtnahme in die Bücher der Ge-
sellschaft, mit einer Frist von zwei Wochen anzumelden und 
nur im Rahmen der üblichen Geschäftszeiten zulässig.

§ 9 	 Beirat
1.		�  Die Gesellschaft ist berechtigt, mit einfacher Mehrheit der 

Stimmrechte gemäß § 16 Absatz 3 und 4 einen Beirat zu be-
stellen. 

2.		�  Der Beirat besteht aus drei Personen. Zwei Beiratsmitglieder, 
die Kommanditisten oder Treugeber der Gesellschaft sein 
müssen, werden für die Dauer von drei Jahren in einem Wahl-
gang durch die Kommanditisten bzw. Treugeber gewählt; Wie-
derwahl ist möglich. Ein Beiratsmitglied wird durch die Kom-
plementärin bestellt. Für den Fall des vorzeitigen Ausscheidens 
eines Beiratsmitglieds, z.  B. durch Ableben oder Amtsnieder-
legung, oder dauerhafter persönlicher Verhinderung eines 
Beiratsmitglieds über einen Zeitraum von mehr als sechs Mo-
naten kann entsprechend den vorstehenden Regelungen ein 
Ersatzmitglied gewählt bzw. bestimmt werden, dessen Amts-
zeit jeweils mit der Regelamtszeit des ausgeschiedenen bzw. 
dauerhaft verhinderten Beiratsmitglieds endet. Die Beiratsmit-
glieder wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden. Der Beirat 
gibt sich eine eigene Geschäftsordnung. Er tagt am Sitz der 
Gesellschaft. Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehr-
heit gefasst. 

3.		�  Die Aufgaben des Beirats bestehen darin, die Komplementärin 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß § 10 zu überwachen, 
die Widerspruchs- und Kontrollrechte gemäß §§ 164, 166 HGB 
wahrzunehmen, soweit diese nicht von den Kommanditis-
ten bzw. Treugebern selbst wahrgenommen werden, und 
beratend tätig zu sein. Hierbei ist der Beirat berechtigt, die 
Bücher der Gesellschaft einzusehen und zu prüfen, von der 
Komplementärin jährlich Berichte zu verlangen, die über die 
wesentlichen Geschäftsvorfälle berichten, und jederzeit eine 
Gesellschafterversammlung einzuberufen oder ein schriftli-
ches Beschlussverfahren zu veranlassen. Bei der Ausübung der 
Rechte des Beirats gilt § 8 Absatz 2 Satz 4 und 5 entsprechend. 

4.		�  Für ihre Tätigkeit erhalten die Beiratsmitglieder neben dem 
Ersatz ihrer notwendigen Aufwendungen eine angemessene 
Tätigkeitsvergütung zzgl. etwaiger gesetzlicher Umsatzsteuer. 
Der Aufwendungsersatz für die Beiratsmitglieder gilt als Kosten 
der Gesellschaft und ist im Jahresabschluss als Aufwand zu be-
handeln. Die Gesellschafterversammlung bestimmt die Höhe 
der Vergütung. 

III	Di e Komplementärin 

§ 10 	 Geschäftsführung, Vertretung und Haftung 
1.		�  Zur Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft ist allein 

die Komplementärin berechtigt und verpflichtet. Sie hat die 
Geschäfte mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu 
führen und kann sich bei der Erfüllung ihrer Aufgaben Dritter 
bedienen.
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2.		�  Die Komplementärin und ihre Organe sind für Rechtsgeschäfte 
zwischen der Komplementärin und der Gesellschaft sowie für 
Rechtsgeschäfte zwischen der Gesellschaft und deren Toch-
tergesellschaften sowie Dritten von den Beschränkungen des 
§ 181 BGB befreit. 

3.		�  Die Geschäftsführung erstreckt sich auf alle Rechtsgeschäfte 
und Handlungen, die zum laufenden Betrieb der Gesellschaft 
gehören und geeignet sind, den Gegenstand des Unterneh-
mens zu fördern. Dies umfasst alle Maßnahmen, die zur Durch-
führung der im Investitions- und Finanzierungsplan der Gesell-
schaft aufgeführten Investitionen und Leistungen erforderlich 
oder sachdienlich sind, einschließlich der zur Beendigung 
notwendigen Handlungen. Dabei sind die Investitionskriterien 
gemäß Anlage 1 einzuhalten. Zum laufenden Geschäftsbetrieb 
gehören insbesondere 

		  a)	� der Erwerb, die Errichtung, die Verwaltung, die Nutzung, 
der Betrieb, die Veräußerung und die Verwertung von 
Windenergieanlagen in Deutschland, 

		  b)	� der Erwerb, das Halten und Verwalten von inländischen 
Energieeinspeisegenehmigungen und Einspeiseverträ-
gen, die zur Einspeisung von Elektrizität in Stromnetze be-
rechtigen, 

		  c)	� die Verwertung und Veräußerung der erzeugten Elektrizi-
tät im In- und Ausland, 

		  d)	� die Errichtung von Zweigniederlassungen unter gleicher 
oder anderer Firma im Inland, 

		  e)	� der Abschluss von Unternehmens- und sonstigen Verträ-
gen mit anderen Unternehmen, solange die unternehme-
rischen Entscheidungen im laufenden Geschäftsbetrieb 
bei der Gesellschaft selbst verbleiben, 

		  f )	� der Abschluss aller sonstigen Verträge, die zur Umsetzung 
des Investitionszieles erforderlich und geeignet sind, solan-
ge die unternehmerischen Entscheidungen im laufenden 
Geschäftsbetrieb bei der Gesellschaft selbst verbleiben, 
z. B. Kaufverträge, Miet- und Pachtverträge, Wartungsver-
träge, Verwaltungs- und Geschäftsbesorgungsverträge, 
Beratungsverträge, Verträge mit Mittelverwendungskont-
rolleuren, Verträge über die wirtschaftliche Konzeption der 
Gesellschaft und die Eigenkapitalvermittlung sowie sons-
tige Dienstleistungsverträge,

 
		  g)	� die Anlage der Liquiditätsreserve z.  B. in Zinsanlagen, 

Tagesgeld und Festgeld sowie die Auflösung der ange-
legten Liquiditätsreserve, soweit dies den Umfang einer 
Nebentätigkeit nicht übersteigt, 

		  h)	� die Aufnahme von Fremdkapital in Höhe von bis zu 
EUR 100.000, darüber hinaus nur, wenn die Aufnahme von 
Fremdkapital 

		  	 −		� der Zwischenfinanzierung oder Finanzierung der Tätigkei-
ten aus vorstehendem Buchstaben a) entsprechend dem 
Investitions- und Finanzierungsplan der Gesellschaft,

			   −		� der Vorfinanzierung der Eigenkapitaleinzahlungen oder 
			   −		� der Finanzierung von Abfindungen ausscheidender 

Gesellschafter dient, 

		  i)	� die Wahl und die Bestellung des Abschlussprüfers jeweils 
für die Geschäftsjahre 2015 und 2016 sowie

		  j)	� die Erteilung von Prokura. 

4.		�  Als über den laufenden Geschäftsbetrieb hinausgehend und 
damit zustimmungsbedürftig gelten 

		  a)	 die Änderung des Gesellschaftsvertrages, 

		  b)	 die Auflösung oder Umwandlung der Gesellschaft, 

		  c)	� die Veräußerung oder Verpachtung des Gewerbebetrie-
bes oder eines wesentlichen Teils davon, 

		  d)	� die vollständige oder teilweise Einstellung des Gewerbe-
betriebes, 

		  e)	� die Aufnahme neuer und/oder die Aufgabe bestehender 
Geschäftszweige, 

		  f )	� der Ausschluss der Komplementärin aus der Gesellschaft 
gemäß § 25 Absatz 3, 

		  g)	� die Bestellung einer neuen Komplementärin, z. B. in den 
Fällen des § 23 Absatz 2 oder des § 25 Absatz 3. 

5.		�  Die Komplementärin handelt mit der Sorgfalt eines ordentli-
chen Kaufmanns. Soweit sie schuldhaft eine wesentliche Ver-
tragspflicht verletzt, haftet sie nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten. Dasselbe gilt für ihre Haftung für Schäden, die aus einer 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit (Per-
sonenschäden) entstehen. In allen anderen Fällen ist die Haf-
tung der Komplementärin auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 
beschränkt. 

§ 11	  Anlegerregister 
1.		�  Die Treuhandkommanditistin führt über die Anleger ein Regis-

ter, in das insbesondere Name und Vorname bzw. Firma, An-
schrift, E-Mail-Adresse (optional), Bankverbindung, Finanzamt, 
Steueridentifikationsnummer und/oder Steuernummer sowie 
die Höhe ihrer jeweiligen Beteiligung eingetragen werden 
(nachfolgend „Anlegerregister“). Die Anleger sind verpflichtet, 
Änderungen dieser Angaben der Treuhandkommanditistin un-
verzüglich mitzuteilen. Gegenüber der Komplementärin, der 
Treuhandkommanditistin, der Mittelverwendungskontrolleu-
rin und der Gesellschaft gelten nur die im Anlegerregister ein-
getragenen Personen als aus der Beteiligung allein berechtigt 
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und verpflichtet, es sei denn, eine andere Person weist durch 
Vorlage entsprechender Urkunden ihre Berechtigung nach. In 
diesem Fall ist die Geschäftsführung nicht verpflichtet, die Be-
rechtigung aus der Beteiligung gesondert nachzuprüfen. Der 
Anleger hat davon Kenntnis und ist damit einverstanden, dass 
im Rahmen dieses Vertrages personenbezogene Daten auf 
EDV-Anlagen gespeichert und zum Zweck der Verwaltung der 
Beteiligung von der Gesellschaft, der Treuhandkommanditistin 
und der Komplementärin genutzt werden. 

2.		�  Mitteilungen an die Anleger erfolgen an die Adresse, die im 
Anlegerregister angegeben ist. 

§ 12	  Vergütung, Aufwendungsersatz 
1.		�  Die Komplementärin erhält für die Übernahme der Haftung 

ein Honorar von EUR 5.000 in der Investitionsphase sowie ab 
dem Jahr 2017 in Höhe von EUR 5.000 p. a., jeweils zzgl. gesetz-
licher Umsatzsteuer. Sie hat zudem Anspruch auf Ersatz ihrer 
angemessenen und notwendigen Aufwendungen. Das Hono-
rar wird jährlich um 2 Prozent erhöht, erstmals ab 2018. Auf-
wendungsersatz und Honorare sind in vierteljährlichen Raten 
jeweils am Ende eines Quartals zur Zahlung fällig. 

2.		�  Die Komplementärin erhält eine Erfolgsvergütung in Höhe von 
20 Prozent des die Zielquote gemäß Satz 2 und 3 übersteigen-
den Betrages zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. Die Zielquote ist 
erreicht, wenn die gesamten Auszahlungen an die Gesellschaf-
ter vor individuellen Steuern in Deutschland 152,12 Prozent der 
Pflichteinlagen auf Ebene der Gesellschaft betragen. Sollte der Exit 
(Verpflichtung zur Übereignung der Windenergieanlagen) früher 
oder später als am 31. Dezember 2023 erfolgen, vermindert bzw. 
erhöht sich die Zielquote um 8 Prozent der Pflichteinlage p. a. 

3.		�  Die Vergütungen und der Aufwendungsersatz sind im Jahres-
abschluss der Gesellschaft als Aufwand zu behandeln. 

IV	Di e Treuhandkommanditistin 

§ 13 	 Aufgaben und Pflichten der Treuhandkommanditistin 
1.		�  Die Treuhandkommanditistin nimmt an der Kommanditkapi-

talerhöhung gemäß § 4 Absatz 2 und 3 zwar im eigenen Na-
men, jedoch als Treuhänderin für fremde Rechnung teil, das 
heißt, sie hält und verwaltet den von ihr entsprechend erhöh-
ten Kapitalanteil im Außenverhältnis im eigenen Namen als 
einheitliche Kommanditbeteiligung, im Innenverhältnis jedoch 
treuhänderisch für anteilige Rechnung der Treugeber. Im Ein-
zelnen richten sich die Bedingungen des Treuhandverhältnis-
ses nach diesem Gesellschaftsvertrag und den Vereinbarungen 
des Treuhandvertrages, den die Treuhandkommanditistin mit 
dem jeweiligen Treugeber abschließt. 

2.		�  Die Treuhandkommanditistin ist in ihrer Eigenschaft und Funk-
tion als Treuhänderin zur Teilnahme an den Gesellschafterver-
sammlungen verpflichtet. 

3.		�  Die Aufgaben und Pflichten der Treuhandkommanditistin er-
geben sich aus den Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertra-
ges sowie des Treuhandvertrages, dort insbesondere aus § 7. 

§ 14 	 Rechte der Treuhandkommanditistin 
1.		�  Außer in Bezug auf ihre eigene Einlage in Höhe von EUR 1.000 

ist die Treuhandkommanditistin ausschließlich auf Rechnung 
und Gefahr der Treugeber tätig. Sie hat dementsprechend ge-
genüber den Treugebern Anspruch auf Ersatz ihrer angemes-
senen und notwendigen Aufwendungen zzgl. gesetzlicher 
Umsatzsteuer und auf Befreiung von den auf Rechnung der 
Treugeber eingegangenen Verbindlichkeiten bei Beendigung 
des Treuhandverhältnisses. 

2.		�  Aufgabe der Treuhandkommanditistin ist nach dem Beitritt 
der Treugeber das treuhänderische Halten und Verwalten der 
im eigenen Namen einheitlich gehaltenen Kommanditbeteili-
gung für Rechnung der Treugeber. Alle übrigen der Treuhand-
kommanditistin zustehenden Kommanditistenrechte werden, 
soweit sie der Treuhandkommanditistin in ihrer Eigenschaft 
und Funktion als Treuhänderin zustehen, durch die Treugeber 
selbst wahrgenommen, das heißt, die Treugeber werden so be-
handelt, als wenn sie selbst Kommanditisten der Gesellschaft 
wären. Dies gilt insbesondere für die Beteiligung der Treugeber 
am Gesellschaftsvermögen, am Gewinn und Verlust, an einem 
möglichen Auseinandersetzungsguthaben oder einem Liqui-
dationserlös sowie für die Ausübung der mitgliedschaftlichen 
Kommanditistenrechte, z. B. gemäß §§ 164, 166 HGB. 

3.		�  Die Treuhandkommanditistin ist bei Ausscheiden eines Treu-
gebers zur Herabsetzung ihres Kommanditanteils in Höhe des 
Anteils des ausgeschiedenen Treugebers berechtigt. 

§ 15 	 Vergütung der Treuhandkommanditistin 
		�  Die Treuhandkommanditistin erhält beginnend mit dem zwei-

ten Halbjahr 2016 für die im Rahmen des Treuhandvertrages 
zu erbringenden Leistungen eine laufende Vergütung in Höhe 
von 0,50 Prozent der Summe der Kapitalkonten I am jeweiligen 
Ende des Geschäftsjahres p. a., die quartalsweise in Rechnung 
gestellt wird, zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. Das Honorar wird 
jährlich um 2 Prozent erhöht, erstmals ab 2018. 

		�  Für ihre Tätigkeit in der Zeichnungsphase erhält die Treu-
handkommanditistin eine einmalige Vergütung in Höhe von 
0,15  Prozent der Summe der Kapitalkonten I am Ende des 
Geschäftsjahres, in dem die Zeichnungsphase endet, min-
destens jedoch EUR 20.000 jeweils zzgl. gesetzlicher Umsatz-
steuer. Die einmalige Vergütung ist grundsätzlich am Ende der 
Zeichnungsphase zur Zahlung fällig; die Mindestgebühr ist zu 
Beginn der Zeichnungsphase fällig. Die Treuhandkommanditis-
tin erhält ferner eine einmalige Gebühr für ihre Tätigkeiten im 
Rahmen der Liquidation und Beendigung der Gesellschaft in 
Höhe von 0,50 Prozent des Veräußerungserlöses zzgl. gesetz-
licher Umsatzsteuer. Die Treuhandkommanditistin hat zudem 
Anspruch auf Ersatz ihrer angemessenen und notwendigen 
Aufwendungen. Die Vergütungen und der Aufwendungsersatz 
sind im Jahresabschluss als Aufwand zu behandeln. 



RE09 Windenergie Deutschland110

V	G esellschafterbeschlüsse 

§ 16 	 Gesellschafterbeschlüsse 
1.		�  Die Gesellschafter fassen ihre Beschlüsse in der Gesellschafter-

versammlung oder im schriftlichen Beschlussverfahren. 

2.		�  Die Gesellschafter beschließen neben den in § 10 Absatz 4 auf-
geführten Geschäften insbesondere über: 

		  a)	 die Feststellung des Jahresabschlusses, 

		  b)	 die Entlastung der Komplementärin, 

		  c)	 die Verwendung des Jahresergebnisses, 

		  d)	 die Entscheidung über Auszahlungen und Entnahmen,

		  e)	� die Veräußerung wesentlicher Teile des Gesellschaftsver-
mögens,

		  f )	 die Tätigkeitsvergütung für die Beiratsmitglieder sowie 

		  g)	� die Wahl und Bestellung des Abschlussprüfers, erstmalig 
für das Geschäftsjahr 2017; für die Geschäftsjahre 2015 
und 2016 erfolgt die Wahl und Bestellung des Abschluss-
prüfers jeweils durch die Geschäftsführung (vgl. § 10 Ab-
satz 3 Buchstabe i) des Gesellschaftsvertrages). 

3.		�  Das Stimmrecht richtet sich nach dem Kapitalkonto I abzgl. 
eventuell ausstehender Einlage. Auf je voll eingezahlte 
EUR  1.000 der Beteiligung am Gesellschaftskapital entfällt 
eine Stimme. Die Komplementärin verfügt über zehn Stim-
men. Die Treugeber sind von der Treuhandkommanditistin 
bevollmächtigt, bei Gesellschafterversammlungen sowie bei 
Beschlussfassungen im Wege des schriftlichen Abstimmungs-
verfahrens die der Treuhandkommanditistin aufgrund ihrer 
durch die Treugebereinlage zustehenden Stimmrechte an-
teilig und entsprechend der Höhe ihrer Treugebereinlage im 
Verhältnis zur gesamten Treugebereinlage selbst auszuüben. 
Die Vollmacht kann nur aus wichtigem Grund widerrufen wer-
den. Die Gesellschaft und ihre Gesellschafter sind mit dieser 
Rechtsausübung einverstanden. Soweit Treugeber bei der 
Stimmrechtsausübung durch die Treuhandkommanditistin 
aufgrund Vollmacht vertreten werden, ist die Treuhandkom-
manditistin berechtigt, die auf die Treugebereinlage entfal-
lenden Stimmrechte in Abhängigkeit von den Weisungen der 
Treugeber anteilig und entsprechend der Höhe der jeweiligen 
Treugebereinlage im Verhältnis zur gesamten Treugebereinla-
ge auszuüben. Ohne Bevollmächtigung vertritt die Treuhand-
kommanditistin die Treugeber nicht automatisch. Erteilen 
Treugeber der Treuhandkommanditistin keine Weisungen, 
enthält sie sich insoweit der Stimme. Soweit die Treugeber 
Stimmrechte und sonstige mitgliedschaftliche Rechte auf-
grund der vorstehenden Bevollmächtigung selbst ausüben, 
übt die Treuhandkommanditistin diese Rechte nicht aus. 

4.		�  Gesellschafterbeschlüsse werden grundsätzlich mit der einfa-
chen Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei Stim-
mengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Für Gesellschaf-

terbeschlüsse über Geschäfte gemäß §  10 Absatz  4 ist eine 
qualifizierte Mehrheit von 75  Prozent der stimmberechtigten 
und anwesenden bzw. vertretenen Gesellschafter erforderlich. 
In allen Angelegenheiten, in denen das Gesetz eine andere 
Mehrheit vorschreibt, ist diese maßgeblich. Die Stimmenmehr-
heit ist aus dem Verhältnis der abgegebenen Ja- und Nein-
Stimmen zu ermitteln. Stimmenthaltungen zählen als nicht 
abgegebene Stimmen. 

5.		�  Über Inhalt und Ergebnis der Gesellschafterbeschlüsse ist 
von der Komplementärin ein Protokoll anzufertigen. Das Pro-
tokoll ist von der Komplementärin zu unterzeichnen und in 
Abschrift an die Gesellschafter und Treugeber zu versenden. 
Der Inhalt des Protokolls gilt als genehmigt, sofern der jewei-
lige Gesellschafter oder Treugeber dessen Richtigkeit nicht 
binnen eines Monats nach Absendung des Protokolls an die 
Gesellschafter und Treugeber schriftlich und unter Angabe 
von Gründen gegenüber der Komplementärin widerspricht. 
Über die Einsprüche wird in der nächsten Gesellschafterver-
sammlung bzw. der nächsten schriftlichen Beschlussfassung 
entschieden. 

6.		�  Gesellschafterbeschlüsse können nur innerhalb einer Aus-
schlussfrist von zwei Monaten ab Absendung des Protokolls 
über die Gesellschafterversammlung (Datum des Poststem-
pels) bzw. die schriftliche Beschlussfassung durch Klage ge-
gen die Gesellschaft angefochten werden. Maßgeblich für 
die Einhaltung der Anfechtungsfrist ist der Zeitpunkt der 
Klageerhebung. 

§ 17 	 Gesellschafterversammlung 
1.		�  Eine ordentliche Gesellschafterversammlung soll einmal 

jährlich spätestens im September stattfinden. Die ordentli-
che Gesellschafterversammlung kann nach Maßgabe von 
§  18 des Gesellschaftsvertrages durch ein schriftliches Ab-
stimmungsverfahren ersetzt werden. 

2.		�  Darüber hinaus ist eine außerordentliche Gesellschafterver-
sammlung einzuberufen, wenn dies im Interesse der Ge-
sellschaft erforderlich ist oder wenn der Beirat bzw. Kom-
manditisten, die zusammen mindestens 10  Prozent des 
Kommanditkapitals innehaben, dies verlangen. Das Einberu-
fungsverlangen muss unter Angabe der Gründe und der Ta-
gesordnungspunkte schriftlich bei der Komplementärin einge-
reicht werden. 

3.		�  Die Gesellschafterversammlung findet grundsätzlich am Sitz 
der Gesellschaft statt. 

4.		�  Die Einberufung einer Gesellschafterversammlung erfolgt 
schriftlich unter vollständiger Angabe der Beschlussgegen-
stände durch die Komplementärin unter Wahrung einer Frist 
von zwei Wochen, gerechnet vom Tag der Absendung der 
Ladung an die Gesellschafter. Bei außerordentlichen Gesell-
schafterversammlungen kann die Ladungsfrist auf eine Wo-
che verkürzt werden. Die Ladung wird an die der Gesellschaft 
zuletzt bekannt gegebene Anschrift der Gesellschafter mittels 
einfachen Briefes, der mit Aufgabe zur Post als zugegangen 
gilt, versandt. Jede Anschriftenänderung ist der Gesellschaft 
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umgehend schriftlich mitzuteilen. Die Ladung muss die Ta-
gesordnung sowie die Beschlussgegenstände enthalten. Ist 
die Feststellung des Jahresabschlusses und/oder des Lage-
berichts und/oder des Geschäftsberichts Gegenstand der 
Beschlussfassung, ist der Jahresabschluss und/oder Lagebe-
richt und/oder der Geschäftsbericht der Ladung beizufügen. 
Ergänzungen der Tagesordnung können von Gesellschaftern 
schriftlich mit einer Frist von fünf Tagen (Eintreffen bei der 
Komplementärin) vor der Gesellschafterversammlung ange-
meldet werden. 

5.		�  Jeder Gesellschafter kann sich in der Gesellschafterversamm-
lung durch einen anderen Gesellschafter, ein von Berufs wegen 
zur Verschwiegenheit verpflichtetes Mitglied der steuer- oder 
rechtsberatenden Berufe oder durch den Finanzberater, der 
den Beitritt des Gesellschafters zur Gesellschaft vermittelt hat, 
vertreten lassen. Die Vollmacht ist schriftlich zu erteilen und der 
Komplementärin zu Beginn der Gesellschafterversammlung 
auszuhändigen. 

6.		�  Die Treugeber sind berechtigt, an der Gesellschafterversamm-
lung selbst teilzunehmen. Ihre Rechtsstellung entspricht inso-
weit der von Kommanditisten; § 17 Absatz 1 bis 5 gelten mit 
der Maßgabe, dass die Ladung an die gemäß §  11 Absatz  1 
angegebene Anschrift der Treugeber zu erfolgen hat. 

7.		�  Die Gesellschafterversammlung wird von der Komplementärin 
geleitet. Sie ist berechtigt, im Interesse der Gesellschaft auch 
andere Personen wie z.  B. Sachverständige, deren Teilnahme 
sie für erforderlich hält, an der Gesellschafterversammlung teil-
nehmen zu lassen. 

8.		�  Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn sämt-
liche Gesellschafter ordnungsgemäß geladen, die Komple-
mentärin sowie die Treuhandkommanditistin anwesend bzw. 
wirksam vertreten und mindestens 20  Prozent der Stimmen 
anwesend oder vertreten sind. Ist die Gesellschafterversamm-
lung nicht beschlussfähig, ist sie aufzulösen und gemäß § 17 
Absatz 4 innerhalb einer Frist von zwei Wochen mit gleicher Ta-
gesordnung erneut einzuberufen. Die Gesellschafterversamm-
lung ist dann in jedem Fall beschlussfähig; auf diesen Umstand 
ist in der Ladung hinzuweisen. 

9.		�  Über die Ergebnisse der Gesellschafterversammlung ist ein 
schriftliches Protokoll anzufertigen, das den Anlegern von der 
Gesellschaft zu übersenden ist. 

§ 18 	 Schriftliches Beschlussverfahren 
1.		�  Die Frist zur Stimmabgabe im schriftlichen Beschlussverfahren 

beträgt vier Wochen ab dem Datum der Mitteilung über die 
schriftliche Beschlussfassung. Maßgeblich für die Wirksamkeit 
der Stimmabgabe ist der Stimmeingang bei der Komplemen-
tärin. Anderenfalls gilt die Stimme als nicht abgegeben und 
damit als Enthaltung. 

2.		�  Im schriftlichen Beschlussverfahren ist stets Beschlussfähigkeit 
gegeben. 

3.		  Im Übrigen gilt § 17 entsprechend. 

VI	R echnungslegung 

§ 19 	 Konten der Gesellschaft 
1.		  Die Komplementärin führt die Konten der Gesellschaft. 

2.		�  Für jeden Gesellschafter wird nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften ein Kapitalkonto geführt, das sich aus dem festen 
Kapitalkonto (Kapitalkonto I), dem Gewinn- und Verlustkonto 
(Kapitalkonto II) und dem Privatkonto zusammensetzt. Das 
Kapitalkonto I entspricht der gezeichneten Pflichteinlage des 
Gesellschafters (Kommanditkapital ohne Agio); es ist fest. Nach 
dem Stand des gesamten Kapitalkontos bemessen sich die 
Stimmrechte des Gesellschafters, die Ergebnisverteilung, die 
Beteiligung am Gesellschaftsvermögen sowie der Anspruch 
auf das Auseinandersetzungsguthaben und der Liquidations-
erlös. Entnahmen aus diesem Konto sind nicht zulässig. Auf 
dem Kapitalkonto II werden die dem jeweiligen Gesellschafter 
zugewiesenen Gewinn- und Verlustanteile gebucht. Auf dem 
Privatkonto werden etwaige weitere Einlagen des jeweiligen 
Gesellschafters sowie sämtliche Entnahmen und Auszahlun-
gen gebucht. 

3.		�  Das von den Anlegern zu zahlende Agio wird einem gesamt-
händerisch gebundenen Rücklagenkonto als Kapitalrücklage 
zugeführt. 

4.		�  Sämtliche Konten werden nicht verzinst und gewähren mit 
Ausnahme des Kapitalkontos I keine Gesellschafterrechte. 

5.		�  Treugeber, die z. B. gemäß § 6 Absatz 2 oder § 24 Absatz 1 Kom-
manditisten der Gesellschaft werden, übernehmen die in § 19 
Absatz 2 und 3 genannten Konten der Treuhandkommanditis-
tin anteilig. 

§ 20 	 Gewinn- und Verlustverteilung, Auszahlungen 
1.		�  Die Beteiligung der Gesellschafter am Vermögen – einschließ-

lich eventuell gebildeter stiller Reserven und Lasten –, am 
Gewinn und Verlust der Gesellschaft sowie am Auseinander-
setzungsguthaben richtet sich, soweit in den nachfolgenden 
Ziffern nichts Abweichendes bestimmt ist, nach dem Verhältnis 
der Kapitalkonten I der Gesellschafter. 

2.		�  Die Gesellschafter, die ihre Zeichnungsunterlagen vollständig 
einschließlich der notwendigen Identifikation nach dem Geld-
wäschegesetz eingereicht haben, von der Treuhandkomman-
ditistin angenommen wurden und ihre Kapitaleinlage zzgl. 
Agio vollständig geleistet haben (Tag der Gutschrift auf dem 
Konto der Gesellschaft), erhalten für den Zeitraum bis zum Ab-
lauf der Zeichnungsphase einen Frühzeichnerbonus in Form 
eines Vorabgewinns in Höhe von 3 Prozent p. a., der im jewei-
ligen Folgejahr ausgezahlt wird. Dabei ist die Höhe des Früh-
zeichnerbonus taggenau zu ermitteln. Dabei wird der Tag der 
Einzahlung verzinst, nicht jedoch der Tag der Schließung des 
Beteiligungsangebotes. Die in Satz 1 genannten Voraussetzun-
gen müssen kumulativ vorliegen. 

3.		�  Nach Zuweisung des Frühzeichnerbonus gemäß Absatz 2 wird 
das verbleibende Ergebnis der Geschäftsjahre 2015, 2016 und 
2017 jeweils unabhängig vom Zeitpunkt des Beitritts oder der 
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Erhöhung der Kapitaleinlage im Verhältnis der Kapitalkonten 
I verteilt. Die Verteilung erfolgt dabei in der Weise, dass das 
Ergebnis der Gesellschaft vom Zeitpunkt des Beitritts eines 
Anlegers oder der Erhöhung der Einlage zunächst dem bei-
tretenden Anleger bis zu der Höhe allein zugewiesen wird, 
in der vorher beigetretene Anleger entsprechend ihrer Kapi-
taleinlage am Ergebnis beteiligt waren. Das nach Abzug dieser 
Vorabverteilung verbleibende Ergebnis wird auf alle Anleger 
im Verhältnis ihrer Kapitalkonten I verteilt. Durch diese Sonder-
regelungen soll sichergestellt werden, dass alle Gesellschafter 
entsprechend ihrer Beteiligung am Ergebnis der Investitions-
phase gleichmäßig teilnehmen. Soweit die Sonderregelung 
zum Schluss des Geschäftsjahres 2017 nicht zur Gleichstellung 
der Beteiligung am Ergebnis entsprechend den Verhältnissen 
der Kapitalkonten I führt, gilt diese Sonderregelung für die wei-
teren Geschäftsjahre entsprechend. 

4.		�  Aus liquiden Überschüssen, die nicht zur Deckung zukünftiger 
Kosten erforderlich sind, sollen die Gesellschafter voraussicht-
lich ab dem Jahr 2017 mindestens einmal jährlich nachschüs-
sig für das vorausgegangene Jahr eine gewinnunabhängige 
Auszahlung erhalten. Diese erfolgt im Verhältnis der Kapital-
konten  I zueinander. Auszahlungen werden als Forderungen 
der Beteiligungsgesellschaft gegen die entsprechenden Ge-
sellschafter erfasst, sofern kein Gesellschafterbeschluss gefasst 
ist, der der Auszahlung zustimmt oder diese genehmigt. 

5.		�  Die vorstehenden Regelungen gelten klarstellend für die 
Treugeber entsprechend mit der Maßgabe, dass sie über die 
Treugebereinlage der Treuhandkommanditistin entsprechend 
ihrem jeweiligen Kapitalkonto I am Vermögen und am Ergeb-
nis der Gesellschaft beteiligt sind. 

§ 21 	 Jahresabschluss 
		�  Der Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung nebst 

Anhang) sowie – soweit gesetzlich vorgeschrieben – der Lage-
bericht und/oder der Geschäftsbericht sind alljährlich innerhalb 
der gesetzlichen Fristen und unter Beachtung der einschlägigen 
gesetzlichen Vorgaben von der Komplementärin aufzustellen 
und den Gesellschaftern zur Feststellung vorzulegen.

§ 22 	 Steuerliche Erklärungen 
		�  Die für die Besteuerung der Anleger im Rahmen der einheit-

lichen und gesonderten Gewinnfeststellung notwendigen 
Erklärungen gibt die Komplementärin ab. Sonderbetriebsein-
nahmen und -ausgaben der Anleger (z. B. für die Fremdfinan-
zierung der Pflichteinlage nebst Agio anfallende Zinsen) sind 
der Komplementärin spätestens bis zum 15. März des Folge-
jahres nachzuweisen. Später nachgewiesene Sonderbetriebs-
ausgaben können von der Komplementärin nur berücksichtigt 
werden, wenn dies verfahrensrechtlich noch möglich ist, und 
nur gegen Erstattung der ggf. entstehenden Aufwendungen. 

VII	�A usscheiden aus der Gesellschaft und  
Auflösung der Gesellschaft 

§ 23 	 Kündigung des Gesellschafterverhältnisses 
1.		�  Das Gesellschafterverhältnis kann von den Kommanditisten 

mit einer Frist von sechs Monaten jeweils nur zum Ende eines 
Geschäftsjahres ordentlich gekündigt werden, jedoch frühes-
tens zum Ende der Laufzeit gemäß § 1 Absatz 4 dieses Gesell-
schaftsvertrages. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung 
bleibt hiervon unberührt. 

2.		�  Kündigt die Komplementärin das Gesellschaftsverhältnis zu ei-
nem Zeitpunkt, zu dem nicht sämtliche Kommanditisten das 
Gesellschaftsverhältnis gekündigt haben, bestellen die Kom-
manditisten bzw. Treugeber durch Gesellschafterbeschluss 
gemäß §§  16 Absatz  2, 10 Absatz  4 Buchstabe g) eine neue 
Komplementärin, die ohne Auseinandersetzung der Gesell-
schaft und mit denselben Rechten und Pflichten wie die aus-
scheidende Komplementärin vor deren Ausscheiden in die 
Gesellschaft eintritt. Die ausscheidende Komplementärin hat 
gegenüber der Gesellschaft einen Anspruch auf Freistellung 
von Verbindlichkeiten der Gesellschaft, jedoch keinen An-
spruch auf Sicherheitsleistung für den Freistellungsanspruch 
der Gesellschaft. 

3.		�  Kündigt die Treuhandkommanditistin ein Treuhandverhältnis 
gemäß § 16 Absatz 2 des Treuhandvertrages außerordentlich, 
so gilt die Kündigung auch gegenüber der Gesellschaft, ge-
richtet auf Kündigung des für den Treugeber gehaltenen (Teil-)
Kommanditanteils. Bei ordentlicher bzw. außerordentlicher 
Kündigung des Treuhandvertrages durch einen Treugeber ge-
mäß § 16 Absatz 2 des Treuhandvertrages wird der Treugeber 
Kommanditist der Gesellschaft, aufschiebend bedingt durch 
seine Eintragung im Handelsregister. Die Treuhandkommandi-
tistin ist unter Befreiung von den Beschränkungen des § 181 
BGB berechtigt und bevollmächtigt, ihren treuhänderisch ge-
haltenen Kommanditanteil und die Haftsumme in dem Um-
fang herabzusetzen, in dem Treugeber das Treuhandverhältnis 
außerordentlich oder ordentlich gekündigt haben. 

4.		�  Die Kündigung des Gesellschaftsverhältnisses hat nicht die 
Auflösung der Gesellschaft, sondern nur das Ausscheiden des 
Kündigenden zur Folge. Beschließt die Gesellschafterversamm-
lung innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach Zugang der 
Kündigung die Liquidation der Gesellschaft, so nimmt auch der 
Kündigende noch an der Liquidation der Gesellschaft teil. 

§ 24 	 Tod eines Gesellschafters 
1.		�  Stirbt ein Gesellschafter, so wird die Gesellschaft mit seinen Er-

ben fortgesetzt, wenn und soweit die Erben die Voraussetzun-
gen des § 5 Absatz 2 erfüllen. Anderenfalls werden die Erben 
nicht Gesellschafter. 

2.		�  Stirbt ein Treugeber, so wird das Treuhandverhältnis mit den Er-
ben fortgesetzt einschließlich der damit verbundenen Rechte 
und Pflichten. Soweit die Erben nicht die Voraussetzungen von 
§ 5 Absatz 2 erfüllen, werden die Erben nicht Treugeber und 
scheiden aus der Gesellschaft aus. 
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3.		�  Die Erbfolge ist durch Vorlage einer Ausfertigung des Erb-
scheins oder einer beglaubigten Abschrift der letztwilligen 
Verfügung (Testament/Erbvertrag) sowie des Testamenteröff-
nungsprotokolls nachzuweisen. Gleichzeitig haben die Erben 
nachzuweisen, dass sie die Voraussetzungen des § 5 Absatz 2 
erfüllen. Ferner haben die Erben unverzüglich die für die Iden-
tifikationsprüfung nach dem Geldwäschegesetz erforderlichen 
Nachweise zu erbringen. Mehrere Erben haben einen gemein-
samen Bevollmächtigten zu bestimmen, der die Gesellschaf-
terrechte einheitlich wahrzunehmen hat. Bis zur schriftlichen 
Benennung des Bevollmächtigten ruhen die Mitwirkungs-, 
Informations- und Stimmrechte. Im Fall der Erbauseinander-
setzung gilt die Mindestbeteiligungssumme des § 5 Absatz 4 
nicht. 

4.		�  Die Erben haben der Komplementärin jeweils eine notariell 
beglaubigte, unwiderrufliche und über den Tod hinaus gül-
tige Handelsregistervollmacht zu erteilen, die sie ermächtigt, 
in ihrem jeweiligen Namen alle erforderlichen Erklärungen 
gegenüber dem Registergericht abzugeben, sofern der Erblas-
ser im Handelsregister eingetragen war. Die Kosten für die Be-
glaubigung der Handelsregistervollmacht und die infolge des 
Erbfalls notwendigen Handelsregisteränderungen sowie eine 
pauschale Bearbeitungsgebühr inkl. gesetzlicher Umsatzsteuer 
für die Komplementärin in Höhe von 0,50 Prozent der Pflicht-
einlage, mindestens jedoch EUR 150, tragen im Verhältnis zur 
Gesellschaft die Erben. 

§ 25 	 Ausschluss aus der Gesellschaft 
1.		�  Die Komplementärin ist berechtigt, einen Anleger aus der Ge-

sellschaft auszuschließen, wenn 

		  a)	� über sein Vermögen das Insolvenzverfahren oder ein 
ähnliches Verfahren eröffnet oder mangels Masse abge-
lehnt ist, 

		  b)	� sein Gesellschaftsanteil von einem Gläubiger gepfändet 
und die Vollstreckungsmaßnahme nicht innerhalb von 
drei Monaten aufgehoben wird, 

		  c)	� ein sonstiger wichtiger Grund in der Person des Komman-
ditisten vorliegt, der es den übrigen Gesellschaftern un-
zumutbar macht, das Gesellschaftsverhältnis fortzusetzen, 
z. B. gemäß §§ 140, 133 HGB, oder 

		  d)	� er nicht mehr die Voraussetzungen von § 5 Absatz 2 erfüllt. 
Die Kommanditisten sind verpflichtet, der Komplementä-
rin die Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder eines ähn-
lichen Verfahrens bzw. dessen Ablehnung mangels Masse 
unverzüglich anzuzeigen. Eine eigene Ermittlungspflicht 
der Komplementärin besteht diesbezüglich nicht. 

2.		�  Verwirklicht ein Treugeber einen der in § 25 Absatz 1 genann-
ten Ausschlussgründe, ist die Treuhandkommanditistin gemäß 
§ 16 Absatz 2 des Treuhandvertrages berechtigt, das jeweilige 
Treuhandverhältnis außerordentlich zu kündigen. 

3.		�  Die Komplementärin kann nur aus wichtigem Grund und nur 
durch Gesellschafterbeschluss gemäß §§  16 Absatz  2, 10 Ab-
satz 4 Buchstabe g) aus der Gesellschaft ausgeschlossen werden. 
Der Ausschluss wird frühestens zu dem Zeitpunkt wirksam, an 
dem eine neue Komplementärin als persönlich haftende Gesell-
schafterin wirksam in die Gesellschaft aufgenommen wurde.

4.		�  Der Ausschluss wird wirksam mit der schriftlichen Mitteilung 
des Ausschließungsbeschlusses an den Ausgeschlossenen, 
unbeschadet einer etwaigen gerichtlichen Anfechtung. Im Fall 
des Ausschlusses ruhen ab diesem Zeitpunkt die Mitwirkungs-, 
Informations- und Stimmrechte des Ausgeschlossenen. 

5.		�  Der Ausgeschlossene scheidet mit dem Ende des laufenden 
Geschäftsjahres aus der Gesellschaft aus. Die Gesellschaft 
wird mit den übrigen Gesellschaftern fortgesetzt. Wird die 
Treuhandkommanditistin aus der Gesellschaft ausgeschlos-
sen, bestellen die Treugeber entsprechend § 14 Absatz 1 des 
Treuhandvertrages eine neue gemeinsame Treuhandkomman-
ditistin; bis dahin werden sie wie atypisch stille Gesellschafter 
behandelt. Alternativ können die Treugeber entsprechend § 14 
Absatz  2 des Treuhandvertrages Kommanditisten der Gesell-
schaft werden. Die ausgeschlossene Komplementärin scheidet 
mit Zugang der schriftlichen Mitteilung des Ausschließungs-
beschlusses aus der Gesellschaft aus. Das Gleiche gilt für die 
Treuhandkommanditistin. Die Kommanditisten bzw. Treugeber 
bestellen in diesem Fall durch Gesellschafterbeschluss gemäß 
§§ 16 Absatz 2, 10 Absatz 4 Buchstabe g) eine neue Komple-
mentärin, die ohne Auseinandersetzung der Gesellschaft und 
mit denselben Rechten und Pflichten wie die ausscheidende 
Komplementärin vor deren Ausscheiden in die Gesellschaft 
eintritt. Die ausscheidende Komplementärin hat gegenüber 
der Gesellschaft einen Anspruch auf Freistellung von Verbind-
lichkeiten der Gesellschaft, jedoch keinen Anspruch auf Sicher-
heitsleistung für den Freistellungsanspruch der Gesellschaft. 

6.		�  Wird zum Ausscheidenszeitpunkt die Liquidation der Gesell-
schaft von der Gesellschafterversammlung beschlossen, nimmt 
der ausscheidende Kommanditist bzw. Treugeber an der Liqui-
dation der Gesellschaft noch teil. 

§ 26 	 Auseinandersetzungsguthaben 
1.		�  Der nach Maßgabe der §§  23 bis 25 des Gesellschaftsver-

trages ausscheidende Anleger hat Anspruch auf ein Ausei-
nandersetzungsguthaben. Dieser Anspruch beläuft sich auf 
90  Prozent des nach Absatz  2 ermittelten Verkehrswertes 
seines Gesellschaftsanteils. Hiervon ist eine etwaige ausste-
hende Kapitaleinlage des Anlegers in Abzug zu bringen. Die 
Kosten der Auseinandersetzung trägt der ausscheidende An-
leger. Diese können von seinem Auseinandersetzungsgutha-
ben in Abzug gebracht werden. 

2.		�  Bemessungsgrundlage für das Auseinandersetzungsguthaben 
ist ein Vermögensstatus auf den letzten Bilanzstichtag vor dem 
wirksamen Ausscheiden aus der Gesellschaft, in dem sämtliche 
Wirtschaftsgüter unter Auflösung stiller Reserven mit ihrem 
Verkehrswert anzusetzen sind; ein etwaiger Firmenwert bleibt 
jedoch außer Ansatz. Seit dem Bilanzstichtag eingetretene Ge-
winne oder Verluste werden zeitanteilig ausgeglichen. 
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3.		�  Kommt eine Einigung über die Höhe der Abfindung des aus-
scheidenden Kommanditisten nicht zustande, so entscheidet 
ein von der Wirtschaftsprüferkammer zu benennender Wirt-
schaftsprüfer als Schiedsgutachter. Die Kosten dieses Schieds-
gutachtens trägt der ausscheidende Anleger. Weichen die 
Feststellungen des Gutachters jedoch um mehr als 10 Prozent 
zugunsten des ausscheidenden Anlegers von der Auseinan-
dersetzungsbilanz gemäß Absatz 1 ab, so trägt die Gesellschaft 
die gesamten Kosten des Schiedsgutachtens. 

4.		�  Das Auseinandersetzungsguthaben ist in fünf gleichen Jahres-
raten auszuzahlen. Die erste Rate wird zum Ende des Kalen-
derjahres gezahlt, in dem das Auseinandersetzungsguthaben 
festgestellt wurde. Die weiteren Raten werden mit Ablauf der 
folgenden Kalenderjahre fällig. Es ist vom Tag des Ausscheidens 
mit 2 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz p. a. zu verzinsen. 
Die Gesellschaft hat jedoch das Recht, Zahlungstermine aus-
zusetzen, wenn die jeweils aktuelle Liquiditätslage der Gesell-
schaft derartige Zahlungen nicht zulässt. 

§ 27 	 Auflösung und Liquidation der Gesellschaft 
1.		�  Beschließen die Gesellschafter gemäß §§  16 Absatz  2 und 4 

und 10 Absatz 4 Buchstabe b) die Auflösung der Gesellschaft, 
wird diese liquidiert. 

2.		�  Liquidator ist die Komplementärin oder ein von ihr bestimmter 
Dritter. Die Komplementärin bzw. der von ihr benannte Dritte 
haben Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen. Der Aufwen-
dungsersatz ist im Jahresabschluss als Aufwand zu behandeln. 

3.		�  Der Liquidationserlös wird – unabhängig von der Gewinnver-
teilung gemäß § 20 – nach Begleichung der Gesellschaftsver-
bindlichkeiten und der Vergütung der Treuhandkommandi-
tistin an die Gesellschafter im Verhältnis der Kapitalkonten I 
zueinander ausgezahlt. 

VIII	 Schlussbestimmungen 

§ 28	 Wettbewerbsbeschränkungen 
		�  Durch diesen Vertrag werden keine Wettbewerbsbeschränkun-

gen, insbesondere kein Wettbewerbsverbot gemäß § 112 HGB 
begründet. 

§ 29	 Datenschutz 
		�  Die in der Beitrittserklärung zur Person des Anlegers und sei-

ner Beteiligung enthaltenen Angaben werden entsprechend 
den Regelungen des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) un-
ter Einsatz von EDV-Anlagen durch die Gesellschaft erhoben, 
verarbeitet und/oder genutzt; der Anleger nimmt hiervon zu-
stimmend Kenntnis. Die Datenverarbeitung umfasst auch die 
Übermittlung dieser Daten an Gesellschaften der reconcept 
Unternehmensgruppe, die Mittelverwendungskontrolleurin, 
die Komplementärin, die Treuhandkommanditistin, die recht-
lichen und steuerlichen Berater der Gesellschaft sowie die von 
den Anlegern ggf. benannten Steuerberater sowie die zustän-
digen Finanzbehörden. Darüber hinaus umfasst die Datenver-
arbeitung die Übermittlung der Daten an in- und ausländische 
Berater und Geschäftsführer von Gesellschaften, an denen sich 

die Gesellschaft beteiligt, soweit rechtliche, insbesondere ge-
setzliche oder behördliche Verpflichtungen gegeben sind oder 
der Gesellschaft bei fehlender Übermittlung ein wirtschaftli-
cher oder rechtlicher Nachteil droht. 

§ 30	 Investitionsausschuss 
1.		�  Die Gesellschaft verfügt über einen Investitionsausschuss, der 

im Rahmen des Investitionsprozesses beratend tätig wird. Die 
Mitglieder des Investitionsausschusses sind Michael Conrad, 
Katharina Hollensteiner und Lucas Oelkers. 

2.		�  Die Geschäftsführung ist verpflichtet, dem Investitionsaus-
schuss jedes avisierte Projekt zum Beschluss über eine Emp-
fehlung vorzulegen. Hierzu hat die Geschäftsführung dem 
Investitionsausschuss auch alle zur Beurteilung des Projekts 
zur Entscheidungsfindung über die Investitionsempfehlung 
erforderlichen Informationen und Unterlagen zur Kenntnis zu 
geben. Der Investitionsausschuss überprüft jeweils, ob das von 
der Geschäftsführung vorgeschlagene Projekt die Investitions-
kriterien gemäß Anlage 1 erfüllt. Der Investitionsausschuss hat 
kein Weisungsrecht gegenüber der Geschäftsführung. 

3.		�  Der Investitionsausschuss spricht jeweils durch Beschluss eine 
unverbindliche Investitionsempfehlung hinsichtlich der vor-
geschlagenen Projekte aus. Jedes Mitglied hat eine Stimme. 
Beschlüsse können nur unter Beteiligung aller Mitglieder des 
Investitionsausschusses gefasst werden. Der Beschluss ist zu 
protokollieren und von allen Mitgliedern zu unterzeichnen. Die 
Übermittlung der einfachen Unterschriften kann dabei per Post 
oder Telefax erfolgen. Der Investitionsausschuss bestätigt in 
dem Beschluss, dass ihm für seine Entscheidung alle notwen-
digen Unterlagen vorlagen. 

4.		�  Die Ausschussmitglieder, die nicht für Gesellschaften der 
reconcept Gruppe operativ tätig sind, erhalten für ihre Tätigkeit 
eine pauschale Vergütung pro Mitglied und Ausschusssitzung 
in Höhe von jeweils EUR 1.000 zzgl. gesetzlicher Umsatzsteu-
er. Damit sind alle Aufwendungen, insbesondere Reise- und 
Verpflegungskosten, abgegolten. Die vorgenannte pauschale 
Vergütung ist jeweils zum Jahresende fällig. 

5.		�  Der Investitionsausschuss ist für den gesamten Investitions-
zeitraum bestellt. Sollte in dieser Zeit ein Ausschussmitglied 
ausscheiden, beruft die Komplementärin innerhalb von drei 
Wochen ein neues Mitglied, wobei zu berücksichtigen ist, dass 
insgesamt nur ein Mitglied des Investitionsausschusses an der 
reconcept GmbH oder an mit dieser verbundenen Unterneh-
men beteiligt oder für diese operativ tätig sein darf. 

6.		�  Der Investitionsausschuss muss seine Empfehlung innerhalb 
einer Frist von maximal drei Wochen aussprechen. Sollte der In-
vestitionsausschuss aufgrund einer Verhinderung der Mitglie-
der nicht in der Lage sein, in der geforderten Zeit Beschlüsse 
zu fassen, oder sollten Mitglieder des Investitionsausschusses 
nicht mehr zur Verfügung stehen, kann die Komplementärin 
neue Mitglieder in den Investitionsausschuss berufen. 
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§ 31	 Salvatorische Klausel 
1.		�  Sollten einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages 

unwirksam oder undurchführbar sein bzw. werden, wird da-
durch die Gültigkeit der übrigen Vertragsbestimmungen nicht 
berührt. Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren 
Vertragsbestimmung gilt eine wirksame Vertragsbestimmung 
als vereinbart, die dem angestrebten wirtschaftlichen und 
rechtlichen Zweck der unwirksamen oder undurchführbaren 
Vertragsbestimmung in rechtlich zulässiger Weise am nächsten 
kommt. Entsprechendes gilt, wenn sich bei Durchführung die-
ses Gesellschaftsvertrages eine ergänzungsbedürftige Lücke 
ergeben sollte. 

2.		�  Ergänzungen und Änderungen dieses Gesellschaftsvertrages 
bedürfen der Schriftform; die hierzu gemäß §§ 16 Absatz 4 und 
10 Absatz  4 Buchstabe a) erforderlichen Beschlüsse der Ge-
sellschafterversammlung werden mit dem Tag der Beschluss-
fassung wirksam, unabhängig davon, wann das Ergebnis der 
Beschlussfassung schriftlich mitgeteilt wird.

§ 32	 Gerichtsstand 
1.		�  Erfüllungsort und Gerichtsstand für sämtliche Streitigkeiten 

aus diesem Gesellschaftsvertrag ist der Sitz der Gesellschaft, 
soweit dies gesetzlich zulässig vereinbart werden kann. 

2.		�  Dieser Gesellschaftsvertrag unterliegt dem Recht der Bundes-
republik Deutschland. 

Hamburg, den 23. November 2015 1

reconcept Capital 02 GmbH, 
vertreten durch ihre Geschäftsführer Carsten Diettrich 
und Karsten Reetz 

Hamburg, den 23. November 2015 1

reconcept Treuhand GmbH, 
vertreten durch ihre Geschäftsführer Bernd Prigge und Karsten Reetz 

1	 in der durch Gesellschafterbeschluss geänderten Fassung vom 30. September 2016

Anlage zum Gesellschaftsvertrag

INVESTITIONSKRITERIEN

Technische Investitionskriterien

Bestehende Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Baureife Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Nutzung eines Windenergieanlagen-Prototyps Ausgeschlossen Ausgeschlossen

Windenergieanlagenhersteller Nur namhafte Windenergieanlagenhersteller wie 
Nordex, Vestas, Senvion, Enercon, GE, Siemens 
oder Gamesa, die von einer deutschen Großbank 
als „bankable“ akzeptiert sein müssen.

Nur namhafte Windenergieanlagenhersteller wie 
Nordex, Vestas, Senvion, Enercon, GE, Siemens 
oder Gamesa, die von einer deutschen Großbank 
als „bankable“ akzeptiert sein müssen.

Technische Mindestverfügbarkeit der
Windenergieanlagen gemäß Herstellergarantie Mindestens 95 Prozent Mindestens 95 Prozent

Alter der Windenergieanlagen Windenergieanlagen müssen den Anforderun-
gen einer staatlichen Förderung entsprechen.

Windenergieanlagen müssen den Anforderun-
gen einer staatlichen Förderung entsprechen.

Laufzeit Windparks Die Restlaufzeit bestehender Windparks muss 
mindestens der prognostizierten Laufzeit der Be-
teiligungsgesellschaft sowie der Restlaufzeit der 
genehmigten Vergütung und der Pachtverträge 
entsprechen.

Entfällt

Wartungskonzept („Full Service“) Mindestens für die Laufzeit der Beteiligung erfor-
derlich

Mindestens für die Laufzeit der Beteiligung erfor-
derlich

Rechtliche Investitionskriterien

Bestehende Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Baureife Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Positive rechtliche Prüfung durch eine unab-
hängige Rechtsanwaltskanzlei mit folgenden 
Prüfungsinhalten

Beanstandungsfreie Due Diligence Beanstandungsfreie Due Diligence; daraus muss 
die Aussage zu entnehmen sein, dass keine Fest-
stellungen getroffen wurden, die einer Realisie-
rung des Windenergieprojektes entgegenstehen.

Investitionsstandort Deutschland Deutschland

Wirtschaftliche Investitionskriterien

Bestehende Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Baureife Windparks,  
die den Anforderungen einer staatlichen 
Förderung entsprechen

Zwei unabhängige Windgutachten Erforderlich Erforderlich

Jahresabschluss/Zwischenabschluss  
des Verkäufers der Windenergieanlagen oder  
des Windenergieanlagenprojektes Erforderlich Erforderlich
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Treuhandvertrag

Präambel
Die reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG (nachfol-
gend „Gesellschaft“ genannt) bietet Anlegern (nachfolgend „Treuge-
ber“ genannt) die Möglichkeit, sich nach Maßgabe der Bestimmun-
gen der Beitrittserklärung, des Gesellschaftsvertrages (nachfolgend 
„Gesellschaftsvertrag“ genannt) sowie dieses Treuhandvertrages mit-
telbar über die reconcept Treuhand GmbH (nachfolgend „Treuhände-
rin“ genannt) als Treugeber an der Gesellschaft zu beteiligen und am 
Ergebnis der Gesellschaft zu partizipieren, sei es positiv oder negativ. 

Die Treuhänderin ist an der Gesellschaft als Treuhandkommanditis-
tin beteiligt und als solche unter Befreiung von den Beschränkun-
gen des § 181 BGB berechtigt und bevollmächtigt, ihren Komman-
ditanteil auf maximal EUR 14.000.000 zzgl. Agio zu erhöhen. Sollte 
innerhalb der Zeichnungsfrist das geplante Kommanditkapital er-
reicht werden, ist die Treuhandkommanditistin berechtigt, ihren 
Kommanditanteil unbegrenzt bis zum Ablauf der Zeichnungsphase 
inkl. aller Verlängerungsfristen gemäß § 4 Absatz 2 und 3 des Gesell-
schaftsvertrages zu erhöhen. Den von ihr entsprechend erhöhten 
Kommanditanteil hält und verwaltet die Treuhänderin im Außen-
verhältnis im eigenen Namen, im Innenverhältnis jedoch treuhän-
derisch für anteilige Rechnung der Treugeber. Mit Abgabe der Bei-
trittserklärung, die Bestandteil dieses Treuhandvertrages ist, bieten 
die Treugeber jeder für sich der Treuhänderin den Abschluss dieses 
Treuhandvertrages an. Mit Annahme der Beitrittserklärung durch 
die Treuhandkommanditistin und Übermittlung der unterzeichne-
ten Beitrittserklärung an die Komplementärin sind die Treugeber 
über die Treuhandkommanditistin mittelbar in Höhe der gezeichne-
ten Pflichteinlage an der Gesellschaft beteiligt. Zum Abschluss der 
Zeichnungsphase meldet die Treuhandkommanditistin einmalig für 
alle mittelbar beigetretenen Treugeber die übernommene Haftsum-
me zur Eintragung im Handelsregister an. 

Dieser Treuhandvertrag regelt die Rechtsbeziehungen zwischen den 
Treugebern und der Treuhänderin (Treuhand) sowie zwischen der 
Gesellschaft und der Treuhänderin in Bezug auf die Verwaltung ihres 
Kommanditanteils (Verwaltungstreuhand). Nicht Bestandteil dieses 
Treuhandvertrages sind etwaige mit dem Beteiligungserwerb ver-
folgte wirtschaftliche und steuerliche Ziele der Treugeber. 

§ 1	 Vertragsgegenstand 
1.		�  Der Treugeber bietet mit Abgabe der Beitrittserklärung, die 

Bestandteil dieses Treuhandvertrages ist, der Treuhänderin 
den Abschluss dieses Treuhandvertrages an. Mit Annahme der 
Beitrittserklärung durch die Treuhänderin kommt dieser Treu-
handvertrag zustande. Des Zugangs der Annahmeerklärung 
beim Treugeber bedarf es nicht. Der Treugeber wird jedoch 
zeitnah mit gesondertem Schreiben über die Annahme seiner 
Beitrittserklärung informiert. Die Annahme der Beitrittserklä-
rung kann von der Treuhänderin verweigert werden, wenn be-
gründete Zweifel daran bestehen, dass der Treugeber seinen 
Verpflichtungen, insbesondere seinen Zahlungsverpflichtun-
gen, nachkommen wird. Dieser Treuhandvertrag hat folgenden 
Gegenstand: 

		  a)	� Die Treuhänderin ist an der Gesellschaft als Treuhandkom-
manditistin beteiligt und als solche unter Befreiung von 
den Beschränkungen des § 181 BGB berechtigt und be-
vollmächtigt, ihren Kommanditanteil entsprechend den 
Regelungen des Gesellschaftsvertrages zu erhöhen. Den 
von ihr entsprechend erhöhten Kommanditanteil hält 
und verwaltet sie im Außenverhältnis im eigenen Namen, 
im Innenverhältnis jedoch treuhänderisch für anteilige 
Rechnung der Treugeber (die „Treuhand”). 

		  b)	� Die Treuhänderin ist berechtigt und bevollmächtigt, für 
die Kommanditisten der Gesellschaft, für die gemäß § 16 
Absatz  3 eine Verwaltungstreuhand begründet wird, 
das Stimmrecht bei Gesellschafterversammlungen und 
schriftlichen Beschlussfassungen der Gesellschaft aus-
zuüben, soweit die Kommanditisten dieses nicht selbst 
ausüben oder durch einen bevollmächtigten Vertreter 
ausüben lassen (die „Verwaltungstreuhand”). 

2.		�  Die Treuhänderin erhöht gemäß §  5 des Gesellschaftsver-
trages im Auftrag des Treugebers ihren Kommanditanteil 
an der Gesellschaft um das vom Treugeber in der Beitritts-
erklärung übernommene Kommanditkapital. Sie hält und 
verwaltet den von ihr entsprechend erhöhten Kommandit-
anteil im Außenverhältnis im eigenen Namen, im Innenver-
hältnis jedoch treuhänderisch für anteilige Rechnung des 
Treugebers. Ebenso darf die Treuhänderin für weitere Treu-
geber verfahren. 

3.		�  Die Beteiligung der Treuhänderin an der Gesellschaft als 
Treuhandkommanditistin erfolgt nach Maßgabe des Gesell-
schaftsvertrages. Der Gesellschaftsvertrag ist Bestandteil die-
ses Treuhandvertrages und auf das Verhältnis zwischen der 
Treuhänderin und dem Treugeber entsprechend anwendbar, 
sofern nicht in diesem Treuhandvertrag abweichende Rege-
lungen getroffen sind. 
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§ 2	 Zurechnung der Beteiligung, Sicherung des Treugebers 
1.		�  Die Treuhänderin hält ihren Kommanditanteil für die Treuge-

ber im Außenverhältnis als einheitlichen Gesellschaftsanteil. 
Sie tritt nach außen im eigenen Namen auf. Sie übt die den 
Treugeber betreffenden Rechte und Pflichten gegenüber der 
Gesellschaft nach Maßgabe dieses Treuhandvertrages und des 
Gesellschaftsvertrages aus. 

2.		�  Die Treuhänderin handelt im Innenverhältnis ausschließlich im 
Auftrag und für Rechnung des Treugebers. Wirtschaftlich ist 
der Treugeber Kommanditist der Gesellschaft. Die Treuhände-
rin tritt hiermit ihre Ansprüche an dem festgestellten Jahres-
ergebnis (Gewinn bzw. Verlust), auf die gewinnunabhängigen 
Auszahlungen und das Auseinandersetzungsguthaben an den 
dies mit Abschluss dieses Treuhandvertrages annehmenden 
Treugeber in dem Umfang ab, wie diese Ansprüche dem Treu-
geber nach Maßgabe dieses Treuhandvertrages gebühren. Die 
Treuhänderin ist ermächtigt, die an den Treugeber abgetrete-
nen Ansprüche im eigenen Namen für Rechnung des Treuge-
bers einzuziehen. 

3.		�  Die Treuhänderin tritt für den Fall der Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens oder eines ähnlichen Verfahrens über ihr Vermögen 
den treuhänderisch gehaltenen (Teil-)Kommanditanteil an den 
Treugeber in Höhe des von diesem übernommenen Komman-
ditkapitals mit allen damit verbundenen anteiligen Rechten, 
Pflichten, Ansprüchen und Verbindlichkeiten ab. Dieser nimmt 
die Abtretung mit Abschluss dieses Treuhandvertrages an. 
Entsprechendes gilt im Fall der Ablehnung des Antrages auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder eines ähnlichen Ver-
fahrens mangels Masse sowie für den Fall, dass Maßnahmen 
der Einzelzwangsvollstreckung von Gläubigern der Treuhände-
rin in den treuhänderisch gehaltenen (Teil-)Kommanditanteil 
erfolgen und nicht innerhalb von drei Monaten aufgehoben 
werden. 

§ 3	 Ausführung des Treuhandauftrages 
1.		�  Die Treuhänderin ist unter Befreiung von den Beschränkun-

gen des §  181 BGB berechtigt und bevollmächtigt, ihren 
Kommanditanteil an der Gesellschaft um das in der Beitritts-
erklärung vom Treugeber übernommene Kommanditkapital 
zu erhöhen.

2.		�  Die Treuhänderin haftet gemäß §§ 171 Absatz 1, 172 Absatz 1, 
3 und 4 HGB gegenüber Gläubigern der Gesellschaft in Höhe 
der im Handelsregister eingetragenen Haftsumme, die sie im 
Auftrag des Treugebers übernommen hat. Im Innenverhältnis 
zur Treuhänderin haftet der Treugeber allein und stellt die Treu-
händerin im Fall ihrer Inanspruchnahme unverzüglich entspre-
chend frei. Der Treugeber haftet nicht für Einzahlungsverpflich-
tungen anderer Treugeber. 

§ 4	 Einzahlung des Kommanditkapitals 
1.		�  Der Treugeber hat 100  Prozent seiner Kommanditeinlage 

(Pflichteinlage) zzgl. 3 Prozent Agio hierauf auf das in der Bei-
trittserklärung genannte Einzahlungskonto der Gesellschaft 
einzuzahlen. § 5 Absatz 5 des Gesellschaftsvertrages gilt ent-
sprechend. Sollte mit der Vertriebsgesellschaft ein niedrigeres 
Agio vereinbart worden sein, reduziert sich der Einzahlungsbe-
trag entsprechend. 

2.		�  Leistet der Treugeber seine Einzahlung nicht fristgerecht, hat 
die Treuhandkommanditistin gemäß §§  286, 288 BGB ab Fäl-
ligkeit Anspruch auf die Zahlung von Verzugszinsen in Höhe 
von bis zu 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz p. a.; sie 
ist berechtigt, diesen Anspruch an die Gesellschaft abzutreten. 
Die Geltendmachung eines weiteren Schadens durch die Treu-
händerin bleibt hiervon unberührt. Wird die Einzahlung trotz 
Mahnung und Nachfristsetzung nicht oder nicht in voller Höhe 
erbracht, ist die Treuhänderin berechtigt, das Treuhandverhält-
nis gemäß § 16 Absatz 2 außerordentlich zu kündigen und vom 
Treugeber Schadenersatz wegen Nichterfüllung zu verlangen. 
Die im Zusammenhang mit der außerordentlichen Kündigung 
des Treuhandverhältnisses entstandenen Kosten, mindestens 
jedoch einen Betrag in Höhe von 3 Prozent seiner ursprünglich 
gezeichneten Beteiligung, trägt im Verhältnis zur Treuhänderin 
der säumige Treugeber; es bleibt ihm vorbehalten, einen gerin-
geren Schaden nachzuweisen. 

§ 5	 Freistellung der Treuhänderin 
		�  Die Treuhänderin hat Anspruch darauf, vom Treugeber von al-

len Verbindlichkeiten auf erstes Anfordern freigestellt zu wer-
den, die für sie im Zusammenhang mit dem Erwerb sowie dem 
treuhänderischen Halten und Verwalten des (Teil-)Kommandit-
anteils des Treugebers entstehen. Eine gesamtschuldnerische 
Haftung der Treugeber untereinander ist ausgeschlossen. Die 
Treuhänderin hat keinen Anspruch auf Sicherheitsleistung für 
den Freistellungsanspruch. 

§ 6	 Selbstkontrahieren 
		�  Die Treuhänderin ist von den Beschränkungen des § 181 BGB 

befreit. Sie ist berechtigt, Untervollmacht zu erteilen.
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§ 7	 Rechte und Pflichten des Treugebers 
1.		�  Die dem Treugeber zustehenden Rechte und ihm obliegenden 

Pflichten ergeben sich aus den Bestimmungen des Gesell-
schaftsvertrages sowie dieses Treuhandvertrages. 

2.		�  Beschlussfassungen innerhalb der Gesellschaft erfolgen ent-
sprechend §  16 des Gesellschaftsvertrages. Die Treuhänderin 
hat pro EUR  1.000 ihrer Beteiligung am Gesellschaftskapital 
eine Stimme. Der Treugeber ist entsprechend der Höhe sei-
nes von der Treuhänderin treuhänderisch gehaltenen (Teil-)
Kommanditanteils berechtigt, das Stimmrecht der Treuhän-
derin bei Gesellschafterversammlungen oder bei schriftlichen 
Beschlussfassungen der Gesellschaft unmittelbar selbst auszu-
üben oder von einem der in § 17 Absatz 5 des Gesellschaftsver-
trages genannten Dritten ausüben zu lassen. Anderenfalls übt 
die Treuhänderin ihr Stimmrecht in Höhe des treuhänderisch 
gehaltenen (Teil-)Kommanditanteils nach den Weisungen des 
Treugebers und damit gegenüber den übrigen Gesellschaftern 
gespalten aus; bei fehlender Weisung des Treugebers enthält 
sich die Treuhänderin insoweit ihrer Stimme. 

§ 8	 Treuhandverwaltung 
1.		�  Die Treuhänderin verwaltet den treuhänderisch gehaltenen 

(Teil-)Kommanditanteil gemäß den Bestimmungen dieses 
Treuhandvertrages und des Gesellschaftsvertrages. 

2.		�  Die Treuhänderin hat das Treuhandvermögen getrennt von ih-
rem sonstigen Vermögen zu halten und zu verwalten. 

3.		�  Die Treuhänderin wird alles, was sie in Ausführung dieses Treu-
handvertrages erlangt hat, an den Treugeber herausgeben, 
soweit ihm dies nach dem Treuhandvertrag gebührt und der 
Treugeber all seinen Verpflichtungen nachgekommen ist. 

§ 9	 Rechenschaftsbericht 
1.		�  Die Treuhänderin erstattet dem Treugeber anhand des Jahres-

abschlusses der Gesellschaft einen schriftlichen Bericht über 
das abgelaufene Geschäftsjahr. Der Bericht hat Angaben über 
die Geschäftsentwicklung, die Lage der Gesellschaft und die 
im Jahr durchgeführten gewinnunabhängigen Auszahlungen 
zu enthalten; er kann durch einen entsprechenden Bericht der 
Gesellschaft ersetzt werden. 

2.		�  Die Treuhänderin informiert den Treugeber zudem über we-
sentliche Geschäftsvorgänge der Gesellschaft, soweit dies 
nicht durch einen entsprechenden Bericht der Gesellschaft 
geschieht. 

3.		�  Die Treuhänderin wird alle gewinnunabhängigen Auszahlun-
gen und sonstigen Zuflüsse aus der Gesellschaft umgehend 
an den Treugeber entsprechend dem für ihn gehaltenen (Teil-) 
Kommanditanteil weiterleiten bzw. veranlassen, dass eine di-
rekte Zuleitung von Seiten der Gesellschaft erfolgt. 

§ 10	 Treugeberregister, Datenschutz 
1.		�  Die Treuhänderin führt für die Anleger ein Register, in das ins-

besondere Name und Vorname bzw. Firma, Anschrift, E-Mail- 
Adresse (optional), Bankverbindung, Finanzamt, Steueriden-
tifikationsnummer und/oder Steuernummer sowie die Höhe 
ihrer jeweiligen Beteiligung eingetragen werden (nachfolgend 
„Anlegerregister“). Die Anleger sind verpflichtet, Änderungen 
dieser Angaben der Treuhänderin unverzüglich mitzuteilen. 
Gegenüber der Komplementärin, der Treuhandkommanditis-
tin, der Mittelverwendungskontrolleurin und der Gesellschaft 
gelten nur die im Anlegerregister eingetragenen Personen als 
aus der Beteiligung allein berechtigt und verpflichtet, es sei 
denn, eine andere Person weist durch Vorlage entsprechen-
der Urkunden ihre Berechtigung nach. In diesem Fall ist die 
Geschäftsführung nicht verpflichtet, die Berechtigung aus der 
Beteiligung gesondert nachzuprüfen. Der Anleger hat davon 
Kenntnis und ist damit einverstanden, dass im Rahmen dieses 
Vertrages personenbezogene Daten auf EDV-Anlagen gespei-
chert und zum Zweck der Verwaltung der Beteiligung von der 
Gesellschaft und der Komplementärin genutzt werden. Die 
Treuhänderin ist verpflichtet, nach Aufforderung durch den 
Treugeber Mitteilungen an die übrigen Treugeber weiterzu-
leiten, vorausgesetzt, die dadurch entstehenden Kosten wer-
den von dem Treugeber, der dieses verlangt, im Vorweg an die 
Treuhänderin bezahlt. Mitteilungen an die Anleger erfolgen an 
die Adresse, die im Anlegerregister angegeben ist.

2.		�  Die auf der Beitrittserklärung zur Person des Treugebers und sei-
ner Beteiligung enthaltenen Angaben werden entsprechend 
den Regelungen des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) un-
ter Einsatz von EDV-Anlagen durch die Treuhänderin erhoben, 
verarbeitet und/oder genutzt; der Treugeber nimmt hiervon 
zustimmend Kenntnis. Die Datenverarbeitung umfasst auch 
die Übermittlung dieser Daten an Gesellschaften der reconcept 
Unternehmensgruppe, die Gesellschaft, die Komplementärin 
der Gesellschaft, die Treuhänderin, die Mittelverwendungs-
kontrolleurin, die rechtlichen und steuerlichen Berater der 
Gesellschaft sowie den vom Treugeber ggf. benannten Steu-
erberater, die zuständigen in- und ausländischen Finanzämter 
sowie die im Zusammenhang mit einer eventuellen Eigenka-
pitalrefinanzierung einbezogene Bank. Darüber hinaus umfasst 
die Datenverarbeitung die Übermittlung der Daten an in- und 
ausländische Berater und Geschäftsführer von Gesellschaften, 
an denen sich die Gesellschaft beteiligt, soweit rechtliche, ins-
besondere gesetzliche oder behördliche Verpflichtungen ge-
geben sind oder der Gesellschaft bei fehlender Übermittlung 
ein wirtschaftlicher oder rechtlicher Nachteil droht. 
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§ 11	 Haftung der Treuhänderin 
1.		�  Die Treuhänderin handelt mit der Sorgfalt eines ordentlichen 

Kaufmanns. Soweit sie schuldhaft eine wesentliche Vertrags-
pflicht, insbesondere die Pflicht zur treuhänderischen Verwal-
tung der (Teil-)Kommanditbeteiligung und die Wahrnehmung 
der gesellschaftsrechtlichen Mitwirkungsrechte des Treuge-
bers, verletzt, haftet sie dem Treugeber nach den gesetzlichen 
Vorschriften. Dasselbe gilt für ihre Haftung für Schäden, die aus 
einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 
des Treugebers (Personenschäden) entstehen. 

2.		�  In allen anderen Fällen ist die Haftung der Treuhänderin ge-
genüber dem Treugeber auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 
beschränkt. 

3.		�  Schadenersatzansprüche des Treugebers gegen die Treuhän-
derin verjähren in drei Jahren ab Entstehung des Anspruchs 
und der Kenntnis des Treugebers vom Schaden und der Person 
des Schädigers. Der Treugeber kann Schadenersatzansprüche 
nur geltend machen, wenn er sie innerhalb einer Ausschluss-
frist von einem Jahr nach Kenntniserlangung von dem Schaden 
schriftlich gegenüber der Treuhänderin geltend gemacht hat. 
Unabhängig von der Kenntnis des Treugebers vom Schaden 
und der Person des Schädigers verjähren die Schadenersatz-
ansprüche des Treugebers gegen die Treuhänderin spätes-
tens nach fünf Jahren seit Entstehung des Anspruchs. Ohne 
Rücksicht auf die Anspruchsentstehung und die Kenntnis des 
Treugebers vom Schaden und der Person des Schädigers ver-
jähren Schadenersatzansprüche des Treugebers gegen die 
Treuhänderin in 15 Jahren seit Begehung der Handlung, der 
Pflichtverletzung oder des sonstigen, den Schaden auslösen-
den Ereignisses. §  11 Absatz  1 bis 3 gilt nicht für Schadener-
satzansprüche, die auf grob fahrlässigem oder vorsätzlichem 
Handeln der Treuhänderin beruhen, und nicht für Ansprüche 
auf Ersatz von Personenschäden (Verletzung von Leben, Kör-
per, Gesundheit); in diesen Fällen gelten die gesetzlichen Ver-
jährungsregeln. 

4.		�  Die Treuhänderin übernimmt keine Haftung für den Eintritt der 
vom Treugeber mit seinem Beitritt zur Gesellschaft etwaig ver-
folgten wirtschaftlichen oder steuerlichen Ziele. 

5.		�  Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die Treuhän-
derin keine Haftung für die Bonität der Vertragspartner der Ge-
sellschaft oder dafür übernimmt, dass die Vertragspartner der 
Gesellschaft die eingegangenen vertraglichen Verpflichtungen 
ordnungsgemäß erfüllen. Insbesondere haftet die Treuhände-
rin nicht für die Ertragsfähigkeit der Tätigkeit der Gesellschaft 
oder für den Eintritt der von der Gesellschaft verfolgten sonsti-
gen wirtschaftlichen Ziele. 

§ 12	 Anteilsübertragung 
1.		�  Der Treugeber kann gemäß § 6 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Ge-

sellschaftsvertrages die ihm aus dem Treuhandverhältnis zuste-
henden Rechte und obliegenden Pflichten mit Zustimmung 
der Treuhänderin und nach Maßgabe der Bestimmungen des 
Gesellschaftsvertrages auf einen Dritten übertragen. Soweit die 
in § 6 Absatz 1 des Gesellschaftsvertrages genannten Übertra-
gungsvoraussetzungen vorliegen, darf die Treuhänderin ihre 
Zustimmung nur aus den dort genannten wichtigen Gründen 
verweigern. 

2.		�  Der Treugeber hat der Treuhänderin die Übertragung der Rech-
te und Pflichten aus dem Treuhandverhältnis schriftlich mitzu-
teilen und dabei den Namen sowie die Anschrift des Übertra-
gungsempfängers bekannt zu geben. 

3.		�  Die Kosten für die Übertragung der Rechte und Pflichten aus 
dem Treuhandverhältnis trägt im Verhältnis zur Gesellschaft 
und zur Treuhänderin der Treugeber. § 6 Absatz 4 Satz 3 und 
5 des Gesellschaftsvertrages gilt insoweit entsprechend. Der 
Treugeber erteilt der Treuhänderin über seinen Ausscheidens-
zeitpunkt hinaus Vollmacht, steuerliche Feststellungsbescheide 
mit Bekanntgabewirkung entgegenzunehmen. Die Treuhän-
derin ist berechtigt, die Empfangsvollmacht auf einen Dritten 
zu übertragen. Diese Vollmacht kann nur durch einen Widerruf, 
der sowohl gegenüber der Treuhänderin als auch gegenüber 
dem zuständigen Finanzamt erklärt werden muss, widerrufen 
werden, soweit die Vollmacht über den Ausscheidenszeitpunkt 
hinaus gilt. 

§ 13	 Erbfolge 
		�  Stirbt ein Treugeber, so übernehmen die Erben das Treu-

handverhältnis für den von der Treuhänderin treuhänderisch 
gehaltenen (Teil-)Kommanditanteil einschließlich der damit 
verbundenen Rechte und Pflichten. § 24 Absatz 2 bis 4 des Ge-
sellschaftsvertrages gilt entsprechend. 

§ 14	 Ausscheiden der Treuhänderin aus der Gesellschaft 
1.		�  Scheidet die Treuhänderin z.  B. gemäß §§  23, 25 des Gesell-

schaftsvertrages in ihrer Eigenschaft als Treuhandkommandi-
tistin aus der Gesellschaft aus, können die Treugeber eine neue 
gemeinsame Treuhänderin bestellen. Der für die Bestellung 
einer neuen gemeinsamen Treuhänderin erforderliche Be-
schluss der Treugeber wird mit einfacher Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen gefasst. Für die Beschlussfassung gilt § 16 
des Gesellschaftsvertrages mit der Maßgabe, dass die Treuge-
ber den Beschluss im schriftlichen Beschlussverfahren fassen. 
Das schriftliche Beschlussverfahren wird von der ausscheiden-
den Treuhänderin durchgeführt; ist dies nicht möglich, wird 
die Abstimmung durch die Komplementärin der Gesellschaft 
durchgeführt. Das Treuhandverhältnis wird sodann mit der neu 
bestellten Treuhänderin fortgesetzt. 

2.		�  Alternativ können die Treugeber von der Treuhänderin gemäß 
§ 16 Absatz 3 die Übertragung des von dieser für sie gehalte-
nen (Teil-)Kommanditanteils auf sich verlangen. 
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§ 15	 Vergütung der Treuhänderin 
1.		�  Die Treuhänderin erhält eine Vergütung gemäß § 15 des Gesell-

schaftsvertrages. 

2.		�  Zusätzliche Leistungen der Treuhänderin zugunsten eines ein-
zelnen Treugebers werden diesem gesondert in Rechnung ge-
stellt. 

§ 16	 Dauer des Treuhandvertrages 
1.		�  Dieser Treuhandvertrag wird für die Zeit der Beteiligung der 

Treuhänderin als Treuhandkommanditistin an der Gesellschaft 
geschlossen. 

2.		�  Die Kündigung des Treuhandvertrages durch den Treugeber er-
folgt entsprechend § 23 Absatz 1 und 3 Satz 2 und 3 des Gesell-
schaftsvertrages. Die Treuhänderin kann diesen Treuhandvertrag 
nur außerordentlich kündigen. Die in § 25 Absatz 1 des Gesell-
schaftsvertrages genannten Ausschlussgründe gelten als außer-
ordentliche Kündigungsgründe der Treuhänderin gegenüber 
dem Treugeber. Im Übrigen richten sich die Kündigung und de-
ren Rechtsfolgen nach §§ 23 und 26 des Gesellschaftsvertrages. 

3.		�  Der Treugeber ist berechtigt, von der Treuhänderin mit einer 
Frist von sechs Monaten zum Jahresende, erstmals in dem Jahr, 
in dem die Zeichnungsphase endet, die Übertragung des für 
ihn gehaltenen (Teil-)Kommanditanteils auf sich zu verlan-
gen. Die Übertragung des (Teil-)Kommanditanteils erfolgt im 
Wege der Abtretung und ist aufschiebend bedingt durch die 
Eintragung des Treugebers als Kommanditist im Handelsregis-
ter; § 6 Absatz 2 des Gesellschaftsvertrages gilt entsprechend. 
Mit Übertragung des (Teil-)Kommanditanteils endet das Treu-
handverhältnis und der Treuhandvertrag wird gemäß § 1 Ab-
satz 1 Buchstabe b) als Verwaltungstreuhand fortgeführt. Der 
Treugeber ist verpflichtet, der Komplementärin eine notariell 
beglaubigte Handelsregistervollmacht zu erteilen. Die Kündi-
gungserteilung gegenüber der Treuhänderin wird erst bei Vor-
liegen der Vollmacht wirksam. Die Kosten für die Übertragung 
des (Teil-)Kommanditanteils trägt im Verhältnis zur Gesellschaft 
und zur Treuhänderin der Treugeber; § 6 Absatz 4 Satz 3 und 5 
des Gesellschaftsvertrages gilt insoweit entsprechend. Ansprü-
che des Treugebers gegen die Treuhänderin aus dem Treu-
handverhältnis sind innerhalb eines Monats nach Übertragung 
des (Teil-)Kommanditanteils geltend zu machen. Anderenfalls 
sind sämtliche Ansprüche des Treugebers gegen die Treuhän-
derin mit Übertragung des (Teil-)Kommanditanteils abgegol-
ten. Die Verwaltungstreuhand ist in § 1 Absatz 1 Buchstabe b) 
definiert. Im Übrigen gelten die in diesem Treuhandvertrag für 
das Treuhandverhältnis geregelten Rechte und Pflichten ent-
sprechend für die Verwaltungstreuhand. In jedem Fall endet 
dieser Treuhandvertrag, wenn der Treugeber oder der im Rah-
men der Verwaltungstreuhand betreute Kommanditist, gleich 
aus welchem Grund, aus der Gesellschaft ausscheidet. 

§ 17	 Schlussbestimmungen 
1.		�  Erfüllungsort und Gerichtsstand für Streitigkeiten aus diesem 

Treuhandvertrag ist der Sitz der Treuhänderin, soweit dies ge-
setzlich zulässig vereinbart werden kann. 

2.		�  Mitteilungen an die Treugeber werden an die letzte vom Treu-
geber übermittelte Anschrift übersandt. Sie gelten spätestens 
nach Ablauf von vier Wochen ab Absendung als zugegangen. 

3.		�  Sollten einzelne Bestimmungen dieses Treuhandvertrages un-
wirksam oder undurchführbar sein bzw. werden, wird dadurch 
der Vertrag in seinem übrigen Inhalt nicht berührt, sofern dies 
nicht für eine der Vertragsparteien eine unzumutbare Härte 
darstellt. Die unwirksame oder undurchführbare Vertrags-
bestimmung gilt vielmehr als durch eine solche wirksame 
Vertragsbestimmung ersetzt, die der von den Parteien beab-
sichtigten Regelung in rechtlich zulässiger Weise am nächsten 
kommt. Entsprechendes gilt, wenn dieser Treuhandvertrag 
eine ergänzungsbedürftige Lücke enthält. 

4.		�  Auf diesen Treuhandvertrag findet das Recht der Bundesrepu-
blik Deutschland Anwendung. 

Hamburg, den 2. Oktober 2015

reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG, 
vertreten durch die reconcept Capital 02 GmbH, 
diese vertreten durch ihre Geschäftsführer Carsten Diettrich 
und Karsten Reetz 

Hamburg, den 2. Oktober 2015

reconcept Treuhand GmbH, 
vertreten durch ihre Geschäftsführer Bernd Prigge
und Karsten Reetz 
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Mittelverwendungskontrollvertrag

zwischen der

reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG
Cuxhavener Straße 36
21149 Hamburg

– nachstehend „Gesellschaft“ genannt –

reconcept Treuhand GmbH
Cuxhavener Straße 36
21149 Hamburg

– nachstehend „Treuhänderin“ genannt –
und

MDS Möhrle GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Haferweg 24
22769 Hamburg

– nachstehend „Mittelverwendungskontrolleurin“ genannt –

Präambel
Die Gesellschaft hat den Zweck, Windenergieanlagen in Deutschland 
zu errichten oder zu erwerben und zu betreiben. Hierzu ist beabsich-
tigt, zusätzlich zum Kommanditkapital der Gründungskommanditis-
ten Kommanditkapital von bis zu EUR 14.000.000 durch die Aufnah-
me von weiteren Kommanditisten einzuwerben. Sollte innerhalb der 
Zeichnungsfrist das geplante Kommanditkapital erreicht werden, 
ist die Treuhandkommanditistin berechtigt, ihren Kommanditanteil 
unbegrenzt bis zum Ablauf der Zeichnungsphase inkl. aller Verlän-
gerungsfristen gemäß §  4 Absatz  3 des Gesellschaftsvertrages zu 
erhöhen. Das Investitionsvolumen sowie dessen Verwendung zur 
Projektrealisierung ergeben sich aus dem Investitionsplan gemäß 
dem von der BaFin genehmigten Verkaufsprospekt sowie ggf. dessen 
Nachträgen. Die Mittelverwendungskontrolleurin soll die zweckge-
rechte Verwendung der Geldmittel überwachen und sicherstellen. 
Zur Sicherung der Projektrealisierung und Sicherung der ordnungs-
gemäßen Verwendung der Kommanditeinlagen der Kommanditisten 
vereinbaren die Vertragsschließenden das Folgende: 

§ 1	 Bankkonto 
		�  Die Treuhänderin hat ein Konto bei einem Kreditinstitut ein-

gerichtet (Mittelverwendungskonto). Auf dieses Konto zahlen 
die Kommanditisten (Treuhandkommanditisten), die sich an 
der Gesellschaft beteiligen, ihre Kommanditeinlagen ein. Verfü-
gungen zulasten dieses Kontos sind nur gemeinsam durch die 
Treuhänderin und die Mittelverwendungskontrolleurin mög-
lich (UND-Konto). Die Mittelverwendungskontrolleurin erteilt 
ihre Zustimmung zu einer Verfügung, wenn die in § 2 genann-
ten Voraussetzungen erfüllt sind. Im Verhältnis zwischen den 
Vertragsparteien (Innenverhältnis) steht ein Kontoguthaben 
des Mittelverwendungskontos ausschließlich der Gesellschaft 
zu. Sie ist im Verhältnis zur Mittelverwendungskontrolleurin 
allein verpflichtet, mit dem Mittelverwendungskonto verbun-
dene Lasten und Kosten zu tragen und die Mittelverwendungs-
kontrolleurin insoweit von etwaigen Verpflichtungen freizu-
halten. Das Kontoguthaben des Mittelverwendungskontos ist 
nach Maßgabe dieses Vertrages für Zwecke der Gesellschaft zu 
verwenden. 

§ 2	 Verfügungsvoraussetzungen 
		�  Die Mittelverwendungskontrolleurin prüft, ob formal eine der 

nachfolgenden Auszahlungsvoraussetzungen erfüllt ist. Es ist 
nicht ihre Aufgabe, die Bonität des Zahlungsempfängers und/
oder die wirtschaftliche Vorteilhaftigkeit der Verfügungen zu 
prüfen. 

		  Auszahlungsvoraussetzungen sind (alternativ): 

		  −	� Rückzahlung von eingezahlten Kommanditeinlagen an 
Kommanditisten (Treuhandkommanditisten), 

		  −	� Zwischenanlage auf einem Tages- oder Festgeldkonto, 
über das Verfügungen nur zugunsten des Mittelverwen-
dungskontos möglich sind, 

		  −	� Rückzahlung des Darlehens zur Umsatzsteuerzwischenfi-
nanzierung sowie der Darlehenszinsen oder 

		  −	 der Verwendungszweck entspricht dem Investitionsplan. 

		�  Bei Verwendung entsprechend dem Investitionsplan muss 
eine Verwendungsempfehlung des Investitionsausschusses 
gemäß §  30 des Gesellschaftsvertrages vorliegen. Der Ver-
wendungszweck ist durch Rechnungen nachzuweisen. Der 
Höhe nach darf die Summe der Auszahlungen für einen Ver-
wendungszweck gemäß Investitionsplan um die in den Rech-
nungen ausgewiesene Umsatzsteuer überschritten werden. 
Der Mittelverwendungskontrolleurin sind die zur Prüfung der 
Mittelfreigabevoraussetzungen gemäß Präambel dieses Ver-
trages erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Der 
Mittelverwendungskontrolle unterliegen lediglich die Gesell-
schaftereinlagen inkl. des Agios, nicht dagegen die Fremdmit-
tel oder sonstige Eigenmittel. 

§ 3	 Vergütung der Mittelverwendungskontrolleurin 
		�  Die Mittelverwendungskontrolleurin erhält von der Gesell-

schaft eine Vergütung von pauschal EUR 9.500 zzgl. etwaiger 
gesetzlicher Umsatzsteuer. Die Vergütung ist mit Ankauf der 
Vermögensgegenstände durch die Beteiligungsgesellschaft 
verdient und fällig. 

§ 4	 Haftung 
1.		�  Die Mittelverwendungskontrolleurin handelt mit der Sorgfalt 

eines ordentlichen Kaufmanns. Sie haftet nur bei grob fahrläs-
siger oder vorsätzlicher Verletzung ihrer Pflichten. Die Haftung 
für einfache Fahrlässigkeit ist ausgeschlossen, es sei denn, es 
sind vertragswesentliche Pflichten verletzt. 

2.		�  Ansprüche gegen die Mittelverwendungskontrolleurin sind 
auf den Ersatz des unmittelbaren Schadens beschränkt und 
können nur geltend gemacht werden, wenn der Berechtigte 
nicht auf andere Weise Ersatz verlangen kann. 

3.		�  Die Mittelverwendungskontrolleurin haftet nicht für den wirt-
schaftlichen Erfolg der Beteiligung, die Bonität der Vertragspart-
ner der Gesellschaft oder dafür, dass die Vertragspartner der 
Gesellschaft die eingegangenen vertraglichen Pflichten ord-
nungsgemäß erfüllen. Ebenso haftet die Mittelverwendungs-
kontrolleurin nicht für die Verwirklichung der steuerlichen Ab-
sichten der Kommanditisten und für die Prospektangaben. 
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4.		�  Schadenersatzansprüche verjähren sechs Monate nach Been-
digung dieses Vertrages. 

5.		�  Für die Durchführung der Kontrolltätigkeit und die Haftung 
der Mittelverwendungskontrolleurin auch gegenüber Dritten 
gelten die vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland 
e.V. herausgegebenen und als wesentlicher Bestandteil diesem 
Vertrag beigefügten „Allgemeinen Auftragsbedingungen für 
Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften“ in 
der Fassung vom 1. Januar 2002. 

§ 5	 Vertragsdauer 
1.		�  Der Vertrag endet mit Abschluss der Investitionsphase, das 

heißt, sobald die Beteiligung geschlossen ist, die gemäß Inves-
titionsplan vorgesehenen Zahlungen getätigt und ein etwai-
ger Restbetrag an die Gesellschaft ausgekehrt wurden. Einer 
Kündigung bedarf es nicht. 

2.		�  Eine Kündigung dieses Vertrages ist ausgeschlossen. Das Recht 
der Vertragsparteien zur außerordentlichen Kündigung des 
Vertrages aus wichtigem Grund bleibt hiervon unberührt. 

3.		�  Die Kontrolltätigkeit endet in dem Fall, dass die Voraussetzun-
gen für die Mittelfreigabe endgültig nicht eintreten, mit der 
Rückzahlung der Gesellschaftereinlagen an die Anleger. 

4.		�  Die Kontrolltätigkeit endet im Sicherungsfall, soweit die das 
Projekt finanzierenden Banken von ihren Sicherungsrechten 
Gebrauch machen. 

§ 6	 Schlussbestimmungen
1. 		�  Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der 

Schriftform. Frühere Vereinbarungen verlieren ihre Wirksam-
keit. 

2. 		�  Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder 
werden, so bleibt der Vertrag im Übrigen wirksam. Es sollen 
dann im Wege der (auch ergänzenden) Auslegung die Rege-
lungen gelten, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirk-
samen Bestimmung so weit wie möglich entsprechen. Wenn 
eine Auslegung aus Rechtsgründen ausscheidet, verpflichten 
sich die Vertragsparteien, dementsprechende ergänzende Ver-
einbarungen zu treffen. Das gilt auch, wenn sich bei Durchfüh-
rung oder Auslegung des Vertrages eine ergänzungsbedürfti-
ge Lücke ergibt. 

3.		�  Alle Ansprüche aus und im Zusammenhang mit diesem Ver-
trag unterliegen deutschem Recht. Erfüllungsort und Gerichts-
stand für alle Ansprüche aus diesem Vertrag ist Hamburg. 

Hamburg, den 2. Oktober 2015

reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG, 
vertreten durch die reconcept Capital 02 GmbH, 
diese vertreten durch ihre Geschäftsführer Carsten Diettrich 
und Karsten Reetz 

Hamburg, den 2. Oktober 2015

reconcept Treuhand GmbH, 
vertreten durch ihre Geschäftsführer Bernd Prigge 
und Karsten Reetz 

Hamburg, den 2. Oktober 2015

MDS Möhrle GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
vertreten durch ihren Geschäftsführer Christian Kampmeyer 
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Verbraucherinformationen �
für den Fernabsatz

Beteiligungsgesellschaft/Emittentin
reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG 
ABC-Straße 45, 20354 Hamburg 
Telefon	 040 – 325 21 65 0 
Telefax	 040 – 325 21 65 69 
E-Mail		 info@reconcept.de 
Amtsgericht Hamburg, HRA 119297

Geschäftsführung
Karsten Reetz als Geschäftsführer der Komplementärin reconcept Ca-
pital 02 GmbH

Hauptgeschäftstätigkeit 
Der Gegenstand der Gesellschaft ist der Erwerb, die Errichtung und 
der Betrieb von Windenergieanlagen und Windenergieparks in 
Deutschland sowie die Verwertung, Vermarktung und Veräußerung 
der damit erzeugten elektrischen Energie. Als Nebentätigkeit darf 
die Gesellschaft im eigenen Namen, für eigene Zwecke und nicht für 
Dritte eigenes Kapitalvermögen verwalten und nutzen. Die Liquidi-
tätsreserve darf z. B. in Zinsanlagen, Tagesgeld und Festgeld angelegt 
werden. Die Gesellschaft darf Zweigniederlassungen unter gleicher 
oder anderer Firma im Inland errichten. Die Gesellschaft darf Unter-
nehmensverträge, z.  B. Dienstleistungsverträge mit anderen Unter-
nehmen, schließen, solange die unternehmerischen Entscheidungen 
im laufenden Geschäftsbetrieb bei der Gesellschaft selbst verbleiben. 
Werden Dienstleistungen ausgelagert, verbleiben die Lenkungs-, Ge-
staltungs- und Weisungsrechte bei der Gesellschaft. 

Für die Zulassung zuständige Aufsichtsbehörde 
Nach derzeitiger Rechtslage (zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung) 
ist für die vorgenannte Gesellschaft keine Zulassung erforderlich. Sie 
unterliegt in Deutschland der Aufsicht durch das Gewerbeaufsichtsamt. 

Besondere Informationen gemäß § 312d Absatz 2 BGB i. V. m. Artikel 246b EGBGB

Allgemeine Informationen zu den Anbietern und anderen gegenüber den Anlegern auftretenden Personen 

Prospektverantwortliche/ 
Anbieterin/Vertriebsgesellschaft
reconcept consulting GmbH 
ABC-Straße 45, 20354 Hamburg 
Telefon	 040 – 325 21 65 0 
Telefax	 040 – 325 21 65 69 
E-Mail		 info@reconcept.de 
Amtsgericht Hamburg, HRB 123651

Geschäftsführung
Dennis Gaidosch und Karsten Reetz 

Hauptgeschäftstätigkeit 
Gegenstand dieses Unternehmens sind der Erwerb, die Betreuung, 
die Fortführung und die Veräußerung von Unternehmen oder Be-
teiligungen an Unternehmen sowie die Verwaltung von Unterneh-
men oder Beteiligungen an Unternehmen sowie die Verwaltung 
und Verwertung sonstigen Vermögens der Gesellschaft und damit 
zusammenhängende Beratungsdienstleistungen sowie alle damit 
im Zusammenhang stehenden Tätigkeiten aller Art, ausgenommen 
erlaubnispflichtige Tätigkeiten aller Art sowie der Vertrieb oder die 
Vertriebskoordination von Kapitalanlagen, die Erstellung von Finan-
zierungskonzepten und die vertriebs- und marketingtechnische 
Beratung von kapitalsuchenden Unternehmen sowie alle damit im 
Zusammenhang stehenden Tätigkeiten aller Art. 

Für die Zulassung zuständige Aufsichtsbehörde 
Die reconcept consulting GmbH verfügt über eine Erlaubnis nach § 34f 
GewO. Sie unterliegt in Deutschland der Aufsicht durch das Gewerbe-
aufsichtsamt. 
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Treuhänderin
reconcept Treuhand GmbH 
ABC-Straße 45, 20354 Hamburg 
Telefon	 040 – 325 21 65 30 
Telefax 	 040 – 325 21 65 69 
E-Mail		 info@reconcept-treuhand.de 
Amtsgericht Hamburg, HRB 119729

Geschäftsführung
Bernd Prigge und Karsten Reetz 

Hauptgeschäftstätigkeit
Treuhänderische Verwaltung von Kommanditanteilen für Treugeber 
im Rahmen geschlossener Beteiligungsgesellschaften. 

Für die Zulassung zuständige Aufsichtsbehörde
Nach derzeitiger Rechtslage (zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung) 
ist für die vorgenannte Gesellschaft keine Zulassung erforderlich. Sie 
unterliegt in Deutschland der Aufsicht durch das Gewerbeaufsichtsamt. 

Name und Anschrift des Vermittlers
Informationen zum Vermittler ergeben sich aus der Beitrittserklärung. 

Informationen zum Zustandekommen 
des Vertrages 
Durch Unterzeichnung und Übermittlung der ausgefüllten Beitrittser-
klärung gibt der Anleger gegenüber der Emittentin ein Angebot zum 
Beitritt zur Beteiligungsgesellschaft ab. Der Beitritt zur Beteiligungs-
gesellschaft wird wirksam, wenn die Treuhänderin dieses Angebot 
annimmt. Dem Anleger werden Annahme des Angebotes und Bei-
tritt schriftlich bestätigt. Der Prospekt zum Beteiligungsangebot „RE09 
Windenergie Deutschland“ sowie die Beitrittserklärung enthalten 
ausführliche Beschreibungen der Vertragsverhältnisse. Im Hinblick auf 
Details wird auf diese Dokumente verwiesen.

Wesentliche Leistungsmerkmale 
der Kapitalanlage
Der Anleger beteiligt sich mittelbar als Treuhandkommanditist über 
die reconcept Treuhand GmbH, Hamburg, an der Beteiligungsgesell-
schaft reconcept 09 Windenergie Deutschland GmbH & Co. KG. Der 
Anlagebetrag wird zur Finanzierung von Windenergieanlagen weiter-
gegeben. Die Anleger nehmen am wirtschaftlichen Erfolg der Betei-
ligungsgesellschaft teil. Weitere Details sind diesem Verkaufsprospekt 
zu entnehmen. 

Preise
Der Anleger hat neben dem Kommanditkapital ein Agio in Höhe von 
3  Prozent auf das gesamte Kommanditkapital gemäß seiner Festle-
gung in der Beitrittserklärung zu leisten. 

Weitere vom Anleger zu zahlende Steuern und 
Kosten, zusätzliche Kommunikationskosten
Liefer- und Versandkosten werden dem Anleger nicht in Rechnung 
gestellt. Eigene Kosten für Kommunikation hat er jedoch selbst zu 
tragen. Zu den steuerlichen Auswirkungen der Beteiligung für den 
Anleger wird auf die entsprechenden Ausführungen im Prospekt, ins-
besondere auf die „Steuerlichen Grundlagen“ verwiesen. 

Wesentliche tatsächliche und  
rechtliche Risiken der Vermögensanlage
Das vorliegende Beteiligungsangebot ist mit Risiken behaftet, die bis 
zum Totalverlust des eingesetzten Kapitals (Einlage nebst Agio) und 
bis zur Privatinsolvenz des Anlegers führen können. Details zu den 
mit einer Beteiligung an der reconcept 09 Windenergie Deutschland 
GmbH & Co. KG verbundenen Risiken werden auf der Seite 17 ff., „We-
sentliche tatsächliche und rechtliche Risiken der Vermögensanlage“ 
beschrieben. 
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Sprache und Gültigkeitsdauer der zur Verfügung 
gestellten Informationen
Maßgebliche Sprache für das Vertragsverhältnis und die Kommunika-
tion mit dem Anleger ist Deutsch. 

Die Informationen sind bis zur Mitteilung von Änderungen gültig, 
längstens jedoch bis zum Ende der Gültigkeit dieses Verkaufspros-
pektes (je nachdem, welcher Zeitpunkt früher eintritt). Der Verkaufs-
prospekt ist nach seiner Billigung zwölf Monate lang für öffentliche 
Angebote gültig, sofern er um die nach § 11 VermAnlG erforderlichen 
Nachträge ergänzt wird (§ 8a VermAnlG). Sämtliche Informationen ste-
hen nur in deutscher Sprache zur Verfügung.

Zahlung und Erfüllung der Verträge,  
weitere Vertragsbedingungen
Das Kommanditkapital sowie das Agio in Höhe von 3 Prozent darauf 
sind auf das in der Beitrittserklärung genannte Sonderkonto nach 
Annahme der Beitrittserklärung und Aufforderung durch die Treuhän-
derin zu zahlen. Bei ganz oder teilweise verspäteter Einzahlung der 
Einlage können ab Fälligkeit Verzugszinsen berechnet werden. Des 
Weiteren kann ein Verzug oder Versäumnis zum Ausschluss des Anle-
gers aus der Beteiligung führen. Weitere Einzelheiten ergeben sich aus 
dem Gesellschaftsvertrag und den „Rechtlichen Grundlagen“. 

Widerrufsrechte 
Dem Anleger steht ein gesetzliches Widerrufsrecht nach § 355 BGB zu 
(siehe dazu Widerrufsbelehrung in der Beitrittserklärung). 

Mindestlaufzeit des Vertrages/der Verträge,  
vertragliche Kündigungsregelungen
Die Laufzeit der Gesellschaft endet grundsätzlich am 31. Dezember 
2023 (Mindestlaufzeit). Die Geschäftsführung ist berechtigt, die Lauf-
zeit der Gesellschaft durch schriftliche Erklärung an die Gesellschafter 
mit Frist von drei Monaten vor dem jeweiligen Laufzeitende zweimal 
um jeweils ein Jahr zu verlängern, mithin bis höchstens zum 31. De-
zember 2025.

Das Gesellschafterverhältnis kann von den Kommanditisten mit einer 
Frist von sechs Monaten jeweils nur zum Ende eines Geschäftsjah-
res ordentlich gekündigt werden, jedoch frühestens zum Ende der 
Laufzeit gemäß §  1 Absatz  4 des Gesellschaftsvertrages, das heißt 
frühestens zum 31.  Dezember 2023 vorbehaltlich einer etwaigen 
Verlängerung der Laufzeit durch die Geschäftsführung. Das Recht zur 
außerordentlichen Kündigung bleibt hiervon unberührt. 

Die Kündigung des Gesellschaftsverhältnisses hat nicht die Auflösung 
der Gesellschaft, sondern nur das Ausscheiden des Kündigenden zur 
Folge. Beschließt die Gesellschafterversammlung innerhalb einer Frist 
von sechs Monaten nach Zugang der Kündigung die Liquidation der 
Gesellschaft, so nimmt auch der Kündigende noch an der Liquidation 
der Gesellschaft teil.

Die Rechtsfolgen einer Beendigung bestimmen sich aus § 23 – § 27 
des Gesellschaftsvertrages. Auch eine Übertragung des Kommandit-
anteils ist nach Maßgabe von § 6 des Gesellschaftsvertrages und § 12 
des Treuhandvertrages möglich. 

Rechtsordnung und Gerichtsstand 
Für vorvertragliche Schuldverhältnisse, für den Beitritt sowie die 
Rechtsbeziehung des Anlegers unter dem Gesellschaftsvertrag mit 
der Emittentin gilt deutsches Recht. Sofern der Anleger Verbraucher 
im Sinne des § 13 BGB ist, gelten für den Gerichtsstand die gesetz-
lichen Regelungen. Ansonsten ist als Gerichtsstand für den Gesell-
schaftsvertrag Hamburg vereinbart. 

Vertragssprache 
Maßgebliche Sprache für das Vertragsverhältnis und die Kommunika-
tion mit dem Anleger ist Deutsch.

AuSSergerichtliche Streitigkeiten/ 
Streitschlichtung 
Für die Beilegung von Meinungsverschiedenheiten aus der Anwen-
dung der Vorschriften des BGB betreffend Fernabsatzverträge über 
Finanzdienstleistungen besteht die Möglichkeit, die bei der Deut-
schen Bundesbank eingerichtete Schlichtungsstelle anzurufen. Die 
Verfahrensordnung ist bei der Deutschen Bundesbank erhältlich. Die 
Adresse lautet:

Deutsche Bundesbank 
– Schlichtungsstelle – 
Wilhelm-Epstein-Straße 14, 60431 Frankfurt am Main 
Telefon	 069 – 23 88 19 07
Fax			  069 – 23 88 19 19
E-Mail		 schlichtung@bundesbank.de
Internet 	 www.bundesbank.de

Garantiefonds/Einlagensicherung 
Ein Garantiefonds oder eine andere Entschädigungsregelung beste-
hen nicht. 
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Allgemeine Abwicklungshinweise

schein mit Widerrufsbelehrung erhalten haben. Die Empfangsbestäti-
gung ist durch Sie zu unterzeichnen. 

Verbraucherinformationen 
zu Fernabsatzverträgen
Gemäß §  312c BGB in Verbindung mit der BGB-Informationspflich-
ten-Verordnung informieren die Verbraucherinformationen für den 
Fernabsatz auf Seite 123 ff. über die Projektverantwortlichen, die Ver-
tragsverhältnisse, die Besonderheiten bei Fernabsatzverträgen, den 
weiteren Rechtsbehelf sowie die Einlagensicherung. Sie bestätigen 
mit Ihrer Unterschrift auf dem Zeichnungsschein, diese Verbraucher
informationen erhalten und gelesen zu haben. 

Identifizierung nach Geldwäschegesetz 
Sofern der Vermittler dazu legitimiert ist, kann dieser die vorgeschrie-
bene Anlegeridentifizierung durchführen. Auf dem Zeichnungsschein 
sind dazu folgende persönliche Daten zu ergänzen: 

Vor- und Nachname, 
Geburtsort und -datum, 
Meldeanschrift 

Des Weiteren muss dem Zeichnungsschein eine Kopie Ihres gülti-
gen Personalausweises (Vorder- und Rückseite) oder des gültigen 
Reisepasses (Seite mit Lichtbild) nebst gültiger Meldebescheini-
gung beigefügt werden. Ein Vermerk des Legitimierenden auf dem 
Zeichnungsschein schließt die Legitimation ab. Alternativ kann eine 
Legitimationsprüfung kostenfrei über das Postident-Verfahren der 
Deutsche Post AG erfolgen. Entsprechende Unterlagen finden Sie 
im Internet unter www.reconcept.de oder nach Anforderung bei der 
reconcept GmbH auf dem Postweg. Für weitere Fragen zum Post
ident-Verfahren stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 

Bestätigung über die Annahme des  
Zeichnungsangebotes
Mit der Annahme eines Zeichnungsangebotes durch die Treuhän-
derin ist das Gesellschaftsverhältnis begründet. Nach Annahme des 
Zeichnungsangebotes erhalten Sie eine Bestätigung in Textform. 

Zahlung des Zeichnungsbetrages
Der Zeichnungsbetrag (zzgl. 3 Prozent Agio) ist in voller Höhe inner-
halb von zehn Tagen nach Annahme der Beitrittserklärung (Zeich-
nungsschein) gemäß den Angaben im Zeichnungsschein fällig. Die 
Einzahlung hat auf das Sonderkonto der reconcept Treuhand GmbH 
bei der Commerzbank AG per Überweisung zu erfolgen: 

IBAN: 	 DE03 2174 0043 0864 4593 00
BIC: 	 COBADEFFXXX
Verwendungszweck:	 „RE09 Windenergie Deutschland“

Anlegerkreis
Das Beteiligungsangebot ist für die Platzierung und den Vertrieb in-
nerhalb der Bundesrepublik Deutschland bestimmt. 

Zeichnungsschein
Zur Beteiligung an der Gesellschaft füllen Sie bitte den beiliegenden 
Zeichnungsschein aus. Bitte stellen Sie vor Versand sicher, dass sämt-
liche Unterschriften auf dem Zeichnungsschein geleistet wurden, das 
Datum der Zeichnung vermerkt ist, der Zeichnungsschein keinerlei 
Streichungen aufweist (da sonst eine Annahme nicht erfolgen kann), 
Ihre persönliche Identifikationsnummer vom Bundeszentralamt für 
Steuern vermerkt ist, die Zeichnungssumme in Ziffern und in Worten 
eingetragen ist sowie im Fall der Legitimationsprüfung durch einen Ver-
mittler eine Kopie Ihres gültigen Personalausweises (Vorder- und Rück-
seite) oder des gültigen Reisepasses (Seite mit Lichtbild) beigefügt ist. 

Bitte beachten Sie, dass Zeichnungsunterlagen, die falsch oder nicht 
vollständig ausgefüllt worden sind, nicht bearbeitet werden können. 

Grundlagen der Zeichnung
Grundlage für eine Beteiligung an der reconcept 09 Windenergie 
Deutschland GmbH & Co. KG sind der Verkaufsprospekt einschließlich 
etwaiger veröffentlichter Nachträge hierzu, der Gesellschaftsvertrag 
und der Treuhandvertrag der reconcept 09 Windenergie Deutschland 
GmbH & Co. KG sowie der Zeichnungsschein. 

Mindestzeichnungsbetrag
Der Mindestzeichnungsbetrag je Anleger beträgt EUR  10.000 (zzgl. 
3 Prozent Agio). Höhere Zeichnungsbeträge sollen ohne Rest durch 
1.000 teilbar sein. 

Adressat der Zeichnungsunterlagen
Bitte senden Sie Ihre vollständigen Zeichnungsunterlagen an die fol-
gende Adresse: 

reconcept Treuhand GmbH, ABC-Straße 45, 20354 Hamburg 

Für weitere Fragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung: 
Telefon	 040 – 325 21 65 30 
Telefax	 040 – 325 21 65 69 
E-Mail		 info@reconcept-treuhand.de 

Werden Zeichnungsunterlagen vorab per Telefax übermittelt, bitten 
wir Sie, das Originaldokument schnellstmöglich nachzusenden. 

Empfangsbestätigung
Die Empfangsbestätigung enthält Ihre Erklärung, dass Sie den Ver-
kaufsprospekt einschließlich der vertraglichen Unterlagen und der 
Verbraucherinformationen für den Fernabsatz sowie den Zeichnungs-
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